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Arımornie 


Einleitung. 


Es iſt unmöglich, daß man im Staate für die Dauer Grundſätze be⸗ 
folge, welche mit jenen, die unferer gefelffchaftlichen Ordnung, ja unferer 
ganzen Civiliſation zu Grunde liegen, im Widerſpruche ftehen: ift es 
daher, wie ich im erften Theile dieſer Arbeit bewiefen zu haben glaube, 
wahr, daß die Begriffe, welde man im Staate zu verwirf- 
lien ftrebt, in ver Bedeutung genommen, welde man den- 
felben beilegt, mit jenen, die der Entwidlung der ganzen 
hriftliden Eivilifation al8 Grundlage gedient haben, im 
Widerfprude ftehen, fo müflen wir entweder die DBerwirklichung 
biefer Srundfähe im Staate ald unmöglich anerfennen oder annehmen, 
daß die Verwirklichung derfelben den Untergang unferer ganzen Cüvili⸗ 
fation zur Folge haben würde; aus lesterem kann aber durchaus nicht 
die Folgerung gezogen werden, daß die Berwirklichung diefer Grund- 
fäge überhaupt unmöglich fei. 

Sp blühend ift feine Stelle der Erde, daß wir nit an die Ver⸗ 
gänglichfeit alles Trdifchen erinnert wurden. Wie und im Yrühling, 
wenn fi) Alles neu entfaltet, und jeder Aſt mit frifchen Blättern und 
Blüthen geſchmückt dafteht, manche vertrodnete Pflanze und dürre Blätter 
an die vergangene Blüthenzeit früherer Jahre erinnern, fo tritt ung in 
Epochen alljeitigen Fortfchritt8 die Gefchichte- mit ihren Erinnerungen 
entgegen. In faft verlafienen Gegenden, in den Wüften Aliens und 
Afrikas, ja in den Urwälbern der neuen Welt haben ſich die Spuren 
alter Gefittungen erhalten. Hohe Süulenreihen, die über die Sand⸗ 
wogen hervorragen, Die Trümmer von Paläften, die jetzt kaum dem 
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einfamen Hirten und feiner kleinen Heerde genug Schatten geben, bie 
Refte großer Wälle und Straßen, die der Kraft der Alles umgeftaltenden 
Natur durch Yahrtaufende getrogt, Gräber, diefe ficherfte, oft einzige 
Spur, die das menfchliche Dafein auf Erden zurüdließ, Tempel, deren 
Gottheiten uns längft nicht mehr befannt find, und die und in ihren Ruinen 
nur daran erinnern, daß der Menfch überall und zu allen Zeiten 
feine Blide nad) Oben gerichtet, — die Riejenftädte, die die Wiffen- 
fchaft an längft verödeten Gegenden aufgefunden, und wo fie die Schrift- 
zeichen, mit welchen die Wände bededt find, noch umſonſt zu deuten 
verfucht, al dieſes verkündet und biefelbe ernfte Lehre: daß nichts fo 
groß und herrlich fei, was nicht endlich, wenn feine Zeit gefommen, 
untergehen müßte, und daß jede Gefittung, fo hoch fie aud) Jenen, 
die fi) ihrer erfreuten, gefchienen hat, immer nur als ein Uebergangs⸗ 
punft zu einer noch höhern Entwicklung gedient habe. Denn die Ge: 
jhichte, die uns die Vergänglichfeit alles Deffen, was Menjchen und 
‚Bölker Schaffen, zeigt, beweift uns zugleich, daß die Urfache diefer Ver⸗ 
gänglichfeit in dem ewigen Gefege des Fortſchritts zu fischen fei, wonach 
wir jede Richtung nur fo lange befolgen können, als die weitere Ent- 
widlung in dieſer Richtung möglich, if: 

Wer kann behaupten, daß unferer Eivilifation, auf pie wir fo ftolz find, 
nicht ein ähnliches Schickſal bevorfteht, daß nicht Zeiten kommen werden, ja 
fommen müffen, wo die Menfchheit, nachdem fie Die Gränze der in dem Kreife 
der gegenwärtigen Givilifatton möglichen Entwidlung erreicht hat, ſich 
gewaltfam neue Bahnen brechen wird, um nad) langen Kämpfen, unter 
welchen die Menfchheit wie der Strom, wenn er gegen Hinderniſſe zu 
fämpfen hat, zurüd zu weichen ſcheint, endlich fiegreich einen weiteren 
Lauf zu beginnen! Auch unfere Eivilifation if auf den Trümmern einer 
Gefittung, welche uns felbft jetzt noch groß und herrlich erfcheint, ent- 
ftanden; wie fönnten wir und der Täufchung Hingeben, daß fie feldft 
ungzerftörbar fei? 

Die Ueberzeugung, daß gewiſſe Begriffe nur mit dem Untergang 
unferer Givilifation zu verwirklichen find, kann uns daher nicht von der 
abfoluten Unmöglichkeit, diefe Begriffe zu verwirklichen, überzeugen, fie 
muß uns vielmehr an die Gefahren erinnern, welche unfere Givilifation 
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bedrohen. Wollen wir und über Diefe beruhigen, fo müflen wir, ftatt 
Diejenigen, die für die Menfchheit neue. Bahnen zu eröffnen fuchen, 
Thoren zu fchelten, die Frage zu beantworten fuchen, ob ſich unfere 
Givilifation wirklich überlebt habe, und ob daher der Angen- 
blid, in welchem aud fie einer neuen Gefittung Play maden 
wird, als nahe bevorjtehend angenommen werden könne? 

Die Gefchichte lehrt und, daß der Untergang einer Givilifation nie 
durch Außere Verhältniffe herbeigeführt werde. ine ganze Reihe blu- 
tiger Revolutionen, die Unterjohung cioilifirter Völker durch Barbaren, 
fönnen die Entwidlung der Givilifation unterbrechen, fie vernichten 
fönnen fie nicht. Die Urfache des Unterganged jeder Givilifation ift 
vielmehr immer in. ihr jelbft zu fuchen. | 

Religion, Eivilifation, Gefelichaft und Staat üben nicht nur eine“ 
Wechſelwirkung auf einander aus, jondern dienen fi auch gegenfeitig 
zur Grundlage. Wie der Staat auf einer gewiffen gefellfchaftlichen 
Ordnung beruht, fo ift diefe das Ergebniß der ganzen Givilifation, die 
felbft auf Die allgemeine Geltung gewiſſer religtöfer Begriffe begründet 
if. So lange diefe ihre Macht auf das Gemüth der Menfchen nicht 
verloren haben, kann weber die gefellfchaftliche Ordnung noch der Staat 
dauernd auf neuen Grundlagen errichtet werden; daher fann jede 
Cisilifation nur mitden Begriffen, auf welden fie ſich ent- 
widelt hat, untergehen. Diefes ift aber, wie un die Weltgefchichte 
Iehrt, immer nur dann gefchehen, wenn 

a) entweder jene Begriffe, die der Civiliſation als 
Grundlage gedient haben, vollfommen verwirklicht worden 
find, und die Menfhheit, nachdem fie ihre Aufgabe im Kreife 
einer Gefittung gelöft hat, durch das ewige Geſetz des Fortfchritts zum 
Einfchlagen neuer Bahnen gezwungen ward; 

b) oder wenn die Begriffe, die man durch Sahrhunderte 
für wahr gehalten, als falſch erfannt, und ftatt ihrer andere 
aufgeftellt worden find.‘] Beides gefchieht immer gleichzeitig, ja 
das Lehtere pflegt dem Erfteren voranzugehen, da der Zuftand des 
Zweifeld den Menfchen im Allgemeinen immer unerträglich if, und man 
daher, wenn man ihnen eine für apodiftifch gehaltene Wahrheit nehmen 
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will, ſtatt dieſer etwas Anderes, woran ſie mit Feſtigkeit glauben 
können, bieten muß; 

To) oder endlich, wenn die herrſchenden Begriffe mit den 
unabweislihen Bedürfniffen der Gegenwart im Gegen: 
fage ftehen., | 

Wenn wir nun die Verhältnifle der Gegenwart aus biefem Ge: 
ſichtspunkte betrachten, finden wir: 

(a) daß die chriſtliche Bivilifation ihre Aufgabe nod 
nicht vollendet habe; da Feiner jener Begriffe, die ihr zu 
Grunde liegen, bis jegt als verwirklicht zu betrachten iſt) 

Selbſt die Idee der individuellen Freiheit, worin doch der weſent⸗ 
liche Unterfchied zwifchen unferer Gefttung und jener des Alterthums 

beſteht, ift noch nicht zur vollen Herrſchaft gelangt. Bon dem Xugen- 
blicke, wo die Entwidlung unferer Geſittung begann, baben wir uns 
Schritt für Schritt der Verwirklichung dieſes Begriffes genähert, fo lange 
die Geſellſchaft aber noch nicht alle jene Mittel verfucht hat, welche ihr 
zu Gebote ftehen, um den Einzelnen gegen Verhältniffe zu ſchützen, wo- 
durch er fachifch der Willkür Anderer unterworfen wird, kann ſelbſt von 
dem Triumph des Prinzips der individuellen Freiheit in unferer Geſell⸗ 
ſchaft nicht die Rede fein. 

Daſſelbe läßt fih von dem Begriffe der Gleichheit fagen. Und hat 
das Chriſtenthum außer diefen beiden Begriffen nicht noch einen aufge: 
ftellt, zu deffen Verwirklichung bis jegt Faum irgend etwas gefchehen ift? 

Nach den Lehren des Chriſtenthums haben alle Völker der Erbe 
einen gemeinfamen Urfprung, fle find Brüder, die Diefelbe Beftimmung 
haben, und nad langer Trennung endlih im Schooße einer Gemein⸗ 
ſchaft vereinigt werden follen. Im Gegenfas zu den rein nationalen 
Religionen des Alterthums tft das Chriftenthum eine Religion der Menfch- 
heit. Mit dem Brinzip der Gleichheit aller Menfchen vor Bott hat e8 
bie Einheit des ganzen Menfchengefchlechts verkündet. Die Verhältnifie 
der Welt ftanden damals, als das Ehriftenthum auftrat, mit diefer Idee 
im ſcheinbaren Gegenfage, Wenige haben fte Elar aufgefaßt, und Doch 
lag diefer Begriff fo in der, Wefenheit des Chriſtenthums, daß derfelde 
auch nie ganz aufgegeben wurde. 
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Die langen Anftrengungen des Papſtthums und Kaiferthums, bie 
Pläne einzelner großer Männer — wie Heinrich IV. — zeigen uns, wie 
nah Die Idee, eine Einheit — werigftens aller chriftlihen Völker — her- 
zuftellen, und während dem Verlauf unferer ganzen Civiliſation geblieben 
ift, wie fehr Diefelbe Durch höhere Geifter als eine natürliche Folgerung 
des Chriſtenthums erkannt ward; und doch iſt eine Verwirklichung dieſer 
Ideen ber chriſtlichen Givilifation erft yon der Zufunft au erwarten. 

So lange chriftliche Völker Fein anderes Mittel, ihre Rechte gegen- 
feitig geltend au machen, beſitzen als den Krieg, fo lange das Prinzip 
der individuellen Freiheit in den Beziehungen ganzer Vülker nicht an- 
erfannt ift, und überall Tauſende zu finden find, für die e8 Feine andere 
Freiheit gibt als die, Hungers zu fterben, ohne zur Arbeit gezwungen 
zu werden, kann man nicht jagen, daß Die Menfchheit, um fortzufchrei- 
ten, Darum neue Bahnen fuchen müſſe, weil fie die Aufgabe, welche ihr 
das Chriſtenthum geftelit, vollfommen gelöft habe, | 

Auch der zweite Grund, der ung für das Fortbeſtehen unferer Civi⸗ 
liſation beforgt machen koͤnnte, iſt nicht vorhanden, denn es ift eine 
arge Täufhung, wenn man annimmt, daß bie Idee des Ehri- 
ftentbums ihre Macht auf das Gemäth der Menſchen ver: 
loren habe. 

Jeder Staat bedarf, wenn er mit Sicherheit beftehen foll, einer 
böhern religisfen Sanction, und fo mußte auch das Chriſtenthum, ob- 
wohl es fich feinen Grundſuͤtzen nach von allen rein weltlichen Berhält- 
niſſen fern halten follte, zur Befeftigung der weltlichen Macht dienen. 
Ye größer der Einfluß des Chriſtenthumo im ganzen Mittelalter war, 
je mehr bediente man ſich defielben im Sntereffe der weltlichen Macht, 
und einzelne Säbe wie biefer: omnis potestas a Deo est — qui po- 
testati resistit Deo resistit, wurden oft Dazu gebraucht, eine Drgani- 
fation der Geſellſchaft zu heiligen, welche durch phyſiſche Gewalt be- 
gründet und zur Unterdrüdung der Menfchheit eingerichtet, mit den 
Grundfägen des Chriſtenthums nur in fo fern nicht im Miderfpruche 
ftand, als dieſes fein Reich außer dem Kreis des Jrdifchen gefucht hatte. 
Auch liegt es in der Natur des Menfchen, daß er in der Religion nicht 
blos die Beftimmung feiner Beziehungen zur Gottheit fucht. Sol fie 
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fein ganzes Weſen erfaflen, fo muß fie ihm überall, wo feine Wiſſen⸗ 
haft nicht ausreicht, zu Hilfe fommen, ’ Die Erfhaffung der Welt, 
bie Drdnung der Natur, die Entflehung der Geſellſchaft und die Ge- 
ſchichte ihrer erften Entwidlung, Alle, wofür ihm andere Mittel der 
Erfenntniß fehlen, fol ihm die Religion erklären. Wo wir nicht be- 
greifen Eönnen, da wollen wir glauben, und je enger die Gränzen der 
Wiffenfchaft gezogen find, je weiter müffen jene der Religion aus- 
gebehnt werden. Ä 

Auch das Chriftenthum „Eonnte fich diefer Nothwendigfeit nicht ent- 
ziehen, und obwohl das Neue Teftament ſich ausfchließlich mit der 
geiftigen und fittlichen Veredlung des Menfchen beichäftigte, jo haben 
doch die Bücher des Alten diefem Bebürfniß entfprochen. — Al nun 
eben durch den allmäligen Triumph der fittlichen Geſetze des Chriften- 
thums die Staatsordmung, welche mit den Grundfägen allgemeiner 
Menfchenliebe und der geiftigen Freiheit und Gleichheit im Widerfpruche 
ftand, endlicd angegriffen wurde, und die Wiſſenſchaft ihre Forſchungen 
auch auf Gegenftände ausgedehnt hatte, welche man früher in das Be- 
reich des Glaubens gezogen, mußte das feite Vertrauen an das Chri⸗ 
ſtenthum bei Manchen erfchüttert werden. Die Kirche felbft-hat, indem 
fie fich als Beſchützerin der Staatsordnung hinftellte und die Fortichritte 
der Raturwiffenfhaften durch Inquiſitions⸗Tribunale zu verhindern 
fuchte, viel Dazu beigetragen, daß jeder Angriff gegen die Staatsgewalt 
meiftend auch gegen die Religion gerichtet werde, und daß die Wiſſen⸗ 
ſchaft eine -feindlihe Stellung gegen das Chriftenthum einnahm, übri- 
gend haben die Grundprinzipien des Chriftenthums ihre Herrſchaft auch 
jest nicht verloren. 

Man hat die Dogmen des Ehriftenthums mit den Waffen der 
Leidenfchaft und des Hohnes angegriffen; doch wenn dieſe Angriffe ihre 
Wirkung auf die höheren und mittleren Schichten der Geſellſchaft nicht 
verfehlt haben, und der Unglaube in einzelnen Ländern theilmeife auch 
das Volf ergriffen hat, fo liegt es doc meiner Anficht nach außer allem 
Zweifel, daß wir die große Mehrheit vesfelben überall, auch was bie 
Dogmen betrifft, als chriftlich betrachten müflen; und den größten Be- 
weis hierfür Tiefert und eben der Communismus. Denn wem man 





— BB 


a A 


felbft Lehren, die mit den Grundprinzipien des Chriftenthums im Wider: 
foruche ftehen, «als Fortſetzung des Urchriſtenthums darzuftellen fucht, 
fo ift dies als klares Zeichen zu betrachten, daß die Macht des Ehriften- 
thums auf das Volk felbft durch die Socialiften und Communiften nicht 
in Zweifel gezogen wird. Abftrahirt man von den Dogmen und wendet 
feine Aufmerkfamfeit jenem Theil der chriftlichen Lehren zu, worin nicht 
Die Beziehungen des Menfchen zur Gottheit, fondern jene der Menſchen 
unter fich feftgefegt werden, fo wird man fich überzeugen, daß die Herr- 
fhaft der durch das Chriftenthum aufgeftellten Grundfäge nie fo all 
gemein war als eben jet. 

Man hat die Dogmen des Chriftenthume in Zweifel gezogen, Die 
Moral desfelben ift die der gebildeten Welt. Niemand, der 
fih im Kreife unferer Eivilifation bewegt, kann ſich der Herrfchaft jener 
Begriffe, welche das Ehriftenthum aufgeftellt, entziehen; hat fich ja doch 
felbft das Judenthum in Hinficht der Sittenlehre ganz den Grundfägen 
des Chriſtenthums angefchloffen und ver ftrengen Abſchließung, welche 

. ein Theil feines Geſetzes geboten, entfagt, um aus feinen heiligen Bü- 
chen vor Allem Dasjenige hervorzuheben, worin fie in der Verkündigung 
ber Lehre allgemeiner Menfchenliebe dem Chriftenthum vorangegangen 
find. Sind es nicht die Ideen des Chriftenthums, welche ein großes 
Bolt dazu bewogen, die Sklaverei .mit großen materiellen Opfern auf- 
zubeben? find es nicht die Lehren allgemeiner Menfchenliebe, der wir 
die Sorgfalt für die Linderung des Elends, das Mitgefühl für jedes — 
felbft für das verdiente — Leiden unferer Mitmenſchen zu danken haben? 
und ift nicht auch die große Idee der Einheit des Menfchengefchlechts, 
welche das Ehriftenthum aufgeftellt, uns jet näher gerüdt, als fie vor- 
dent geweien ? 

Was früher nur Einzelne geahnt, ift jebt zur Ueberzeugung Aller 
geworden, die Einheit des Menfchengefchlechts wird von Vielen als 
höchſte Aufgabe, von Allen als das fchönfte Ideal, nach dem wir ftre- 
ben müflen, anerkannt; und fchon hat diefe Idee auch praftifche Früchte 
geiragen. Die Bölfer haben ſich genähert, ihre Beziehungen find 
freundfchaftlicher, felbft ihre Feindfchaft hHumaner geworden. — Das 
Chriſtenthum in unferer Zeit ift wie der Same, der mit Erde bevedi 
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in feiner urfprünglichen Geftalt verloren feheint, doch jeber Halm der 
üppigen Saat, die wir an feiner Stelle finden, tft aus dieſem Samen 
entftanden. | 

Bon all jenen Umftänden, welche der Veränderung der herrfchen- 
den Begriffe, wodurch jede Umgeftaltung der ganzen gefellfchaftlichen 
Ordnung und Civiliſation bedingt ift, vorangehen, finden wir unter 
den gegenwärtigen Berhältnifien blos einen einzigen; es ift dies der 
Gegenfag, in welchem fich die herrfhenden Begriffe mit den 
Bedürfniffen der Menfchen befinden. 

EI habe im erften Theile Diefer Arbeit gezeigt, daß die herrfchen- 
den Begriffe unferer Zeit in jener Form, in welcher man fie aufgeftellt, 
gegenfeitig im Widerfpruche ftehen, ich glaube bewiefen zu haben, daß 
bie Verwirklichung berfelben nicht nur zur Auflöfung aller jetzt be 
ftehenden Staaten führen müſſe, fondern das Beftehen größerer Staaten 
überhaupt unmöglich machen würde; da nun die Verwirklichung der als 
wahr anerkannten Begriffe das erſte moralifche Bedürfniß des Menfchen 
ift, welches da, wo die Begriffe felbit unter einander im Widerfpruche 
ftehen, nie zu befriedigen ift, da überdies das Beftehen größerer Staaten 
als eine unabweisdare Nothwendigkeit unferer Berhältnifie erfcheint, ohne 
die nicht nur Die weitere Entwidlung, fondern felbft das Beftehen 
unferer Bivilifation nicht zu denken ift, fo fiheint es wirklich, als ob 
zwifchen den herrichenden Begriffen und den Bedürfniſſen der Menfchen 
jener Gegenfah eingetreten wäre, welcher die Umgeftaltung der Begriffe 
und. mit ihr jene aller Verhältniffe des Dafeins zur Folge haben 
muß — Wie die Quelle fehr: vieler Bedürfniffe in den Begriffen zu 
finden ift, fo üben die Bedürfniſſe eine unmwiderftehlihe Macht, auf die 
Begriffe der Menfchen aus, und es ift unmöglich, daß man an Be: 
griffen für die Dauer fefthalte, welche mit den Bebürfniffen im Gegen: 
faß ftehen. — Eben das Gefühl dieſes Gegenfates ift ed, dem wir 
die Unruhe, die alle Völker der Gegenwart erfaßt hat, und den An- 
fang, den gewiſſe mit allen Begriffen und Verhältnifien der Gegenwart 
im Widerſpruch ftehende Lehren gefunden haben, zufchreiben müſſen. 

‚ Denn wenn es wahr ift, daß jene Begriffe, die man feit einem 
halben Jahrhundert im Staate zu verwirklichen fucht, in dem Sinne, 
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den man ihnen beigelegt, wirklich die herrichenden Begriffe unferer Zeit 
find, wenn jene Form, in welcher wir faft alle Staaten gegenwärtig 
eingerichtet finden, wirklich Die einzige ift, unter welcher das Beſtehen 
größerer Staaten möglich erſcheint; fo verdienen Diejenigen, die das 
einzige Heilmittel aller Uebel nur in einer volllommenen Umgeftaltung 
aller gefelfchaftlihen Verhaͤltniſſe ſuchen, durchaus Feinen Tadel. — 
Hat man anerkannt, daß das Prinzip der Gleichheit dastenige fei, von 
defien Verwirklichung die Befriedigung der Menfchen abhängt, fo muß 
man auch zugeben, daß das größte Hinderniß dieſer Befriedigung im 
Prinzip der individuellen Freiheit (der freien Coucurrenz) zu. fuchen fei, 
und Sene, die diefes Prinzip zu verdrängen und die ganze gefellfchaft- 
lihe Ordnung auf der Grundlage des Prinzips der volllommenen 
Gleichheit und Aſſociation neu zu errichten wünfchen, haben ein 
Rieſenwerk unternommen, doch ihr Streben ift ein vernünftiges, ja es 
ift das einzige, welches unter diefer VBorausfegung zum Ziele führen 
kann. — Die Frage ift hier einzig die: in wie fern die Voraus: 
fegungen, von denen man ausgegangen, richtig find? 

Denn wenn man fich überzeugt, daß der Sinn, in weldem man 
bie Begriffe der Freiheit, Gleichheit und Rationalität im Staate zu 
verwirklichen bemüht war, nicht derjenige fei, den Die Mehrheit ver 
Menſchen dieſen Begriffen beilegt; wenn es fich erweifen läßt, daß dieſe 
Begriffe in jener Bedeutung, in welcher fie wirklich als herrſchende 
anerkannt werden müflen, eine ganz andere Organifation des Staates 
erfordern, ald jene tft, die wir unferen Staaten bis jet gegeben, und 
daß eine ſolche Organifation, ohne das Beftehen größerer Staaten zu 
gefährden, möglidy fei, wenn man endlich eingefehen, daß die Urſache 
der zwifchen den Einrichtungen des Staatd und den Be- 
bürfniffen der Menfhen beftehenden Gegenfäge und die 
allgemeine Unzufriedenheit, welche fie erzeugt, nicht in den 
berrfhenden Begriffen, fondern eben darin zu Suchen fei, 
daß man diefelben nicht verftanden und ihnen einen Sinn 
beigelegt, der mit ihrer wahren Bedeutung im Gegenjage 
fteht; fo muß man zur Ueberzeugung kommen, daß die Abhilfe aller 
Uebel der Gegenwart nicht darin, daß man die herrfchenden Begriffe 
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der Zeit zu vernichten ftrebt, zu fuchen fei, fondern vielmehr in der 
Berwirklihung diefer Begriffe in ihrem wahren Sinn, und 
dag mithin die Aufgabe, die wir und zu ftellen haben, nicht in der 
Begründung einer neuen Givilifation, fondern in der Boll-- 
endung derjenigen liegen müffe, unter welder wir uns bis 
jest entwidelt haben. 

Dies iſt es, was im zweiten Theile dieſer Arbeit verfucht 
werden fol. 

Es ift die Beantwortung zweier Fragen, die wir uns hierbei als 
Aufgabe ftellen müflen. 

CI. Welcher Sinn wird den herrſchenden Begriffen Freiheit, Gleich- 

heit und Rationalität durch die Mehrheit der Menſchen beigelegt? 

U. Wie muß der Staat eingerichtet werden, daß er den in biefem 
Sinne genommenen Begriffen unferer Zeit entfpreche? ) 





Erſtes Bud. 


Ueber den Sinn, den man den Begriffen der Gleichheit, 
dreiheit und Nationalität allgemein beilegt. 


Erltes Rapitel. 


Wie man den Sinn erkennen kann, welchen das Volk gewiſſen 
Begriffen beilegt. 


Das Voltk iſt ſich feiner Begriffe ſelten Har bewußt, ſtatt feine Ueber— 
zeugungen zu analyſiren, erfaßt es gewiſſe Worte, an denen es mit aller 
Begeiſterung des Glaubens feſt hält. Hat es ſich einmal für eines 
derfelben ausgefprochen, fo iſt es ihm der Inbegriff alles Deſſen, was 
es für recht und gut hält; alle Hoffnungen find damit verbunden, es 
it das Ziel aller Beitrebungen, der Troft für jedes Leid. — Ueber Die 
richtige Bedeutung jener Worte, die wir auf jedem Banner ımd in allen 
Herzen finden, pflegt fih das Volk nie Rechenfchaft zu geben; ja es 
wird diefelben auf das Geheiß feiner Führer oft verändern, und nachdem 
ihm für einige Zeit die Freiheit als Schlachtruf gedient, Die 
Gleichheit als folchen gebrauchen oder beiden die Brübderlichfeit bei- 
fügen, ohne feine Anfichten und Wünſche verändert zu haben, ober 
mehr oder etwas Anderes erringen zu wollen als früher. 

Der wahre Sinn, welchen das Volf den Begriffen Freiheit, Gleich- 
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heit und Nativnalität. beilegt, ift daher ne indirect und zwar auf 
zwei Wegen zu erfennen. 

(1) Wenn wir diefe Begriffe bi8 zu ihrem Urfprung verfolgen, und 
dann den Sinn zu erkennen fuchen, in welchem diefelben allmälig zur 
Herrfchaft über die Gemüther der Menfchen gelangt find. 

2) Wenn man die Folgerungen unterfucht, welche das Volk aus 
biefen Begriffen zieht.) 

Zeigt uns die Gefchichte, Daß das Volk gewiſſe Begriffe durch 
Jahrhunderte immer in einen gewiffen Sinn verftanden habe, fo 
iſt es mit der größten Wahrfcheinlichkeit anzunehmen, daß man biefen 
Begriffen auch jet denfelben Sinn beilegt, In fo fern fich nämlich eine 
hierin eingetretene Veränderung nicht gefchichtlich nachweifen laͤßt. 

Einen noch fiherern Anhaltspunkt bieten und die aus gewiflen Be⸗ 
griffen gezogenen Folgerungen: daraus, daß fi das Wolf für das 
Wort Gleichheit begeiftert, folgt noch durchaus nicht, daß es wirklich) 
der Begriff der Gleichheit fei, der in den Augen des Volks allen 
übrigen vorangeht. Ich habe im erflen Theile gezeigt, wie leicht fich 
feldft die Wiffenfchaft in Worten taͤuſchen könne, wie aud) fie im Namen 
der Freiheit eigentlich blos die Verwirklichung Des PBrinzipes der Gleich⸗ 
heit im Bereiche des Staates angeftrebt habe; um wie viel leichter ift 
es möglich, daß ſich dad Volk auf ähnliche Art getäufcht habe. Nur 
wenn wir Dasjenige, was das Bolf im Kamen der Freiheit, 
Gleichheit und Nationalität in Anſpruch nimmt, beobachten, 
wenn wir bie Beftrebungen desfelben richtig zu erkennen fuchen, Tann 
es uns klar werben, welchen Sinn dasselbe dieſen en beilegt. 

Dies wi Im Folgenden verfucht werben. 
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Zweites Rapitel. 


Reber den Urfprung der Begriffe Freiheit, Gleichheit und 

Nationalität, und den Sinn, welchen man denjelben im 

Verkaufe unjerer Civilifation bis auf die nenefte Zeit 
immer beigelegt hat. 


Keine Idee, die auf die Menſchheit wirken ſoll, entſteht plötzlich. 
Wie jeder Begriff, um zur Herrfchaft gu gelangen, den Berirfniffen 
der Menſchen entfprechen muß, fo entwideln fih aus den Bedürfniſſen 
almälig die ihnen entfprechenden Begriffe. Wir finden fie im Keime, 
lange bevor man ſich ihrer klar bewußt geworden. — Dasfelbe ift auch 
bei den herrfchenden Begriffen unferer Zeit ber Fall. 

[ Der Begriff der individaellen Freiheit, im Gegenfag der politifcyen, 
war — wie ich im erften Theile darauf aufmerffam gemacht — dem 
gefammten Alterthum unbefanet) Es war die Theilnahme an der, 
Herrihaft, um die man damals im Namen der Freiheit rang. Das 
Volk, welches dieſes erreicht hatte, nannte man frei*). Obwohl aber 
der Gedanke eines befonderen Kreifes individueller Berechtigung, worauf 
fi) die Gewalt des Staates nicht ausdehnen dürfe, dem Alterthum 
fremd war, fo ift e8 doch nicht zu Tängnen, daß in der Zeit, als Das 
Chriſtenthum auftrat, die Rothwendigkeit, die Freiheit des Individuums 
gegen Die Allmacht des Staated zu ſchützen, jchon gefühlt worden if. — 
Als der Begriff der abfoluten Spwverainetät des Staates zur unbe 
fchränften Gewalt der, römifchen Imperatoren geführt batte, entftand 
das Bedürfniß, für die Freiheit, weldye im Staate feinen Raum mehr 
fand ein anderes Gebiet zu fuchen, und die Grundfäge der ſtoiſchen 
Schule, wonach Jeder dad Glück in der Tugend, in der Kraft feiner 
Seele fuchen fol, haben den Lehren, welche das Chriftenthum über bie 
individuelle Sreiheit aufgeftelt, bedeutend vorgearbeitet. Da übrigend 


*) Ita Macedonia quum in ditionem Romanorum cessisset, magistratibus 
per singulas civitetes constitutis libera facta est. Justin. L. XXXIN. 
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jeder Begriff, nur wenn er allgemein geworden, für den Staat wichtig 
iſt, ſo ſind die praktiſchen Folgen des Begriffs der individuellen Freiheit 
doch nur dem Chriſtenthum zuzuſchreiben. 

Das Chriſtenthum iſt dem heidniſchen Staat im Anfange nicht 
feindlich entgegengetreten und hat die Macht desſelben in allen welt⸗ 
lichen Dingen anerkannt; doch indem e8 die Lehre verfündete, daß bie 
wahre Beftimmung des Menſchen über diefe Erde hinausreiche, indem 
es dem Chriften von einem Reiche Gottes ſprach, für welches er ſich 
hier nur vorbereiten müffe, indem es ihm nicht den activen Widerftand 
gegen die weltliche Macht — wohl aber das Erdulden jeder Drangjfale 
für feinen Glauben — d. h. für feine Ueberzeugung — zur Pflicht ge- 
macht, und für Jene, die diefe Pflicht erfüllt, Die Krone des Märtyrer- 
thums bereitet, bat das Chriftenthum den endlichen Triumph des Prin⸗ 
zips der individuellen Freiheit auch in weltlichen Dingen vorbereitet. 
Es hat dem allmächtigen Staat des Alterthums in der religiöfen Ueber- 
zeugung bie erfte unüberſteigliche Schranke entgegengefegt, und hierdurch 
zu jeder weiteren Beichränfung desfelben die Bahn gebrochen. 

Dasfelbe laͤßt fi vom Begriff der Gleichheit aller Menfchen be- 
haupten. 

Auch der Begriff der Gleichheit ift kurz vor dem Auftreten des 
Chriſtenthums durch Einzelne fchon in dem Sinn aufgefaßt worden, 
den wir demfelben jetzt beilegen. 

Nachdem man die Rechtsgleichheit aller Bürger erfämpft, und für 
dieſe von den gracchiſchen Unruhen an öfters felbft eine wenigftens ver- 
hältnißmäßige Gleichheit des Beſitzes herzuftellen verfudht, hat man 
feine Aufmerkſamkeit fpäter felbft den traurigen Berhältnifien der Skla⸗ 
ven zugewendet, und wir finden in der dem Entftehen des Chriften- 
thums gleichzeitigen Epoche der römifchen Literatur viele Beweiſe fchönen 
Mitgefühls, ja fogar die Behauptung des Grundfages der Gleichheit 
aller Menfchen. — Doch war aud) Diefe Idee felbft hei Ienen, die fie 
aufgeftellt, nie zur vollen Klarheit gekommen, fie bildete nie die Grund- 
lage ihres Moralſyſtems, und die Behauptung der Gleichheit aller 
Menſchen ift, auch nachdem fie Einzelne aufgeftellt, ohne praftifchen 
Einfluß auf das Alterthum geblieben. — Die Behandlung der Sklaven 
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hat ſich hierdurch nicht verbefiert, ja man braucht blos Tacitus zur 
Hand zu nehmen, um einzufehen, wie fremd der Begriff der Gleichheit 
ſelbſt den an moralifcher Bildung am höchften Stehenden auch fpäter 
noch geblieben if. Nur mit dem Chriſtenthum beginnt die praktiſche 
Bedeutung auch dieſes Begriffes. 

Für das Chriſtenthum iſt der Begriff der Gleichheit ein wefentliche. 

Es ift eine nothwendige Folgerung der wichtigften Dogmen und 
zugleich Die Grundlage der ganzen Sittenlehre des Chriftenthums. Wie 
man den gemeinfamen Urfprung aller Menfchen von einem Menfchen- 


paare, den Sündenfall, das gemeinfame Elend, welches hierauf Alle 


betroffen, und die gemeinfame Erlöfung Aller dur den Sohn Gottes 
als wahr angenommen, Tonnte man den Begriff der Gleichheit aller 
Menſchen nicht weiter läugnen, und derfelbe mußte in dem Maße, als 
fih das Chriftenthum weiter verbreitete, auch allſogleich praktiſche 
Früchte tragen.- Die Lehre, daß man den Naͤchſten lieben folle wie fi) 
jelbft, ift der ind Sittengefeg übertragene Begriff der Gleichheit, und 
dieſe Lehre hat vom erften Augenblide an feine Früchte getragen. Das 
Chriſtenthum hat die Sklavenketten nicht allfogleich gebrochen, aber es 
hat fie vom Beginn an zu erleichtern gefucht, es hat auf jede Wunde 
den Balfam des Troftes, oder wenigftend den der Hoffnung auf eine 
endliche Vergeltung gegofien, es hat das Mitgefühl mit den Leiden 
Anderer, welches früher das Ergebniß höherer Givilifation und ein 
Borzug Weniger war, zur religiöfen Pflicht Aller gemacht. 

Auch von dem Begriff der Nationalität kann man jagen, daß das 
Entſtehen desfelben durch die Verhältnifle, in welchen fich das römifche 
Reich, kurz vor feinem Berfall befand, vorbereitet war. 

| Im der Größe des Reiche und der Entfernung feiner einzelnen 
Iheile vom Mittelpunkt, in dem Drud, welchen die Staatögewalt im 
Jutereſſe der Hauptftadt auf die einzelnen Provinzen ausgeübt, endlich 
im Erfcheinen neuer an Sitten und Sprache ganz verfchiegener Völker 
fhaften finden wir die Elemente, aus welchen ſich der Begriff. der 
Rationalität fpäter entwideln mußte! Doc; auch diefer Begriff ift dem 
Alterthum nicht Har geworden, auch Diefer hat fi erft im Verlaufe 
der chriftlichen Eivilifation weiter entwideln müflen. 


— 
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Zwar fteht der Begriff der Nationalität nicht wie jener der Yrei- 
heit und Gleichheit in directer Verbindung mit den Grundfägen des 
Chriſtenthums. Nachdem diefes die Lehre aufgeftellt, daß das Reich 
Gottes nicht von dieſer Erde fei, fonnte es die Beſtimmung der Be- 
ziehungen, in welchen verfchievene Völker zu einander ftehen follten, 
nicht als zu feiner Aufgabe gehörend erfeunen, auch ift der Begriff 
nationeller Abfonderung mit dem ber Gemeinſamkeit des ganzen Men⸗ 
fchengefchlechtes Scheinbar im Widerfpruh, und Die Religion, welde 
eine Bereinigung Aller zu einer geiftigen Gemeinfchaft als Zweck ver- 
fündet, konnte fih "unmöglich damit befaflen, die Sonderftellung ein- 
zelner Völker direct zu begünftigen; mittelbar ift aber auch der Be⸗ 
griff der Nationalität al8 Ergebniß des Chriftenthums zu betrachten, 
nachdem die Prinzipien der individuellen Freiheit und der Gleichheit 
Aller vor Gott nothwendig zum Begriffe der gleichen Berechtigung aller 
Rationalitäten führen mußten. Denn da der Begriff der Nationalität 
eben fo nur die Erweiterung des Begriffes der Familie, wie dieſer eine 
Folge des Begriffes der individuellen Freiheit ift, fo muß man, wenn 
man Die Freiheit des Individuums und die Berechtigung der Familie 
anerkannt hat, notwendig zum Begriff der Berechtigung ganzer Nationas 
litaͤten fortfchreiten. Auch liegt in dem Grundfag der Gleichheit aller 
Menſchen die Negation des Rechtes gewifler Völker zur Beherrichung 
anderer, und darum haben die größten Lehrer Des Chriftenthums, wenn 
fie auch nicht Direct für das Prinzip nationeller Berechtigung aufgetre- 
ten find, wenigſtens jede Unterprüdung einzelner Völker bekimpft, und 
die Wichtigkeit, welche die Verſchiedenheit der Nationalität für die Ent- 
wicklung der Menfchheit Haben kann, Kar eingefehen. 

"Die berrfchenden Begriffe unferer Zeit gehören mithin ganz ber 
chriſtlichen Civiliſation an. Das Alterthum hat keinem derfelben jene 
Bedeutung beigelegt, in welcher fie unſerer Entwicklung als Grundlage 
gedient habag; ihre Duelle ift wie jene der herrſchenden Ideen 
aller Zeiten in der Religion zu fuhen, und diefer Sab wird 
and noch klarer, wenn wir den Gang, welchen diefe Ideen in ihrer 
Entwicklung befolgt haben, betrachten: daß die Ordnung, in welchen 
fi) die Begriffe der Freiheit, Gleichheit und Nationalität allmälig 
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entwidelt haben, der Sinn, den man ihnen in verfchledenen Zeiten bei- 
gelegt, und das Maß, in welchem bald einer, bald der andere derfelben 
mehr in den Vordergrund trat, immer durch den Einfluß der Religion 
beitimmt wurde. 

Da die Kirche bis zur Reformation die ausſchließliche Vermittlerin 
der Ideen des Chriftenthums fürs Volk gewefen iſt, und der Einfluß, 
welhen das Ehriftenthum auf unfere Gefittung ausgeübt, daher immer 
von der Bedeutung bedingt war, weldhe Die Kirche den Lehren deſſelben 
beigelegt hat, fo ift die obige Behauptung fo zu verftehen: daß der 
Sinn, in welchem man die Begriffe Freiheit, Gleichheit, Nationalität 
aufgefaßt, und ihr Einfluß in den verfchiedenen Epochen unferer Civili⸗ 
fation von der Bedeutung abgehangen habe, welche Die Kirche den- 
felben zu verfchiedenen Zeiten beigelegt hat ®). 

Das Chriftenthum hat die Begriffe der Gleichheit und Freiheit 
blos in geiftiger Hinficht aufgeftellt, in dieſem Bereih hielt fich 
urſpruͤnglich aud die Kirche. Sie hat dem Staate gegenüber feine 
andere Freiheit als die des Glaubens in Anfprud genommen, ja 
jelbft diefe nicht mit Gewalt, fondern durch ihre Beharrlichfeit im Dulden 
zu erringen gefucht, fie hat die Gleichheit Aller blos für jene Welt, 
wo wir von allen irdiſchen Schladen befreit fein werben, verfündet, 
und den Sklaven, den fie ald Chriften Königen gleichgeftellt; zum Ge- 
horfam gegen feinen Herrn, für den er bereinit feinen Lohn Be 
werde, ermahnt **). 

Nachdem jedoch das Chriftenthum dieſe Glaubensfreiheit errungen 


*) Denken wir uns den Einfluß der Kirche als DVermittlerin des Chriflen- 
thbums weg, fo muß es ewig unerflärlich bleiben: warum ber Einfluß ber beiden Be- 
griffe Freiheit und Gleichheit, welche doch beide unmittelbar aus dem Ehriftenthum 
hervorgegangen find, ein fo verfchiedener war; wie es gefchehen fonnte, daß der - 
Begriff der Gleichheit durch fo lange Zeit in den Hintergrund geflellt, jener ber 
Freiheit in einem anderen Sinne aufgefaßt wurde als jener, der aus den Lehren des 
Chriſtenthums hervorzugehen ſchien. 

**) Servi obedite dominis carnalibus cum timore et tremore, in simpli- 
citate cordis vestri sicut Christo: non ad oculum servientes quasi hominibus 
placentes, sed ut servi Christi facientes voluntatem Dei. Paulus ad 
Philipp. cap. VI, 5. 6. 

I. 2 
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hatte und das Bedürfniß der Einheit und Stetigkeit die Begründung 


geiftlicher Gewalten nothwendig machte, Die unter dem Schuge des Stan- 
tes entftanden und durch denfelben anerfannt wurden; mit einem Worte, 
von dem Augenblid an, als, die Kirche als Inftitution ihren Play in 
der Welt einnahm, mußten fi die Grundfäge, welche fie über die 
Freiheit und Gleichheit aufgeftellt hatte, nothwendig modificiten. 

Was noch befteht, übt immer einen mächtigen Einfluß auf Das- 
jenige aus, was fich erft geftalten fol, nicht nur weil es immer Jenen, 
die etwas Beflered ſuchen, als Ausgangspunkt dient, fondern aud) 
darum, weil jede Inftitution nur mit jenen Waffen flegreich bekämpft 
werden kann, mit welchen fie fich vertheidigt, und man, um etwas zu 
verdrängen, immer in den Kreis berabfteigen muß, woraus man es 
verdrängen will. So haben auch jene Formen, in welchen die weltliche 
- Macht des römischen Imperiums conftituirt war, einen bedeutenden 
Einfluß auf die Einrichtungen der Kirche ausgeübt. 

Die Organifation des Staates als fefter Einheit mußte nicht nur 
den Begriff einer ähnlichen Einheit auch für die Kirche erzeugen, 
fondern fie mußte die Begründung berfelben zum Bebürfniß machen. 
Wie hätte die Kirche ohne inneren Zufammenhang dem allmächtigen 
Staate widerftehen, wie hätte fie ihre Freiheit auch nur in Dingen des 
Glaubens wahren wollen, wenn fie dem ‚Staate nicht gleichfalls als 
feft organifirte Einheit entgegengetreten wäre? In Hinficht der Mittel, 
durch welche dieſe Einheit begründet warb, hat der Staat der Kirche 
als Mufter gedient, und dieſe hat nicht nur die höchfte Gewalt in geift- 
lichen Dingen einem Oberhaupt übertragen, fondern auch in allen Glie- 
derungen, wonach die Ausübung der kirchlichen Gewalt zwiſchen einzelne 
vertheilt wurde, faft ganz jene Einrichtungen, welche fie im Staate 
fand, nachgebildet. 

Obwohl nun der Begriff der Freiheit mit den widhtigften Lehren 
bes Chriftenthbums viel zu innig verwoben war, als daß diefe Organi- 
fation der geiftlihen Gewalt jenen Grad des Despotismus hätte erzeu- 
gen können, den wir auf dem Gebiete des Staates finden; obwohl die 
höchſte Firchlihe Macht durch Wahl übertragen wurde, bie einzelnen 
Metropolitane und Bifchöfe einen höhern Grad der Selbſtaͤndigkeit 
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erhielten, als er den Praͤfecten der Provinzen oder ihren Untergebenen 
zukam, und die ganze chriſtliche Gemeinde noch lange an den Wahlen 
ihrer Borgefegten, ja fogar an den Berathungen Theil nahm, woburd 
der Begriff der Kirche mit dem des Papfles nie in dem Maße identi- 
fieirt werden Eonnte, wie dies mit den Begriffen ded Staats und Kai- 
fer8 gefchehen war: fo mußte doch dieſe Organifation der Kirche noth- 
wendig Dazu führen, daß die Anfprüde des Individuums auf perfön- 
liche Freiheit auch im Kreiſe des Kirchlichen in viel engere Schranfen 
gebannt, und der Begriff der Gleichheit auch in der chriftlichen Gemeinde 
mehr in den Hintergrund gedrängt wurde, als Died mit den Lehren 
des Chriftenthums verträglich fcheint. 

Wenn wir die Bedeutung fuchen, weiche bis ind Zeitalter der Re- 
formation den Begriffen Breiheit und Gleichheit durch Die Kirche bei- 
gelegt wurde, finden wir: daß .die Kirche ald Ganzes die vollfte Frei- 
heit in Anfpruch nahm, auch für alle Glieder der Geineinde dieſe Frei- 
heit der Stgatsgewalt gegenüber zu fichern fuchte; im Bereich 
der Kirche felbft jedoch follte fich der Einzelne in geiftlichen Dingen den 
Entjheidungen der höhern geiftlihen Gewalt unterwerfen und feine 
Freiheit Darin fuchen, daß er durch die Gliederung ber geiftlichen Ge- 
walt, durch den feit beflimmten Rechtöfreis, welcher auf der großen 
Stufenleiter Der Hierarchie jedem Gliede derfelben eingeräumt war, durch 
das Prinzip der Unwandelbarkeit, an welchem man feft hielt, endlich 
Dadurch, daß das Haupt der Kirche ein gewähltes war und daß bie 
Goncilien — fo klein auch fpäter ihr praftifcher Einfluß geworden — 
als die höchſte Autorität in der Kirche anerkannt wurden, daß er durch 
all diefes gegen bie Begründung einer ganz willführlichen Gewalt ge- 
fichert ‘wurde. Ä | 

Der Begriff der Gleichheit ift, wie oft gefagt, eine Logifche 
Solge der Hanptlehren des Chriſtenthums, und die Kirche hielt auch 
an diefem in fo fern feft, als fie fi nicht durch die Unterfchieve welt- 
licher Stände gebunden fühlte und in ihrem Kanon die gefammte Ehri- 
ftenheit unter dem Namen Plebs tua sancta begriff; doch in ihrem 
eigenen Kreiſe fland der Begriff der Gleichheit mit der Organifation, 
welche ſich die Kirche gegeben, zu fehr im Widerſpruch, als daß bie 
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Verwirklichung deöfelben möglich gewefen wäre. Da fie im Interefle 
ber Einheit an ihrer Hierarchie feft halten mußte, fo ward die Berwirf- 
lihung der Gleichheit aller Menfchen als Folge jener Vollkommenheit, 
zu der fich dereinft alle Ehriften in einer befiern Welt erheben follen, 
angenommen und blos in diefem Sinne verheißen. 

In Hinfiht des Begriffs der Nationalität hat Die Kirche ganz an 
den Lehren der eriten Kirchenväter feit gehalten, indem fie die Verſchie⸗ 
benheit der. Völker ald etwas Gegebeneds annahm, und ihre Aufgabe 
nicht in der Vernichtung jedes Unterſchiedes, fondern in der Vereinigung 
Aller im Schooße der chriftlihen Gemeinfchaft erkannte, 

Wenn wir nun den Einfluß beobachten, welchen diejelben Begriffe 
zur felben Zeit auf den Staat ausgeübt haben, fo finden wir, daß bie 
Bedeutung diefer Begriffe im Staate und in der Kirche dieſelbe ge- 
weſen fei. i 

Wie der Schutz gegen Willkühr, das heißt die Freiheit auf dem 
Gebiete der Kirche, in einer feft begründeten Stufenfolge der Berechti⸗ 
gung und in dem Prinzip der Unwandelbarkeit derjelben gefucht wurde, 
fo war dies im Staate der Fall. 

Es iſt das Streben Aller nad). befonderer Berechtigung und bie 
Ueberzeugung, daß der einmal gewonnene Rechtskreis durch materielle 
Gewalt nicht verrüdt werden fönne, was uns in Staat und Kirche 
im Namen der Freiheit entgegentritt. Der Begriff der Gleichheit tritt 
auf dem Gebiete des Staats wie nuf dem der Kirche ganz in den Hin⸗ 
tergrund. Jener der Nationalität wird, wo die Berwirrung der Böl- 
ferwanderung aufhört und die Kirche einen größeren Einfluß erringt, 
dem des Staatd untergeordnet, und die befondere Berechtigung gewiſſer 
Nationalitäten macht den Vorrechten befonderer Stände Plab. 

Wohl beftehen in Hinficht des Einfluffes, den diefe Begriffe im 
Mittelalter auf Staat und Kirche ausgeübt haben, Unterfchiede. Trotz 
aller Bemühungen, die ganze weltlihe Macht im Kaifer zu concen- ' 
triren, hat diefe nie jene Einheit erreichen können, zu welcher die geift- 
liche Gewalt durch das Papftthum gelangt ift; alle Anfprüdhe auf be- 
jondere Berechtigung mußten daher dem Staate gegenüber größer und 
leichter zu erringen fein, auch konnte der Begriff befonderer Nationa- 
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ftäten im Staate nie in dem Maße aufgegeben werden, wie Died in 
der Kirche gefchehen ift. 

..Nachdem die Bereinigung aller Völker zu einer großen chriftlichen 
Gemeinfchaft für Die Kirche ein beftimmt. vorgezeichnetes Ziel, eine ihr 
durch den Erlöfer geftellte Aufgabe geworden war, jo mußte das Prinzip 
der Gleichberechtigung, welches ſich im Staate aus den Berhältniffen 
allmälig entwidelte, in der Kirche früher zur Geltung gelangen. Im 
Ganzen jedoch wird Niemand die Analogie, welche in Hinficht der Anf- 
faffung diejer Begriffe im Verlaufe des ganzen Mittelalters zwifchen 
dem Staat und der Kirche beftand, Iäugnen, oder gar behaupten wol- 
fen, daß der Sinn, den man dem Worte Freiheit während jenes für 
unfſere Entwidlung fo wichtigen Zeitraums beigelegt, jener geweſen fei, 
in dem man die Verwirklichung dieſes Begriffs in neuerer Zeit verfucht 
hat. - Der befondere Charafterzug des ganzen Mittelalters liegt ja 
eben im Individualismus. Der Gedanke, die Freiheit blos in der 
Zheilnahme an der Staatsgewalt zu ſuchen, lag den Menfchen nie fo 
fern als damals, nie war das Streben, feine perfönliche Kraft geltend 
zu machen, fo allgemein und der Begriff der Gleichheit fo ganz in ben 
Hintergrund getreten. ) Der Einfluß des letzteren Begriffs bejchränfte 
fi) darauf, Daß das Streben nad Freiheit für Alle ein gleiches war, 
und daß die große BVerfchiedenheit der Stellungen, welche uns die Ge⸗ 
fellfchaft des Mittelalter zeigt? — weil ihr die religiöfe Sanction 
fehlte — im Bereiche der chriſtlichen Gefittung nie zu orientalifchem 
Kaſtenweſen erftarren Eonnte. Ä 

Mit der ‚großen Kirchenfpaltung des 16. Jahrhunderts trat auch 
in dieſer Hinficht eine bedeutende Veränderung ein, und der Sa, 
daß unfere ganze Eivilifation eine wefentlich chriftliche fei, die in ihrer 
Entwidlung ganz von der religiöfen Anfchauung bedingt ift, wird uns 
nie klarer, als wenn wir den Einfluß beobachten, welchen die Refor⸗ 
mation auf alle Berhältniffe des Lebens ausgeübt. 

Das Prinzip der Freiheit, welches die Kirche früher blos als Gan- 
3e8 dem Staate gegenüber in Anſpruch nahm, warb nad) der Refor- 
mation der Kirche gegenüber durd Einzelne in Anfpruch genommen. 
Mit dem Grundfahe, daß der Chrift in Dingen des Glaubens fid 
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lediglich an die Worte der Schrift zu halten habe, und daß das Recht 
über den wahren Sinn derſelben nachzuforſchen jedem Chriſten zuſtehe, 
war das Prinzip der volliten individuellen Freiheit in geiftlichen Din- 
gen anerkannt. 

AL die Reformatoren fi fpäter von der Gefahr, welche durch 
das Aufgeben jeder Autorität in geiftlichen Dingen entftehen mußte, 
überzeugten, und wie jede Partei, die gegen die Mißbraͤuche einer In- 
ſtitution mit Prinzipien zu Felde zieht, welche nicht blos gegen den 
Mißbrauch, fondern gegen die Inftitution felbit gerichtet find, endlich 
zur Einficht gefommen waren, daß durch bie freie Forſchung nicht blos 
die Allgewalt des Papftes, fondern auch das Beftehen folcher kirchlichen 
Einrichtungen, wie fie die Reformatoren für nothwendig hielten, unmög- 
lich werde, hat man an die Stelle der abfoluten Freiheit die Auto⸗ 
nomie der Gemeinde in Tirchlichen Dingen und die Freiheit des Ein- 
zelnen in dem Recht, an den Entfcheidungen der Gemeinde Theil zu 
nehmen, gefebt. 

In Hinficht des Prinzips der Gleichheit hat die Reformation Die 
Grundfäge, welche die Fatholifche Kirche befolgt, gänzlich umgeftaltet. 
Duch die Reformation ift mit der Hierarchie auch der Unterfchled 
der Berechtigung aufgehoben und im Bereih der Kirche zwiſchen 
den einzelnen Gliedern der Gemeinde das Prinzip der Gleichheit an- 
erfannt worden. | 

Wir fehen hieraus, daß die Reformation die Freiheit, unter Der 
man im Mittelalter die Berechtigung Einzelner verftand, in dem Recht 
gefucht, an den Entſcheidungen der Gemeinde Theil zu nehmen, und 
diefem Begriff in Firchlichen “Dingen eine ähnliche Bedeutung beigelegt 
habe, als diejenige ift, in welcher man benfelben im Staate jekt 
zu verwirklichen fucht; auch zeigt und die Literatur des 16. Jahr⸗ 
hunderts, der Bauernfrieg, die Verfuche der Wiedertäufer und die Rich⸗ 
tung, welcde die Puritaner in England befolgten, wie viel die Refor- 
mation zur Berbreitung- des Begriffs abfoluter Gleichheit beigetra- 
gen habe. | 

Daß aber alle Verfuche, der Mehrheit eine abfolute Gewalt über 
ben Einzelnen einzuräumen, im Schooße der proteftantifchen Kirche nicht 
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gelungen ſind und nur zu einer Reihe neuer Spaltungen geführt haben, 
und daß alle Verſuche, die vollkommene Gleichheit herzuſtellen, zu wel⸗ 
chen die Reformation Anlaß gegeben, keine dauernde Wirkungen hervor⸗ 
gebracht, beweiſt am beſten, daß die Zeit zur Verwirklichung dieſer 
Begriffe in dieſem Sinn nicht reif geweſen ſei, oder mit andern Wor⸗ 
ten, daß die Mehrheit der Menſchen die Begriffe Freiheit und Gleich⸗ 
heit damals nicht in dieſem Sinne verſtanden habe *). 

\ Das Prinzip der Rationalität hat einen weſentlichen Ein- 
flug auf die Reformation ausgeübt, und der nationelle Gegenfak 
Deutschlands gegen die Uebergriffe Roms hat ficher viel zur Verbrei⸗ 
tung Intherifcher Anfichten beigetragen ; \die Wechſelwirkung der Refor- 
mation auf das Prinzip der Rationalität ift jeboch eine dem letzteren 
nadhtheilige geweſen, da alle Begriffe nationeller Befonderheit burd) Die 
teligiöfen Interefien in den Hintergrund gedrängt wurden, und fid 
daher im Zeitalter der Reformation alle Staaten und Völker nicht im 
Berhältnig ihrer volfsthämlichen Verwandtſchaft, fondern in dem Ver⸗ 
hältniß der zwiſchen denfelben beftehenden religiöfen Gemeinſamkeit ge 
nähert oder entfernt haben. 

So unläugbar der Einfluß ift, weldyen die Freiheit, Gleichheit und 
Rationalität in allen Epochen unferer Givilifation ausgeübt, fo muß 
uns doch eine ruhige Beobachtung dieſer Thatfachen davon überzeugen, 
daß man diefen Begriffen wenigitens bis zum Jahrhundert der 
Revolution nie jenen Sinn beigelegt, in welddem man biefelben 
gegenwärtig zu verwirklichen firebt. — Dasfelbe läßt fich aber aud in 
Hinſicht diefes legten Zeitraumes beweifen. 

Dei den inneren und äußeren Berhältniflen, in welchen ſich Frank⸗ 
reich bei dem Ausbruch der Revolution befand, mußte ein größeres 
Maß individueller Freiheit für den Augenblid unerreihbar fcheinen 
und das Streben danach in den Hintergrund gedrängt werden. — Zu 


*) Zn den durd) die Bauernfchaft während des großen‘ Bauernfrieges formu: 
lirten Forderungen liegt der Flarfte Beweis, wie fern der Gedanke volllommener 
Gleichheit damals noch ſelbſt Jenen lag, die durch den Triumph dieſes Orundfakes 
am meiften zu gewinnen hatten. 
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lange hatten ſich die Bewohner Frankreichs daran gewöhnt, alle Ge⸗ 
walt in den Händen der Regierung concentrirt zu ſehen und Alles aus- 
fchließlih von ihr zu erwarten, um aud nur die Bedingungen der 
individuellen Freiheit richtig begreifen zu koͤnnen. 

Auch war der Augenblid, wo die Selbftftändigfeit Frankreichs von 
ganz Europa bedroht wurbe, nicht Dazu geeignet, die Macht der Staats⸗ 
gewalt, von der man allein Rettung hoffen Fonnte, zu fchmälern; wie 
hätte man unter Berhältniffen wie diefe, die Freiheit in etwas Anderm 
als in der Theilnahme Aller an der Staatögewalt fuchen können; übri⸗ 
gene ift trotzdem das Prinzip der Gleichheit im Verlaufe der 
ganzen franzöſiſchen Revolution nie als Zweck, ſondern 
immer nur als Mittel betrachtet worden,) 

Wie diefe größte politische Bewegung der Weltgefchichte im Beginn 
offenbar größtentheild ein Kampf gegen Die ganz abfolute Gewalt des 
Königthums, ein Ringen um Freiheit’ war, fo ift fie auch fpäter 
ihrem Zwede treu geblieben. Der Unterfchied zwifchen den früheren 
und fpäteren Epochen befteht blos darin, daß man früher gehofft, Die 
gleiche Freiheit Aller könne durch politifche Inftitutionen begründet wer- 
ben, und ſich fpäter überzeugte, daß Die Freiheit, wenn fie nicht in der 
individuellen Selbftändigfeit jedes Einzelnen, fondern in der Theilnahme 
besjelben an der Staatsgewalt beftehen jol, nur dann für Alle gleich 
fein könne, wenn dieſe auch factifch gleich geworden find. Man hat 
Daher diefe Gleichheit als unerläßliche Bedingung der Freiheit betrachtet 
und ald folche unermüdlich angeftrebt, doch immer nicht als Zwei, 
fondern eben nur, weil man fie ald einziges Mittel die Freiheit zu be⸗ 
gründen betrachtete. 

Da ein gründlicher Beweis diefer Behauptung eine genaue Dar- 
ftelung des ganzen Entwidlungsganges der franzöfifchen Revolution 
erfordern würde, jo muß ich die Würdigung der Richtigkeit desfelben 
dem Lefer überlafien. Ich glaube, Daß Alle, die diefed große Ereigniß 
nit aus den einfeitigen Darftellungen einzelner Schriftiteller, fondern 
aus den reichen Quellen, die und zu Gebote ftehen, Fennen, mir in 
diefer Hinficht beiftimmen werden; wenigftend ift es von al jenen 
Männern, die der Revolution ihre Richtung gegeben, felbft die Terroriften 
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und Robespierre nicht ausgenommen, Far zu beweifen, daß fie die 
Gleichheit immer nur al8 Mittel, um die Freiheit zu begründen, bes 
trachtet haben. 

Die franzöfifhe Revolution ift daher nur ein weiterer Schritt auf 
der Bahn, welche unfere Gefittung vom Beginn an verfolgt hat. 

Weil jeder Fortſchritt, den die Menfchheit im Verlaufe der 
chriftlichen Gefittung gethan, der Anerkennung des Prinzips individueller 
Sreiheit in immer weiteren Kreifen zuzufchreiben ift, und Kunft und 
Wiſſenſchaften fo wie der materielle Wohlftand immer in dem Maße 
zugenommen haben, als der Genuß individueller Freiheit von Wenigen 
auf immer Mehrere ausgedehnt wurde, fo wollte die Revolution das 
Ziel diefer Entwidlung, den Punkt der Vollendung unferer Civilifation 
Dadurd erreichen, daß fie die individuelle Freiheit Aller fiherte.e Das 
Prinzip der Gleichheit bezeichnet blo8 Die Ausdehnung, in welcher die 
Revolution jenes der Freiheit verwirklichen wollte; der Zwed ihrer 
Bemühungen ift aber immer das Prinzip der individuellen Freiheit 
geblieben *). 


*) Ich habe im erften Theile darauf aufmerffam gemacht, daß der Fortfchritt, 
den wir im DBerlaufe der chriftlichen Civilifation auf dem Gebiete des Staats wahr: 
nehmen, darin beftand, die Gewalt des Staates zu einer immer abfoluteren zu 
machen. Diefe unläugbare Thatfache fleht mit der Behauptung, daß der herrfchende 
Begriff unferer ganzeu Civilifation der der individuellen Freiheit geweſen fei, nicht 
nur nicht im Widerſpruch, fondern dient ihm vielmehr zum Farflen Beweife. Denn 
erftens if es unläugbar, daß die immer größere Ausdehnung der Staatsgewalt nur 
durch das allgemeine Streben nach Sicherheit — welche die erfte Bedingung der 
individuellen Freiheit ift — möglich geworden fei; bann zeigt auch die Apathie, mit 
der man fich die immer weitere Ausdehnung der Staatsgewalt gefallen ließ, am 
flarften, wie weit der Begriff einer colleetiven Freiheit, wie ihn das Alterthum auf: 
gefaßt, in den Hintergrund getreten war, und wie fehr fich alles Streben ftatt nach 
einer Theilnahme an der Staatsgewalt vielmehr dahin richtete, fich in eigenem wenn 
auch noch fo engem Kreife die Selbſtſtändigkeit zu fichern. Erfi als es dahin gefoms 
men war, daß der Staat, indem er feine Macht, und das Individuum, indem es 
den Kreis feiner Thätigfeit immer weiter ausdehnte, in Conflict geriethen, hat man 
die Teilnahme an der Staatsgewalt zu erringen gefucht, nicht weil man das Stre- 
ben nach individueller Freiheit aufgegeben, fondern vielmehr, weil man basfelbe nur 
auf biefem Wege zu befriedigen Hoffte. 
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Und fo führt uns die Unterfuchung der Frage über den Urſprung 
und die Entwidlung der herrfchenden Ideen der Gegenwart zu der Ueber: 
jeugung : 

a) daß die Begriffe Freiheit, Gleichheit und Rationalität ganz der 
chriſtlichen Civiliſation angehören, und daß Feiner derfelben im Verlaufe 
unferer Geflttung jemals ganz verdrängt werben fonnte *); 

b) daß die Begriffe Freiheit und Gleichheit in verfchiedenen Zeiten 
einen verfchiedenen Einfluß auf den Gang der Ereigniffe ausgeübt 
haben und durch die Reformation der Begriff der Gfeichheit mehr in 
den Bordergrund getreten -fei, daß aber das Streben nad) Gleichheit 
felbft im Berlaufe der erften frangöfifhen Revolution durch die große 
Mehrheit der Menfchen immer nur als Mittel, wodurd die Freiheit 
Aller gefichert werden ſollte, betrachtet worben fet. 

Soll beiwiefen‘ werden, daß die Mehrheit der Menichen den Be- 
griffen Freiheit und Gleichheit jenen Sinn beifege, in welchem man bie 
Verwirklichung derfelben im Staate verfucht hat; oder mit andern Wor- 
ten, will man und überzeugen, daß es das Prinzip der Gleid- 
beit fei, für weldhes fih unfer Jahrhundert ausſchließlich 
begeiftert, fo Tann diefer Beweis jedenfalls nur für Die neuefte Zeit 
geführt werden. Ich habe hierbei nur zu bemerfen, daß, da bie 
Thatfache, welche beiwiefen werden foll, vereinzelt in der Weltgefchichte 
dafteht und uns Fein anderer Gall befannt ift, wo die Menfchheit, 
nachdem fie viele Jahrhunderte nad der Verwirklichung eines Begriffes 
geftrebt, dieſen, ehe fie noch ihr Ziel erreicht oder fi} von der Unmög⸗ 
lichkeit desſelben überzeugt hat, mit einem anderen entgegengefegten ver: 
taufcht hätte, e8 vieler und wichtiger Gründe bebürfe, wenn wir ung von 
ihr überzeugen follen. 


*) Wenn der Begriff der Nationalität mit den Ideen des Chriſtenthums auch 
nicht im Widerfpruch fleht, fo iſt er wenigftens nur in fo fern mit benfelben ver- 
bunden, als das Chriſtenthum die Freiheit und Gleichheit aller Völfer in Auſpruch 
nimmt; darum hat ſich auch der Begriff der Nationalität im Berlaufe unferer Civi⸗ 
Iifation bedeutend weniger als jener der Freiheit und Gleichheit entwidelt. 
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Drittes Kapitel. 


Ueber den Sinn, den das Volk den Begriffen Freiheit und 
Gleichheit in unferer Zeit beilegt. 


— — 





Ich wiederhole das oft Geſagte, weil man eben dieſes immer zu 
vergeſſen ſcheint. — Die Beſtrebungen des Volkes laſſen ſich nie aus 
einzelnen Worten, welche dasſelbe als Schlachtruf gebraucht, erkennen. 

Maſſen bedürfen eines Vereinigungspunktes, und je kürzer ein 
Wort iſt, je mehrerlei Bedeutungen man ihm beilegen kann, deſto beſſer 
eignet es ſich dazu. | 

Worte find für Millionen gewöhnlich nur das Surrogat der Be- 
griffe, oder eines richtigen Ausdrudes für diefelben. Wo Niemand Das- 
jenige, was er meint, Far auszudrüden vermag, vereinigen fich Alle in 
einem Wort, wobei fi) Jeder das Seinige denken kann; und darum läßt 
ſich auch daraus, dag man fi) für gewifle Worte wie Gleichheit, Frei- 
heit, Brüderlichfeit allgemein zu begeiftern fcheint, durchaus Feine Fol⸗ 
gerung auf die Begriffe, Wünfche und Beftrebungen des Volfes ziehen *). 

Diefe müflen vielmehr befonderd unterfucht werden, und fo ſchwie⸗ 
rig dies überhaupt ift, fo ftellen ſich uns hierbei heutzutage noch 
mehr Schwierigfeiten entgegen als font. 

In dem Mae ald man alle Fäden bes öffentlichen Lebens in den 
Händen der Bentralregierung concentrirt und den Kreis, in weldem 
ſich der einzelne Bürger fonft felbitftändig bewegen und die Richtung 
feiner Beftrebungen durch Handlungen beweifen fonnte, enger gezogen 
hat, ift auch die Zahl Derjenigen, die fi mit den Wünfchen des Vol- 


*) Wie man vieleicht feinem König öfter ein Lebehoch gerufen als Lubs 
wig XVI., und hieraus Niemand die Macht des monardhifchen Prinzips während ber 
Revolution folgern kann, fo hat man die Handlungen des Comite de salut public 
im Namen der Freiheit gutgeheißen, die Verfolgung des Katholicismus im Namen 
ber religiöfen Toleranz beeretirt, und eben während ber Terreur für die Brüder: 
lichkeit geſchwaͤrmt. 


u. N 


fes zu bejchäftigen haben, vermindert worden. Die Erfenntniß der 
Öffentlihen Meinung ift in unferer Zeit zur ausfchließlichen Aufgabe 
der Regierung und Jener geworden, die fih um die Macht bewerben, 
und felbft Diefe befinden fih in der ungünftigiten Lage, um diefelbe 
richtig zu würdigen. Erſtens weil fie der öffentliden Meinung ihre 
Aufmerkſamkeit nur in fo fern zu widmen pflegen, als fich dieſelbe auf 
die Regierung des Staats, d. h. einen Gegenftand bezieht, worüber Die 
Meiften Feine Meinung haben, dann auch wegen der Stellung, in wel- 
cher ſich alle Regierungen neuerer Zeit befinden. 

Es liegt in der Organifation conftitutioneller Staaten, daß die 
Regierung nicht über den Parteien fteht, fondern immer felbft Partei 
ift, und fi daher mehr damit befchäftigt, der öffentlichen Meinung 
eine beftimmte Richtung zu geben, als diefe zu erfennen. Da nun Der- 
jenige, der felbft am Kampfe Iheil nimmt, zu fehr mit feinem unmit- 
telbaren Gegner befchäftigt ift, um das ganze Feld ded Kampfes über- 
fhauen zu Eönnen, fo ift auch die Aufmerkſamkeit der Regierung immer 
zu fehr durch Jene, die an der Politik praftifch Theil nehmen und der 
Regierung gegenüber ftehen, in Anfpruch genommen, um ſich mit den 
Meinungen der unendlich größeren Zahl zu befchäftigen, die den parla- 
mentarifchen Kämpfen ruhig zufieht; auch müffen die Mittel, welche ihr 
hierzu im SBetitionsrecht und der freien Prefle zu Gebote ftehen, nad 
teiflicher Ueberlegung als höchſt ungenügend erfannt werben. 

Wenn man dem PBetitionsrecht in conftitutionelen Staaten eine 
jo große Wichtigfeit beilegt, fo gefchieht Died blos darum, weil da, wo 
das Prinzip der Volfsfouverainetät erfannt ift, unter dem befcjeidenen 
Namen des Petitionsrechts eigentlih das Recht zu poftulicen verftanden 
wird, und das Betitioniren der Mehrheit nur als eine mildere Form 
zu betrachten ift, unter welcher diefelbe der Staatsgemwalt ihre Befehle 
mittheilt. — Infofern unter dem Petitionsrecht blos das Recht ber 
einzelnen Bürger, die Staatsgewalt um etwas zu Bitten, verftanden 
wird, befteht dasfelbe auch in den abfolnteften Staaten, jene Epochen 
ausgenommen, wo die höcjfte Gewalt durch einen Nero ausgeübt 
wird. — Eben in diejer Wichtigkeit, welche das Petitionsrecht in conſti⸗ 
tutionellen Staaten befigt, liegt aber die Urfache, wegen welcher basfelbe 








nicht als Kriterium der Wünfche und Anfichten des gefammten Volkes 
betrachtet werben kann. 

Alles was einen praftifchen Einfluß auf die Leitung der Staats- 
gefhäfte ausübt und die Richtung, welche die Regierung des Staats 
befolgt, oder wenigftend die Perſonen, denen diefelbe überlaffen ift, zu 
verändern vermag, wird nie Durch die einzelnen Bürger felbitftändig ge- 
übt, fondern immer von Parteien ald Mittel, ihre Zwecke durchzuſetzen, 
gebraucht, was in diefem Balle um fo leichter ift, da das Petitionsrecht 
in größeren Staaten, ohne feine ganze Wichtigkeit zu verlieren, durch 
einzelne Bürger eigentlich gar nicht felbftftändig ausgenibt werben Fann. 

Es ift die nothwendige Folge der abfoluten Souverainetät, welche 
man der Majorität in eonftitutionellen Staaten zuerfennt, daß jede 
Petition in den Augen der Stautsgewalt nur dann eine Wichtigkeit 
erhält, wenn fih ihr Viele angefchlofien haben. So gerecht die Wünfche 
einzelner auch fein mögen, fo werben ſich conftitutionelle Regierungen 
wenig darum kümmern, ja fie werben denfelben entjchieden entgegen 
handeln, wenn der Umftand, daß ſich den Bitten der wenigen Bethei- 
ligten Niemand angejchlofien hat, al8 ein Beweis Deffen angenommen 
wird, daß die Erfüllung dieſer Wünfche der Anficht einer größeren Zahl 
widerftrebe, oder wenigftend gleichgiltig fei. Da ed nun bei der unend- 
lichen Verſchiedenheit der Interefien, welche in größeren Staaten befteht, 
für den Einzelnen faft immer unmöglidy ift, Dasjenige, was ihm am 
meiften am Herzen liegt, der Mehrheit feiner Mitbürger gleich wichtig 
zu machen; und da das ‘Betitionsrecht, von allen Einwohnern eines 
Staates auf diefe Art geübt, eine folche Menge theild Eleinlicher, theild 
ſich gegenfeitig widerfprechender Forderungen zur Folge haben würde, 
daß feine Regierung oder Gefeßgebung dieſelben zu berüdfichtigen im 
Stande wäre; fo muß der einzelne Staatäbürger, um fich feines Peti⸗ 
tionsrechtes mit Erfolg zu bedienen, ftatt Dasjenige, was er wünſcht, zu 
fordern, fi den Wünfchen Anderer, von deren Gewährung er die Er- 
reihung feiner eigenen Zwecke mittelbar erwartet, anſchließen; woraus 
fih ergibt, daß Das Petitionsrecht in allen größeren Staaten immer 
blos für allgemeine Prinzipien oder gegen jene Männer, in deren 
Händen fich die hoͤchſte Staatsgewalt befindet, gebraucht werden kann, 
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obwohl ſich die Mehrheit des Volks mit ſehr ſeltenen Ausnahmen faft 
gar nicht um Prinzipien fümmert, und gewöhnlich nur für jene Organe 
der Verwaltung wirkliche Sympathien und Antipathien empfindet, mit 
denen es in directer Verbindung ſteht. Weldhen Einfluß bei einem 
folchen Gebrauche des Betitionsrechts Parteien ausüben müſſen, ohne 
deren Thätigkeit die Vereinigung der gehörigen Zahl von Bittenden 
nicht einmal möglich wäre, wie leicht hierbei Das Volk getäufcht werben 
fann, indem man es dazu bringt, für Dinge zu petitioniren, weldye mit 
Dem, was eB eigentlich wünfcht, in gar Feiner Verbindung ftehen, und 
wie ſchwer, ja wie unmöglich es ift, .aus “Petitionen einen richtigen 
Begriff über die wahren Wünfche des Volkes zu erlangen, ift in 
fih Kar. 

Die Größe der Zahl Derjenigen, welche irgend eine Petition unter- 
fchrieben haben, ift immer nur ein Beweis dafür, daß ſehr Viele von 
der Durchführung der Maßregel, für die fie gebeten haben, große Res 
fultate erwarten, aber durchaus nicht dafür, Daß die Gewährung der 
Bitte Diejenigen, die fie eingereicht, zufrieden ftellen werde. 

Die Refultate der Prepfreiheit, in fo fern wir dieſelbe als Mittel, 
Die Begriffe und Wünfche des Volkes kennen zu lernen, betrachten, find 
ähnlicher Art. 

Riemand Tann von den heilfamen Folgen der freien, Preffe mehr 
überzeugt fein als ih. Wie alle Uebel, welche der unvorfichtige und 
verhrecherifche Gebrauch der Spradje erzeugt, einen Bernünftigen dazu 
bringen werben, die Faͤhigkeit zu fprechen, welche als Mittel geiftiger. 
Mittheilung die Grundbedingung jedes geiftigen Fortichritts ift, für ein 
Unglüd zu erklären; ebenfo begreife ich e8 kaum, wie über den Nutzen 
der Preſſe — welche doch nichts als die den Menfchen, und zwar eben 
den in ihrer geiftigen Entwidiung höher Stehenden gegebene Möglich: 
eit ift, fich in dem meiteften Kreifen mitzutheilen — ernfte Zweifel er- 
hoben werden konnen. Alles, was ich in dieſer Hinficht gelefen und 
gehört, hat mich immer an Rouſſeau's befannte Schrift erinnert, in 
welcher er die Civiliſation als das größte Unglüd, welches ben Men- 
ſchen widerfahren konnte, darzuftellen vwerfucht hat; wenigftens ijt die 
Beweisführung ganz jener des berühmten Genferd nachgebildet und wird 











— 32 — 


Begriffe des Volks zu berichtigen und auf die Richtung 
ſeiner Wünſche einen Einfluß auszuüben. 

Die Preſſe iſt ein Organ der öffentlichen Meinung, aber faft 
immer nur ein Organ Desjenigen, was in einer gewiſſen Zeit 
zur öffentlichen Meinung werden wird, und nicht Deſſen, 
wovon die Mehrheit ſchon gegenwärtig überzeugt iſt. 

In unſerer Zeit, wo das Geſchaͤft, die öffentliche Meinung zu 
machen, als Kunſt betrieben wird, deren einzelne Griffe ziemlich bekannt 
ſind, waͤre es überflüſſig, in einen weiteren Beweis des Geſagten 
einzugehen. | 

Daß das Recht der freien Preſſe nicht durchs Wolf felbft aus- 


geübt wird, und daß ſich nicht einmal die gebildeten Stände im All⸗ 


gemeinen berfelben zu bedienen wiflen, ift Allen befannt; es muß mithin 
Jedem Har fein, daß das Recht der freien Preſſe nur dann als Mittel, 
die Anfichten des Volkes zu erfennen, betrachtet werden fönnte, wenn 
man annimmt, daß diefe den Literaten und Sournaliften vollfommen 
befannt find, und daß diefelben, ftatt befondere Zwede zu verfolgen, ſich 
blos als Drgane der Gefammtheit betrachten, was leider, wie id) glaube, 
nur felten der Fall ift. 

Die Begriffe des Volks laſſen fich weder aus den Manifeftationen 
der Mafjen, noch aus den Leitartifeln fogenannter Volksorgane, fon- 
dern nur aus einer genauen Prüfung Defjen erkennen, was das Volk 
im Namen gewifler Begriffe in Anfprud nimmt, und biefes (die 
Wünfche des Volks) kann nur aus den Handlungen vieler Einzelner 
erfannt werben ®). 

Da man nun alle Staaten der Gegenwart jo eingerichtet hat, daß 
die Menge ihre Anfichten immer nur maflenhaft ausfprechen fann, da 


) Selbſt Gebildetere vermögen Dasjenige, was fie wünfchen, felten richtig zu 
bezeichnen, befonders wenn fie nicht für einen befonderen Fall, fondern im Allge⸗ 
meinen gefragt werben; um wie viel weniger ift dies vom Volke zu erwarten! Ein 
viel richtigerer Maßſtab der Begriffe und Wünſche liegt in den Handlungen der 
Menfchen. Wenn wir Dasjenige, was irgend Iemand in verfchiedenen einzelnen Fäl⸗ 
len gethan bat, Fennen, fo ift die Richtung, welche fein Geift im Allgemeinen be⸗ 
folgt, nicht ſchwer zu beflimmen. 
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man dem Einzelnen überhaupt alle Gelegenheit zum Handeln genom⸗ 
men und durch die Centraliſation der Mehrheit der Bürger jeden Ein- 
fluß auf die Verwaltung entzogen hat, fo hat man das beſte, ja das 
einzige Mittel, woraus ſich die wahren Anfichten des Volks erfennen 
laflen, vernichtet 9. | 

Üebrigens laffen ſich trog all den Schwierigkeiten, mit welchen die 
richtige Erkenntniß der Wuͤnſche und Anſichten des Volks in unſerer 
Zeit verbunden iſt, dieſe doch ziemlich genau beſtimmen, wenn man nur 
dabei den rechten Weg einſchlaͤgt und, ftatt über die Meinung des Volks 
im Allgemeinen zu philofophiren, feine Aufmerkfamfeit den Wünfchen 
und Anfichten der Einzelnen zuwendet, aus welchen das Volk befteht. 


⸗ + 


Beobachten wir jenes Land, wo das Prinzip der Gleichheit am 
meiften in den Vordergrund getreten ift und der ausfchließliche Zweck 
aller Beftrebungen des Volks fein fol. Bon. welchen Klaſſen ver 


*) Die Mittel, wodurch derſelbe Zweck in Eleineren Gemeinfchaften und 
im Staate verfolgt werden muß, find wefentlich verfchieden, und es ift eine der größ: 
ten obwohl gewöhnlichfien Quellen des Irrthums, daß man dies vergißt: der 
Zwed, welchen der Einzelne durch die Gemeinde und durch den Staat zu erreichen 
ſucht, ift aber immer derſelbe. Wenn z. B. alle Beftrebungen der Einzelnen in ber 
Gemeinde dahin gerichtet find, ihre individuelle Freiheit ficher zu ftellen, fo Fann vers 
nünftigerweife nicht angenommen werben, daß diefelben Menfchen im Staate die Her: 
ftellung abfoluter Gleichheit als Zweck verfolgen, auch wenn fle ſich in der irrigen 
Weberzeugung, bie Freiheit in der Gemeinde könne nur durch die vollfommene Gleich⸗ 
heit im Staate gefichert werden, noch fo lärmend und einftimmig für Diefe ausge: 
fprochen haben. Einer der größten Borzüge zweckmäßiger Municipaleinrichtungen 
befteht daher darin, daß fie der Geſetzgebung ein untrügliches Mittel, fich über bie 
wirklichen Anfichten der Staatsbürger aufzuklären, bieten. ‚Man hat ben Staat mit 
den Qundert Augen des Argus und den Hundert Armen bes Briareus verfehen; 
doch wie der Einzelne, auch wenn er Hundert Augen und Arme und die entfprechenbe 
Kraft zu beiden hätte, bei einer Thätigfeit, die ſich auf einen weiteren Raum aus: 
dehnt, weniger leiften könnte als funfzig Einzelne, fo geht es auch mit dem Staate. 
‚ Die Urfache ift, weil alle diefe Augen und Arme auf einen Punkt vereint find, und 
das reich ausgeflattete Wefen doch. nur einen Willen und einen Geift bat, um bie 
vielen Eindrüde, die es empfängt, zu begreifen und die Thätigfeit feiner Hundert 
Hände zu leiten. Die unendliche Macht, die wir dem Staate eingeräumt, genügt 
überall, wo e8 einer großen Kraftanftrengung auf einen Punkt bedarf, doch nirgends, 
wo eine vielfältige Thätigfeit nöthig iſt. 
1. | 3 


‘ 
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franzoͤſiſchen Geſellſchaft laͤßt ſich wohl annehmen, daß ſie ſich aus⸗ 
ſchließlich für das Prinzip der Gleichheit begeiſtern und für die Ver⸗ 
wirflihung besfelben dem Genuß der individuellen Freiheit zu entjagen 
bereit find ? J 

Von' den wohlhabenden Klaſſen der Geſellſchaft, von denjenigen, 
die ein Kapital beſitzen und dasſelbe dem Handel oder der Induſtrie 
zugewendet haben, ſelbſt von denjenigen, bie vermöge ihrer geiſtigen 
Bildung oder dem höhern Grad ihrer mechaniſchen Geſchicklichkeit durch 
die Anwendung des Prinzips der Gleichheit verlieren würden, kann 
im Ganzen nicht die Rebe fein. Ich gebe zu, daß Einzelne, welche zu 
diefen Klaſſen gehören, aus Begeifterung für das Wohl ihrer Mit- 
menfchen, oder weil fie recht gut wiſſen, daß der in den individuellen 
Fähigkeiten beftehende Unterfchied nicht vernichtet werden kann, fidy aus 
Veberzeugung den Bewegungen, für bie Gleichheit anfchließen; doch der 
großen Mehrheit diefer Klaffen wird man biefes nicht zumuthen dürfen, 
und daß dies in Frankreich auch nicht gefchieht, beweift die Heftigkeit, 
mit welcher eben dieſe Klaſſen der Gefelfchaft von den Wortführern 
des Prinzips abfoluter Gleichheit angegriffen werben. 

Wenn wir nun bedenken, daß in Frankreich bei der unendlichen 
Theilung des Grundeigenthums und jeder Art des Kapitals, bei den 
vielen Abftufungen, welche in Hinficht der Förperlihen Kraft und 
mechanifchen Gefchidlichkeit felbft zwiſchen den Arbeitern ein und desſel⸗ 
ben Induſtriezweiges, und noch mehr zwilchen jenen verfchiedener In- 
duſtriezweige beftehen, die Gränze zwifchen Ienen, die von der Ber: 
wirflihung des Prinzips der Gleichheit eine Verbeſſerung, und Ienen, 
welche hierdurdy eine Verſchlimmerung ihrer Lage erwarten können, über: 
haupt nicht zu ziehen ift, und man, um dies zu können, nicht nur die 
materielle Lage, fondern auch die Hoffnungen jedes Einzelnen fennen 
müßte, fo wird man zugeben, daß die Zahl Derjenigen, weldye wir ſchon 
ihrer Stellung nad) als -Widerfacher des Prinzips der abfoluten Gleich⸗ 
heit betrachten müffen, auch in Frankreich hoͤchſt bebeutend fei *). 


*) Der große Unterfchien zwifchen dem Kampfe, den man für das Prinzip 
der Gleichheit während der erften franzöfifchen Revolution unternommen, und dem 
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Wenn man bie Frage aufftellt, wer denn die Verwirklichung des 
Prinzips der Gleichheit in jener Ausdehnung, in weldyer man dafür zu 
Selde zieht, wolle, wird man zwar ganz fidher zur Antwort erhalten, 
das ganze Volk wolle died; wenn man übrigens weiter danach 
forjcht: wer denn diefes Volk fei? wird man Antworten erhalten, bei 
welchen man nothwendig an Beaumarchais' berühmte Definition der 
Prepfreiheit denfen muß. Das Voll umſchließt nämlich nach Diefer 
Auffaffung alle Einwohner Frankreichs außer dem Abel, der Geiftlich- 
feit, den Deputirten, den Beamten der Abminiftration, den Kapitaliften, 
den Grundbeſitzern, den Paͤchtern, die mehrere Diener befchäftigen, ben 
Arbeitern, Die vermöge ihrer höheren techniſchen Bildung befler bezahlt 
find, den Gelehrten, Jemen, welche zu katholifch find, um Die Kirche dem 
Staat vollkommen unterwerfen zu wollen 2c. ıc., mit einem Worte außer 
allen Denjenigen, die über das Prinzip der Gleichheit andere Anfichten 
haben, und die man daher mit dem Namen Ariftos zu bezeichnen. 
pflegt: jo daß für Diejenigen, Die man unter dem großen Ausdruck, das 
Volk“ verftehen faun, am Ende nichts als Die Klaſſe ber Profetarier, 
und auch von dieſer blos jener Theil übrig bleibt, welcher größere Städte 
bewohnt und bei einer gleichen Bertheilung der Erzeugniffe als zur 
unterften Klaſſe der Arbeiter gehörend nichts verlieren würde. 

Wenn man bevenft, daß einer der mefenilichen Unterſchiede zwi⸗ 
hen den Staaten des Alterthums und jenen der Neuzeit darin befteht, 
daß alle Bürger des Altertfpums Städte bewohnt, und die Staaten 
jener Zeit Dasjenige, was wir als Landbevölkerung bezeichnen, nicht 
gefannt haben, fo muß man die Anſchauungsart vieler unferer Poli- 
tifer, voobei man die ganze Landbenölferung ignorirt und ben Bewoh- 
nern der Hauptitadt eine Stellung einzwäumen fucht, wie fie bie 





gegenwärtigen liegt darin, daß das Prinzip Ber Gleichheit damals gegen gewiſſe 
von allen übrigen fireng gefonderte Klaffen geltend gemacht wurbe, und daß es jept 
gegen Individuen, die ſich in allen Klafien der Gefellfchaft zerfireut befinden, geltend 
gemacht werben foll. Sene, die für diefes Prinzip heutzutage kämpfen, gerathen 
bierburch ganz in biefelbe Lage, in welcher fich damals die Gegner dieſes Prinzips 
befanden, Daß fie ſich nicht einer einzelnen Klaſſe, fondern einer ungefonderten Maſſe 
der verſchiedenſten Elemente gegenüberſtellen müſſen. 
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Bewohner der Städte damals hatten, als ſich Das Gebiet des Staates 
faum über die Marken der Stadt ausbehnte*), höchſt fonderbar finden. 

Noch fonderbarer ift es, daß man trog aller Devotion, welche 
man für das Prinzip der numerifhen Maforität zur Schau trägt, 
diefes Prinzip eben da, wo von den wichtigſten Veraͤnderungen im 
' Staat die Rede ift, nicht gelten laffen will, und aud in Hinficht der 
Stäbtebewohner durchaus nur eine Klafie — jene der Proletarier — 
als entfcheidungsfähig annimmt, obwohl fich diefe faſt ohne Ausnahme 
in allen Städten in der Minderheit befindet. Am ſonderbarſten muß 
es uns aber foheinen, werm wir fehen, daß der ausfchließliche Genuß 
der Souverainetätsrechte für eine Minorität foldher Staatsbürger in 
Anſpruch genommen wird, die ſich, wie die Freunde des Egalitätsprins- 
zips behaupten, in Folge ihrer materiellen Entbehrungen auch in geifti- 
ger und fittliher Hinficht in einem ganz verwahrloften Zuftand be- 
finden, und durch den Fluch der freien Concurrenz nicht nur der Freiheit, 
fondern jelbft der Fähigkeit fie zu genießen beraubt worden find. — 
Da jenen Klaffen der Gefelfchaft, in deren Händen ſich ein größeres 
Map der Macht befindet, gewöhnlich auch Vorrechte eingeräumt werden, 
jo läßt fi übrigens biefe privilegirte Stellung, welche man dem Pro⸗ 
letariat in unferer Zeit einzuräumen wünfcht, aus der Macht erklären, 
welhe man dem Proletariat größerer Städte eingeräumt hat. Die 
Urſache, wegen welcher man in unferen Tagen unter dem Worte Volk 
blos das Proletariat größerer Städte verfteht, ift unftreitig biefelbe, 
wegen der man im Mittelalter unter populus blog die privilegirte Klaffe 
begriff, und Darum ift auch die Frage: In wie fern die herrfchenden Be- 
griffe Sreiheit, Gleichheit und Nationalität durch Iene, die man in diefem 
beichränfteren Sinne mit dem Namen des Volks zu bezeichnen pflegt, 
wirflih in jenem Sinne genommen werben, als dies ihre Wortführer 
behaupten, unftreitig von der größten Wichtigkeit. 


7) Die Wortführer des Egalitätsprinzips behaupten gewöhnlich, daß das auf 
bem Lande wohnende Proletariat, als zu ungebildet, erft zur Freiheit erzogen werben 
müffe, und daher, wenn es ſich auch für gewifle Anſichten ausfprechen würbe, für 
jest noch feinen entfcheidenden Einfluß ausüben dürfe, 
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Verſuchen wir diefe Frage zu beantworten. 

Wenn man darüber, ob unfere Civilifation jene des Alterthums 
übertroffen habe, irgend in Zweifel fein Fönnte, fo müßte ein Vergleich 
zwifchen der Stellung, welche die niederften Klafien der Geſellſchaft 
damal8 eingenommen haben und welche fie jegt einnehmen, jeden Zwei- 
fel diefer Art aufheben. Die Maffen find, fo weit fie auch fonft 
in ihrer Bildung zurüdftehen mögen, heutzutage viel 
fähiger fich für Begriffe zu begeiftern, als fie es im Alter 
thume waren. Jene Ströme von Blut, weldhe man im Verlaufe der 
hriftlichen Givilifation für religiöfe Begriffe vergofien, haben die Menſch⸗ 
beit daran gewöhnt, nicht nur ſolche Dinge, welche mit materiellen 
Vortheilen verbunden find, des Kampfes werth zu halten, und es ift 
ein charakteriftiicher Zug unferer Givilifation, daß felbft die unterften 
Klaſſen der Geſellſchaft, ftatt ihre Begriffe der Sorge für ihre materiel- 
len Bedürfniffe ganz aufzuopfern, vielmehr die Befriedigung diefer Be⸗ 
dürfniffe durch die Verwirklihung ihrer Begriffe zu erreichen ftreben. 
Es folgt übrigens hieraus nicht, daß das Volk in unferer Zeit aus- 
ſchließlich um die Verwirklichung feiner Begriffe bemüht fei, die Be⸗ 
friedigung der materiellen Bedürfniſſe muß vielmehr jebt wie immer 
einem großen Theil feiner Beftrebungen als Zwed dienen, und zwar in 
dem Maße, als für die Befriedigung dieſer Beduͤrfniſſe nicht geforgt iſt *). 

Aus. diefen allgemeinen Säbten, für deren Richtigkeit uns befon- 
ders die Gefchichte Frankreichs vom Beginne der erften Revolution bie 
jest den klarſten Beweis Tiefert, läßt fi das Hervortreten des Prinzips 
ber Gleichheit in neuefter Zeit aufs leichtefte erklären, 

Nachdem man fih davon überzeugt, daß der Genuß der indivi⸗ 


) Es wird fo viel Böfes über unfere Zeit gefagt, daß man auch nicht ihre 
guten Seiten vergeflen foll, nicht um uns Rofz zu machen, denn hierzu ift bei unferen 
höchſt unvollfommenen Zuftänden wahrlich Fein Grund vorhanden, fondern darum, 
weil die Ueberzeugung, daß wir an Sittlichleit im Vergleich mit früheren Zeiten vor⸗ 
gefähritten, die Hoffnung weiteren Fortſchritts und mit ihr ebles Streben erzeugen 
muß. Und fann man läugnen, daß auch die niederſten Klaffen unferes Proletariats, 
welche Arbeit und Brot für Arbeit fordern, an moralifchem Werthe weit über den wilden 
Mafien ftehen, die Rom mit ihrem Gefchrei um Brot und Spiele erfüllt haben? 
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duellen Freiheit für Alle durch die conſtitutionelle Anerkennung des 
Prinzips noch nicht gefichert werden Fönne, ja daß bie freie Concurrenz, 
die eine nothwendige Folge der individuellen‘ Freiheit ift, bei der 
unendlichen Verſchiedenheit der Kräfte und Mittel, welche den Einzelnen 
zu Gebote ftehen, für Biele felbft den Verluſt der Freiheit zur Folge 
haben fönne; fo mußte der Gedanke entflehen, daß das Prinzip der 
Freiheit für ſich allein nicht gemüge, fondern gemiffer Vorbedingungen 
bedürfe, durch welche der Genuß der Freiheit Allen gefichert wird, und es 
war nicht Schwer, das Voll davon zu überzeugen, daß dieſe Vorbedin⸗ 
gungen in der Berwirklichung des Prinzips der Gleichheit zu fuchen ſeien. 
Betrachtet man aber die lebhafte Begeiſterung, mit der das Boll aud 
jegt noch) an bem Prinzip der Freiheit feft hält; hat man erfahren, wie 
ed ſich eben nur darım fo lebhaft gegen die Ungleichheit ausfpricht, 
weil es fich durch diefelbe der Freiheit beraubt glaubt, während es oft, 
wo dies im Intereſſe der Freiheit nöthig fcheint (3. B. in der Aus- 
übung feiner politifchen Rechte, bei Arbeiterverbindungen), fidy der Un⸗ 
gleichheit fügt; beobachtet man, wie fich das Volk eben gegen jene 
Einrichtungen des Staates am lebhafteften ausfpricht, wodurch feine 
Freiheit befchränft wird: dann muß man zu der Ueberzeugung gelangen, 
daß fi, auch das Proletariat unferer Tage nur darum für das Prin- 
zip der Gleichheit begeiftert Babe, weil es basfelbe als ein Mittel, ja 
als das einzige Mittel um zur Freiheit zu gelangen betrachtet, und daß 
der Gedanke, die Freiheit der Gleichheit zum Opfer zu bringen, jelbft 
dem Proletariat immer fern geblieben fei. 

Doc geben wir zu, daß uns hierüber Fein Urtheil zuftehe, daß Die 
wahren Anfichten des Volkes — oder wenigftend des in Städten woh- 
nenden Broletariats — nur Jenen befannt feien, die, weil fie den Boden 
aufgewühlt und, um ihn für ihren Samen tauglicher zu machen, wohl 
auch mit Unflath gedüngt haben, nun über die Saat, Die wir zu er- 
warten haben, am beiten urtheilen zu Fönnen glauben, und verfuchen 
wir zu erfennen, welche Meinung die Demagogen unferer Zeit über Die 
Anfichten des Proletariats haben. 

Das befte Mittel hierzu ift, wenn wir die Art beobachten, auf 
welche fie ihre Anfichten zu verbreiten fuchen. 
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Ich habe ſchon oft darauf aufmerkſam gemacht und es iſt — wenn 
man ben Entwicklungsgang der Ideen der neueſten Zeit recht begreifen 
will — nothwendig, ſich defien ſtets zu erinnern, daß jene Richtung, 
welche zum Socialismus und Communismus führt, eigentlich mit 9. I. 
Rouffeau begonnen habe. Es wäre thöricht, behaupten zu wollen, daß 
das Prinzip abfoluter Gleichheit mit allen feinen Folgerungen früher 
durch Riemanden ausgeſprochen worben fi. Da das Prinzip ber 
Gleichheit mit den wichtigften Lehren des Chriftenthums zufammenhängt, 
fo ift Dasfelbe häufig und befonders durch religiöfe Schriftiteller mit 
der größten Beſtimmtheit aufgeftellt worden. Die Stelle Paocal's iſt be- 
fannt: Ge chien est à moi, disaient ces pauvres eufants, c’est ma 
place au soleil. Voilä le commencement et limage de l’usurpation 
de toute la terre (P. 1. Art. 9. €. 53.), und derſelbe Gedanke ift vor 
und nach ihm oft wiederholt worden. Lebrigens find es doch die Werke 
Rouſſeau's und vor allen der „Contrat social”, wodurch das PBrinzip der 
Gteichheit zu allgemeiner Anerkennung gelangt if. — Und in wel- 
cher Art hat fi wohl Rouſſeau über das Prinzip der Gleichheit 
ausgefprochen ? | 

Si Pon recherche en quoi consiste precisement le plus grand 
bien de tous, qui doit &tre la fin de tout systeme de legislation, 
ou trouvera qu’il se reduit a ces deux objets principaux — la li- 
berte et l’egalite. La liberte parce que toute dependance particu- 
liere est autant de force ot6 -au corps de Petat; l’egalit& parce 
que la libert& ne peut subsister sans elle. (CGontrat social 
L. 4. Ch. XI. p. 72.) 

Daß Rouſſeau von jenen beiden Gütern, nach welchen jede Ges 
fellfchaft ftreben muß, die Freiheit vorangeftellt und die Gleichheit blos 
als Mittel betrachtet, wodurch jene erreicht werden full, geht aus der 
angeführten Stelle Har hervor; dasfelbe läßt fi von Robefpierre, dem 
treueften Schüler des Genfer Philofophen, behaupten. Auch er hat die 
Verwirklichung des Prinzips der Gleichheit blos darum angeftrebt, weil 
er einfah (wie er fich in feinem Bericht an Das Gomite de salut public 
ausdrüdt), daß die Roth jenen Theil des Volkes, weldyer arbeitet, in 
die größte Abhängigkeit verſetze, und weil er glaubte, daß dieſes 
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Hinderniß der Freiheit nur dur die Verwirflihung des 
Brinzips der Gleichheit zu vernichten fei. 

Selbft in den Ideen Babeuf's und feiner Anhänger, mit denen 
bie Reihe der wirklichen Communiſten ſchon während der erften Revo- 
lution beginnt, läßt fich diefelbe Richtung Har erkennen. Niemand hat 
die Verwirklichung des Prinzips abfoluter Gleichheit als die einzige Be⸗ 
dingung des menſchlichen Glüdes, und fomit als den einzigen Zweck 
des Staates mit mehr Beftimmtheit aufgeftellt al Babeuf. Man 
hat den Despotismus der Staatsgewalt als nothwendige Bedingung 
des allgemeinen Beften nie fo offen verfündet und den Plan einer 
vollfommenen Rivellirung fo bis in die Hleinften Details verfolgt, als 
dies feine Schüler thaten, und doch ift e8, wenn man den Weg zu er- 
fennen fucht, auf welchem der Baheufismus bis zu dem Grundſatze 
qu'il est essentiel au bonheur des individus que le citoyen ne ren- 
contre nulle part le moindre signe d’une superiorit6 möme .apparente 
fortgefchritten ift, offenbar auch hier nur das Streben nad) Frei⸗ 
heit. Nur weil man glaubte, daß das individuelle Eigenthum für 
Jene, die davon ausgefchloflen find, die Sklaverei zur Folge haben müffe 
(la propriete individuelle cause de lesclavage), hat man die Vernich⸗ 
tung des individuellen Eigenthums als Grundbedingung eines wohl- 
geordneten Staates betrachtet. 

Der Menfh — fo fagt Marehal, der die Anfichten der Ba- 
beufiften in feinem „Almanac des honndtes gens“ mit cyniſcher Offen⸗ 
heit ausgefprochen — iſt geboren, um unabhängig zu leben und 
fich felbft zu beherrfchen; er hat fchon einen Schritt zur Verderb⸗ 
niß gethan, wenn er über ſich irgend Jemand feines Gleichen fieht, fei 
er felbft viel befler als er. Alles. was der Babeufismus im Einzelnen 
vorgefchlagen, ift blos ein Mittel, wodurd die Menfchheit zu dieſer 
ihrer urfprünglichen Beſtimmung zurüdgeführt werden follte, oder wos 
durch man für die Lehren desfelben die Unterftügung .einer Partei zu 
gewinnen gefucht. | | 

Da der Socialismus die Veränderung der gefellichaftlichen Ord⸗ 
nung. ald Zwed verfolgt, fo Tann er feine Aufgabe unmöglich in der 
Berwirklichung jener Begriffe fuchen, die der gegenwärtigen geſellſchaft⸗ 
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fihen Ordnung als Grundlage gedient haben, woraus fich ergibt, daß 
der Socialismus eigentlich außer dem Kreife, in welchem füch die poli- 
tifhen Bewegungen der Gegenwart herumdreben, geftellt iſt, und daß 
feine Anhänger weder den Vertheidigern des Prinzips der Freiheit noch 
jenen des Prinzips der Gleichheit beizuzählen find. Wenn man jedoch 
die Mittel betrachtet, wodurch alle focialiftifchen Schulen ihre Grund- 
fäße zu verbreiten geſucht haben, ſo wird man auch in dem ſchnellen 
Umſichgreifen des Socialismus blos einen Beweis jener Macht erken⸗ 
nen, welche das Prinzip der individuellen Freihkit auf das Gemüth ber 
Menfchen in unferem Jahrhundert ausübt, und ſich überzeugen, daß 
diefe Macht felbft durch Jene, die das Prinzip der individuellen Freiheit 
(der freien Concurrenz) als die: Duelle aller beftehenden uad betrach⸗ 
ten, nicht verkannt worden iſt. 

Weit entfernt den Gegenſatz, welcher zwiſchen den Lehren des So⸗ 
calismus und dem Beftehen der individuellen Freiheit vorhanden ift, 
hervorzuheben und den Grundſatz, worin eigentlich die Wefenheit bes 
Sorialismuß befteht, die Unterwerfung des Individuums unter 
die Regierung der Gefellfhaft zum Zwed der Sicherung 
der materiellen Bedürfniffe, in den Vordergrund zu ftellen, 
gehen alle Sorialiften von Saint⸗Simon bis Louis Blanc von der Be⸗ 
hauptung aus, daß bei den gegenwärtigen ſocialen Berhältnifien die 
politifche Freiheit und alle Folgen derſelben blos ein Privilegium We⸗ 
niger feien, von deſſen Genuffe Die Mehrheit praftifch ganz ausgeſchloſſen 
bleibt, — daß man mithin eben im Intereffe der Freiheit Die ge- 
fellfchaftliche Ordnung ganz verändern müfle. 

Dasselbe fann man von den Communiften jagen. 

Die Führer diefer Partei oder Sekte find e8 nicht gewohnt, vor 
den Iogifchen Folgerungen ihrer Lehren zurüdzufchreden, und haben die- 
felben immer mit der größten Offenheit ausgefprochen. Eine Lehre, 
welche den Genuß als den einzigen Zwed des menſchlichen Dafeins be- 
trachtet, und dieſen blos in der Befriedigung unferer thierifchen Bebürf- 
niffe zu finden glaubt, welche, um den Individualismus zu befämpfen, 
die Samtlie vernichten will, um an die Stelle der Liebe zu den Seinen, 
welche den Menfchen jegt von der Gefellichaft trennt, den kraſſeſten 
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Egoismus zur Herrſchaft zu bringen, eine Lehre, die mit einem Wort 
den Zwiefpalt der menfchlichen Ratur dadurch zu löfen verfucht, daß 
fie den Geift dem Fleiſche vollfommen unterordnet, eine foldhe Lehre 
wird, wenn ihrer Verwirklichung gewiſſe Begriffe entgegen flehen, vor 
der Berneinung derfelben nicht zurüdichreden, fie wird, falls es die Ber 
gründung ihres Syſtems erfordert, jede Verfchiedenheit ber Ideen, Des 
Gefhmads, der Neigungen und Gefchidlichfeiten, ja felbft die Eriftenz 
des Fortfchrittes Idugnen ”), und doch fehen wir, daß der Communis- 
mus dem Prinzip ‚der Freiheit gegenüber dieſer ftrengen Conſequenz 
entfagt hat. Indem der Communismus von der Anficht ausgeht, die 
Duelle aller. menichlichen Leiden fei darin zu fuchen, daß Einzelne, die 
ftärfer als Andere find, ihre Kraft zur Unterdrückung ihrer Mitmen- 
ſchen gebrauchen, und daß daher vor Allem die größte Gleichheit herr 
geftellt werben mäffe, jo jollte er, um confequent zu fein, auch Dasjenige 
was die Duelle aller Ungleichheit unter den Menfchen ift, ihre 
Freiheit offen angreifen, und doc thun alle commauniftifchen Schulen 
gerade das Gegentheil. 

Während ein Theil (deren Lehren Stein, „Geſchichte der ſocialen Be- 
wegung in Frankreich ec.“, fehr richtig mit dem Namen des religlöfen Com- 
munismus bezeichnet) fich auf das Chriftenthum beruft und das Aufgeben 
des beftehenven Eigenthumrechted und der Familie im Namen der chriftlichen 
Liebe fordert, die es nicht erlaube, daß man Imftitutionen, Die mit dem 
Glücke Aller im Widerfpruch ſtehen, fefkhält, ift es für den materiellen 
Communismus die Beitimmung des Menichen frei zu fein, woraus 
die Nothwendigfeit vollflommener Gleichheit, die Vernichtung des Eigen- 
thums und der Familie hervorgehen fol. Eben weil die Verſchieden⸗ 
heit der Eigenfchaften der Bildung und des Befiges nicht nur eine 
Verſchiedenheit in Hinficht der Genüfle erzeugt, fondern die ganze Klaffe 
der niedriger Stehenden in ein Berhältniß wahrer Sklaverei 
bringt, darum ift das vollfommene Nivellement nothwendig. Alle 


— 


*) Die Protocolle der Sitzungen zur Gründung des Journals 1’Humanitaire 
vom 20. und 22. Juli 1841 bei Stein, „Geſchichte der forialen Bewegung in 
Frankreich ꝛc.“ 
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zählen kann, die ſich nicht als ein Mittel bie Sreiheit zu 
verwirklichen darftellt. 

Nur weil die Führer des Communismus eingefehen, daß es vor 
Allem die Freiheit ift, die das Volk will, weil die Erfahrung gelehrt, 
daß alle Regierungsformen feit 1789 blos darum angegriffen worden 
find, weil fie die Freiheit nicht für Alle zu fichern im Stande waren, 
und daß unter der Republik wie unter der Monarchie immer jene Theile 
ver Verwaltung am meiften verhaßt waren, Durch welche die Freiheit be⸗ 
fchränft wurde, nur weil fie fi) davon überzeugt, daß felbft die aͤrm⸗ 
ften Klaffen der frangöftfhen Geſellſchaft — ihrer großen Mehrheit 
nad — lieber ihr Elend ertragen als die Sicherftellung ihrer materiel- 
len Intereſſen durch das Aufgeben ihrer Freiheit erfaufen wollten, 
darum hat das Wort Freiheit den eriten Play auf den Fahnen des 
Communismus behauptet, nur darum iſt die Gleichheit immer ald das 
einzige Mittel, wodurd die Freiheit für Alle gefichert werden follte, dar- 
geftellt worden. 

Wenn nun felbft Diejenigen, die ihre Grundfäge fonft mit fo ſcho⸗ 
nungslofer Conſequenz verkündet, die das Kigenthum für einen Dieb- 
ftahl, die Familie für ein Verbrechen an der allgemeinen Brüberlichfeit 
erklärt haben und da, wo es die Durchführung ihrer Grundfäge zu 
erfordern ſchien, weder für die Religion noch für irgend ein Gefühl, 
was den Menfchen bis jetzt heilig war, die mindeſte Rüdficht gezeigt 
haben, wenn, fage ich, felbft der Communismus dem Prinzip der Frei⸗ 
heit gegenüber die zartefte Schonung beobachtet und dasfelbe nicht nur 
nicht angegriffen, fondern als "einen Hauptgrundfag, ja als Zweck 
feiner Lehren erklärt hat, jo ift wahrlih kaum ein größerer Beweis 
jener Macht zu finden, welche das Prinzip der Freiheit auch in unferer 
Zeit auf das Gemüth der Menfchen ausübt. 
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erklaͤren, es iſt vielmehr der Umſchwung der Geſinnungen des 
Volkes, worin wir die wahre Urſache desſelben ſuchen müſſen. Nur 
weil auch in. den Ideen des Volkes ſeit den Ergebniſſen des Jahres 
1848 eine Reaction eingetreten tft, weil dasfelbe für Die Errungenfchaf- 
ten, denen es mit foldyer Freude entgegen gejubelt, feine Begeifterung 
verloren hat, ift die Reaction möglich geworben. 

-  MWoraus follen wir und nun diefen Umſchwung in den Anfichten 
des Volkes erklären? 

Es liegt in der Natur des Menfchen und ift daher auch im Leben 
ganzer Völker wahrzunehmen, daß man, wenn das Ziel anhaltender 
Beftrebungen erreicht ift, nie jenen Grab der Befriedigung findet, den 
man gehofft. Mit jenem Schritt, den wir vorwärts thun, rüdt auch 
unfer Gefichtöfreis weiter, und-berfelbe Trieb, der uns früher nad 
einem gewifjen Ziel zu ftreben hieß, nöthigt und, wenn wir es 
zu weiteren Yortichritten. 

Wenn daher durch die großen Greignifje des Jahres 1848 auch 
Alles erreicht worden wäre, wonad man geftrebt, fo würde die Ruhe 
vollfommener Befriedigung dadurch ficher nicht erreicht wurden fein. 

Die nächften Ergehniffe jeder größeren Volksbewegung find ge- 
wöhnlich zweifacher Art. Hat die Revolution den Erwartungen ent- 
fprochen, jo fühlt fi das Wolf zu weiterem Fortſchritt in berfelben 
Richtung angeeifert. Hat fie es nicht und ift man zur Einſicht ge 
fommen, daß das Ziel, nad) dem man geftrebt, nicht das rechte war, 
fo wendet man fid) von demjelben ab und pflegt neue, oft gerade ent- 
gegengefeßte Richtungen einzufchlagen. Betrachtet man die Stimmung 
des Volles im gegenwärtigen Augenblid, fo wird man finden, daß 
nad den Bewegungen des Jahres 1848 feines von Beidem wahr- 
zunehmen: ift. 

Alle Verfaffungen die im Jahre 1848 entitanden find, gleichen ſich, 
weil man in allen, ohne auf Die befonderen Verhältnifle der einzelnen 
Bölfer Rüdficht zu nehmen, ausfchlieplich nur Dasjenige zu begründen 
gefucht hat, wodurch nach der Anficht Derjenigen, die im Namen des 
Bolfes aufgetreten waren; die Freiheit und Gleichheit auf immer 
gefichert werben follte. Das allgemeine Stimmredt, bie abſoluteſte 





we BT 


Gewalt einer durchs ganze Volk gewählten Gejeggebung, die Gefchworenen- 
gerichte, die freie Prefie, das unbefchränkte Verſammlungsrecht der 
Bürger, Alles mit einem Worte, worin die Freiheit beftehen follte, ward 
eingeführt. Die Bewegung vom Jahre 1848 hat ihr Ziel vollfommen 
erreiht. Kaum ift ein zweites Beifpiel in der Geſchichte zu finden, 
wo bei politiichen Kämpfen in fo kurzer Zeit ein jo vollfommener Sieg 
errungen worden wäre. Und doch hat fi das Volk, in defien Namen 
man triumphiert, nicht als Sieger gefühlt, und doch hat es, nachdem 
man ihm Alles gewährt, worin die Freiheit nach der Behauptung feiner 
Führer beitehen fol, fih nicht von der Freiheit abgewendet, 
ſondern fi noch weiter nad der Freiheit gejehnt, und 
fih Doch Dasjenige, was man feine SEEN nannte, ruhig 
nehmen laflen. 

Wie wollen wir das erklären, wenn wir nicht annehmen, daß das 
Volk unter der Freiheit etwas Anderes verftanden habe 
und verftehe, als was feine Führer im Namen derfelben 
eingeführt hatten? 

Ohnedies müßte eine Reaction in Hinficht jener Inftitutionen, 
die man im Namen der Freiheit begründet, eben fo unmöglich fein, als 
fie es dann fein würde, wenn man 3. B. die Herftellung der bäuer- 
lichen Berhältnifie verfuchen wollte. Ohne anzunehmen, daß das Volk 
dem Begriffe der Freiheit einen andern Einn beilege, wäre es nicht zu 
begreifen, wie gegen Snftitutionen, die man im Namen der Freiheit 
begründet, nicht nur die höchfte Indifferenz herrſchen koͤnne — mas fidh 
allenfalls aus der Ermüdung oder natürlichen Trägheit des Volkes er- 
Hären ließe —, fondern daß an vielen Orten bie Reaction gegen Das- 
jenige, was gefchehen, eben im Namen der Freiheit aufgetreten ift. 

Während man die Bertheilung und Inbivibualifirung des Grund» 
befißes als die Duelle alles Elends darzuftellen fucht, und im Namen 
des Volkes die Aufhebung des Eigenthums fordert, jehen wir eben in 
den Reihen des Bolfes von her einen Seite ein ftarres Fefthalten an 
dem Eigenthum, von der anderen die unbefchränfte Sehnfucht, ſich ein 
folhes zu erwerben, und der Landbauer ift ebenfo zu jedem Opfer 
bereit, nur daß ihm die Kleine Scholle bleibe, die er bearbeitet, ald der 
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Fabrikarbeiter (der Proletarier), in deſſen Namen man die Aufhebung 
des Grundeigenthumes am lauteſten fordert, Feine Mühe und Ent- 
fagung ſcheut, um ſich ein ſolches zu erwerben. | | 

Wohl nennt man das Prinzip der freien Concurrenz die Duelle 
alles Elends, wohl hat man ganze Binde der herzzerreißendften Schil⸗ 
derungen über die gräulichen Folgen biefes Prinzips gefchrieben, und 
in Paris und anderen Fabrikſtaͤdten Frankreichs Taufende von Arbeitern 
mit Fahnen herumgiehen laſſen, worauf die Worte Organifation ber 
: Arbeit gefchrieben ftanden. Doch man verfuche einmal, die Arbeit wirk- 
lid} zu organifiren, man verfuche die Rüdführung des Gildenweiens 
ernfthaft vorzufchlagen — welches doch nichts als eine Drganifation 
der Arbeit und zwar in mancher Hinficht eine höchft vernünftige war — 
und man wird fehen, wie ein foldher Borfchlag aufgenommen wird. 

Wie es das Prinzip der Freiheit war, mit weldem man 
einft gegen die Herrfchaft der Kirche aufgetreten, fo ift es jetzt — nad 
dem man in Folge der Verwechslung des Prinzips der Volksſou⸗ 
verainetät mit jenem der Freiheit Die Kirche der Staatsgewalt unter- 
worfen bat — das Prinzip der Freiheit, mit welchem die Kirche dem 
Staate entgegen tritt, und welches derfelben viele ihrer Vertheidiger 
zugeführt hat. 

Dasfelbe findet in Hinficht der Erziehung ftatt. 

Bon allen Inftitutionen, wodurch die Freiheit des einzelnen Bür⸗ 
gers und zwar faft immer im Interefie der Gleichheit beſchränkt wird, 
gilt dasfelbe. Die Confeription, jede indirecte Steuer die mit verato- 
rifchen Maßregeln verbunden ift, das Paßwefen, mit einem Worte Alles, 
was Die individuelle Freiheit verlegt, hat mit dem größten Widerwillen 
aller. Staatögliever zu kaͤmpfen. Um nicht in Einzelnes einzugehen, 
will ich blos auf die Stellung aufmerffam machen, welche die Polizei 
in der öffentlichen Meinung überall einnimmt. | 

Wenn man in unferer Zeit Begriffen Statuen und Tempel errich- 
ten und das Prinzip der Gleichheit als Göttin verehren würde *), das 


*) Damals als man in Frankreich der Vernunft Tempel eröffnete und Das- 
jenige, was im Bereiche Frankreichs eben in jener Zeit unſichtbar geworben war, 
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wuͤrdigſte Prieſtercolleglum dieſer Gottheit wäre unftreitig Die Polizei. 
Sie ift e8, die für die Heilighaltung des Prinzips der Gleichheit ohne 
Unterlaß Sorge trägt, die von der Geburt bis zum Grabe die Schritte 
jedes Einzelnen, jede feiner geringfügigften Handlungen, ja felbft feine 
Gedanfen überwacht, immer dafür beforgt, daß fi die Kraft des Ein- 
zelnen nicht über das vorgefchriebene Maß entwidle, daß fich fein Geift 
nicht über das Bett, weldyes eine hohe Stubiencommiffion für feinen 
Hortichritt ausgegraben, ergießen könne. Der Grundftein jener Ber: 
faffung, die man als das Ideal bürgerlicher Gleichheit bewundert, ift 
bie Polizei. 

Nur weil in Sparta Niemand nad) feinem Gutbünfen leben — 
ſondern die Stadt gleichſam ein Lager war, wo Alle die vorgeſchriebene 
Lebensweiſe beobachteten %), hat uns dieſer Staat durch ein halbes 
Jahrtaufend das erhabene Bild vollfommener Gleichheit unter allen 
Bürgern: gezeigt. 

Der Grundftein jener Berfaffungen, durch welche der Communismus 
und Sociafismus die vollkommene Gleichheit für die Zukunft begründen 
wollen, ift wieder die Polizei. Wie fol man fich den Widerwillen 
gegen eine im Jutereſſe der Gleichheit fo heilfame, ja offenbar noth- 
wendige Einrichtung erklären, wenn man nicht annimmt, daß es im 
Allgemeinen nicht die Gleichheit, jondern die Freiheit ift, welche von 
der Mehrheit der Menfchen als der Güter höchftes betruchtet wird ? 
Selbft die Richtung, welche die Poeſie und Kunft in unferer Zeit ein- 
gefchlagen, kann uns hierfür als Beweis bienen. 

Menden wir unfere Aufmerkfamfeit wieder auf Frankreich als das 
Land, welches in der Richtung, die alle befolgen, den übrigen voran 
gefchritten if. — Die Kunft hat in neuerer Zeit die hohe Stellung, 
die fie einftens eingenommen, aufgegeben. Gewöhnlidy ift ed nicht Be⸗ 
geifterung für das Schöne und Edle, was den Künftler unferer Tage 
zu Anftrengungen aneifert. Die Kunft ift zur Induftrie geworden und 


durch Madame Populus vorftellen ließ, ift man biefer Aberration des menfchlichen 
Geiftes ziemlich nahe gefommen. 
*) Plutarch, I.ykurg. 
ll. 4 
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eben darum können ihre Werke als Mapftab für den Geſchmack der 
Zeit angenommen werben. Wie follen wir uns nun bie plögliche Vor⸗ 
liebe für die Behandlung mittelalterlicher Begenftände erklären, Die wir 
bei allen Künjten wahrnehmen, woher kommt die Macht der fogenann- 
ten tomantifchen Schule ? 

Man hat ihr Auftreten eine Reaction genannt und mit Recht, 
doch muß diefer Reaction in der Literatur eine andere Reaction im Ge- 
fchmade des Publicums vorangegangen oder wenigftens mit ihr zugleich 
entftanden fein, und worin befteht dieſe? Wie ift es möglich, Daß 
der Feudalismus, gegen den man mit folhem Hafle gefämpft, den 
man mit riefenhafter Anftrengung überwunden, nun zum Gegenftande 
des höchften Interefies geworden ift, daß fich die Phantafie eben an den 
Bildern einer Zeit ergöbt, die man früher als eine Zeit brutsler Gewalt 
und vollfommener Finfterniß verachtet hat? 

Wenn man den Grund diefer Thatſache ruhig unterfucht, wird 
man finden, daß es eben die Manifeftation eines höheren 
Grades individueller Freiheit it, was uns im Mittelalter 
fo mädtig anzieht. Wäre das Prinzip der Freiheit hinter jenem 
der Gleichheit wirklich fo in den Hintergrund getreten, ald man be- 
hauptet, jo könnte die Eriftenz des einfamen Ritters, das Dafein jener 
Bürger, die, um die Gerechtfame ihrer Stadt zu vertheidigen mit dem 
Carocium auzuziehen genöthigt waren, ja das Leben des einfamen Köh- 
lers, der verlaffen im Walde hauft und in einer ruchlojen Zeit feinen 
Unterhalt blos feiner eigenen Kraft und Thätigfeit zu danken hat, dem 
geficherten Bürger unferer Polizeiftaaten unmöglih auch nur für Augen: 
blide wünfchenswerth fcheinen, eben fo wenig als fich ohne dieſen leb- 
haften Sinn für individuelle Freiheit jenes größte Phänomen unferer 
Zeit erklären ließe, daß jährlich fo viele Einwohner Europas, oder der 
fhon bevölferteren Staaten NRordamerifas, die zum Theil den gebilde- 
teren Klafien angehören, als Squatters in den ’Urwald ziehen, wo fie 
für alle Genüffe der Eivilifation und die Sicherheit eines auf den 
Grundfägen der Gleichheit errichteten Staates nichts als den Genuß 
der möglichft größten individuellen Freiheit finden können. 

Der größte Beweis biefer Alles überwiegenden Macht des Begriffes 
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der individuellen Freiheit Liegt endlich in dem Erwachen der Begeiſte⸗ 
rung für das Prinzip der Rationalität. 

Ich habe im erften Theile darauf aufmerkſam gemacht, daß das 
plögliche Erwachen nationellen Selbftbewußtfeins in unferer Zeit großen- 
theils als das Ergebniß einer Reaction zu betrachten ſei. Schon ber 
Umftand, daß ſich diefes Gefühl bei jenen Völkern am Iebhafteften ge: 
äußert, die als ſolche unterdrüdt waren, beweift ung dieſes; übrigens 
ift es nicht zu Iäugnen, daß die nationelle Begeifterung nicht nur bei 
diefen, fondern faft bei allen europäifchen Völkern erwacht iſt, und 
daß das Hervortreten des Begriffs der Nationalität daher nicht blos 
der Reaction gegen nationelle Unterbrüdung, fondern einer Reaction 
gegen andere Berhältniffe zugefchrieben werden müſſe. — Und fo ift 
ed auch. | 
Jedem Menfchen ift das Streben nach. Freiheit angeboren. Wie 
er ſich nur durch den felbitftändigen Gebrauch feiner Kräfte und Eigen- 
haften glüdlih fühlen fann, und wie das Maß feines Glüds von 
jenem feiner Kräfte und der Selbitfländigfeit, mit der er ſich ihrer be- 
bient, bedingt ift, jo muß ihm jede Beichränfung, Die er in Hinficht 
gewiſſer Kräfte zu erdulden hat, eine Duelle von Leiden fein, die ihm 
nur in fo fern erträglich werben können, als ihm für die Befchränfung, 
die er in einer Hinficht erbuldet, durch eine um fo größere Freiheit in 
anderen Beziehungen ein Erſatz geboten wird. 

Die Gefchichte zeigt uns Fein Volk und feine Zeit, wo das Stre- 
ben, feine Kräfte felbftftänvig zu entwideln, unter den Menfchen 
erfofchen wäre; die Richtung, im welcher ſich dieſes Streben dußert, 
hängt davon ab | 

1) welcher Kräfte fi die Mehrzahl der Menſchen am Klarften 
bewußt geworden; 

2) in Hinficht welcher Kräfte das Streben nach felbftftändiger 
Entwidlung leichter befriedigt werden kann. 

Da mın jede Ration aus Individuen befteht und Dasjenige, was 
wir Nationalcharakter nennen, nichts als die Summe jener Eigenſchaf⸗ 
ten ift, die einer großen Zahl von Individuen vermöge ihrer gleichen 
Abſtammung oder Vergangenheit gemeinfam find, jedes Streben nad) 
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nationeller Entwicklung alſo auch nichts Anderes als das Streben dieſer 
einzelnen Individuen nach freier Entwicklung jener Eigenſchaften iſt, 
die ihnen als Glieder eines Volkes gemeinſam ſind, ſo müſſen wir in 
dem Streben nach nationeller Entwicklung blos eine der Richtungen 
erkennen, in welcher ſich das jedem Menſchen angeborene Streben nach 
individueller Freiheit in jenen Fällen äußert, wo das Bewußtſein ge⸗ 
wiffer nationeller Eigenfchaften bei Vielen erwedt worden ift, und Die 
Befriedigung des Triebes nach felbftftändiger Entwidlung in Hinficht 

biefer Eigenfchaften dem Einzelnen erreichbar erfcheint. 

Wenn wir nun Dasjenige, was vom 18, Jahrhundert bis jest 
gefchehen ift, ruhig beobachten, jenen Eifer, mit dem man im Interefle 
ber Gleichmäßigkeit jeder nationeller Eigenthümlichfeit den Krieg erklärt 
hat, jene Beharrlichfeit, mit der man die Freiheit des Individuums 
(exft im Interefie der abfoluten Monarchie, dann in jenem der Volks⸗ 
fouverainetät) in jeder Beziehung der Staatögewalt unterworfen hat, 
fo wird man weber das durch den Drud erwedte Bewußtfein natio- 
neller Eigenthümlichfeit noch die Thatfache bewundern können, daß ſich 
das Streben nad individueller Freiheit eben in dieſer Richtung am 
lebhafteften geäußert hat. 

Blos weil man in einzelnen Staaten die Freiheit des Individuums 
eben in Hinficht jener ECigenfchaften am meiften verlegt hat, die ihm 
als Glied eines Volfes zufamen, ift das Bewußtfein diefer Eigenfchaf- 
ten erwedt worden, und das Gefühl der Ohnmacht, welches jeder Ein- 
zelne der Staatsgewalt gegenüber empfinden muß, hat Alle dazu ge- 
jwungen, daß fie den Trieb nad) freier Entwidlung eben in Hinficht 
jener Eigenfchaften zu befriedigen fuchen, wo fie im —— gegen den 
allgewaltigen Staat nicht vereinzelt ſtehen. 

Die Begeiſterung für das Prinzip der Nationalität iſt nichts als 
eine Proteftation, und ‚zwar — nachdem man jeden Einzelnen dem 
Staate gegenüber ganz machtlos gemacht hat — die einzig mög— 
liche PBroteftation der Freiheit des Individuums gegen die 
Allmacht des Etaates, fie ift der klarſte Beweis, daß der Begriff 
ber Freiheit feine Gewalt auf das Gemüth des Menfchen auch in unferer 
Zeit nicht nur nicht verloren habe, fondern daß es jegt wie im Verlaufe 
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nuſſe der individuellen Freiheit ift, welches den Handlungen der Men- - 


fhen zu Grunde liegt, wenigftens kann das Prinzip der Gleichheit. 
unmöglich als die herrfchende Idee einer Zeit angenommen werben, wo 
das Prinzip der Rationalität, d. h. das Strebel, jede volksthümliche 
Cigenthüämlichkeit zu erhalten, dermaßen in den Bordergrund getreten 
iſt wie in der Gegenwart. 


Fünktes Kapitel. 


Der Sinn, welchen die große Mehrheit der Menſchen den Be⸗ 

griffen Freiheit, Gleichheit und Nationalität beilegt, fteht mit 

jenem, in welchem man bdiefe Begriffe im Staate zu verwirk: 
lichen geiucht, in Widerſpruch. 


Da es fih aus einer ruhigen Beobachtung der Thatſachen 
ergibt, daß es im Verlaufe unferer ganzen Gefittung immer das Prin- 
zip der imbivibuellen Freiheit war, auf deſſen Verwirklichung ſich alle’ 
Beftrebungen gerichtet, während das Brinzip der Gleichheit immer nur 
in fo fern mehr in den Vordergrund getreten ift, als man dasſelbe uls 
Mittel, um die Freiheit für Alle zu fichern, betrachtet hat; 

da alle Anftrengungen des Volkes, durch weldye die Gegenwart 
bewegt wird, auf die Erreichung von Dingen gerichtet find, die wir ale 
directe Folgerungen des Prinzips der individuellen Yreiheit, und nicht 
als jene‘ des Prinzips der Gleichheit erfennen; 

da Alles, woburd die Breiheit beſchraͤnkt wird, bei den Mafien 
auf den entfchiedenften Widerftand ftößt; 

da endlich in einer Zeit, wo jedes Volk feine volfsthüm- 
lichen Eigenſchaften ſelbſtſtaͤndig zu entwideln ftrebt, dasſelbe Streben 
auch bei den Einzelnen angenommen werden muß: fo ift mit ber 
größten Beftimmtheit anzunehmen, daß der Sinn, den die Mehrheit 
der Menfchen den Begriffen Freiheit, Gleichheit und Rationalität bei- 
legt, und unter welchen wir diefelben daher als die herrichenden Be⸗ 
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griffe unſerer Zeit betrachten können, ein anderer ſein müſſe als jener, 
in welchem man dieſe Begriffe im Staate bis jetzt zu verwirklichen ge⸗ 
ſucht hat. 

Für Jene, die den Staat im Namen des Volkes regieren wollen, 
beſteht die Freiheit darin, daß es Feine Gewalt im Staate 
gebe, die nicht im Namen des Volles ausgeübt werde; 

die Gleichheit darin, daß unter dem Namen des Volkes 
ein jeder Menſch verftanden werde, und Jeder ohne Unter- 
fhied dem Volkswillen gleich unbedingt unterworfen fei; 

unter dem Begriff der Rationalität, den man nie klar 
zu formulicen vermag, wird etwas von dem Rrinzip der indi- 
viduellen Breiheit Verfhiedenes, ja demfelben Entgegen: 
gefehtes gedacht. | 

In dem Sinne, in welchem das Volk nad) der Verwirklichung der 
Begriffe Freiheit, Gleichheit und Nationalität ftrebt, 

ift Die Sreiheit jener Zuftand, worin der Menfch feine eigenen 
Kräfte und die der .ihn umgebenden Ratur möglichft unbefchränft ger 
brauchen kann; 

die Gleichheit nichts als das Mittel, woburd die Freiheit 
für Alle erreicht werben fol; 

die Rationalität aber eine notwendige Folgerung der indivi- 
duellen Freiheit, die Anwendung dieſes Prinzips auf jene Cigenfchaf- 
ten, welche dem Einzelnen als Gliede eines Volkes zukommen. 

Mährend man daher im Namen der herrfchenden Ideen im Stante 
nichts ald das Prinzip der Gleichheit zu begründen fucht, ftrebt das 
Volt im Namen derfelben Ideen mit aller Anftrengung nur nach der 
Verwirklichung des Prinzips der Freiheit. 

Die Wiffenfchaft und Staatsfunft hat den Begriff der Freiheit im 
Sinne des Alterthums aufgefaßt und im Namen besfelben blos das 
Prinzip der abfoluten Bolksfouverainetät zu verwirklichen gefucht. 

Die ungeheuere Mehrheit des Volls hält an diefem Begriffe nur 
in dem Sinne feft, in welchem derſelbe durch das Chriftenthum "und 
die germanijchen Völker aufgefaßt worden ift, und als das Streben 
nad; geiftiger Freiheit und dem möglich höchften Grad der bürgerlichen 
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Unabhaͤngigkeit auf unſere ganze Geſittung einen beſtimmten Einfluß 
ausgeübt Hat. Das Prinzip der Vollksfouverainetaͤt iſt für das Volk 
nicht der Zwed, fondern blos Das Mittel, wodurch die individuelle Frei⸗ 
beit errungen und gejichert werden foll. 

Betrachten wir Dasjenige, was im Stuate gefchehen, fo finden 
wir, daß man hier eine Bahn eingefchlagen, welche von jener, Die unfere 
Gefittung bis jebt befolgt hat, weſentlich verſchieden ift. 

In dei Ueberzeugungen der großen Mehrheit ift feine Veränderung 
vor fi gegangen, und die Beftrebungen der Gegenwart find von jenen, 
welche wir im Verlaufe der ganzen chriftlichen Gefittung wahrnehmen, 
nur darin verſchieden, daß das Streben nach individueller Freiheit all- 
gemeiner geworden ift, und daßeman das Recht der Selbfibeftimmung, 
zu welchem fich früher blos einzelne Klaffen oder Individuen erhoben, 
jest für Alle in Anfpruch nimmt. 

Hieraus folgt: | 
Daß, nahdem man im Staute in neuerer Zeit Begriffe 

zu verwirfliden gefucht, welche ala Die herrfchenden Begriffe 
der Schule und Journaliftif, aber nicht als jene des Jahr⸗ 
hunderts betrachtet werden können, und im Namen der berr- 
fhenden Begriffe Bahnen eingefchlagen, welche mit den 
Anfihten und Beftrebungen der großen Mehrheit, d. h. mit 
den herrfhenden Begriffen dea Jahrhunderts im Gegenfatze 
ftehen, alle in diefer Hinſicht gFemachten Erfahrungen nicht 
als Beweis für die Unausführbarfeit diefer Begriffe an- 
geführt werden fönnen; daß die Frage: ob und auf welche 
Art die hberrfchenden Begriffe des Jahrhunderts im Staate 
verwirklicht werden fönnen, vielmehr erſt noch zu unter- 
ſuchen fei. 

Daß die Begriffe Freiheit, Gleichheit und Nationalitaͤt in jener 
Bedeutung, welche ihnen Die große Mehrheit der Menfchen gegenwärtig 
beilegt, d. h. in der einzigen, in welcher wir fie als die herrfchenden 
Begriffe der Zeit anerkennen müſſen, gegenfeitig nicht in Widerſpruch 
ftehen, ift offenbar; ebenfo braucht der Sa nicht erft beiwiefen zu wer- 


den, daß eine Gefellfchaft, welche fi auf der Grundlage des Prinzips 
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der individuellen Freiheit entwickelt hat, und wo das Maß des Fort⸗ 
ſchritts ſowohl als der Befriedigung jedes Einzelnen immer von dem 
Maße der individuellen Freiheit abhaͤngt, durch die Verwirklichung 
dieſes Prinzips im Staate einen hohen Grad der Befriedigung er⸗ 
reichen koͤnne. 

Die einzige Frage iſt mithin jene: 

Ob man dem Einzelnen ein bedeutend größeres Maß 
ber individuellen Freiheit einräumen könne, als derſelbe 
gegenwärtig im Staate genießt, ohne daß dadurch das Be— 
ftehen größerer Staaten gefährdet oder gar unmöglich ge- 
madt würde? 

Denn weil die Selbftftändigfeite des Weſtens von Europa und 
mithin die Möglichkeit, unſere Geſittung frei zu entwickeln, von dem 
Beſtehen größerer Staaten bedingt iſt und überdies jetzt, wo der Be⸗ 
griff der Einheit des Menfchengeichlechts, den das Chriftenihum aufge- 
ftellt, mächtiger zu wirken beginnt, fich eher ein Streben zur Vereinigung 
Fleinerer Theile zu größeren Ganzen als das Entgegengefepte bemerken 
laßt; weil endlich das Zerreißen aller größeren Staaten zu Tleinen 
Gemeinweſen nicht nur mit großen Schwierigkeiten, fondern mit unnenn- 
baren Leiden für die Menfchheit verbunden wäre: fo ift Die Unterfuchung 
der Frage, auf welche Art man die herrfchenden Begriffe im Staate 
verwirklichen koͤnne, nur in fo fern von praftifcher Bedeutung, als fie 
und zu der Ueberzeugung führt, daß das Beftehen größerer Staaten 
badurh, daß man dem Einzelnen ein größeres a inbivinueller 
Freiheit einräumt, nicht gefährdet werde. 

Daß diefes nicht der Fall -fei, fol, wie ich hoffe, im Folgenden 
klar bewieſen werden. 








Bweites Bud. 


Ueber den Zweck des Staates.’ 


Erlſtes Rapitel. 


Aufftellung der Frage. 





Da der Sinn, in welchem man die herrſchenden Ideen, beſonders 
jene der Freiheit und Gleichheit, im Staate zu verwirklichen bemüht iſt, 
mit jenem, welcher denſelben Ideen durch die Mehrheit der Menſchen 
beigelegt wird, im Widerſpruch ſteht, fo müflen ſich dieſe Begriffe, tm 
letzteren Sinne genommen, auch mit jenen Einrichtungen im Gegenfaß 
befinden, welche man dem Staat darum gegeben, um bie Begriffe der 
Freiheit und Gleichheit in der erfteren Bedeutung zu verwirklichen. 

Das Streben nad; indivinueller Freiheit kann unter Staatsformen, 
denen der Gedanke der volfommenften Ilnterwerfung des Individuums 
unter ven Willen der Gefammtheit zu Grunde liegt, Feine Befriedigung 
finden, ja es muß, wenn es befriedigt werben foll, nothwendig zur — 
nichtung dieſer Formen führen. 

Die Frage: ob die herrſchenden Ideen der Gegenwart in 
ihrer volksthümlichen Bedeutung zu verwirklichen ſind, ohne 
zur Auflöſung aller größeren Staaten zu führen? kann mit 
hin erft dann beantwortet werden, wenn wir früher unterfucht: 

Ob die Form, in welder man alle Staaten der Gegen— 
wart eingerichtet hat, die einzige fei, unter welcher das Be— 
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ſtehen größerer Staaten möglich iſt, und ob nicht Formen 
gefunden werden koͤnnen, wobei die herrſchenden Begriffe 
des Jahrhunderts zu verwirklichen find, d.h. wobei der Ein- 
.zelne einen viel höheren Gran individueller Freiheit ge- 
nießen fann als gegenwärtig, ohne daß dadurch das Beite- 
hen größerer Staaten unmöglid gemacht, oder die Befrie- 
digung der fittliden oder materiellen Bepürfniffe unferer 
Eivilifation gefährdet würde? 

Die Trage: ob eine gewiffe Form des Staatsweſens die einzige 
fet, unter welcher dad Beftehen größerer Staaten möglid if, Tann 
nur entfchieden werben, wenn man über den Zwed des Staats . 
und die Aufgabe, welhe durch das Beſtehen georbneter 
Staatseinrihtungen gelöft werden foll, ins Klare gefom- 
men tft; wir müflen uns baher vor Allem mit dieſem Gegenftand 
befchäftigen. 


Zweites Kapitel. 


Der Rechtsgrund des Staats; der große Fehler, welchen 
man bei den über diefen Gegenfland aufgeftellten Theorien 
gewöhnlich begangen. 


Ueberall, wo man Menfchen fand, hat man fie im geſellſchaftlichen 
Zuftande gefunden. Die Unterfuhung der Frage: welchen phufifchen 
und fittlihen Eigenfchaften des Menfchen wir diefe allgemeine That⸗ 
fache zuzuſchreiben haben, mag anziehend, ja in fo fern fie und zu 
emer richtigen Erkenntniß der menfchlihen Ratur führen Farin, nützlich 
fein, nothwendig ift fie auf feinen Sal. Der gefellfchaftlidhe Zuftand 
muß ald Ergebniß der menfchlichen Ratur betrachtet werden und be 
darf Feiner witlenfchaftlichen Rechtfertigung. 

Ein Anderes ift es, wenn wir uhfere Kufmerffanfeit nicht dem 
gefellfchaftlichen Zuftande im Allgemeinen, fondern wenn wir fle dem 
Staate zuwenden. Denn obwohl Ariftoteles Denjenigen, der nicht am 
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Staate Theil nimmt, weil er es nicht noͤthig hat, für ein uͤbermenſch⸗ 
liches Weſen, Denjenigen aber, welcher daran Theil zu nehmen unfähig 
it, für.ein Thier erflärt, und. Plato den Menfchen ein Zöov mahrrıxav 
genannt hat, fo find an vielen Orten Menfchen gefunden worben, bie 
zwar im gefellfchaftlichen Zuftande, doch nicht in Staaten gelebt, und 
manche Staaten haben fi aufgelöft, ohne ſich allfogleih zu neuen 
Staaten zu geftalten, was doch der Ball fein müßte, wenn wir den 
Staat ebenfo als ein nothwendiges Ergebniß der menſchlichen Ratur 
annehmen ſollen wie den geſellſchaftlichen Zuſtand. 

Der Staat ift ein Ergebniß der Geſittung. Nur in fo fern der 
Menſch feiner Ratur nach immer nad) Gefittung fireben muß und Die- 
felbe, wenn auch nad langen Kriegen, endlich immer erreicht, ift auch 
der Staat als eine Folge der menfchlichen Natur zu betrachten. Wie 
ver Menfc durch geiftige und phyſiſche Anlagen inſtinctmaͤßig in bie 
Gefelichaft geführt wird, fo ift_ihm in dem Augenblid, wo ſich fein 
Geiſt bis zu einem gewiflen Grabe entwidelt hat, der Staat ein Ber 
duͤrfniß, und dieſes Bebürfniß dauert fo lange, als er ſich auf jener 
Stufe ver Entwidlung, die dasſelbe erzeugt hat, befindet. 

Es folgt hieraus: 

1) Daß die Frage, wie der Staat entftanden jet, mit jener, wie 
fi) der Menfch zu dem Grade der Gefittung erhoben habe, auf wel- 
chem die Begründung geordneter Staaten für denfelben zum Bedürfniß 
wurde, d. h. mit der Frage, wie die Givilifation entftanden, iden- 
tiſch fei. . | 

2) Daß für das Beftehen des Staats, weil derfelbe blog als 
Ergebniß der bis auf einen gewiffen Grad entwidelten 
menjhlihen Vernunft zu betrachten tft, auch ein vernünf- 
tiger Grund gefucht werden muß. 

Der gefellfhaftliche Zuftand wird aud, in fo fern wir den Grund 
feines Entftehens nicht zu finden vermögen, niemals untergehen; das 
Beftehen des Staats hängt aber davon ab, ob für die Erhaltung des⸗ 
felben ein vernünftiger Grund gefunden werben Tann. Denn da 
der Staat nicht als ein nothwendiged Ergebniß der menfchlichen Ratur 
zu betrachten, und die Erhaltung desfelben mit Anftrengungen und für 
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jeden Einzelnen ſogar mit Opfern verbunden iſt, ſo wuͤrde der Staat, 
in ſo fern kein Grund, wegen deſſen man ſich allen dieſen Anſtrengun⸗ 
‚gen unterzieht, anzugeben wäre, zu etwas Unvernünftigem werben und 
das Beſtehen desſelben als eine — des menſchlichen Geiſtes 
zu betrachten ſein. 

Darum haben ſich auch die ausgezeichnetſten Geiſter aller Zeiten 
vielleicht mit keiner Frage mehr beſchaͤftigt als mit jener, worin der 
Rechtsgrund des Staates zu ſuchen ſei. | 

In eine genauere Darftellung oder Beurtheilung der einzelnen 
über diefen Gegenftand  aufgeftellten Theorien einzugehen,. liegt außer 
dem Kreis meiner Aufgabe. Diefelben laſſen ſich alle in zwei Klaſſen 
eintheilen, je nachdem fie den Grund, wodurch das Beftehen des Staa- 
tes gerechtfertigt werden fol, in einer hiſtoriſchen Thatſache 
oder in der Bernunft zu finden glauben. , In einem haben bie 
meiften Theorien denfelben Fehler begangen, und nur der fol hier 
hervorgehoben werben, weil er zur Quelle der größten Irrihümer in 
den Staatöwifienfchaften geworben iſt; und diefer Sehler befteht darin, 
daß faft alle dieſe Theorien die Trage: wie der Staat entftanden 
fei, und jene: durch weldhen Grund das Beftehen desfelben 
gerechtfertigt werde, nicht von einander getrennt haben, und 
indem fie für beide eine gemeinfame Löfung gefucht, zu Refultaten 
gekommen find, welche in Hinſicht einer ober der anderen Frage, 
und fehr oft in Hinficht beider nicht als agen betrachtet wer⸗ 
den FTönnen. 

Nirgends wird uns dies Harer, ald wenn wir unjere Kufmert- 
famfeit den ftaatswiffenfchaftlichen Unterfuchungen Jener zuwenden, die 
ben Grund des Entftehens und Beftehens der Staaten in einem durch 
‚alle Bürger gefchlofjenen Vertrag gefucht haben. 

Die Idee, den Staat auf einen Vertrag zu begründen, war felbft 
dem Altertöame nicht unbekannt. Seit Hobbes find die Meiften, die 
fi) mit dem Staate befchäftigt, von der Hypotheſe eines Vertrags 
ausgegangen. Wolf hat dieſe Idee wiſſenſchaftlich begründet, die fran- 
zöfifhe Schule des 18. Jahrhunderts hat fie populär gemacht, die 
neuefte Zeit hat fidy faft durchgehends verfelben bedient, und man muß 
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befennen, daß fich gegen biefelbe, in fo fern damit das Beftehen des‘ 
Staates erklärt werben fol, wenig fagen läßt. 

Will man den Staat nicht auf rein religiöfen Grundlagen be- 
gründen, und hat man den Grundſatz angenommen, daß eine rein - 
materielle Gewalt Fein Recht begründen könne, foll überhaupt der 
Staat eine Bereinigung freier Menſchen fein, fo muß der 
Grund feines Beftehens nothiwendig in dem freien Willen der Stante- 
gliever, d. h. in einem, wenn auch ſchweigend gefchloffenen Vertrag ge- 
fuht werden \. Man muß jevoch befennen, daß die Theorie des 
Staatövertrags in der Wifjenfchaft zu keinen befrievigenden Refultaten, 
im praftifchen Staatsleben aber zu den verberblichften Folgen geführt 
bat; und die Urfache ift offenbar nur darin zu fuchen, weil man bei 
ver Bertragstheorie die Frage über die Entftehung des Staats mit 
der über den Rechtsgrund besfelben verwechfelt, ja beide als identiſch 
betrachtet bat. j 

Da Staaten gewöhnlic aus Elgineren Gemeinfchaften und mehrere 
derſelben in einem Zeitalter ſchon vorgeſchrittener Cultur entſtanden 
find **), fo iſt die Behauptung, daß Fein Staat fein Entſtehen einem 
Bertrage zu danfen habe, unhaltbar; übrigens läßt fich nicht laͤugnen, 


*) Der größte Fehler, den Jene, welche die Hypotheſe eines Staatsvertrags auf- 
geftellt Haben, begangen, befteht darin, daß fie hierbei immer von ber Vorausſetzung 
eines Naturzuftandes, wie er vielleicht niemals beflanden, oder wie man ihn wenig- 
ſtens nirgends gefehen, ausgegangen find, und um das Bernunftrecht zu finden, ben 
— man verzeihe mir das Wort — unvernünftigfien Weg eingefchlagen haben. Blos 
Dem ift ed zuzujchreiben, wenn das von biefer Hypothefe abgeleitete Bernunftrecht 
mit jenem, welches fih aus der Gefchichte entwidelt, immer im Gegenfage fieht. — 
Rimmt man flatt des Naturmenfchen die Bürger eines gewiffen Staates als Die: 
jenigen an, welche den Staatsvertrag vollzogen (und felbft Rouffeau hat es ja an- 
erfannt, daß jede Berfafiung den im Staate beſtehenden Berhältniffen angemefien fein 
müffe), fo wird das Hiftorifche Recht in der Verfaſſung, welche aus einem foldyen 
Bertrage hervorgegangen, nicht nur nicht vernichtet, fondern mit ber größten Sorg- 
falt gewahrt werben, da der und unbefannte Naturmenfch vielleicht anders befchaffen 
fein mag, die Menfchen, die wir aus der Erfahrung und Gefchichte kennen, aber 
fiber fein Recht, welches fie befigen, wenn es ſich nur irgend erhalten läßt, bei der 
Schließung eines Staatsvertrages aufzugeben geneigt fein werben. . 

29) z. DB. die Schweiz, Nordamerika. 
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daß in den meiſten Faͤllen das Beſtehen eines ſolchen Vertrags nicht 
nachgewieſen werden kann, und bei vielen die hiſtoriſche Thatſache einer 
ganz anderen Entſtehungsart vorliege. Da man nun die Freiheit des 
Individuums, fein Recht auf den Beſitz und die Theilnahme an der 
Leitung des Staats, kurz alle im Staate beftehenden Rechtöverhäftnifle 
von dem zwifchen den Staatöglievern geſchloſſenen Vertrag abgeleitet, 
fo wurde in allen Fällen, wo man den Beweis zn liefern vermochte, 
daß ein folcher Vertrag nie gefchloffen worben fei, zugleich die Grund- 
lage aller Rechtsverhältnifie zeritört. 

As Hobbes mit der Behauptung aufgetreten, die Menfchen haben 
ſich durch freien Vertrag aller Rechte entäußert und diefelben einem 
Einzelnen übertragen, da fonnte man fragen, wie e8 denn zu erflären 
fei, daß von diefem wichtigften aller Ereigniffe nirgends eine hiftorifche 
Spur zu finden fei, während man doch den rechtlichen Beftand der 
Monarchie von diefem Vertrag, fomit von Etwas abhängig made, von 
dem man nicht einmal beweifen Ten, daß es gefchehen? “Man Fonnte 
fragen, wer irgend einer Generation das Recht gegeben, alle übrigen 
durch ihren Willen auf ewig zu binden? wie man überhaupt von einem 
. umveränberlichen Vertrage fprechen fünne, da es ja feinen Staat gibt, 
wo fi nicht die größten Veränderungen hiftorifch nachweiſen ließen? 
Doc Alles dieſes läßt fich gegen die Theorie des Staatsvertrages eben 
. fo gut dann anführen, wenn man aus ihr bie Freiheit, ald wenn man 
bie despotifche Gewalt eines Einzigen ableiten will. 

Die Theorie des Staatsvertrags fteht in den meiften Fällen mit 
unläugbaren Thatfahen im Widerſpruch; überdied mußte man, um 
das Entftehen des Staats von einem Bertrag abzuleiten, Behauptun- 
gen aufitellen, wodurch ale praftifchen Nefultate, welche fih aus der 
Dertragstheorie für das Beftehen des Staats ableiten Tießen, auf: 
gegeben werben. | 

Um die Behauptung, daß der Staat durch einen Vertrag entitan- 
den fei, auch nur als Hypotheſe aufftellen zu fönnen, mußte man an⸗ 
nehmen, daß diefer Vertrag — oder Urvertrag, wie man ihn gewöhn- 
lich nennt — durch Menfchen gefchlofien worven fei, die fih im außer- 
gefellfchaftlichen, im ſogenannten Naturzuftande befanden. Durch die 
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Entdeckungen der letzten drei Jahrhunderte iſt uns nun wohl vielfach die 
Gelegenheit geboten worden, die Menſchen im Naturzuſtand, d. h. 
unter Verhältniffen zu finden, wo die Triebe und Denfungsart derfel- 
ben durch Civiliſation noch nicht modificirt worden find. Da fi 
ſolche Voͤlkerſchaften jedoch immer in einem- Zuftand befanden, wo bie 
Schließung eines georbneten Staatövertrags auch mit der größten dich⸗ 
teriichen Phantaſte nicht als wahrfcheinlih angenommen werden konnte, 
fo war es nothwendig, das Subjert, welches den als bie rechtliche 
Grundlage ded Staates angenommenen Vertrag eingegangen haben 
follte, durch Abftraction zu finden. 

Man hat — je nachdem die Theorie, die man aufgeftellt, einer 
oder der anderen beftehenden Staatsform als Rechtfertigung dienen 
follte — entweder blos die fchlechten, oder blos die edlen Eigenfchaften 
ves civilifirten Menfchen als diejenigen angenommen, welche er im 
Raturzuftande befiten fol. Hobbes ift von der Ueberzeugung ausge: 
gangen, Daß der Menſch dem Menfchen im Naturzuftande ein Wolf 
fei; Rouffenu hat demſelben alle Tugenden der Weifen angedichtet: in 
beiden Fällen blieb aber das Weſen, welches den Staatsvertrag. ge- 
ſchloſſen haben follte, immer eine Abftraction, und es laßt ſich daher 
ber Theorie des Staatsvertrags in der Form, in welcher man fie auf- 
geftellt, mit Recht der Vorwurf machen, daß fie, um das Entftehen des 
Staatd zu erflären, einen nicht exriftirenden Vertrag zwifchen 
nicht eriftirenden Menfchen angenonmen. 

Da man nun jedes Recht einzig und allein von biefem Vertrag 
ableiten wollte, und bei einem höheren Grabe der Gefittung Beziehuns 
gen entitehen, bie eben ein Ergebniß dieſer Gefittung und eines län- 
geren Befteheng der Staatögefellichaft find, und daher im Naturzuftande 
nicht als beftehend angenommen werben können, fo mußte man auf 
dieſem Wege nothwendig dazu gelangen, foldhe Beziehungen ald nicht 
rechtlich begründet zu betrachten, und darum haben alle Irrlehren, 
weldhe man in neuerer Zeit über den Beſitz und andere wichtige Dinge 
aufgeftellt, ihre Begründung großentheild in ber Theorie des Staate- 
vertrags gefunden. 

Die üblen Folgen, welche die Verwirrung der Frage über den 
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Grund der Entſtehung und den Rechtsgrund des Staats ‘auf andere 
Theorien hervorgebracht, find nicht weniger einleuchtend. 

Man muß bekennen, daß, in fo fern uns durch diefelben blos das 
Entftehen des Staats erklärt werben fol, für jeve mehr hiftorifche 
Thatfachen angeführt werden Tönnen, als für die Theorie des Staats- 
vertrags. Es ift nicht zu laͤugnen, daß viele Staaten durch Die Ueber- 
macht Einzelner, durch das Recht des Stärferen begründet worben ſeien; 
andere find aus der Erweiterung der Yamilienverbindung zu einem 
Volksſtamme allmälig ohne alle Gewalt entftanden; auch zeigt uns die 
Gefchichte des Mittelalters, daß es das Eigenthum von Grund und 
Boden (die Patrimonialität) war, in dem wir den Entftehungsgrund 
vieler neuerer Staaten erfennen müſſen. — Doch wenn Dasjenige, 
was und das Entftehen des Staats erflärt hat, zugleich als der einzige 
Rechtsgrund feines Beftehens, ald Dasjenige, was die Erhaltung bes- 
felben vor unferer Vernunft rechtfertigen fol, angenommen wird, da 
zeigt ſich die Unzulänglichfeit aller dieſer Theorien auf den erften Blid. 

Denn erftens liegt und die Entftehungsgefhhichte aller Staaten zu 
fern, als daß der Grund, welcher zu ihrer erften Geftaltung Anlaß 
gab, mit jener Sicherheit ermittelt werben fönnte, welche bei dem⸗ 
jenigen, was dem Staat als Rechtsgrund dienen fol, nothwendig iſt. 
Dann haben au jene Berhältniffe, denen der Staat fein Entftehen 
verdankt, großentheils längft aufgehört. Die Gewalt, welche die Ein- 
zelnen zur Staatögemeinfchaft zwang, ift nicht mehr zu finden, vie 
Samiltenbande, welche ganze Völferfchaften vereinten, find längjt ver- 
gefien, und Millionen pflegen heutzutage eben fo felten Einen als ihren 
Bater zu betrachten, als diefer Millionen mit gleicher Liebe als feine 
Kinder and Herz zu drüden vermag, und der Grund und Boden eines 
weiten Reiches wird von Niemand mehr ald Patrimonialbeſitz des 
Staatsoberhauptes betrachtet, woraus fich ergibt, daß alle dieſe Theorien 
den Rechtögrund des Staates in etwas nicht mehr Beftehendem fegen, 
oder eigentlich für das Beftehen des gegenwärtigen Staates gar feinen 
Rechtsgrund angeben *). 


— 


*) Soll der Rechtsgrund des Staats in der Art feines Entſtehens, in den 
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Um den Rechtsgrund des Staats richtig zu erkennen, muß die 
Frage: was zu dem Entſtehen des Staates Veranlaſſung ge— 
geben? von jener: wodurch das Beſtehen des Staates vor 
unferer Vernunft gerechtfertigt erſcheine? ſtreng getrennt wer— 
den. So anziehend auch jene fein mag, fo gehört fie doch ganz der 
Geſchichte oder philofophifchen Speculation an, für die praftifche Po— 
litik ift nur diefe von Wichtigkeit; denn nur wenn fie richtig gelöft 
worden, können wir über die Aufgabe, welche man dem Staate ftellen 
fol, über die natürlihen Gränzen feiner Gewalt und über die Form, 
in welcher er eingerichtet werden muß, ind Klare fommen. 

Da der. Staat, wie ich ſchon früher bemerkt, nicht wie der gefell- 
fhaftlihe Zuftand für den Menjchen eine Nothwendigfeit ift, der ex ſich 
vermöge feiner Natur nicht entziehen kann, da wir ihn. vielmehr als 
Ergebniß des freien Willens betrachten müſſen, fo muß. der Rechts- 
grund des Staates nothwendig in Demjenigen, was diefen Willen be- 
fimmt, d. h. er muß in der Vernunftgemäßheit desfelben gefucht werben. 

Hat man gezeigt, Daß irgend ein Zwed, nad) dem der Menfch, 
fobald er eine gewiffe Stufe der Gefittung erreicht hat, ftreben muß, nur 
durch den Staat erreicht werden könne; daß mithin der Staat 
für die auf eine gewiffe Stufe der Gefittung gelangte Menjchheit ein 
Poftulat der Vernunft fei, fo ift der Rechtsgrund desfelben gefunden. 
Mit der Nothwendigkeit des Staats ift auch der Rechtsgrund feines 
Beſtehens nachgewieſen. 

Um nicht mißverſtanden zu werden, ſcheint es mir nothwendig, dem 
Geſagten noch Einiges beizufügen. 





Verhaͤltniſſen, welche der urſprünglichen Begründung desſelben zur Veranlaſſung ge⸗ 
dient haben, gefunden werden, fo müſſen wir überhaupt die vollkommene Stagnation 
diefer Berhältniffe annehmen, und es ift Fein Sortfchritt denkbar, wodurch der Rechte: 
grund des Staates nicht gefchwächt würbe. Falls es nun auch möglich wäre zu be⸗ 
weifen, daß alle Staaten auf ein und diefelbe Art entitanden feien, ſo würde uns 
dies für fich allein eben fo wenig über den Rechtsgrund des Staats und bie zweck⸗ 
mäßigfte Art unfere Staaten einzurichten belehren, als die Entdeckung des Prinzips, 
nah welchem alle Völker die Kunft, fih Häufer zu bauen, begonnen haben, uns über 
die beſte Art, wie wir unfere Häuſer bauen follen, aufflären würde. 


I. 5 
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Man hat fich viele Mühe gegeben, um die Behauptung, daß die 
Grundlage des Staates im freien Willen zu fuchen ſei, als gefährlichen 
Irrthum darzuftellen. — Wenn man die Grundlage aller Rechtöverhält- 
niffe, alfo auch jener, worauf der Staat beruht, flatt im freien Willen 
der Menfchen in den Geboten Gottes fucht, wie das Melanchthon, Selden 
und andere große Denker bes 16, und 17. Jahrhunderts gethan, und 
in einer Zeit Iebt, wo Die Mehrheit der Menfchen verfelben Anficht ift, 
oder wenn man wenigftend hoffen fann, fie von ihrer Richtigkeit zu 
überzeugen, fo thut man wohl daran, jede andere Theorie zu befämpfen. 
Jenen Grad der Gewißheit, den uns ber religiöfe Glaube bietet, Tann 
feine PBhilofophie geben, und da es nur Gewißheit ift, worin wir 
wahre Befriedigung finden, fo ift es für das Glüd der Menjchheit am 
zuträglichften, wenn in Hinficht jener Dinge, von welchen ihre Wohl- 
fahrt am meiften abhängt, gar Feine Zweifel beflehen. Ein Anderes ijt 
ed, wenn man der Behauptung, baß der Staat ein Product des indi⸗ 
viduellen Willens fei, mit dem fünftlich geführten Beweis entgegen tritt, 
daß Dasjenige, was uns als freier Wille erfcheint, eigentlich durch Die 
Eriftenz der Weltordnung und die Natur der Dinge geboten werde. 
Denn da der Wille der Menfchen eben darum fo fhwanfend und unficher 
tft, weil e8 ihre Anfichten über die Natur der Dinge und Dasjenige, 
was fie in gewiſſen Verhältnifien thun follen, auch find, fo fehe ic 
nicht ein, was man dadurch, daß man den Grundfag aufgeftellt, der 
Staat fei nicht durch den individuellen Willen begründet worden, für 
die Befefligung des Staated gewinnen koͤnne. — Das einzige Refultat 
aller dieſer Anftrengungen kann fein anderes fein, als daß man Die 
Verwirrung der Begriffe, welche die Unterfuhung der Frage über den 
freien Willen in der Theologie und Moral erzeugt hat, auf das Gebiet 
der Staatswiffenfchaften verpflanzt. 

Da der Menſch ein vernünftiges Wefen ift, und es daher 
feine Anfichten und Verhaͤltniſſe find, wodurch fein Wille beftimmt wird, 
fo muß er im gefunden Zuftande immer Dasjenige wollen, was er zu 
müffen oder zu ſollen glaubt, und der Kern der großen wiflenfchaft- 
lichen Entdeckung, daß das meifte Recht blos gefunden und erkannt 
werde, und Daß weniger das „Wir wollen“ der menfchlichen Subjecte, 
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als das „Ihr ſollt“ von entſcheidendem Einfluß auf die Rechtsbil—⸗ 
dung geweſen ſei, beſteht in der anerkannten Thatſache, Die ja auch 
Diejenigen, Die dad Recht und den Staat ald ein Erzeugniß des freien 
Willens der Individuen betrachten, nie geläugnet haben, daß nämlid 
der Wille des Menſchen gewöhnlidy durch die. Bernumft beftimmt werbe, 
und daher von den Umftänden, in welchen ſich das wollende Subject 
befindet, abhängig fei._ So wenig Jene, die den Staat und das Recht 
durch die Weltorinuhg und die Verhältniffe beſtimmt und vom Willen 
des Menſchen unabhängig erflären, Darum behaupten können, daß durch 
die Willkühr einzelner oder ganzer Völfer nicht aud Manches auf einige 
Zeit ald Recht feftgefeßt worden jei, was in ben gegebenen Berhält- 
niſſen höchſt unpaflend war, eben jo wenig fällt e8 irgend Jemandem 
Derjenigen, die Recht und Staat von dem freien Willen der Individuen 
ableiten, auch nur Im entfernteften ein, zu läugnen, daß in allen Fäl- 
len, wo der Wille nicht durch die Vernunft, fondern durch die Phan- 
tafte oder, Leidenfchaften beftimmst wird, und man etwa Solches zu be- 
gründen fucht, was mit dem Sittengefeß oder den gegebenen Umftänden 
im Widerſpruch fteht, Dasjenige, was auf dieſe Art entftanden iſt nicht 
von Dauer fein könne. i 

Wie die Allmacht nicht ohne die Allwiffenheit und Allgüte Gottes 
gedacht werben kann, fo Tann die befchränftere Macht des menſchlichen 
Willens nur in Verbindung mit der menflichen Vernunft und dem 
uhs angeborenen Trieb nad Sittlichfeit gedacht werden. Wer aber 
darum, weil der menfchliche Wille durch feine Vernunft und fein mora- 
fifches Gefühl beftimmt wird, behauptet, daß jene Dinge, wo und Dies 
am offenbarften wird, wie 3. B. die Beſtimmung des Rechts oder die 
Begründung des Staats, von dem Willen der Individuen unabhängig 
feien, thut ganz Dasfelbe, als wenn er die Allmaht Gottes darum 
läugnen wollte, weil die Richtung, in der fich dieſe Allmadıt Außert, 
durch die Allwiffenheit und Allgüte des höchſtens Wefens bejtimmt wird, 

Diejenigen, welche die Grundlage des Rechts und Staats in einer . 
beflimmten Weltordnung fuchen, können allerdings für ihre Anficht an- 
führen, daß der Wille des Menfchen durch die Weltordnung, die fich in 


den gegebenen Verhältnifien äußert, beftimmt werde, und daß fie daher 
5 * 
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Recht und Staat von etwas Höherem ableiten, nur könnte man fie 
fragen, warum fie nicht noch weiter hinaufgegangen, da ja die Welt- 
ordnung von Gott beftimmt wird? Denn wenn Diejenigen, die Recht 
und Staat von dem freien Willen ableiten, für ihre Anficht anführen 
fönnen, daß die Momente, die auf den menfchlichen Willen einen Ein- 
fluß ausüben, und daher, auch die Richtung dieſes Willens etwas durch 
die Erfahrung Erfennbares fei, fo Tann dies von der Weltorbnung nicht 
‚behauptet werden. Der Begriff derfelben und die Geſetze, nach welchen 
fie ſich geftaltet, ift mit dem befchräntten Kreis unferes Wiffens nicht 
zu beflimmen, und die Anfichten der Menfchen über die Weltordnung 
müffen immer fchwanfend und divergirend bleiben, während es doch 
eben in unferer Zeit vor Allem Noth thut, Staat und Recht auf Grund- 
lagen zu begründen, die Allen begreiflic, find. 


Drittes Rapitel. 
Weber den Staatszwed, 


Das Entitehen des Staates kann auch, ohne daß wir dabei. einen 
- allen Staatsangehörigen gemeinfamen Zwed annehmen, erflärt werden. 
Da ed fih, wenn auch nicht mit hiftorifcher Genauigkeit beweifen, we- 
nigftend mit der größten MWahrfcheinlichkeit annehmen läßt, daß viele 
Staaten ihre erften Einrichtungen. Einzelnen zu danfen haben *), fo ift 
es überflüfig, bei der Menge, ‚die ſich hierbei ganz paſſtv verhält, be⸗ 
jondere Zwede anzunehmen. in Anderes ift es, wenn von der Erhal- 
tung des Staats die Rede ift. 

Die Erhaltung des Staats ift nie die That eines. Einzelnen oder 
Weniger, fondern immer die der Gefammtheit, oder wenigftens der großen 
Mehrheit der Staatsangehörigen. Nimmt man an, daß diefe Fein In— 
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*) Alle Volksmythen ſchreiben die erſte Einrichtung des Staats einzelnen großen 
Minnern zu. 
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terefle an der. Aufrehthaltung des Staates hat, oder daß fie die Auf: 
löſung des Staated wünfdht*), dann wird und muß der Staat unter- 
gehen und alle Anftrengungen Einzelner werden denfelben nicht erhal- 
ten können. — Man kann dadurch, daß man das Intereſſe gerpiffer 
Klafien an dad Beftehen ded Staates bindet, das Dafein desfelben. 
friften, man bat durch lange Uebung eine Reihe von Mitteln entdedt, 
wodurd der Staat auch gegen den Willen der Mehrheit auf einige 
Zeit erhalten werden Tann, felbft die äußeren Zeichen der inneren Ber: 
wefung fönnen Tünftlich verdedt werben; aber der Staat, deſſen Be- 
ftehen der Mehrheit der Staatsangehörigen gleichgiltig oder gar hin- 
derlich geworben ift, wird darum doch feinem Untergang entgegen gehen, 
und fo wenig wie der Galvanismus, durch den man bie flarren Glieder 
des Cadavers in Bewegung febt, ein Leben genannt werben Tann, eben 
fo wenig kann ein Staat, deſſen einzelne Glieder blos durch die Ein- 
wirfungen der Staatsgewalt Fünftlich in Bewegung geſetzt werden, den 
lebendigen Staaten beigezählt werden. Um und daher die große Thut- 
fache des Beftehens der Staaten vernünftig zu erklären, müſſen wir 
nothwendig einen Zwed annehmen, der nad) der Ueberzeugung ber 
großen Mehrheit der Menfchen nur durd den Staat erreicht werben 
fann und Allen genug wichtig erfcheint, damit fie ſich zur Erreichung 
besfelben den von dem Beftehen des Staates unzertrennlichen Befchrän- 
fungen willig unterziehen. 

Und worin befteht diefer Zwed? | 

Man hat über den Zweck des Staates mandhe Theorien anf- 
geftellt, deren .jede im Kreis der Schule, aus welcher fie hervorgegangen, 
als die einzig richtige verfündet wurde. 

Nach dem Einen follte der Zweck des Staats in der Verwirklihung 
der Herrfchaft des Sittengefeßed, nach Andern in der Begründung eines 
allgemeinen Wohlbefindens gefucht werden; wieder Andere haben bie 


*) Da die Erhaltung des Staats für den Einzelnen mit Anftvengungen und 
Opfern verbunden ift, die in dem Augenblick, wo die Erhaltung des Staats nicht in 
feinem Intereſſe liegt, als ungerechtfertigte Lat erfcheinen müſſen, jo iſt Letzteres bie 
nothwendige Folge des Erfteren. 2 


obigen Theorien ald zu unbeftimmt verworfen und den Zwed des 
Staats entweder ausjchließlich in der Gewährung von Rechtsſchutz und 
Rechtöficherheit, d. H. in der Begründung eines georbneten Rechtös 
zuftandes zu finden geglaubt, oder fie haben, nachdem fie in der Be⸗ 
gründung und Erhaltung eines georbneten Rechtszuſtandes blos bie 
negative Seite der vom Staat zu löfenden Aufgabe zu erkennen ger 
glaubt, die Bewirkung allfeitiger Unterftügung zum Behufe allfeitiger 
Entwidlung at8 den Zwed des Staates aufgeftellt; ja felbft an Solchen 
hat e8 nicht gefehlt, die behaupten, daß, weil der Staat felber ein 
Zwed ſei, man von einem befonberen Zwecke vesfelben gar nicht 
fprechen könne. 

Meiner Anficht nach ftehen fich alle dieſe Theorien ſowohl in Hin⸗ 
ſicht ihrer Vorzüge als ihrer Fehler näher, als man nach dem heftigen 
Streit, den man über diefelben geführt, glauben follte. 

Da eine allgemeine Wohlfahrt nur durch die Herrichaft des Sitten 
geſetzes möglich ift, und ſich Diefe ohne einen geordneten Rechtszuſtand 
nicht denken läßt, eine allſeitige Unterſtützung zum Behufe allſeitiger 
Entwicklung aber eben als das hoͤchſte Reſultat der Herrſchaft des Sit- 
tengefeges, und zugleich als Die Bedingung allgemeiner Wohlfahrt ber 
trachtet werden muß, jo müflen auch die Refultate aller diefer Theorien 
ähnlich fein. Ob man feine ſtaatswiſſenſchaftlichen Unterfuchungen mit 
dem Sat begonnen, daß der Zwed des Staats die Herrichaft des 
Cittengefeges fei, und dann weiter ausgeführt: daß, da das GSit- 
tengefe und für die Wohlfahrt unferer Rebenmenfchen zu forgen ge- 
bietet, man im Staat für die Wohlfahrt Aller forgen müfje; oder ob 
man von dem Grundfag ausgegangen, daß der Zwed des Staates bie 
allgemeine Wohlfahrt fei, und dann — weil ſich die Herrfchaft des 
Sittengeſetzes jedem Unbefangenen als die Grundbebingung der Wohl 
fahrt darftelen muß — zu der Behauptung vorgefchritten, daß der 
Staat feinen Zwed nur in fo fern zu erreichen vermöge, als ‘ihm die 
Begründung der Herrſchaft des Sittengefeped gelungen ift, fcheint aus 
dem praftifhen Standpunkte ziemlich gleichgiltig: wenigftens find Die 
Bolgerungen, die man aus dieſen Theorien gezogen, immer dieſelben 
gewefen. Jede Dderfelben ift eben fo gut zur wiflenfchaftlihen Be⸗ 
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gründung der Despotie als zu jener der bürgerlichen Freiheit ge- 
braucht worden 9. 

Soll der Zweck des Staates darum feſtgeſtellt werden, damit 
daraus die Aufgabe und bie Graͤnzen der Staatsgewalt beftimmt 
werden koͤnnen — und dies ift e8 ja, was den Unterfuchungen über 
den Staatszwed ihre praftifche Wichtigkeit gibt — fo müffen wir alle 
diefe Anfichten als gleich unbefriedigend erfennen, und zwar darum, 
weil fie den Zweck des Staates in Dingen fuchen, die weder aus⸗ 
fhlieglich als die Zwecke des Staates betrachtet werden Fönnen, noch 
durch denfelben allein zu verwirklichen find, Die Verwirklichung der 
Herrſchaft des Sittengefepes, Die Begründung der Wohlfahrt der Ein- 
seinen und die Bewirkung gegenfeitiger Unterftügung bilben ebenfo den 
Zwei anderer Geſellſchaften als den des Staates, und es ift offenbar, 
daß die Erreichung berfelben überall, wo der Staat nicht das ganze 


Dafein feiner Bürger abforbirt, nur in Fleinerem Maße durch den Staat. 


allein zu bewirken iſt. Wie ift es möglich, daß durch eine ſolche Be⸗ 
fimmung des Staatözweds irgend etwas zur Beflimmung der natür- 
lihen Grängen der Staatögewalt gefchehen könne? Auch ift es nicht 
zu laͤugnen, daß alle diefe Theorien über den Zweck des Staats nicht 
fo geartet find, daß die Nichtigkeit derfelben auch dem nicht wiflen- 
ſchaftlich Gebildeten allfogleich 'einleuchte. In einer Zeit, wo bie Lei: 
tung des Staats einem Einzelnen oder Wenigen mit abfoluter Macht: 
vollfommenheit übertragen war, und anßer den gebildeteren Kiaflen 
Niemand an Staatsgefchäften Theil nahm, wo die Maflen Dasjenige, 
was eine gefirenge Verwaltung über fle beftimmte, wie bie Fügungen 
einer höheren Macht ruhig über fih ergehen ließen, und der gemeine 
Mann fich zufrieden fühlte, wenn Andere ſein Glück gemacht hatten, 
ohne Darauf Anfprudy zu erheben, es jelber zu thun, da mögen nur 
dem wiflenfchaftlich Gebildeten begreifliche Theorien über den Staats- 
zweck ganz am Plage geweſen fein. 


*) Es ift einer der größten Nachtheile, in welchem ſich die Staatswiſſenſchaften 
befinden, dag man in denfelben gewöhnlich blos darum gewiſſe Grundfäge aufſtellt, 
um aus ihnen gewifle Gonfequenzen abzuleiten, Die man eben rechtfertigen will, | 
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Der Grundſatz, daß der Zweck des Staats in der Verwirklichung 
der Herrfchaft des Sittengefeges, in der Wohlfahrt Aller, oder in der 
Erhaltung eines geordneten Rechtszuftandes zu fuchen ſei, fonnte, wenn 
man Diejenigen, von denen bie Leitung des Staats ausfchließlih ab- 
hing, von der Richtigfeit desfelben zu überzeugen vermochte, die wohl- 
thätigften Nefultate zur Folge haben; ja die praftifche Wichtigkeit ver 
Wiſſenſchaft unter dieſen Verhaͤltniſſen läßt ſich geſchichtlich nachweiſen, 
und Niemand, der all Dasjenige betrachtet, was im 18. Jahrhundert 
durch abfolute Monarchen ohne allen äußeren Drud zum Wohle des 
Volkes vollbracht worden ift, kann diefelbe läugnen. Da fich jedoch 
in unferer Zeit diefe Verhältnifie fo ganz verändert haben, da Die- 
jenigen, von denen die Leitung des Staats heutzutage in vielen Ländern 
abhängt, anderen Klaffen angehören, muß auch die Staatswiffenfchaft 
die Art, in der fie zu belehren ſucht, gänzlich verändern. Sie muß vor 
Allem populär zu fein ſuchen, nicht in’dem Sinne wie dies gar Viele, 
die über Staatswiflenfchaften fchreiben, zu verftehen ſcheinen, dadurch, 
daß fie den vorgefaßten Meinungen des Volfs in fhön Elingenden Phra- 
fen mit allem Prunf einer gelehrten Terminologie Recht gibt, fondern 
dadurch, daß fie. von Grundfägen ausgeht, die duch Alle als richtig 
: anerfannt werben. | 

Soll die Beftimmung des Staatszweds von praftifhen Nuten 
fein, d. h. fol fie dazu beitragen, daß die Aufgabe des Staats und die 
natürlichen -Gränzen der Staatsgewalt richtig erkannt werden, fo. muß 
nicht Dasjenige gefucht und in wifjenfchaftlicher Form ausgebrüdt werden, 
worin einzelne Gelehrte ven höchften Zweck des Staats zu finden 
glauben, fondern vielmehr Dasjenige, worin. die Mehrheit des 
Volks den nähften Zwed des Staats zu fuchen pflegt. Da 
es ſich nicht blos davon Handelt, daß die Gränzen der Staatsgewalt 
nicht über das rechte Maß ausgebehnt, fondern auch davon, daß bie 
Macht des Staates innerhalb gewiffer Gränzen anerfannt werde, fo 
fann uns die Feſtſtellung des Staatszweds nur in fo fern als Aus- 
gangspunft weiterer Forſchungen dienen, als Die Richtigkeit Deffen, was 
wir aufgejtellt, durch die Mehrheit der Menfchen nicht in Zweifel ge- 
zogen wird. Denn in fo fern e8 auch in der Politik gewiffe Ariome 
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gibt, fo können dieſelben doch nur in dem Fall als Grundlage praf- 
tiſch anwendbarer Theorien gebraucht werden, als Diejenigen, die 
über den Staat zu beſtimmen haben, dieſelben als ſolche anerkennen. 

Iſt nun aber wohl ein folder Allen gemeinfamer Zwed 
des Staates zu finden, fann man annehmen, daß bei der un- 
endlihen Divergenz, welche in Hinficht aller den Staat betreffenden 
Dinge in unferer Zeit herrfcht, eben in Hinficht der wichtigften Trage, 
von deren richtiger Löfung eigentlidy ‚alle8 Uebrige abhängt, d. h. daß 
über den Zwed des Staats eine folde ———— der 
Anſichten beſtehe? 

Ehe ich dieſe Frage beantworte, muß ich den eier auf zwei That- 
fachen aufmerffam machen, die mir felbft außer allem Zweifel zu ftehen 
fcheinen, und deren Richtigkeit id) im Folgenden zu beweiſen hoffe. 

1) Daß der Einzelne den Staat nie als Zweck, fondern 
immer nur als Mittel betrachte, wodurch er gewiffe perfön- 
liche Zwede zu erreichen fucdht, und. fi daher jedem Opfer, wel- 
ches Die Erhaltung des Staats in Anſpruch nimmt, nur in fo fern 
unterziehe, als er diefe perfönlichen. Ziwede nur durch den Staat errei- 
chen zu Tönnen glaubt. 

2) Daß fih Niemand zur Erreichung feiner Zwede ent- 
fernterer Mittel bedient, bis er Diejenigen, die ihm näher 
ftehen, ald ungenügend erkannt hat, umd daß der Einzelne 
mithin blos zur Erreichung jener Zwecke zum Staate ſeine Zuflucht 
nimmt, von welchen er glaubt, daß dieſelben durch eigene Kraft oder 
andere Mittel, die er ſich mit geringen Opfern verſchaffen kann, z. B. 
kleinere Vergeſellſchaftungen, nicht zu erreichen ſind. 
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Biertes Kapitel. 


Der Staat wird durch den Einzelnen immer nur als Mittel 
zur Erreichung feiner perfönlichen Zwede betrachtet. 


| Es ift ‚eine der menſchlichen Eigenthümlichfeiten, daß Jeder nach 
individuellen Glüde ftrebt, und doch die Wenigften diefes Streben ale 
Beweggrund ihrer Handlungen anerkennen. wollen. Die Urſache der 
Bemühungen, mit welchen. wir ung felbft und Andere zu täufchen fuchen, 
liegt in der doppelten Ueberzeugung: daß das Glüd des Individuums 
nur im materiellen Genuffe zu fuchen fei und mit dem Glücke Anderer 
im Widerfpruch ftehen müſſe, daß es mithin niedrig und unrecht jei, 
nad) demfelben zu ftreben; und doch können wir ung leicht davon ‚über: 
zeugen, wie irsig biefe beiden Anfichten find. 

Die Wirkung, welche gewifle Verhältnifie auf unfer eigenes Ge: 
müth hervorbringen, ift der richtigfte, ja ber einzige Mapftab, nach dem 
wir die Wirkung ähnlicher Verhältniffe auf Andere beurtheilen können. 

Sp groß der Irrthum ift, wenn man darum, weil bie phyſiſche 
Natur des Menfchen den allgemeinen Naturgefegen unterworfen ift, die 
Handlungen Einzelner oder des ganzen Menfchengefchlehts aus den 
Gefegen des Schwerpunfts, einer Attractiv- oder Repulfinfraft u. f. w. 
zu erklären und den Bortfchritt der Menfchheit, Die Beziehungen Ein- 
zelner zu ganzen Völkern, und diefer unter einander durch geometrifche 
Formeln auszudrüden verfuchtz fo thöricht e8 ift, wenn man bie Schid- 
fale ganzer Völker, oder ‚gar des Menfchengefchlehts nach den Phaſen, 
welche das Leben des Einzelnen durchläuft, vorausbeftimmen will ®): 


) Die Gewohnheit, menfchliche Beziehungen mit mathematifchen Formeln aus⸗ 
zubrüden, ift ziemlich allgemein, und da auch der Gebrauch von Bildern oft 
wefentlich zur Erklärung ſolcher Dinge, die ſich ſchwer präcis ausdrücken laffen, bei- 
trägt, fo läßt fich gegen biefelbe nichts einwenden, nur muß man nie vergefien, daß 
es eben nur ein Bild ift, welches man gebraucht, und daß biefes nicht als Grund⸗ 
lage, auf weldher man weiter philofophiren fann, dienen darf. — Wer fih hinreißen 
läßt und nachdem er den Satz aufgeftellt, daß der Schwerpunft der Gefellfchaft hier 
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fo richtig ift ed, wenn fid) der Einzelne als ein Bild der Menichen im 
Allgemeinen betrachtet und von den Trieben, Gefühlen und Eigenfchaf- 
‚ ten, welche er beftgt, auf jene feiner Nebenmenſchen Schlüffe zieht. 
Viel hängt Hierbei allerdings von dem Grad der Givilifation ab, 
auf welchem fi) das Individuum befindet, und es ift Har, daß mit 
viefem die Triebe, Gefühle und Eigenfchaften des Menfdyen modificirt 
werden, übrigens iſt es mehr ihre Richtung als ihre Wefenheit, welche 
durch ihre Eivilifation verändert wird. Blos die Gegenftände, Durch welche 
die Triebe und Gefühle des civilifirien Menfchen in Bewegung gefebt 
werden, und die Art, auf welche ſich feine Eigenſchaften äußern, ver- 
‚ändern ſich je nad) der Stufe der Bildung, auf welcher er fich befindet. 
Wenn nun Keiner von und das individuelle Glück, nach dem er 
firebt, in der Befriedigung rein materieller Bebürfniffe zu feben pflegt, 
fo Fann das Streben nad individuellem Glüd vernünftigerweife nicht 
mit dem Ringen nach materiellem Genuß identificirt werben, und bie 
Behauptung, daß der gemeine Mann hierüber ganz anders denke, ent- 
behrt jeder Begründung, da und die tägliche Erfahrung gerade das 
Gegentheil beweift. Die Worte „homo sum, humani nihil a me alie- 
num puto“ bleiben glei wahr, ob man fie auf die höheren oder 
niederen Eigenfchaften des Menſchen anwendet. Wie es eine Gränze 
gibt, über die fich Tein Menſch zu erheben vermag, fo gibt es auch eine 
foldye, unter die Feiner hinabfinfen Fann, und Derjenige, ver ſich die 
Mehrheit der Menfchen blos durch thierifche Triebe geleitet denkt, iſt 
um fein Haar vernünftiger als Iener, der fich felbft einem Gott gleich 
dünkt. Man braudt feine Aufmerkfamfeit blos den gewöhnfichften 
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oder da zu finden fei, oder daß fich die Menſchheit im Kreis, in der Spirale ober 
Diagonale fortbewege, nun auf die Gefellfchaft die phnflfchen Gefeke des Schwer: 
punktes, ober auf den Fortſchritt die Formeln, nach welchen ſich der Kreis ober bie 
Diagonale berechnen läßt, anwenden will, ift ebenfo ein Träumer, als es Iener ge: 
wefen wäre, der 3. DB. vor ber Zeit, als die Bewegung ber Erde befannt war, 
daraus, daß fi die Menfchheit im Kreife bewegt, den Sab abgeleitet hätte, daß 
auch die Erde eine Kreisbahn verfolgen müſſe. — Zufällig mag das Richtige auch 
auf diefem Wege gefunden werben; ob man es gefunden, ift aber immer auf einem 
anderen Wege zu beweifen. : 


o 
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Erfcheinungen des Lebens zugumwenden, um fi zu überzeugen, baß 
zwifchen den höheren und niederen Klaſſen der Geſellſchaft in dieſer 
Hinfiht gar Fein Unterfchied befteht, und daß dieſe Das individuelle 
Glück eben fo wenig im rein materiellen Genuſſe fuchen, als man dies 
den höheren Klaſſen nachſagen Tann. — Wahr ift es, daß man für 
gewiſſe Freuden blos durdy einer höheren Grad der Bildung empfäng- 
lich wird; jenes Glück, welches der Forfcher empfindet, wenn er eine 
Wahrheit gefunden, ift für den gemeinen Mann eben fo unerreichbar 
als für den Baron von 16 Ahnen oder den Börfenmann, wenn er 
auch der höchftbefteuerte Bürger des Staates wäre; auch fehen wir den 
gemeinen Mann faft immer mit der Ermwerbung feiner materiellen Be⸗ 
bürfnifle befchäftigt. Doch dieſes beweift nur fo viel, daß man, um nad) 
dem Glüde ftreben zu Fönnen, vor Allem leben müffe, und baß bei der 
gegenwärtigen Organifation der: Gefellfchaft fehr Viele find, denen das 
Erwerben diefer Vorbedingung des Glücks faft Feine Zeit nach dem 
Glücke felbft zu ftreben übrig läßt; es beweift aber nicht, daß das indivi⸗ 
duelle Glück durch die niederen Klaſſen der Gefelfchaft nur in der Be- 
friedigung ihrer materiellen Bebürfnifle gefucht werde. Wie auch der 
Gebildetſte nicht nach höheren moralifchen Genüſſen ftreben, ja diefelben 
kaum empfinden wird, wenn ihn Hunger und Roth zur Befriedigung 
feiner materiellen Bebürfniffe zwingen, fo wird der gemeine Mann, wenn 
er feine materiellen Bedürfniffe befriedigt hat, nach höheren Genüflen 
fireben, ja felbft wenn er um jene ringt, ift es gewöhnlich das Stre- 
ben nach moralifcher Befriedigung, was ihn am meiften zur Thätigfeit 
anfpornt. Glaubt man vielleicht, daß die einfache Koft, die er im 
Schweiße feines Angefichts erworben, für den Arbeiter, wenn er feine 
Lieben gefättigt fieht, nicht eine Duelle eines höheren Glücks ift, als 
es ihm die Befriedigung feiner eigenen thierifhen Triebe gewähren 
könnte; oder daß Dasjenige, was er in ſolchen Augenblicken empfindet, 
weniger edel und ſittlich ſei als die Zufriedenheit, die der reiche Mann 
an der Freude findet, mit der ſein Weib einen ihr zu Liebe gekauften 
Palaſt betritt oder feine Kinder das ihnen gebrachte Spielzeug empfan- 
gen? Wie der Baum feft in der Erde wurzelt und ihrer Nahrung be- 
darf, aber alle Blättef und Blüthen nad oben entfaltet und einen 
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großen Theil feiner Lebenskraft aus dem reineren Elemente zieht, in 
dem fich feine Hefte bewegen; fo ift der Menſch. Er ift und bleibt, fo 
hoch er fi auch erhoben, an die Erde gefeflelt, doch immer muß er 
aufwärts ftreben, und das rein Irdiſche Tann feinen Bebürfnifien, fo 
niedrig er auch fteht, immer genügen. 

Das Streben des Menſchen nad individuellem Glüd 
ift mithin nicht blos das inftinetmäßige Ringen des Thiers 
nad) der Befriedigung feiner materiellen Bepürfniffe, fon- 
dern der uns angeborene Trieb nad jenen edleren Genüf- 
fen, deren Keime Gott ind Menfhenherz gelegt. Statt ung 
zu erniedrigen, ift dieſes Streben vielmehr eine der Bedingungen, ohne 
welche wir unfere höhere Beftimmung nicht erfüllen Fönnten. 

Eben fo irrig ift der Saß, daß. das individuelle Glüd der 
Einzelnen wit jenem aller Anderen im Gegenfag ftehen 
müffe; die Erfahrung lehrt uns vielmehr, daß das Glück des Ein- 
zelnen immer von dem Derjenigen bedingt fei, mit denen er in Gefell- 
fchaft Tebt. Wie das Wohlbefinden des Wilden von der Macht feiner 
Horde, das Glüd des Beduinen von jenem feines Stammes abhängt, 
ſo ift im Staate das Mohlfein des einzelnen Bürgers von dem ber 
Gefanmtheit abhängig, und es wäre viel leichter, dies Jeden begreif- 
ih zu machen, als das Gegentheil unter irgend einem PVerhältniß 
zu beweifen. | | 

Mir fcheint, daß e8 blos einer Unterfuchung über die Bedingungen 
des menfchlichen Glücks und über die Verbindung, welche zwifchen dem 
Wohl des Einzelnen und, jenem Anderer befteht, bebürfte, um die lächer- 
fihe Beichuldigung der Immoralität, die man der Lehre Bentham’s ge- 
macht, in ihrem wahren Licht erfeheinen zu laflen *). 


*) Man hat die Theorie Bentham’s fait mit begfelben Heftigkeit wie die Grund» 
ſätze Epifur’s angegriffen; und worin befteht wohl, praftifch genommen, der Unters 
ſchied zwiſchem Dem was Bentham, und Dem was feine Gegner behaupten? Jenen 
bat die Beobachtung der Thatfache, daß die große Mehrheit der Menfchen blos dem 
Nüplichen, nachfirebe, zu der Meberzeugung geführt, daß der Zweck des Staats in der 
Wohlfahrt aller Einzelnen zu fuchen ſei; feine Gegner, die das Wohl des Staates 
als die Regel der Handlungen aller Einzelnen aufftellen, unterlafien es aber nie, zu 
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Wenn philoſophiſche Lehren auf Die moraliſchen Gefinnungen der 
Einzelnen einen Einfluß ausüben, was fehr oft nicht der Tall ıft *), 
fo iſt Dasjenige, wodurch gewifle Theorien gefährlich werben können, 
nicht im Grundprinzip, fondern nur in den Kolgerungen, die man davon 
abgeleitet, zu fuchen, und ich glaube nicht, daß irgend Jemand dem 
großen Briten in diefer Hinfiht einen Vorwurf machen Tönnte, den er 
nicht mit Zeno, dem Bater der ftoifchen Schule, in fo fern ung die An⸗ 
fichten des Letzteren aus Cicero bekannt find **), theilen würde. 

Es iſt meine Abficht, im Verlaufe diefes Werkes jede Unterfuchung, 
die zum Verſtändniß des Gegenftanves, mit dem wir ums eigentlich be- 
fchäftigen, nicht unumgänglid nothwendig ift, zu vermeiden. Ich will 
daher die Frage: ob das Streben des Einzelnen nad individuellen 
Glück nicht auch als Schlüffel, wodurch uns die Geſetze der Moral 
- Har werben, betrachtet werden Tönzite, unerörtert laſſen, und mich hier 
6108 mit jener beſchaͤftigen, in wie fern der Sag richtig fei, daß jeder 
Menſch im Staate wirklih nur fein individuelles Glück 
ſuche ***). 


beweifen, daß das Wohl des Stants das befie Mittel zur Beförberung ber Wohl⸗ 
fahrt aller Einzelnen fei. — Auf beiden Wegen gelangt man ganz zu demſelben Re« 
fultat: daß ber Staat, um feſt zu fiehen, fo eingerichtet werben müſſe, 
dag die Erhaltung desfelben nit nur im Intereſſe aller Einzelnen 
liege, fondern die Identität der Intereffen des Staats und jener der 
Einzelnen auch Allen einleuchtend gemacht werde. Ein Sap, deſſen Ridh- 
tigkeit Die Erfahrung aller Zeiten bewiefen hat; denn nur in dem Mafe, als biefe 
Spentität der Interefien der Mehrheit Har geworden ift, finden wir jene Achtung vor 
dent Geſetze, welche die einzige fihere Grundlage jeder Berfaffung bildet. 

Der Epikurier Geffius und der Stoiker Brutus haben ihr Blut mit ber 
felben Begeifterung für eine und dieſelbe Sache vergoflen. 

**) Qui (Zeno) nihil utile quod non idem honestum: nihil honestum quod 
non idem utile sit, saepe testatur: negatque ullam pestem majorem in vitam 
hominum invasisse, quam eprum Oopinionem qui ista distraxerint. Cic. de 
Of. 111,7. 

»9 Da das Wort Nutzen gewöhnlich zur Bezeichnung mmterieller Interefien ges 
braudyt wird, fo ift es zur Vermeidung fo mancher Mißverſtändniſſe zweckmäßig, 
ſtatt besfelben den Ausdruck individuelles Glück zu gebrauchen, indem unter dieſem 
felbft im gewöhnlichen Sprachgebrauche auch die Befriedigung der fittlichen Bebürf- 
niffe verflanden wird. 
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Wenn wir die Erfahrung zu Rathe ziehen, fo zeigt und bie Ge⸗ 
ſchichte eine fortlaufende Reihe von Thatfachen, aus denen man fieht, daß 
der Staat zu allen Zeiten und bei allen Bölfern nicht als Zweck, fon- 
dern ald Mittel betrachtet worden fei, wodurd Diejenigen, 
von denen die Regierung des Staats abhing, ihre perfün- 
lien Zwecke zu erreichen ftrebten. 

Die Staaten des Alterthums machen in diefer Hinficht — was man 
auch über die hohe Bürgertugend, welche in ihnen geherrfcht haben fol, 
fagen mag — durchaus feine Ausnahme. Da diefelben auf eine, zwar 
nicht für den Fortſchritt der Menfchheit im Allgemeinen, fondern für 
das Beftehen der einzelnen Staaten höchſt zweckmäßige Art fo einge- | 
richtet waren, baß ber Genuß jeglichen Rechtes für den Einzelnen an 
das Bürgerthum, und ſomit an das Beftehen des Staates, dem man 
angehörte, gebunden war, fo finden jene Wunder bürgerlicher Auf- 
opferung im Altertum in dieſer Identität ber Intereffen des Staats 
mit jenen der Einzelnen und darin ihre Erklärung, daß es bei der vama- 
ligen Organifation des Staates Jedem Elarer war, als died in unferer 
Zeit der Fall ift, wie fehr fein individuelles Glück von dem Beſtehen 
des Staates abhänge. Die Behandlung der Sklaven und Metöfen, 
überhaupt aller Derjenigen, die an der Regierung des Staats keinen 
oder nur einen geringen Theil hatten, der Schwur der DOptimaten — 
defien man nicht einmal ein Hehl machte — nichts zum Wohle des 
Volks zu thun, die ganze ‘Bolitif Roms und die allmälige Umgeftal- 
tung bderfelben, welche immer mit den Veränderungen in Verbindung 
fteht, wodurch die Regierungsgewalt anderen Klafien oder einer grö- 
Beren Zahl von Bürgern übertragen ward, können und als unwiber- 
legbare Beweife dienen. 

Bon allen Staaten, weldye feit dem Untergang des römifchen Rei- 
ches entftanden find, gilt dasfelbe, und fo groß der Einfluß chriſtlicher 
Ideen auch geweien ift, fo fehr die Kirche als Vermittlerin dieſer Ideen 
fih Mühe gegeben, den Egoismus ber Herrfchenden durch Lehren chrift- 
licher Milde und allgemeiner Rächftenliebe zu befämpfen, fo ift doch 
auch im Verlaufe unferer Civilifation das Wohl der Herrfchenden immer 
als der Haupt-, ja als der einzige Zwed des Staates betrachtet worden. 
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Man braucht blos Macchiavelli's „Principe” zur Hand zu nehmen, oder 
die Geſchichte des Freiftantes Venedig zu kennen, um fid über die 
Grundfäge Aufklärung zu verfchaffen, nad) welchen im Berlaufe des 
15. Jahrhunderts monarchifche und ariftofratifche Staaten regiert wur- 
den; daß aber die wenigen demofratifchen Gemeinwefen, die wir bis in 
die neuefte Zeit in Europa finden, in dieſer Hinficht feine Ausnahme 
machen, darüber muß und das Benehmen der demofratifchen Schweizer: 
cantone, ihren Schupbefohlenen und —— gegenüber, jeden 
Zweifel benehmen. 

Aus der Erfahrung, daß der Staat zu allen Zeiten als Mittel 
betrachtet worden ſei, wodurch die im Staate Herrſchenden ihr indivi⸗ 
duelles Glück zu begründen und zu erhalten geſtrebt haben *), läßt ſich 
nun mit der größten Wahrfcheinlichfeit die Folgerung ableiten, daß dies 
auch in unferer Zeit jo fein müffe, und Daß daher unter Berhält- 
niffen, wo an der Beherrfhung des Staats Alle Theil neh- 
men, der Zweck des Staats nur in dem individuellen Glüd 
aller Einzelnen — d. 5. der im Etaate Herrſchenden — geſucht 
werden müffe Doch obwohl es uns auch hierfür nicht an prafti- 
ſchen Beweiſen fehlt, und wir unfere Aufmerkſamkeit blos Deinjenigen, 
was in den norbamerifanifchen Freiftaaten gefthieht, zugumenden brau⸗ 
hen, um uns hieroon zu überzeugen, fo glaube ich doch, daß fich die 
Nichtigkeit des obigen Satzes, auch ohne daß wir die Erfahrung zu 
Rathe ziehen, ſchon aus der Natur der Dinge felbft mit der gehörigen 
Klarheit beweifen lafle. 

Wenn der Menfh nicht nur als vernünftiges Wefen- erfehaffen, 
fondern auch ein vernünftiges Wefen geblieben ift, was durch Jene, die 
fi mit dem Staate wiffenfchaftlich befchäftigen, wenigſtens im Prinzip **) 


*) Es ift als der größte Triumph des Chriftenthums zu betrachten, daß es dem 
Egoismus der Herrfhenden gewiſſe Schranfen gefebt, doch haben alle Herrfcher, die 
den wahrhaft chriftlichen Grundfap anerkannt, daß der Zweck des Staats nicht das 
Vergnügen und Wohlbefinden eines Einzigen fei, das Wohl der Staatsangehörigen, 
d. h. das individuelle Glüd der Einzelnen, als Zweck des Staats verfolgt. 

**) Diejenigen, welche die Entftehung des Staats auf vernünftigem Wege zu er⸗ 
flären fuchen, dann aber der menſchlichen Vernunft jeden Einfluß auf die Geftaltung 
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nicht gelaͤugnet wird, und wenn der Staat nicht als eine Nothwendig⸗ 
feit der menfchlichen Natur betrachtet werben fan, fo müffen wir noth- 
wendig Eiwas vorausfegen, woburd der Wille der Menſchen zur Er- 
haltung des Staats beftimmt wird. 

Man muß entweder annehmen: daß der Staat durd die Mehrheit 
der Menichen als Werk Gottes, als die directe Offenbarung feines Wil: 
Iend, dem fich der Menſch unterwerfen muß, betrachtet werde, oder daß 
ihnen der Staat felbft als Zwed erfcheint, oder daß Jeder im Staate 
nad irgend einem perfönlicden Zwede firebt, den er nur durch den 
Staat zu erreichen hofft, d. h. mit anderen Worten: daß der Staat 
durch den Einzelnen ald Mittel betrachtet wird, wodurch er fein indivi⸗ 
duelles Glü zu begründen, oder gewifle mu fonft drohende Gefahren 
abzuwenden fucht *). 

Wenn wir nun diefe Motive, — der Wille des Einzelnen 
dazu beſtimmt werden kann, daß er ſich den zur Erhaltung des Staats 
nothwendigen Beſchraͤnkungen unterziehe, unterſuchen, ſo kommen wir 
zur Ueberzeugung, daß die beiden erſteren zur Erklärung des Fort⸗ 
beftehens der Staaten ungenügend find. 

Da nichts ohne den Willen Gottes gefhieht, fo Fann der Staat 
allerdings -ebenfo als das Werk Gottes betrachtet werben, wie wir 
. Alles, was wir mit den uns von Gott gegebenen geiftigen und mate- 
rielen Kräften zu begründen vermögen, als ſolches anerkennen follen. 


des Staats abjprechen, und nachdem fie uns bewiefen, daß Dasjenige, wad man vor 
Jahrhunderten gethan, natur und vernunftgemäß gewefen fei, hieraus bie Fol⸗ 
gerung ziehen, daß basfelbe trotz aller ſeifdem eingetretener DBeränderungen ' nicht 
umgeflaltet werben dürfe, mögen die Vernünftigkeit des gegenwärtigen Menfchen: 
gefchlechts im Brinzipe anerkennen, doch läugnen fie offenbar die Folgerungen bie- 
ſes Prinzips. 

*) Da der Sat, daß Gewalt Fein Recht begründe, theoretifch vollfommen 
richtig iſt und uns die Geſchichte befonders in neuerer Zeit eine Reife von Beifpie- 
Ien liefert, woraus wir fehen, daß das fogenannte Recht des Stärkferen nur fo lange 
dauere, als er der Stärfere ift, daB man daher aus ber Theorie der Gewalt wohl 
das Entfiehen und die gewaltfame Aufrechthaltung, nicht aber bie ruhige Fortent⸗ 
wicklung der Staaten erflären könne, fo ſcheint es überflüffig, über biefe Theorie bes 
ſonders zu ſprechen. 

I. : 6 
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Mer an eine über die Menfchen wachende göttliche Vorfehung glaubt, 
wird in der Gewalt eines civilifirten Staats wie in der des Beduinen⸗ 
Sceifs, oder des Häuptlings, dem eine Horde von Wilden gehordht, 
eine Manifeftation des göttlichen Willens fehen, und felbft in Augen⸗ 
blidden, wo er ſich durch die Staatsgewalt unterbrüdt fühlt, oder der: 
felben im Intereſſe feiner Nebenmenſchen widerfteht, wird ber religiöfe 
Mann in ihrem Beitehen eine Fügung Gottes erkennen, wodurch feine 
Geduld oder Tugend erprobt werden fol. — In diefer Allgemeinheit 
aufgeftellt, ift der Sag, daß man den Staat als ein Werf 
- Gottes betrachten mäffe, vieleicht für das Gemüth des Einzelnen 
beruhigend, doch ficher nicht dazu geeignet, daß man Daraus über bie 
Aufgabe des Staats und die natürlichen Gränzen der Stantsgewalt 
weitere Folgerungen ableite. Da von diefem Standpunkt die Gewalt 
Tamerlan’8 und Heintich's IV., jene des Zars und der Majorität 
eines demofratifchen Schweizercantons auf biefelbe Duelle zurüdgeführt 
wird, und jede Thatſache, Durch welche man die Staatsgewalt irgend Je⸗ 
mandem übertragen oder entriffen hat, ald nach dem Rathichluß Gottes 
gefchehen betrachtet werden muß, fo ift die ganze Theorie, in dieſer All⸗ 
gemeinheit aufgeftellt, nichts als eine religiöfe Form für Die Theorie 
der faits accomplis. 

Derjenige, der für das Beſtehen des Staats denfelben Grund an- 
gibt, den wir als Grund des Beftehens aller irdifchen Dinge anerkennen 
müffen, hat für das Beftehen des Staats offenbar gar feinen Grund 
angegeben, wenigftens Teinen foldhen, wodurch uns die wichtige Frage, 
wie denn der Staat einzurichten fei, Harer werben fann. 

Sollen daraus, daß man den Staat als göttliche Inftitu- 
tion betrachtet, Folgerungen gezugen werden, fo muß derfelbe (und zwar 
ein getwiffer Staat, oder wenigftens eine gewiffe Form der Staatöver- 
faffung) als das unmittelbare Werk Gottes angefehen, die im Staate 
beftehenden Rechte und Pflichten müffen von einer directen Offen- 
barung des göttlichen Willens abgeleitet werben. 

Daß e8 Staaten gegeben, wo dies der Fall war, daß es noch 
folche Staaten gibt, und daß die Staatsgewalt durch nichts dauerhafter 
begründet werden könne, als wenn man ihr eine ſolche religiöfe Sanction 
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gegeben, liegt außer allem Zweifel; die Frage ift nur die, in wie fern 
dies in chriftlichen Staaten möglich fei? *) 

Ich glaube aber, daß Jeder, der über die Wefenheit des Chriften- 
thums nachgedacht, diefe Frage verneinend beantworten müſſe. 

Die Worte Pauli (Römerbrief 13, 1): „Jedermann fei unterthan 
der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat; denn es ift feine Obrigfeit 
ohne von Gott, wo aber Obrigkeit ift, die ift von Gott verorbnet”, 
find zwar fehr oft als religiöfer Beweis für den Abfolutismus gebraucht 
worden; mir fcheint es jedoch eben fo thöricht, wenn man aus diefen Wor- 
ten, welche noch dazu zur Zeit Nero's gejchrieben wurden, den Abfolutis- 
mus als Die hriftlichfte Staatsform darzuftellen fucht, als wenn man 
. aus den Worten Samuelis**) die Republit als Die einzige Gott ge- 
fällige Sorm der Regierung erweifen wollte, indem die Worte Des 
großen Apofteld offenbar nichts Anderes als eine andere Form find, in 
welcher berfelbe die Worte feines göttlihen Meifters, daß fein Reich 
u von Diefer Erbe fei, ausgedrückt hat. 

Dein Gott iſt ein Gott, und Du ſollſt Gott lieben aus 
Deinem ganzen Herzen, aus Deiner ganzen Seele und mit 
allen Deinen Kräften. Das iſt das erſte Gebot. Das zweite 
iſt dieſem ahnlich: Du ſollſt Deinen Nächſten lieben wie Did; 
ſelbſt. Ein höheres Gebot als dieſes gibt es nicht. Seid 
vollkommen wie es euer Vater im Himmel iſt (Marcus 12, 
293—31). Hierin befteht die Wefenheit des Chriſtenthums. Es hat 
die Einheit Gottes, ed hat die Brüderlichfeit der Menſchen verkündet, 


*) Man fpricht viel von einer allgemeinen Religion, da aber von allen Relis 
gionen eben biefe die wenigften Bekenner zählt, fo ifl, wenn von dem @influß der 
Religion auf den Staat die Rede ift, immer der Einfluß zu berückſichtigen, welchen 
eine gewiffe Religion ausgeübt, und es ift nicht um ein Haar unvernünftiger, 
wenn Jemand über die Verhältniffe des türfifchen oder chineſiſchen Neiches fprechen 
wollte, ohne die große Thatfache der in beiden Ländern herrfchenden Religionsbegriffe 
zu berückfichtigen, als wenn man — wie boch fo oft geſchieht — von chriftlichen 
Staaten fpricht und dabei das Chriſtenthum ignorixt, oder an feiner Statt eine Re- 
ligion fubftituirt, welche man als die der aufgeflärten Leute bezeichnet, welche aber 
fiher nicht die der Mehrheit ift. 

»2) 1. Buch der Könige, Kap. 8. 

6* 
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es hat jedem Einzelnen das Streben nach Vollkommenheit 
zur Pflicht gemacht und dadurch ausgeſprochen, daß der Einzelne 
nicht blos durch den Staat, ſondern unter welcher Staatsform er auch 
immer lebe, nach Vollkommenheit ſtreben müſſe. Eben weil ſich das 
Chriſtenthum vom Staate fern hielt, iſt es zur Religion fo vieler Staa— 
ten geworden, eben weil es Feine beftimmte Staatsform vorgefchrieben, 
fondern alle gleihmäßig anerfannt hat, hat es der Menfchheit das Feld 
unbegrängten Sortfchritts eröffnet, und ftatt des Ruhms, einen fpeciellen 
Staat begründet und ein Volk in die unwandelbaren Formen desfelben 
gezwängt zu haben, jenen ſchöneren erworben, jeder Form, Durch welche die 
Ordnung unter den Menjchen erhalten wird, als Stütze gedient zu 
haben, ohne dem Fortfchritt je eine Schranke zu feßen. 

Sp wahr es daher auch ift, daß der Staat zu verfchiedenen Zeiten 
und bei verfchiedenen Völkern als unmittelbares Werk Gottes betrachtet 
wurde, und fo viele Beweife uns die Gefchichte Liefert, daß alle Inſtitu— 
tionen immer bort am fefteften flanden, wo man fie auf eine birecte 
Offenbarung der Gottheit zurüdzuführen vermochte, fo ift doch die Idee 
der Trennung der geiftlichen und weltlichen Beziehungen des Menfchen 
für das Chriſtenthum zu wefentlich, al8 daß wir irgend eine Form der 
Staatseinrichtungen als Direct durch das Chriſtenthum begründet be⸗ 
trachten könnten. — Das Chriſtenthum hat jenen Einfluß, welcher reli- 
giöfen Begriffen auf alle Verhältniffe des Lebens, alfo auch auf den 
Staat immer zufömmt, nicht durch den Staat auf die Indivi- 
buen, fondern durch das Individuum auf den Staat auszuüben 
gewußt, und hierin liegt einer der weſentlichſten Unterſchiede zwiſchen 
dieſer und anderen Religionen. | 

Gehen wir num zur zweiten Borausfegung über. Man bat öfters 
behauptet, daß der Etaat felbft Zwed fei, und daß man daher von - 
einem befonderen Zwecke besfelben gar nicht fprechen Fönne. Das Be- 
bürfniß" des Staats ift mit der Menfchheit geboren, der Trieb zum 
Staate in die menfchliche Natur gelegt; die entfchieden ftaatlihe Natur 
aller arifhen Völker genügt vollfommen, um uns die Thatfache des 
Beiteheng der Staaten zu erflären. Staaten werden errichtet und er- 
halten, weil fie ein mit und geborenes Bedürfniß find, der Zweck, den 
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die Menſchheit dabei erſtrebt, iſt die Befriedigung des Triebes zu Staaten⸗ 
bildungen, der in unſere Natur gelegt ift — fo behauptet man. 

Ich glaube, daß der ganze gelehrte Wortftreit — denn das ift er 
am Ende —, den man darüber geführt, ob der Staat felbft Zweck ſei, 
oder blos als Mittel zur Erreichung gewiſſer Zwede betrachtet werden 
müfle *), nie. entflanden wäre, wenn Diejenigen, die ihn geführt, mit 
fih vor Allem darüber ind Klare gekommen wären, was fie unter 
dem Staate verftehen, und durch welche Berhbältniffe die 
Unterfuchung der Srage über den Zwed des Staates noth- 
wendig geworden fei. 

In fo fern der Staat audy eine Geſellſchaft und der Trieb,. im 
geſellſchaftlichen Zuftande zu eben, dem Menfchen angeboren ift, 
braucht man blos den Begriff des Staates ſo zu definiven, daß bie. 
gegebene Definition auf jede Gefellfchaft paffe, um den Sag redit .an- 
ftändig wertheidigen zu Fönnen, daß das Bedürfniß des Staats 
mit der Menfchheit geboren fei, und die Worte Cicero's (de 
Rep. 1, 25: .Ejus [populi] prima caussa coeundi.est non tam im- 
becillitas, quam naturalis quaedam hominum quasi congregatio: non 
est enim singulare nec solivagum genus hoc...) mögen ſich dann 
seht gut auf den Staat beziehen lafien. in Anderes ift es, wenn 
man in die Definition des Staats Dasjenige aufgenommen, wodurd) 
der Staat von jeder anderen Geſellſchaft verſchieden iſt. 

Denn ob man den Staat nun eine Geſammtheit von 
Menſchen in der Form von Regierung und Regierten, auf 
einem beſtimmten Gebiete verbunden zu einer ſittlich orga— 
niſchen Perſönlichkeit nennen möge, oder ob man ihn für die 
Thatſache erklärt, daß anſäſſige Familien in völkerſchaftlich 
organiſirter Einigung auf einem beſtimmten Landesbezirk 
mit feſten Abgränzungen gegen außen beſtehen (wie Zöpfl 
den Staat meiner Anſicht nach ſehr richtig bezeichnet), ſo wird doch 


*) Wenn man ein gewiſſes Mittel zur Erreichung gewiſſer Zwecke als nothwendig 
erfannt hat, fo ift, bis man fich im Beſitze dieſes Mittels fieht, das Streben, fi 
dasfelbe zu erwerben, für den Augenblid der nächſte Zweck. 
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jede richtige Definition des Staats Dinge enthalten, deren Erreichung 
unmöglih wen Zwed jener Anftrengungen gebildet haben Tann, womit 
man Staaten zu begründen ſuchte. So wenig es fi von einer grö- 
Beren Zahl von Menfchen vernünftig annehmen läßt, daß fie jemals 
die Herftelung von Verhaͤltniſſen, wonad fie in eine Regierung und 
Regierte abgetheilt wurden, ald Zweck verfolgt haben, eben jo wenig 
kann man glauben, daß fie Die Aufftellung fefter Grängen, die fie felbft 
nicht überfchreiten Fönnen, jemals ald Ziel ihrer Anftrengungen be- 
trachtet haben. Wie die Gränzen ‘jedes Staats nicht durch feine An- 
gehörigen, fondern durch feine Nachbarn beftimmt worden find — und 
fefte Gränzen des Staates find doch Etwas, was bei Feiner Definition 
des Staates fehlen darf —, fo ift audy die Eintheilung der Staate- 
angehörigen in Regierung und NRegierte wenigftend für die Letzteren 
ficher etwas, was ihnen durch Die Gewalt der Menfchen und Verhaͤlt⸗ 
niffe aufgedrungen werden mußte, oder dem fie ſich, weil es ihnen zur 
Erreichung gewiffer Zwecke unerläßlich ſchien, gefügt haben, das ihnen 
aber ficher nie al8 Zwed ihrer Bemühungen erfchienen ift. 

Wer behauptet, daß der Staat felbft Zweck fei, fagt mit anderen 
Worten, daß für den Staat gar fein Vernunftgrund gefucht werben 
müffe, fondern daß derſelbe als eine Thatſache zu betrachten fei, welche 
unmittelbar aus den Bedürfnifien der Menfchheit hervorgegangen ift. 
In ſo fern und blos die Art, wie Staaten entflanden find, erklärt wer- 
ben foll, ift biefe Anficht vielleicht Die richtigfte. Das Anfäfligwerden 
einzelner Bamilien, Die Vereinigung dieſer zu Völferfchaften, der innere 
Organismus dieſer Bereinigung, die Beftimmung fefter Gränzen, bie 
Eintheilung in Regierende und: Regierte, mit einem Worte alles Das- 
jenige, was zufammengenommen den Begriff des Staates darftellt, ift 
allmälig aus Bedürfniſſen hervorgegangen. Doch die Frage, wie Staa- 
ten entflanden find, ift — wie ich ſchon bemerft — von jener, warum 
Staaten. beftehen, und warum biefelben mit aller Anftrengung erhalten 
werden follen, weſentlich verſchieden; und eben die letztere ift in unferer 
Zeit zu einer der wichtigften praftifchen Fragen geworden. 
‚ Die Zeit ift Lingfi vorbei, wo die Behauptung, daß der Staat 
ein Uebel fei, blos durch Gelehrte aufgeftellt und mit philofophifchen 
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Gründen vertheidigt wurde. Seit Rouſſeau iſt dieſe Anſicht ſehr populär 
geworden. Wenige werben die Außerften Conſequenzen dieſes Satzes 
vielleicht mit jener Kuͤhnheit ausſprechen wie Proudhon, wenn er die 
Anarchie als die für die höher civiliſtrten Menſchen allein angemeſſene 
Regierungsform aufſtellt, in Hinſicht der Praͤmiſſen find jedoch nur zu 
Viele einverſtanden. Die meiſten Inſtitutionen, ohne die kein Staat 
beſtehen kann, werden als mit den Rechten des Menſchen im Wider⸗ 
ſpruch ſtehend angegriffen, die Eriftenz des Staates ſelbſt in Frage ge 
ftellt, fo daß diefer in vielen Fällen blos dDurdy Anwendung materieller 
Gewalt erhalten werden muß. Und warum? Eben weil einzelne Klaf- 
fen der Geſellſchaft nicht davon überzeugt find, daß das Beftehen des 
Staates auch für fie nüslich, ja nothwendig ſei; weil fie den Zwed 
nicht kennen, für welchen fie ſich al den Befchränfungen, welche die 
Erhaltımg des Staates erfordert, unterwerfen follen, und ihr Verhält- 
niß im Staat als ein durch die Vernunft nicht gerechtfertigtes, als ein 
Ergebniß brutaler Gewalt betrachten. 

Richt gelehrte Wißbegierde ift e6 daher, die und zur Löfung der 
Stage über den Zwed des Staates auffordert, und nicht für die Schule 
fol diefe Löfung gefunden werden: Die Frage muß fürs Bolf, fie muß 
wegen ihrer praftifchen Wichtigkeit gelöft werden. Und glaubt man wohl, 
daß eine Antwort wie die: daß der Staat felbft Zweck, Daß der, 
Trieb, Staaten zu bilden, in die menfhlihe Natur gelegt 
fei, Iene, die mit wilder Kraft an dem Grundpfeiler des Staats- 
gebäudes rütteln, zur Ruhe bringen, oder Diejenigen, durch deren In⸗ 
differenz die Angriffe gegen den Staat fo oft gelingen, zu größerer 

Thätigkeit anfenern werde? 
Seit Friedrich der Große und Joſeph II. ſich felbft für Die erften 
Diener des Staats erklärt haben, ift die Anficht: daß der Zweck bes 
Staates im Ruhme und Wohlbefinden des Regenten zu fuchen fei, 
ziemlich in Berruf gefommen; kann jedoch die Behauptung, daß Millionen 
alle Beichränfungen der perfönlichen Freiheit erdulden, daß fie Steuern 
zahlen, fich bilden laſſen, ven Schuß ihrer Rechte und Interefien Anderen 
übertragen, für den Staat ihr Blut vergießen follen, blos damit eine 
Majorität Abgeordnete wählen und dieſe im Ramen der Gefammtheit 
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Beſchlüſſe faſſen können, die bei der Ausführung felbft Jenen, von 
denen fie ausgegangen, läftig find — Fann diefe Behauptung, frage ih — 
wenigftend nicht Gelehrten — weniger thöricht ericheinen, als es bie 
andere war? darf man ſich wundern, wenn Biele Die Steuer und Mi- 
fitärpflichtigfeit, das Zollwefen und bie Polizei fammt allen übrigen 
Snftitutionen, durch welche der Staat aufrecht erhalten wird, nicht fo fchön 
und ergöblich finden, daß man fie ihrer felbft willen begehren und für 
ihre Aufrehthaltung Opfer bringen ſollte? — Die Behauptung, daß 
der Trieb, Staaten zu bilden, in die menfchlidhe Natur gelegt fei, mag 
Jeden, der fich dieſes Triebes bewußt ift, von der Rothwendigfeit, den 
Staat zu erhalten, überzeugen, für die Mehrheit aber hat fie um fo 
weniger Gewicht, als ſich von den meiften Staaten hiſtoriſch erweifen 
läßt, daß fie ihr Entftehen nicht diefem Triebe, fondern anderen Urfachen 
verbanfen, und als fih ja in unferer Zeit ‘eben der entgegengefebte 
Trieb zu aͤußern fcheint. 

Da es nım, wie ich glaube, aus dem Obigen klar wird, daß Das- 
jenige, wodurch der Wille des Einzelnen zur Erhaltung des Staats, 
d. h. zur 2eiftung all Desjenigen, was die Erhaltung des Staats er- 
fordert, beftimmt wird, weder darin gefucht werden könne, daß er den 
Staat als directes Werf Gottes, noch darin, daß er ihn felbft als 
Zweck betrachtet, jo muß man, in fo fern das Beſtehen des Staates 
vernünftig erflärt werden fol, annehmen, daß der Einzelne im Staate 
nach perfönlichen Zweden ftrebe, die er nur durch den Staat erreichen 
zu Fönnen glaubt, d. h. daß er den Staat blos als Mittel betrachte, 
wodurd er fein individuelles Glück begründen, oder gewiſſe ihm fonft 
drohende Gefahren abzuwenden fucht, und ich bin feft Davon überzeugt, 
daß durch die Mare Erfenntniß dieſer Thatſache der Staat nit nur 
nicht erniedrigt und dem Egoismus des Einzelnen unterworfen wird, 
fondern daß jede weitere Forſchung über den Staat und die ihm zu 
gebenden Einrichtungen vielmehr nur von diefem Ausgangspunfte 
möglich fei. 

Ob wir die natürliche Vernunft oder Die Lehren unferer Religion 
zu Rathe ziehen, auf jeden Fall muͤſſen wir den Zwed des Dafeins im 
Individuum felbft fuchen. Nach jener ift e8 unfer materielles Wohl- 
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fein und unſere moraliſche Befriedigung, nach dieſen die groͤßtmöglichſte 
Vervollkommnung und Gottähnlichkeit, nad) der wir ſtreben müſſen, 
nach beiden kann der Staat nicht als Zweck, ſondern muß als Mittel 
betrachtet werden, wodurch der Einzelne nach feinen perfönlichen Zwecken 
ſtrebt. Die Geſchichte lehrt uns, daß der Staat immer durch Einzelne 
als Mittel zur Erreichung ihrer perſoͤnlichen Zwecke betrachtet wurde, 
daß ſich Jene, die ihn geleitet, darum für die Erhaltung desſelben an⸗ 
geſtrengt, weil ſie in ihm ein Mittel der Macht oder ihres Ruhmes 
geſehen, das Volk darum, weil es in jener Ordnung die Bedingung 
ſeines materiellen Wohls erkannt. Die Gegenwart zeigt und Dasfelbe; 
denn wenn man gewifle Klafien der Gefellichaft ſchon ihrer Stellung 
nad) als die Bertheidiger des Staats und Andere als feine geborenen 
Geinde betrachtet, ſo gefchieht dies. darum, weil bei Jenen eine ganze 
Reihe von perfönlichen Snutereflen vorliegt, welche ihnen die Erhaltung 
des Staats als wünjchenswerth erfcheinen läßt, während dies bei vom 
Gegnern nicht der Fall if”). 

Was kann ed nügen, wenn man eine Thatfache, die uns auf fo 
vielen Wegen klar wird, verläugnet und über den Zweck des Staates 
Theorien aufftelt, die Doch außer der Schule Niemanden überzeugen 
fönnen, und auch hier wahrlid wenig gute Früchte gebracht haben; 
da eben dadurch, daß man bei der wiffenfchaftlichen Unterfuhung über 
den Zwed des Staats von einem Begriff, dem Staat, und nicht 
von einer Realität, den Bedürfniffen des Individuums, aus- 


*) Auch dem Communismus und Sprialismus und allen Lehren, mit denen 
man gegen ben beftehenden Staat, oder gegen das Beftehen irgend eines Staates 
überhaupt zu Felde zieht, liegt derfelbe Gedanke zu Grunde, Nachdem der Staat 
ber freien Entwidlung des Individuums fo lange feinen Schuß gewährt, daß die 
höhere Intelligenz und Kraft fich ein größeres Maß irdifcher Güter erwerben Eonnte, 
will nun der Egsismus Derjenigen, die mit ihrer Lage nicht zufrieden find, Die 
Macht des Staats zur Durchfeßung einer neuen Gütertheilung gebrauchen. Daß der 
Staat bier wie dort nur als Mittel gebraucht wird, if in fi) Harz ja es Liegt in 
ber Natur der Dinge, daß dies nicht einmal anders fein Fönne. — Die Idee bes 
Staats ift zu groß, um von Jedermann begriffen zu werben, während alfo, fo lange 
man den Staat blos als Mittel betrachtet, Alle an demfelben feft halten, muß er in 
dem Augenblide, wo man ihn ale Zweck aufftellt, den Meiften inbifferent werben. 


gegangen if, die Staatöwifienfchaften bis jest nur fehr geringen prafs 
tifchen Nuten zu leiften vermocht haben. 

Wahr ift ed, DaB wenn man den Staat blos ald Mittel betrachtet, 
wodurd das Individuum nad feinem perfönlihen Glüde firebt, man 
zu der Ueberzeugung fommen muß, daß das Glüd des Einzelnen und 
die freie Entwidlung feiner Kräfte durch den Staat nur in fo fern be- | 
fhränft werben dürfe, als dies durch die Rüdficht für das Glüd und 
bie freie Entwicklung Anderer geboten wird: allein dies ift es eben, 
worin ſich die chriftliche Eivilifation von jener des Alterthums unter - 
fheidet, und nur fo lange man an diefer Anſicht fefthält, ift ed mög- 
lich, daß die Freiheit des Individuums fowohl in Hinficht feiner mate- 
riellen als feiner geiftigen Güter gefchügt werde. Entweder der Staat 
muß das Mittel zur Erreichung der Zwecke des Individuums, oder 
dieſes muß als Mittel zur Erreichung des Staatszweds betrachtet wer⸗ 
den; wer das XKebtere will, muß, wie Dies Die Staatswifienfchaft ge- 
than, nothwendig zu den Begriffen des Alterthums zurückkehren, und 
doch ift auch hierbei felbft für den Staat wenig geivonnen, da ja aud) 
im Alterthum fein Staat feſt fand, defien Erhaltung nicht im In⸗ 
terefie Derjenigen geftanden hätte, von denen das Beſtehen desſel⸗ 
ben abhing. 

Wie der Einzelne, der fein Leben fo einrichtet, daß er, um zu bes 
ftehen, immer die hoͤchſte Aufopferung Anderer in Anfprudy nehmen 
muß, fo geht der Staat, der feine Erhaltung an gleiche Bedingungen 
gefnüpft, feinem Untergange entgegen. 

Sol er feft fiehen, fo muß er fo eingerichtet werben, baß ber 
Egoismus des Einzelnen dabei feine Rechnung finde, nicht als wenn 
ih behaupten wollte, daß der Egoismus der einzige Beweggrund aller . 
menſchlichen Handlungen fei, fondern weil ee — beſonders einem Wefen 
gegenüber, das man nicht lieben kann, wie der Staat — jedenfalls der 
gewöhnlidhfte ift, und weil Das, was dauern foll, nicht auf Aus- 
nahmen, fondern nur auf die gewöhnlichen Verhältniffe berechnet fein 
muß. — In Augenbliden großer Gefahr find einzelne Staaten durch 
bie hingebendfte Aufopferung einzelner Bürger gerettet worben, erhalten 
wird jeder Staat durch den Egoismus Einzelner, und die Gefahren, 
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weiche dem Staate drohen, Tönnen nur vermieden werden, wenn man 
die Mehrheit davon überzeugt, daß fie die Erhaltung des Staats aus 
Egoismus wünſchen müſſen. 


Fünftes Kapitel. 


Niemand bedient ſich zur Erreichung feiner Zwede entfernterer 

Mittel, bis er diejenigen ,. die ibm näber ſtehen, nicht als 

nugenügend erfannt bat, der Staat wird mithin nur zur Er» 

reichung jener Zwede in Anfpruch genommen, die der Einzelne 

durch eigene Kraft oder durch die Begründung Tleinerer Gefel- 
. ſchaften nicht erreichen kann. 


Im Allgemeinen wird der Sag wohl nicht geläugnet werden, daß 
der Menfch zur Erreichung feiner Zwede, ob diefe nun im Erringen 
eined Gutes, oder im Abwenden irgend eines Uebels beftehen, nur dann 
zu entfernteren Mitteln zu, greifen pflege, wenn feine eigenen Kräfte 
oder näher liegende Mittel hierzu nicht ausreichen. Die Gefchichte der 
Erfindungen ift die der menfchlichen Bedürfniffe, und wie der erfte Spa- 
ten ficher nicht früher gebraucht wurde, als der Menfch eine Arbeit 
unternommen, zu der feine Glieder oder ein von der Erde aufgehobener 
Stein nicht ausreichten, fo wird auch Niemand den Gegenftand, den er 
mit der Hand fefthalten Tann, in der Regel mit Zangen angreifen, 
zum Aufheben einer Laft, die er felbft zu tragen vermag, zehn Andere 
zu Hilfe rufen, oder bei einem Werk, wo zehn genügen, hundert Ar- 
beiter gebrauden. Da Gott in jedes Herz den Trieb nah Frei⸗ 
beit gelegt, fo bat er uns auch fo geichaffen, daß fich Jeder am liebſten 
auf fich felbft verläßt und feiner eigenen Kraft immer eher zu viel 
ald zu wenig zuzumuthen geneigt if. — Betrachtet man aber jene 
Anforderungen, welche man in unferer Zeit an den Staat ftellt, fo 
fheint e8, al8 wenn diefe Anlage der menfchlihen Natur da, wo es 
ih vom Staate handelt, nicht beftände. 

Wie es in neuerer Zeit Die allgemeine Tendenz aller Staaten ift, 
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ſich der Leitung aller Intereſſen ſeiner Bürger zu bemächtigen, fo ſcheint 
ſelbſt im Volk ein gewiſſes Vorurtheil entftanden zu fein, als wenn 
durch den Staat Alles am beiten beforgt werden Tönnte *). 

Al ich als Knabe den erften Elephanten fah, ergößte mich — wie 
ich mich defien noch vollfommen erinnere — nichts mehr, ale daß das 
riefenhafte Thier Die ihm gereichten Stüde Zuder, und überhaupt Die 
kleinſten Gegenftände zu ergreifen vermochte; es Iheint, als ob die An- 
fichten DVieler über Dasjenige, was an dem Staat rühmenswerth ift, 
ziemlich ähnlicher Art wären, wenigftens fehlt es nicht an Solchen, die 
auch das Feinfte Gefhäft dem Staat überlaffen wollen, und das Ideal 
einer ganz wohl georbneten Verfaffung in einem Zuftand fuchen, wo 
der Einzelne nichts Anderes zu thun hat, als daß er mit beiden Hän- 
den feine Steuer dem Staate Hinreicht, während ihm — um mich 
eined gemeinen Bildes zu bedienen — die gebratenen Bögel in ben 
Mund fliegen. 

Aus diefer Richtung unferer Zeit folgt aber durchaus nicht, daß 
ſich die Menfchen der Gegenwart zur Erreichung ihrer Zwecke Lieber des 
Staats als ihrer eigenen Kräfte oder anderer näher liegenden Mittel 
bedienen, jondern nur, daß man ihnen außer dem Staat jedes andere 
Mittel, ihre Zwede zu erreichen, genommen und fie dadurch gezwungen 
hat, die Hilfe des Staats überall in Anſpruch zu nehmen. 

Der Organismus der meiften Staaten der Gegenwart ift das 
Werk des abjoluten Königthums, im Intereffe feiner eigenen Macht ge: 
ſchaffen. Da nun die vollfommene Bevormundung aller Staatsglieder, 
welche die Grundbedingung jeder ganz abfoluten Gewalt ift, nur da 
möglich wird, wo man den Einzelnen fi in allen Berhältniffen an die 
Staatögewalt zu wenden zwingt, fo war es feit Jahrhunderten der 
confequent verfolgte Zweck der Regierungen, Alles, was die Intervention 
der Staatögewalt auch nur in Heineren Dingen entbehrlich machen 
fonnte, möglichft zu befeitigen. . 


) Selbft in England ft diefe Richtung unverkennbar, und man braucht blos 
die Reihe jener — zum Theil fehr wichtigen — Gegenflände durchzugehen, deren, 
Leitung man in ben legten 25 Jahren der Regierung übertragen hat, um fich hiervon 
zu überzeugen. 
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Die Wirkfamfeit der Commune, die Bedeutung des Municipal- 
lebens, die. Berechtigung eingelner Provinzen, ihre eigenen Angelegen- 
heiten zu bejorgen, ja ſelbſt Schule und Erziehung wurden immer 
mehr befchräntt, Alles immer vollfommener der Staatögewalt unter- 
worfen. Weil man nun feit Jahrhunderten, an Bevormundung ge- 
wöhnt, in dem Augenblid, wo die Staatögewalt von Einzelnen an das 
Volk überging, diefelbe Richtung weiter verfolgt, und Inftitutionen, 
weldye das Königthum big zur Unbedeutendheit beſchraͤnkt hatte, im 
Namen der Volksſouverainetät endlich ganz vernichtet hat, ſo iſt man 
dahin gekommen, daß der Einzelne jetzt in den meiſten Faͤllen die Inter⸗ 
vention des Staats für nothwendig halten muß; übrigens brauchen 
wir blos den Weg, auf welchem ſich die Staatsgewalt zu ihrer gegen- . 
wärtigen Allmacht entwidelt hat, zu beobachten, um und zu überzeugen, 
daß derfelben nur darum allmälig fo Vieles übertragen wurde, weil 
den einzelnen Bürgern außer der Erweiterung der Staatsgewalt unter 
den gegebenen Verhältniffen Fein anderes Mittel, ihre Zwede zu errei- 
hen, zu Gebote fland. 

Ehen die Confequenz, mit der man 3. B. in Frankreich durch fo 
viele Jahrhunderte dieſelbe Richtung verfolgt hat, zeigt ung, daß wir 
die Allgewalt, weldhe man dem Staate in Frankreich allmälig einge 
räumt hat, nicht fo fehr den Staatsmännern, die dieſes Land regierten, 
als den Bedürfniſſen des franzöfifchen Volks zufchreiben müfle. 

Man hat den Kreis der Gerichtsbarkeit des Staats, man hat das 
Bereich feiner adminiftrativen Gewalt ausgedehnt, weil die große Mehr- 
heit des Volks gegen die Willführ der Kronvafallen und Lehnsherren 
bed Schutzes bedurfte; man hat die Errichtung eines ftehenden Heeres 
mit Freuden begrüßt, weil man Frankreich nicht neuerdings den Ein- 
fälen feines mächtigen Kronvafallen von England preisgeben wollte; 
man hat den Maßregeln, die Richelieu gegen die mächtige Ariftofratie 
ergriffen, mit Beifall zugefehen, nicht weil fie ein Mittel, das König— 
thum zu befeftigen, fondern weil fie die einzige Möglichkeit waren, wo- 
durch Millionen von dem Drud ihrer unmittelbaren Tyrannen befreit 
werden Fonnten; man überließ dem Staate dus Recht, den Handel 
durch Geſetze zu regeln, weil der Handel des Schuges der Staats- 
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gewalt beduͤrftig ſchien; man begrüßte es als den größten Fortſchritt, 
als die Staatsgewalt ſich Die Sorge für die öffentlichen Communica⸗ 
tionsmittel angelegen fein ließ, weil mit der zunehmenden Eultur das 
Bedürfniß befierer Verbindungen lebhaft gefühlt wurde, und außer dem 
Staate Niemand war, dem man diefe Sorge übertragen Tonnte. 

Selbft der größere Einfluß des Staats auf die Kirche ift nur aus 
dem Bedürfniß des Schuges, welches mit der großen Kirchenfpaltung 
für jede der einzelnen Confeffionen entftand, hervorgegangen, ebenjo wie 
man in der neueften Zeit für die Staatsgewalt das Recht, auch die 
Arbeit zu organifiren, in Anfpruch nahm, weil man es im Intereſſe der 
Staatdangehörigen für nothwendig hielt, daß der Wirfungsfreis ver 
Stantögewalt bis zu Diefer äußerfien Gränze ausgedehnt werde. Die 
eonfequente Erweiterung der Staatögewalt in Frankreich zeigt uns 
mithin, daß fi die Mehrheit des Volks in Frankreich feit Jahrhun⸗ 
derten in einer Lage befand, wo der Einzelne, um feine Zwede zu er- 
reihen, öfter den Schuß des Staated anzurufen gezwungen war als 
in anderen Ländern; übrigens beweift und die Art, in welcher dieſe 
Ausdehnung der Staatögewalt in Frankreich vor -fich gegangen, daß fd) 
die Gewalt des Staats auch dort mır im Berhältniß des wirklichen 
oder vorausgefegten Bedürfnifies ausgedehnt habe), und die Geſchichte 
aller anderen Länder zeigt und “Dasjelbe, 
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) Das Borurtheil, welches wir in unferer Zeit für die Ausdehnung der Staates 
gewalt finden, ift zwei Anfichten zugufchreiben, welche, fo wahr fie auf ben erflen 
Augenblick fcheinen, nad) ruhiger Meberlegung als ganz falſch erkannt werben müffen. 
I) Das für eine große Gewalt Alles möglich fei, während die materielle Gewalt 
doch immer nur eines der Elemente if, wodurch Etwas bewirft werben muß. 
2) Daß da, wo nur ein Wille berrfcht, diefer Wille immer auch confequent fein 
müfle, und daß ein nach einem gewiflen Zweck gerichteter confequenter Wille ung 
fon Bürgfchaft dafür gebe, daß zur Erreichung des beflimmten Zweckes auch die 
zweckmaͤßigſten Mittel angewendet werben, während uns doch die Erfahrung zeigt, 
daß ein gonfequenter Wille nicht nur bei moralifchen, fondern bei wirklichen Perfüns 
lichfeiten immer unter die feltenften Dinge gehöre, und daß auch der ronfequentefte 
Wille bei einer fehr complicirten Aufgabe (wie e6 doch ficher jene ift, wenn das 
ganze Leben eines Bolfes zur Erreichung eines gewiſſen Zweckes geregelt werben foll) 
nicht allein hinreicht, daß Hierzu vielmehr noch das vollfommenfte Erfennen aller 
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Wenn man der Staatsgewalt in verſchiedenen Laͤndern und zu 
verſchiedenen Zeiten weitere oder engere Graͤnzen geſteckt, ſo waren die⸗ 


ſelben nur dann für die Dauer zu behaupten, wenn die Ausdehnung der 


Staatsgewalt für die einzelnen Staatögliever ein Bebürfniß war, und 
zwar barum, weil ſich der Einzelne zur Erreihung feiner Zwecke zwar 
lieber der eigenen Kräfte oder anderer ihm näher liegender Mittel be- 
dient, aber da, wo fein anderes Mittel ausreicht, immer aud zum 
Stante feine Zuflucht nehmen wird *). 


Sechstes Kapitel. 


Der Zwed des Staats iſt die Sicherheit des Einzelnen. 


Wenn der Staat durch den Einzelnen immer nur als Mittel be⸗ 
trachtet wird, wodurch er gewiſſe perfönliche Zwecke zu erreichen ſucht; 
und wenn ed wahr ift, daß fich Niemand zur Erreichung feiner perfön- 
lichen Zwede früher entfernterer Mittel bediene, bis er Diejenigen, Die 
ihm näher liegen, als ungenügend erfannt hat, fo folgt hieraus: 

a) daß der Zweck des Staats in einem Intereſſe gefucht werden 
müfle, welches allen Einzelnen gemeinfam ift und jeden derſelben per: 
fönlicy betrifft; 

b) daß nur Dasjenige als allgemein anerfannter Zweck des Staa⸗ 


tes betrachtet werden könne, was nach der Anficht Aller durch die Kraft 


des Einzelnen, oder die Thätigfeit Fleinerer Gefellfchaften, zu welchen ſich 
mehrere Einzelne freiwillig vereinen, nicht erreicht werden Fann. 
Es ergibt ſich hieraus, daß troß aller Verfchiedenheit der über den 


BVerhältniffe und eine zum Erfaſſen der unendlichen Aufgabe genügende Intelligenz 
nothwendig fei. 

*) Daß die Gränzen der Stantsgewalt gegenwärtig überall erweitert werben 
beweift nur, daß, wenn man bie Macht bes Staats in einem Lande unverhältniß- 
mäßig vergrößert hat, die Erweiterung der Staatsgewalt au in anderen Ländern 
als ein Beduͤrfniß erſcheine. 
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Zwed des Staats durch Die Wiffenfchaft aufgeftellten Theorien in den 
Anfichten des Volks über diefen Gegenftand eine größere Uebereinftim- 
mung zu finden fein müͤſſe, als Dies bei irgend einer anderen Frage 
der Fall ift. 

Und fo ift e8 auch. Das Volk hat fi nie mit der Staatsidee, 
die an ſich außer aller Zeit ftehen fol, befchäftigt. Alles was es vom 
Staate Tennt, ift Dasjenige, was ed von den beftehenden Staaten er- 
fahren hat, und Diefes wirb nicht leicht den Gedanken in demfelben er- 
zeugen, daß der Zwed bes Staates in der Verwirklichung der Herr- 
fchaft des Sittengefeßes, oder in der Bewirkung allfeitiger Unterftügung 
beftehe. Auch die Begründung feiner Wohlfahrt pflegt der Mann des 
Volks den gemachten Erfahrungen nad) mehr von feinem perfönlichen 
Fleiße und der Unterſtützung Einzelner, ald vom Staate zu erwarten, 
während er zur Gewährung des Rechtsſchutzes, deflen er bedarf, Das 
Beftehen georpneter Gemeinden, deren Vorſteher er fich felber gewählt 
hat, wuahrfcheinlich für eben jo zweckmäßig und viel wohlfeiler halten 
würde als eine Staatöverwaltung, von der er erfahren, daß das weite 
Net der Gerechtigfeitspflege, welches fie über Millionen ausgefpannt, 
durch feine Schwere Jedem empfindlid wird, und doch nie fo fein ge- 
woben ſein könne, daß eben in jenen kleineren Dingen, wobei der ge- 
wöhnlihe Mann des Rechtöfchuges am meiften nn! nicht manche 
Ungerechtigkeit durchſchlüpfen Fönnte. 

Der Zweck, wegen deſſen Die Mehrheit die Sehaltung des Staats 
als nothwendig ‚ betrachtet, wegen deſſen fie für denfelben die Waffen 
ergreift, fid) befteuern läßt, alle Befchränfungen einer oft veratorifchen 
Adminiſtration ruhig erdulbet, ja, wenn bie Staatsgewalt durch irgend 
ein Ereigniß vernichtet wurde — wie uns hierfür unfere Zeit mehrere 
Beifpiele geliefert hat —, alle ihre Kräfte zur Begründung einer neuen 
Autorität in Bewegung fest, und gleichgiltig gegen die Form, in wel- 
cher diefe begründet wird, unbefümmert um die Prinzipien, im Namen 
welcher diefelbe auftritt, fich derfelben anfchließt, ift Fein anderer als 
die Sicherheit. 

Der Staat, der dem Einzelnen diefe geboten, hat ihm Alles ge- 
währt, was die Mehrheit von demfelben in Anfpruch nimmt; derjenige, 
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der ihm keine Sicherheit zu geben vermag, hat in den Augen Aller 
ſeinem Zweck nicht entſprochen, und daher die Berechtigung des Be⸗ 
ſtehens verloren, und ich halte es für ganz überflüffig, Dasjenige, was 
Allen klar ift, in einer anderen, fcheinbar wifienfchaftlicheren Form aus- 
zubrüden. Denn da jeder Staat nur dur die Mitwirkung Aller 
befteht, und heutzutage auch die Form, welche man dem Staat gegeben, 
und die Regierung desſelben in vielen Faͤllen von Solchen abhängt, Die 
fih mit dem Staate niemals wifienfchaftlicy befchäftigt haben, fo ift es 
eben die wiſſenſchaftlich nicht gebildete Mehrheit, die wir bei der Ent- 
ſcheidung dei Frage, worin der Zweck des Staates zu ſuchen ſei, als 

einzig competent erkennen müflen; wenigſtens find es nur die Anſichten 
der Mehrheit über dieſen Gegenſtand, deren richtige Erlenntniß von 
praktiſcher Wichtigkeit iſt. PER F 
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Ueber die Sicherheit, die man im Staate fü 


Der JZwed des Staates ift die Sicherheit. Jeder Staat, 
ber dem Einzelnen dieſe nicht gewähren kann, wird durd Die Bürger 
desfelben mit Recht als das größte Unglüd betrachtet und geht wie 
Alles, dem die rechtliche Grundlage fehlt, feinem Untergange entgegen. 
In dem Augenblid, wo man die Menfchen davon überzeugen Fönnte, 
daß die Sicherheit auch ohne den Staat zu erreichen fei, wäre ber 
Wunſch Proudhon’s erfüllt, und der Staat hätte aufgehört zu fein. 

Doc fo wenig man gegen die Richtigkeit Diefes Satzes vorbringen 
Tann, fo laſſen fi, fo lange derfelbe blos in biefer Allgemeinheit auf- 
geſtellt wird, fehr wenig praftifch mügliche Folgerungen von demſel⸗ 
ben ableiten. 

Sf der Zweck des Staats die Sicherheit, fo folgt daraus, daß 
feine Aufgabe darin beftehen müfle, diefe Sicherheit zu begründen; Doc) 
wie weit fich in Folge. vefien die Thätigkeit der Staatsgewalt zu er 
ſtrecken habe, durch welche Mittel und auf welche Art der Staat feinem 

II: 7 


— De TIER en. 








’ 
EEE 98 m 


Zweck entfprechen Eönne, ift nur dann. zu beflimmen, wenn man dar⸗ 
. über ins Klare gefommen, worin die Sicherheit, welche der Ein- 
zeine im Staate fucht, eigentlich beftehen ſoll? 
| Es iſt eine fehr beſchraͤnkte Auffaffung, wenn man glaubt, die 
Sicherheit, welche der Einzelne im Staate fucht, beftehe blos im Schuße 
feines Lebens und Körpers gegen materielle Gefahren. — Da das Leben 
und materielle Wohlſein die Grundbedingung aller anderen Geniſſſe ift, 
fo muß die Begründung der größtmöglicften perfönlichen Sicherheit 
allerdings als eine ber Hauptaufgaben des Staates beirgehtet werben, 
übrigens ift es durchaus nicht die. einzige, ja es läßt ſich mit Der 
größten Wahrfcheinlichkeit annehmen, daß der Trieb, feine Perfon vor 
materiellen Befchädigungen zu befchüsen, den wir ja mit anderen Thie⸗ 
ren gemein haben, für fi allein nie zur Begründung ded Staats ge- 
führt haben würbe. 

Die Mittel der Vertheidigung und des Angriffs, mit welchen fich 
die Einzelnen im ganz rohen Zuftande gegenüber ftehen, find (wie 
Hobbes fehr richtig bemerkt) ziemlich gleich, und die Wahrfcheinlichkeit, 
feine Berfon gegen jeden Angriff vertheidigen zu können, wird für den 
Einzelnen erft dann Fleiner, wenn Diejenigen, von denen er einen An- 
griff zu beforgen hat, fi) gegen ihn vereinigt Haben; auch -müflen An- 
griffe gegen die Perfon da, wo fie nicht als Mittel zur Erreichung 
anderer Zwecke dienen, unter den Menſchen als eben fo felten ange: 
nommen werden als unter anderen Thieren, und der Wunfch, ſich 
gegen reißende Thiere und die Gewalt der Elemente zu fichern, kann 
höchftens als Dasjenige, was den Menfchen in die Geſellſchaft ge- 
führt — wem wir für den gefellichaftlichen Zuftand denn durchaus 
außer dem Raturtrieb eine andere Erklaͤrung ſuchen —, aber nicht als 
Dasjenige angenommen werden, was ihn zur aan bes Staats 
bewogen hat. 

Nicht um fi) gegen die Angriffe veißenber Thiere oder die Ge 
walt der NRaturkräfte, fondern um fi) gegen die Angriffe von Menfchen 
gu fchüßen, ift der Menfch in Staatsverbindungen getreten, und er be> 
durfte dieſes Schutzes erft dann, als er außer feiner Perfon noch andere 
Güter erworben hatte, zu deren Bertheidigung feine eigenen Kräfte und 
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die Macht der kleineren Geſellſchaft, der er angehoͤrte, nicht ausreichten. 
Es iſt ſomit nicht blos die Sicherheit der Perſon, ſondern mehr 
noch die Sicherheit ſeiner Güter, welche der Einzelne im Staate 
ſucht, und nur in dem Maße, als der Staat ihm Beides zu gewähren 
vermag, kann man jagen, daß er feinem Zweck enifprodhen habe ®). 

Da mın die Zahl und Art jener Güter, für welche der Einzelne 
im Staate Sicherheit fucht, je nad den Berhälinifien und beſonders 
der Eulturftufe, auf welcher er fich befindet, im verſchiedenen Ländern 
verſchieden ift, fo folgt hieraus, Daß die Aufgabe des Staats 
zwar überall darin gefudht werden müſſe, daß er dem Ein- 
zelnen die vollfie Sicherheit verſchaffe, daß aber das Ge- 
biet, auf weldes fi die Thätigfeit der Staatsgewalt er- 
firedt, je nad ver Verſchiedenheit der Güter, die fie fidern 
foll, ein verfdienenes fein müffe, und nicht im Allgemeinen 
für alle Zeiten und alle Völker, fondern mur für eine bes 
flimmte Zeit und ein gewiffes Volk befimmt werden fönne. 

Befinden ſich mehrere Völker wentgftens in fo fern auf derfelben 
Stufe der Gefittung, daß fie diefelben Dinge als Güter betrachten, fo 
wird der Kreis, den man der Staatsgewalt einräumen muß, derfelbe 
fein. Jede Aehnlichkeit oder Undähnlichkeit, welche in jener Hinficht ein- 
tritt, muß ſich auch in dieſer Außern; woraus ſich ergibt, daß Die- 
jenigen, die eine gewifle Form ber Berfafjung im Allgemeinen als bie 
vollkommenſte erflären und diefelbe überall anwenden wollen, ebenfo 


*) Man hat öfters behauptet, daß das Eigenthum durch den Staat entſtanden 
ſei, und iſt von dieſem Satz zu der Folgerung fortgeſchritten, daß dem Staate das 
Recht zuſtehen müfle, Dasjenige, was er gefchaffen, auch aufzuheben. Jeder, ber 
über diefen Gegenftand ernft nachdenkt, muß zu der Einficht Tommen, daß es vielmehr 
nur die Sicherftellung gewiſſer Güter ift, wodurch fi das Entſtehen des Staates 
vernünftig erklären läßt, daß fi mithin Staat und Eigenthum allerdings wie Grund 
und Folge zu einander verhalten, aber daß der Grund eher im Eigenthum zu fuchen 
fei. Proudhon, dem wir das Verbienft der Offenheit und Conſequenz nicht abfprechen 
fönnen, hat biefe auch dadurch bewiefen, daß er, nachdem er das Eigenthum als 
Diebftahl erklärt hat, wenigftens auch den Staat vernichten will. Denn in dem 
Angenblid, wo uns der Staat nichts gewähren Tann, was wir uns nicht auch ohne 
denfelben erwerben Tönnten, ift fein weiteres Beſtehen ein Unfinn. 


7* 
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in einem Irrthume befangen find, als Jene, die den Grund der Aehn⸗ 
lichkeit, die zwifchen den Verfaſſungen mehrerer Völfer desfelben Iahr- 
hunderts immer befteht, blos in der Sucht, Fremdes nachzuahmen, zu 
finden glauben. Denn obwohl ſich verſchiedene Völker nie ganz auf 
derſelben Culturftufe und unter denſelben Verhältniffen befinden, fo be- 
fteht Doch faft immer zwiſchen Mehreren eine gewifle Gemeinfamfeit 
der Begriffe und Benürfniffe, und dieſe Gemeinfamfeit muß immer eine 
gewiſſe Aehnlichkeit der Verfaſſungen erzeugen. 

Die Frage, wie ein beſonderer Staat einzurichten fei, kann nur 
dann beantwortet werden, wenn man barüber ind Klare gefommen ift, 
welche Dinge durch die Bewohner desſelben als Güter anerkannt wer- 

den, für die der Staat dem Einzelnen Sicherheit gewähren fol. 


Achtes Rapitel. 


Ueber die Güter, für welche der Einzelne im Staate 
Sicherheit ſucht. 


Der Begriff der Güter ift mit dem der Bebürfniffe innig verbun- 
ben. Wie es Fein Bedürfniß gibt, befien Befriedigung wir nicht als 
Gut betrachten, und wie jedes Gut in dem Maße wichtiger für ung 
ift, als das Bedürfniß, welches dadurch befriedigt, wird, größer war, fo 
erzeugt jedes Gut (jeder Genuß) immer auch ein Beduͤrfniß. Je Heiner 
die Zahl der Bedürfniſſe eines Volkes ift, deſto Feiner wird auch Die fei- 
ner Güter fein, und es ift unmöglich, dasfelbe von feinen Bebürfnifien 
zu befreien, ohne daß e8 zugleich feiner Güter beraubt würde. 

Man hat die primären Zuftände der ne fehr oft als Die 
Epoche des höchſten Glücks dargeftellt. 

Da jedes Bebürfniß, wenn es nicht befriedigt werden kann, zu⸗ 
gleich eine Duelle der Leiden ift, fo ift dieſe Anficht in fo fern wichtig, 
al8 in einer Epoche geringer Bedürfniſſe auch die Zahl der Leiden und 
Entbehrungen Fleiner fein muß, doch unter folchen Verhältnifien ift 
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fiher auch die Zahl der Güter Kleiner, und es mag eine Frage fein, 
ob die Befreiung von manchen Entbehrungen oder jene Genüffe, welche 
und die Givilifation bietet, wünfchenswerther feien *). 

Für die Staatswiſſenſchaft ift die Unterfuchung diefer Frage jedoch 
höchſtens als poetifche Erholung zu betrachten, wodurh man dem 
trodenen Gegenfland aud etwas Waͤſſeriges beizumifchen fucht, von 
praftifcher Wichtigkeit {ft fie durchaus nit. Die Aufgabe der Staate- 
wiffenfchaft befteht darin, Grundfaͤtze feftzuftellen, nad) welchen wir den 
Staat gegenwärtig einzurichten haben, und nur eine richtige Er- 
fenntniß der gegenwärtigen Bedürfniffe und jener Güter, weldye 
duch Die Befriedigung derfelben entftehen und durch den Staat der 
Gegenwart gefichert werden follen, kann uns hierbei als Richtſchnur 
dienen. 

Da in der unendlichen Reihe erjehaffener Dinge und gegebener 
Berhältniffe nicht eines zu finden ift, deſſen ortbeftehen durch einzelne 
Menſchen nicht ald Gut betrachtet würde **), fo ift ein vollfommenes 
Verzeichniß jener Dinge, welche man als Lebensgüter betrachtet, und 
die man durch den Staat zu fihern wünfcht, eben fo unmöglidh, als 
Die Aufzählung jener Dinge, durch die man ſich unglüdlich fühlen Fann. 
Alle diefe Güter laſſen fich übrigens ebenfo wie die Bebürfnifle der 
Menſchen in zwei Klaſſen abtheilen. | 

Wie jeder Menfch gewifle materielle Bedürfniffe hat, von denen er 
fi nicht befreien kann, weil ihre Befriedigung die Bedingung feines 
Lebens tft, fo muß es gewiſſe materielle Güter geben, nach denen Jeder 
und zwar vor Allem ftreben muß. 

Ind wie der Menſch, auch wenn er auf einer verhältnißmäßig 
niederen Stufe der @ultur fteht, auch moralifche Bedürfniſſe empfindet, 


*) Die Frage ift eigentlich ganz diefelbe wie jene, mit der man fih in Er⸗ 
mangelung nüplicheren Zeitvertreibes auch manchmal zu befchäftigen pflegt, ob bie 
Armuth den Menjchen nicht glüclicher als der Reichthum mache. Das Erftere iſt 
oft und mit fehr viel Geift behauptet worden, übrigens find die Fälle, wo man bie 
Armuth als Zweck anftrebt, bei Einzelnen ebenfo felten als bei Völkern, 

»2) Selbſt das Bewußtfein, von gewiſſen Uebeln frei zu fein, Tann uns zur 
Quelle wahrer Zufrievenheit werben und als das größte Out erfcheinen. 
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fo muß es moralifhe Güter geben, durch deren Verluſt er ſich ebenfo 
verlegt fühlen Tann, al wenn man ihn feiner materiellen Güter be- 
raubt hätte. 

Eine fcharfe Gränze zwifchen beiden Arten von Bedürfniffen und 
Gütern kann nicht gezogen werden. Da Geift und Körper in ber 
menfchlihen Natur fo innig mit einander verbunden find, daß man in 
den meiften Fällen Faum zu beflimmen vermag, was den Wirkungen 
des Körpers und den NRegungen des Geiftes zuzufchreiben fei, jo muß 
dies auch bei den Bedürfnifien der Ball fein. Bei den meiſten fchein- 
bar ganz materiellen Genüfjen ift e8 nicht ein materielles, jondern ein 
geiftiges, ein moralifches Bedürfniß, was uns den Beſitz derſelben 
wünfchenswerth macht. — Alles was über das rohe Kell, mit dem ſich 
der Wilde beffeidet, die Höhle oder einfache Hütte, die er bewohnt, und ' 
die Nahrung, deren er zu feiner Erhaltung bedarf, hinausgeht, würde 
dem Menfchen nicht als Beduͤrfniß erfcheinen, wenn er nur burch feine 
materiellen Inſtincte geführt würde; und felbft indem er um ben Er- 
werb diefer nothwendigften Dinge ringt, ift e8, in fo fern er diefelben 
nicht nur für fich, fondern für feine Familie und Diejenigen, die ihm 
am nächſten ftehen, zu erwerben bemüht ift, ein moraliſches Bebürfniß, 
welches ihn leitet. Oft erfcheinen aber moralifche Güter dem Einzelnen 
eben darum als folche, weil fie die Bedingung der Befriedigung mate- 
rieller Bedürfniſſe find; fo ift z. B. das Beftehen eines gewiſſen Rechts- 
zuftandes in ſich Fein materielles Gut, und doch ift die Begründung 
desfelben ein materielle Bebürfniß der Menfchheit, und die Erfahrung, 
daß wir feine auch noch fo Fleine oder rohe Gefelfchaft finden, in wel- 
cher nicht gewifle Normen als Recht anerkannt würden, ift ficher vor 
Allem diefem Umftande zugufchreiben. 

Am beiten ift ed, wenn wir, ftatt uns in philofophifch klingende 
Definitionen und Diftinctionen einzulafjen, bei der Eintheilung der Gü- 
ter in materielle und moraliiche ganz dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
folgen, wonad) alles Dasjenige, was, auch wenn ed nicht zur Befrie- 
dDigung rein materieller Bedürfniffe dient, ald Gegenftand mit den 
Sinnen aufgefaßt werden fann, als materielles Gut, Dasjenige 
aber, was nicht Durch unfere Sinne erfaßbar, blos Darum angeftrebt . 
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wird, weil es unferen Begriffen und Gefühlen entfpricht, ale 
moralifches bezeichnet wird. 

Alles was durch die Civiliſation zur Verfeinerung unferer mate⸗ 
riellen Genüfle, Alles was durch die Kunſt zur Verſchönerung der und 
umgebenden Gegenſtaͤnde geſchehen ift, mit einem Worte jeder Ueber⸗ 
fing, obwohl der Genuß, den wir im Beſitze desfelben empfinden, we: 
iger. durch unfere materiellen Sinne als durch den Geiſt empfunden 
wird, ift mithin den materiellen Gütern zuzuzaͤhlen. Das moralifche 
But befteht aber darin, Daß die Verhaͤliniſſe, in welchen wir uns be- 
finden, unferen religiöfen und moraliſchen Ueberzeugungen entſprechend 
feien, und weder mit Dem, was wir glauben, noch mit Dem, was wir 
fühlen, noch mit Dem, was wir dur den Verſtand als Recht erfanut 
haben, im Widerſpruch fiche. 

Sol ſich der Menſch glüdlih fühlen, fo mäflen feine moralifchen 
und materiellen Beduͤrfniſſe befriedigt werben. Wie der Einzelne daher 
mit Recht Die Anforderung an den Staat ftellen Darf, daß er Die 
feinem Leben und Eigenthum drohenden Gefahren befeitige, ob diefelben 
nun Durch gewaltſame Angriffe gegen feine Perfon, oder andere ohne 
fein Verſchulden entſtandene Urſachen herbeigeführt worden find, Die er 
mit eigener Kraft, ober Durch andere ihm außer dem Staate zu Gebote 
ftehende Mittel nicht abzuwenden vermag, fo hat der Staat aud die 
Berbindlichkeit, feine Bürger gegen jede Verlegung ihrer religiöfen und 
moralifhen Ueberzeugungen zu fchügen, und nur in fo fern der 
Staat dem Einzelnen fowohl den Genuß feiner moralifhen 
ald materiellen Güter zu fihern vermag, ift feine Aufgabe als 
geldft.au betrachten *). 


*) Daß vie Pflicht des Staats, auch bie moralifchen Güter feiner Bürger zu 
fhügen, wenn auch nicht von allen Regierungen, wenigftens vom Bolfe immer dank⸗ 
bar anerfannt worden ift, beweift die Erfahrung, wonach bie meiften Staaten nicht 
in Folge der in benfelben herxrſchenden materiellen Noth, ſondern vielmehr dadurch 
zu Grunde gegangen find, weil die Einrichtungen berfelben mit den Begriffen und 
Gefühlen der Staatsangehörigen im Widerſpruch flanden, und baher eben dann ihrer 
Auflöfung am nächſten famen, wenn bei zunehmender materieller Prosperität das Bes 
wußtfein der geiftigen und fittlichen Bebürfniffe in den Stantsbürgern ein lebhaf: 
tere& wurde. | 
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Hieraus folgt: 

I) daß der Staat feinen Schu Feiner Sache, die durch einen Eins 
zelnen oder Mehrere als Gut betrachtet wird, entziehen dürfe, außer 
wenn der Beſitz dieſes Gutes mit der Sicherheit der materielleh und 
moralifhen Güter Anderer im Widerſpruch fteht; 

2) daß die Aufgabe des Staates nicht Darin beftehe, den Glau⸗ 
ben, bie Gefühle und Ueberzeugungen feiner Angehörigen umzubilden, 
fondern vielmehr darin, diefelben vor jeder Verletzung zu fchügen; 

3) daß, da der Staat nicht ein Zwed für fi, fondern das 
Mittel if, wodurch dem Einzelnen der Genuß feiner materiellen und 
moralifchen Güter gefichert werden fol, das Wohl aller Einzelnen 
dem idealen Staatszwed, oder der fogenannten Salus publica, eben fo 
wenig aufgeopfert werben dürfe, als ſich der Staat bei der Löfung fei- 
ner Aufgabe folcher Mittel bedienen fol, die mit Demjenigen, was feine 
Angehörigen glauben, mit Dem, was ihr fittliches Gefühl erheifcht und 
ihr Verftand als Recht erfannt hat, im Widerſpruche ſtehen; 

4) daß, da der Staat nicht blos für die materiellen, fondern 
auch für die moralifchen Beduͤrfniſſe feiner Angehörigen zu forgen hat, 
und die legteren immer durch die Begriffe derfelben bedingt find, bie 
Zweckmaͤßigkeit der einem Volke zu einer gewiffen Zeit zu gebenden Ber- 
faffung immer von den herrfchenden Begriffen desfelben abhängen müffe. 


Neuntes Rapitel. 


Der Zweck des Staats befteht nicht darin, dem Einzelnen den 
Genuß aller materiellen und moralifchen Güter zn verfchaffen, 
ſondern nnr darin, ihm denfelben zu fihern. 


Sp Har mir die angeführten Säbe zu fein jcheinen, fo unterliegt 
es doch feinem Zweifel, daß man bei der Einrichtung und Regierung 
der meiften Staaten neuerer Zeit gerade entgegengefeßte Grundſätze zu 
befolgen pflegt. 

Wie oft fcheint man zu vergeflen, daß der Menfch nicht blos 
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materielle Bebürfnifie habe, und verlegt im Namen des Grundfages, daß 
der Zwed des Staats im Wohlbefinden der Staatsangehörigen beſtehe, 
alfe moralifchen Begriffe der Einzelnen! Wie oft hat man behauptet, daß 
der Staat feine Religion haben dürfe und daher die religiöfen Anſich⸗ 
ten und Begriffe der Staatsangehörigen auch nicht zu berüdfichtigen 
brauche; wie oft hat man bie Sitte der Ahnen, die Erinnerungen vieler 
Sahrhunderte, das Bewußtfein einer eigenen feft ausgeprägten Nationa- 
lität als leere Schatten und alberne Vorurtheile behandelt, wenn bie 
einzig fouveraine Nationalöfonomie bewiefen, daß durch das Aufgeben 
aller dieſer Dinge ein gewiffer materieller Vortheil zu gewinnen fei; 
wie oft hat man die Völker Europas, die, wie man annahm, dem 
fanften GAngelband eines väterlichen Abſolutismus und den Borurtheis 
len des Mittelalters Tängft entwachfen fein, am Seile des härteften 
Zwangs aus dem Kreife ihrer fogenannten Vorurtheile zu ihrem mates 
rielen Wohlfein jchleppen wollen! Betrachtet man Dasjenige, was in 
diefer Richtung gefchehen und noch gefchieht, fo fiheint e8 wahrlich, als 
wenn man von der Anficht ausginge, die Aufgabe des Staates beftehe 
darin, daß er Die Menfchen zum craffeften Materialismus erziehe, und 
daß derfelbe exrft dann feit ftehen Fönne, wenn man in feinem Namen 
Alles, was dem Menſchen einft für heilig galt, mit Füßen getreten hat. 
Merkiwürdigerweife tritt uns zur felben Zeit und durch dieſelben 
Menfchen vertreten auch Die gerade entgegengefehte Anficht entgegen, 
und die Falle find nicht felten, wo man im Drange, gewifle Begriffe. 
zu verwirfiihen, alle materiellen Interefien der Staatsangehörigen 
ebenfo unberüdfichtigt läßt, ald man im Namen der materiellen In- 
tereſſen alle fittlichen Beduͤrfniſſe zu verlegen gewohnt if. Um das 
Prinzip der Freiheit und Gleichheit, oder jenes der Legitimität zu be⸗ 
gründen, werben alle Interefien des Volks aufs Spiel geſetzt, dem Be⸗ 
griff nationaler Sonderftellung oder dem Wunſche, gewiſſe Unbilden 
zu raͤchen, wird der Wohlſtand ganzer Generationen zum Opfer gebracht. 
In Einem ſtimmen beide Richtungen vollkommen überein. Darin, 
daß ſowohl Diejenigen, welche die Aufgabe des Staats in der Entwick⸗ 
lung rein materieller Intereſſen, als Jene, welche dieſelbe in der Ver⸗ 
wirklichung gewifler Begriffe fuchen, immer uur die Intereffen des 
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Staats und die Begriffe der Majorität (oder beſſer geſagt Der⸗ 
jenigen, die im Namen der Majoritaͤt aufgetreten), nie aber bie Inter⸗ 
effen der einzelnen Staatsglieder zu berüdfihtigen pflegen. 
Wenn man die Schulen der Gummuniften und Sorialiften aus⸗ 
nimmt *), fo haben Alle, Die den Zwed des Staats in der Begrün- 
bung des materiellen Wohlſeins gefucht haben, hierbei blos die Wohls 
fahrt (den Reichthum) des Staats, und nicht jenen der einzelnen Staats- 
angebörigen - ind Auge gefaßt. Wenn fih die Zahl der Fabriken 
vermehrt, wenn die Production im Allgemeinen zugenommen, wenn bie 
jährlihe Bilanz zwilchen der Ausfuhr und Einfuhr fi günftiger ges 
ftelft, wenn fich der Lurus in der Hauptftadt, Die Menge des gemünzten 
- Geldes vermehrt hat, dann behauptet man, habe der Staat feine Auf- 
gabe erfült. Ob alle diefe Refultate nicht der Anhäufung der Kapi- 
talien in wenigen Händen zuzuſchreiben feien, und ob der. prächtige 
Mantel nationeller Prosperität nicht Die garflige Geftalt eines immer 
größer werdenden PBauperismus verhülle, ift gleichgiltig. Da in unferer 
aufgeflärten Zeit Jeder als ganz gleicher Theil des Ganzen betrachtet 
wird, fo hat ja mit dem Reichthum des Staats in der Idee auch Der 
feinige zugenommen. Seder Zweifel an der Richtigkeit dieſes Satzes ift 
ein Majeftätöverbrechen an der praftifchen Staatsweisheit, Die ja, wie 
es fcheint, Darin befleht, daß man ſich durch die praftifchen Folgen, 
welche das Streben der größtmöglichften Entwidlung Der materiellen 
Hilfsquellen des Staats auf Einzelne hervorbringt, nicht in. der Ver⸗ 
folgung feiner Grundfäge ftören laſſe. : 
Ganz Dasfelbe findet da ftatt, wo man Die — des Staats 
in der Verwirklichung gewiſſer Begriffe zu finden glaubt. Haben ſich 
die Vertreter des Volks **) einmal für gewiſſe Begriffe entſchieden, 


*) Man bat wahrlich Unrecht, wenn man glaubt, die rein materialiſtiſche Auf⸗ 
fahung der Aufgabe bes Staates fei von biefen Schulen ausgegangen, da fie 
ja blos eine Richtung, die vor ihnen Andere eingefchlagen, und zu welcher ſich hoch⸗ 
‚ berühmte Staatsmänner befannten, weiter und, wie mir fheint, mit einem vernünfs 
tigeren und fittlicheren Zweck verfolgt haben. 

*) Nach den Anfichten der neueren Staatswiflenfchaft repräfentiren die Ber: 
treter des Volks nicht eine gewiſſe Klaffe der Bürger, ober gewiſſe Heinere Gemein⸗ 
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haben fie ſich dahin ausgefprochen, daß die Verwirklichung dieſer Bes 
griffe das moralifche Bedürfniß der Gefammtheit jet, fo wirb jede Be⸗ 
rücfichtigung der Begriffe und Anfichten der einzelnen Staatsbürger als 
überflüffig betrachte. Wie man am Ende des vorigen Jahrhunderts 
im Namen der Freiheit und Gleichheit die Ausübung aller chriſtlichen 
Eulte in Frankreich unterfagt hat, fo pflegt man im Namen ber Grund» 
fäße, für welche fich die Gefammtheit erklärt, das Recht aller einzelnen 
Gemeinden auf Selbftregierung zu läugnen, wenn auch jede derfelben 
ſich hierdurch gleich beeinträchtigt fühlen follte, jede nationelle Unter 
fheidung ‚zu vernichten, wenn auch im ganzen Staate nicht ein Bürger 
zu finden wäre, der nicht an feiner eigenen Rationalität fefthält. 

Iſt e8 zu verwundern, wenn in Folge diefer ganz falfchen Auffaffung 
der Aufgabe des Staats man dann mit Anforderungen gegen denfelben 
auftritt, welchen nicht entfnrochen werden kann? 

Die wenigften Menfchen befigen genug politifche Bildung, um ein- 
zufehen, daß der Zwed des menfchlichen Dafeins darin beftehe, eine 
gewiſſe Staatöform zu begründen und die Borzüge des Ein- oder Zwei⸗ 
kammerſyſtems praftifh Darzuftellen. Da nun die Meiften, wenn fie 


ſchaften, d. h. wirklich exiftirende Menfchen, fondern den Begriff der Gefammtheit, 
und man glaubt nicht, wie üble Folgen diefe meiner Anflcht nach ganz überflüffige 
Fiction in manchen conflitutionellen Staaten hervorgebracht bat. Eben weil man 
jeden Abgeordneten als ben Bertreter feiner Wähler betrachten muß, darum kann 
man bie Gefammtheit derfelben ald die Vertretung bes gefammten Volfes annehmen. 
Würde man wirflidh glauben, daß von mehreren hundert Individuen jedes die Ge⸗ 
fammtheit vertrete, fo wäre ja nichts unvernünftiger als die große Zahl derfelben. 
Jede Wählerfchaft kann ihrem Bertreter eine unbejchränfte Vollmacht einräumen und 
dem Rechte, denfelben zur Berantwortung zu ziehen, entfagen, doch auch der Bevoll- 
mädjtigte vertritt ja — wenn er feine Pflicht erfüllen will — nur Jene, die ihm die 
Vollmacht gegeben, und die Behauptung des Gegentheils hat gewöhnlich nichts Anz 
deres zur Folge, als daß fie die Begriffe des Bevollmächtigten über feine Pflichten 
verwirrt und denfelben auch von jeder moralifchen Refponfabilitär befreit. Eben da, 
wo fich jeder Abgeordnete als der Bertreter des gefammten Dolls betrachtet, werben 
‘die Anfichten der Gefammtheit am wenigften vertreten fein, eben da, wo ſich alle 
Mitglieder der Gefebgebung als Vertreter der Gefammtheit über ihre Wählerfchaften 
erhoben dünken, werden fie den Eingebungen ihrer Laune, Leidenfchaften und — 

hafuigleit am meiſten priegegctes ſein. 
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nad) dem Rathſchlage Rouffeau’s ihre Perfon und all ihre Kräfte der 
vberften Leitung des Gemeinwillens unterworfen haben, das moralifche 
Bewußtſein, Theile des fonverainen Volks zu fein und als 10.000.000 
Theil bei dem gemeinfamen Willen mitzuwirken, nicht als genügenpden 
Erſatz für Dasjenige, dem fie entfagt haben, betrachten, fo entftcht in 
dem Augenblid, wo man den Grundfag aufgeftellt, daß der Staat, 
ohne die materiellen und moralifhen Bedürfniffe der Ein, 
zelnen zu berüdfichtigen, blos für das Wohl der Gefammt- 
heit zu forgen habe, bei jedem Einzelnen das Streben, Dasjenige, 
deffen er felbft bedarf, oder was feinen eigenen Begriffen 
entfpredhend ift, als das materielle oder moralifhe Bedürf- 
niß der Sefammtheit erfcheinen zu laſſen. 

In dem Maße, als man an den Einzelnen die Anforderung ge- 
ftellt, feine materiellen und moralifchen Bedürfniſſe jenen der Gefammt- 
heit unterzuordnen, wird derfelbe Die Befriedigung feiner Bedürfnifie 
vom Staate fordern. 

Das Recht, weldes man dem Staate — ift der Maß⸗ 
ftab der Pflichten, die man von ihm fordert. Da nun bei jeder Staats- 
verfafjung immer irgend Jemand zu finden ift, der ſich als den Staat 
betrachtet (Vetat c’est moi), und da dies in demofratifchen Staaten Das 
Volk ift, fo muß das Prinzip, daß der Staat die materiellen und mora- 
liſchen Güter der Gefammtheit begründen müffe, in bemofratifchen 
Staaten zu der Forderung führen, daß der Staat für Die materiellen 
und moralifhen Bedürfniffe aller Einzelnen forgen müfle, und 
je mehr der Staat die vollfommene Unterordnung des Einzelnen unter 
die Gefammtheit in Anſpruch genommen und demfelben mit der inbivi- 
duellen Freiheit die Mittel, fich Die einzelnen Lebensgüter zu verfchaffen, 
entzogen hat, defto weniger wird er dieſen Anforderungen widerftehen kön— 
nen. Denn wie die Grundbedingung der Allmacht des Staats in der 
Ohnmacht aller Einzelnen befteht, und daher Diejenigen, die dem Staate 
das Attribut der Allmacht zu verfchaffen fuchen, dem Ginzelnen noth- 
' wendig die Mittel, feine Kräfte frei und mit Nuten zu gebrauchen, 
immer mehr entziehen müffen, fo folgt aus biefer Ohnmacht aller Ein- 
zelnen die Forderung, daß der Staat gleich der göttlichen Vorfehung 
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and) ‚für die Bebürfnifie Aller forgen folle, ift ja doch Diefe Pflicht das 
- Einzige, wodurch die Allmacht, die man dem Staate eingeräumt, vor 
der Vernunft gerechtfertigt erfcheint. 

Ye mehr man in den meiften Staaten des weftlichen Europa den 
Wirkungsfreis der Staatsgewalt ausgedehnt und die individuelle Frei- 
beit unter dem Vorwand des allgemeinen Beften befchränft hat, find 
auch die Anforderungen, mit welchen die Einzelnen dem Staate ent- 
gegentreten, immer größer geworden. 

Die Einrihtung von Nationalwerfftätten und die Unterftügung, 
die man den VBerfuchen, die Arbeit zu organifiren, während der kurzen 
Dauer der franzöfiichen Republif vom Jahre 1848 von Staatöwegen 
angebeihen ließ, mag Bielen ald unflug erjchienen fein, doch war alles 
Dies blos eine confequente Anwendung jener Prinzipien, die dem ganzen 
Staatsorganismus zum Grunde lagen, und wird eben fo wenig ber 
lebte Verſuch Diefer Art geweſen fein, als die Bertheilung der Lebens- 
mittel in Rom mit der republifanifchen Staatsform ihr Ende genom- 
men hat. — Wie das franzöfifche Volk, oder eigentlich feine Vertreter 
im Namen besfelben, nachdem fie den Thron Ludwig's XVI. eingenom- 
nen, am Ende nichts Anderes thun Fonnten, als daß fie die abfolute 
Herrſchaft des Königs fortgefeht haben, jo muß der Einzelne, der im 
Namen der Bolfsfouverainetät die Vertreter des Volks von dem Beſitze 
der abfoluten Gewalt verdrängt hat, die Bahnen, welde feine Vor⸗ 
gänger gewandelt, weiter verfolgen. Denn die Handlungen der Staats- 
gewalt find weniger von dem Willen Sener, die fie leiten, als von den 
Berhältnifien bedingt, und zwar in dem Maße, als diefe Gewalt eine 
abfolute ift. Je mehr Zügel fid, in verfelben Hand vereinigen, defto we- 
niger ift dieſe frei, und je mehr fle zu leiten hat, defto mehr fühlt fie fich 
felbft durch die Laft ihrer Aufgabe fortgezogen. 

Man hat dem Staat eine ganz unmögliche Aufgabe geftellt, mar 
hat in dem Maße, als man die Mittel, weldye demfelben zu: Gebote 
ftanden, ald ungenügend erkannte, die Macht desfelben immer mehr er: 
weitert, die felbftitändige Thätigfeit des Individuums auf immer engere 
Kreife befchränkt, und Jeden darauf angewiefen, die Befriedigung feiner 
Bedürfniffe- vom Staate zu erwarten: tft e8 zu verwundern, wenn ber 
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Staat diefer Aufgabe nicht zu genügen vermag, und wenn fich dann, 
weil er es nicht vermocht, alle Hoffnungen, die fich getäufcht fehen, alle 
Bedürfniſſe, die man nicht befriedigt, gegen denfelben verbinden, wenn, 
nachdem man alle geiftigen und materiellen Güter aller Einzelnen zu⸗ 
fammengettagen, um diefelben dann nad) Abichlag der Verwaltungs- 
koſten neu zu vertheilen, Niemand mit dem-Antheil, ber ihm geworben, 
zufrieden tft, wenn der Staat mit Sifiphus- Mühen die ſchwere Laft 
(cuncta regendi onus) die abſchuͤſſtge Höhe hinaufwälzt, damit fie 
immer wieder herabrolle, während das Volk, ein neuer Tantalus, alle 
Qualen unerreichter Wünfche, deren Befriedigung man ihm verheißen, 
zu ertragen hat; bis man endlich fo weit gelommen, daß man ernftlich 
darüber nachdenkt, ob fih nicht der Staat und die bürgerliche Gefell- 
fchaft ihrer inneren Nothwendigkeit nach feinblich entgegen ftehen und 
fih in der Löfung Ihrer Aufgabe gegenfeitig ftören. 

Bon allen Irrthuͤmern, welche fi in den Anfichten über den 
Staat verbreitet, ift Feiner an praftifchen üblen Folgen frucdhtbarer ge- 
weien als der, daß man fi) Die Aufgabe des Staates zu großartig 
gedacht und demfelben nicht nur die Pflicht, die materiellen und mora- 
liſchen Güter zu befhügen, fondern jene, biefelben der a 
zu verfchaffen zugemuthet hat. 

Es ift ein großartiger Gedanke, fi den Staat als eine Vereini⸗ 
gung von Menichen zu denken, wobei Jeder alle feine Kräfte dem 
Ganzen widmet, um dann als Theil desfelben mehr zurüdzuerhalten, 
als er geopfert hat; wo für den Einzelnen die Macht der Gefammmtheit, 
und für diefe das Wohlfein des Einzelnen den Zwed bildet, nad dem 
ſich alle Beftrebungen richten ſollen; und es ift auch dem ernften Den- 
fer zu verzeihen, wenn er fi) durch Die Größe des Gedankens hinreißen 
[äßt, und von dieſem Ausgangspunkte in logiſchen Schlüffen unbewußt 
in philofophifcher Form ein Gedicht über den Tau verfaßt, an en 
fich jedes Herz ergötzen kann. 

Eben weil es unfere Beſtimmung iſt, immer fortzufchreiten, fo hat 
Gott in jedes Herz das Benürfnif gelegt, ſich vollkommene Zuftände 
als Ideal zu denken, und wie der gemeine Mann im Alterthum an 
da8 goldene Jahrhundert Saturn’s, wie das Volk im Mittelalter an 


— 


— 11 — 


das taufendfährige Reich Gottes geglaubt, fo ift es ein ähnliches Be⸗ 
bürfniß, dem Plato, als er feine Republik, Morus, als er feine 
Utopia gefchrieben, nachgegeben; doc, wenn Staatsmänner, oder Soldye, 
Die fih mit den Staatöwiffenfchaften in der Abficht befchäftigen, daß 
ihre Grundfäge praktiſch angewendet werben follen, von foldhen Idealen 
ausgehen und die Aufgabe ded Staats in, der Verwirklichung berfelben 
fuchen, kann man fie nicht laut genug daran erinnern, daß biefer groß- 
artige Gedanke über den Staat weder je verwirklicht worden ift, noch 
befonders, fo lange jene Begriffe und Berhältniffe, welche unfere Givili- 
fation erzeugt bat, dauern, verwirklicht werden kann. 

Einzelne Staaten des Alterthums haben auf die Eriftenz des Ein- 
zelnen einen größeren Einfluß ausgeübt als jene der Gegenwart. Man 
hat für die materiellen Bebürfniffe, ja jelbft für die Vergnügungen der 
Bürger Sorge getragen, der Staat hat für die Erziehung der Kinder 
durch Gymnaſien, für die Eörperlihe Entwidlung der Jünglinge durch 
Beftimmungen über die Ehe felbft für die kommenden Gefchlechter ge 
forgt; doch das Individuum zu vernichten, hat auch der Staat des 
Alterthbums nicht vermocht. Wie in der phufifchen Welt jever Körper 
eined Raumes bedarf, und von diefem jeden andern verbrängt, jo muß 
auc dem Individuum ein Raum gegönnt werden, von welchem es 
alles Andere, alfo auch den Staat ausfchließt, und eben innerhalb Die- 
ſes Raumes liegt fein wahres Glüd*), und der fpartanifche Jüngling, 
der aus fiegreicher Schlacht befränzt nad Hanfe fümmt und das 

höchfte Glück, weldyes der Bürger jedes Stanted genießen Fonnte, 





) Da jede Sache nur durch die Anfichten des Individuums, welches fie 
defist, ihren Werth erhält, fo hängt das Glück jedes Menfchen weniger von feinen 
äußerlihen Beziehungen als von feiner Gemütheflimmung ab, auf die der Staat 
wie natürlich feinen Einfluß ausüben kann. Der Sag: daß der Staat für bie 
Wohlfahrt aller Einzelnen zu forgen habe, ift daher nicht fo zu verfichen, baß ber 
Staat, um feine Aufgabe zu löſen, für das Glüd jedes Einzelnen zu forgen habe, 
Seine Aufgabe ift vielmehr ganz negativ, indem er Jeden blos vor den Gefahren 
und Hinderniffen zu bewahren Bat, bie ihn in der Verfolgung feines perfönlichen 
Glückes ftören Fönnten; ein großer Theil diefer Aufgabe ift erfüllt, wenn man den 
Staat fo eingerichtet, dag Niemand ſchon durch die Stellung, welche er in demfelben 
_ einnimmt, unglücklich werbe. ; 
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_ empfindet, verbanft dies ebenfo dem Bewußtſein feiner befonderen In- 
dividualität ald jeder Andere *). 

Wie follte dies in den Staaten der Gegenwart nicht noch mehr 
der Fall fein, wo wegen ber Ausdehnung des Staats der Einzelne 
dem Staate ferner flieht, wo der Staat, nachdem man die Sklaverei 
abgefchafft, in Hinficht der materiellen Bedürfniſſe dem Einzelnen hoͤch⸗ 
ftens hilfreich fein, aber nicht für denfelben vollfommen forgen kann, 
und wo der Grundfah, daß ſich der Einzelne dem Staate vollfommen 
unterwerfen müfle, mit dem Begriff der individuellen Freiheit, ber 
unferer ganzen Givilifation als Grundlage gedient, im ———— Wi⸗ 
derſpruche ſteht? 

Das Gluͤck jedes Einzelnen haͤngt immer mehr von dem Subjecte, 
welches die auf dasſelbe einwirkenden äußeren Verhaäͤltniſſe in einer 
gewiſſen Art auffaßt, als von dieſen Berhältniffen ſelbſt ab, und baher 
fann der Staat, der doch nur die äußeren Berhältniffe zu beftimmen 
vermag, gewifle Borbedingungen des Glücks, aber nicht dieſes felbft 
bieten, und auch wenn das Glück jedes Einzelnen lediglich von feinen 
äußeren Berhältniffen abhinge, fo bevürfte der Staat, um das Glück 
derfelben zu fchaffen, außer der Allmacht **%) aud der Allwifjenheit, 
d. h. er müßte die Bedürfniffe und Wünfche jedes Einzelnen vollkommen 
fennen und alle Folgen, welche die Erfüllung derfelben auf ihre Zu- 


*) In einer Zeit, wo man nur bie Nechte des Bürgers und nicht jehe bes 
Menfchen anerfannt, und wo der Einzelne mit dem Untergang des Staats felbft 
feine perfönliche Freiheit verlor, mußte wohl das Beſtehen des Staats, dem er ans 
gehörte, durch den Einzelnen als erftes Beduͤrfniß, als das Bedingniß ber Befriepi- 
gung aller Uebrigen betrachtet werden; übrigens ift unter der Salus publica im 
Alterthum nicht das Wohlergehen Aller, ober auch nur der Mehrheit, fondern nur 
die Sicherheit des Staates verflanden worben, und ber größte Staat des Alterthumse 
dat, wie wir dies in den jedem Bamilienhaupte eingeräumten unbefchränkten Rechten 
und dem Geſetze über Eigentbum und Schuldforderung fehen, die Pflichten des 
Staats, für das Wohlfein der Einzelnen zu forgen, in noch viel befchränfterem Sinne 
aufgefaßt, als dies in neueren Staaten der Fall ift. 

**) Und auch dieſe iſt befchränkt; in größeren Staaten ift die Allmadht bes 
Staates befchränft durch die Ausdehnung besfelben, welche es phyſiſch unmöglich 
macht, für Alles zu forgen, in kleineren ift fie es durch die Schwäche des Staates’ 
und die Unficherheit feines Fortbeſtehens. 
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funft ausüben würde, im voraus beftinnmen Fönnen, was doc, felbft bei 
den Fleinften Staaten Jeder als unmöglich erfennen muß. 

Sch glaube im Borhergehenden zwei Säge bewiefen zu haben: 

1) daß ſich die Sorge des Staatd zwar auf alle 'geiftigen, 
moralifhen und materiellen Güter feiner Staatsangehörigen qus- 
dehnen muͤſſe; 

2) daß aber feine Aufgabe nit darin beftehe, jedem Ein- 
zelnen diefe Güter zu verfchaffen, fondern nur darin, den 
Beſitz jener Güter, die fih der Einzelne felbft ———— 
zu ſichern. 

Beide Saͤtze führen uns zu berſelben Schlußfolgerung. 

Denn wenn der Staat dem Einzelnen nicht nur für feine mate⸗ 
tiellen, fondern auch für feine moraliſchen Güter Sicherheit bieten ſoll, 
fo muß in einer Zeit, deren berrfchender Begriff die indivi- 
duelle Sreiheit ift, und wo die Verwirklichung desfelben daher für 
den Einzelnen der moralifchen Bebürfniffe höchites ausmacht, die Ver- 
wirflichung dieſes Begriffes als eine der Hauptaufgaben 
des Staates betrachtet werden. Und wenn der Staat nicht felbft 
für das Glück feinen Angehörigen forgen kann, dieſe vielmehr jene 
materiellen und moralifhen Güter, durch welche diefes Glüd bedingt 
‚wird, durch eigene Kraft erwerben müflen; fo muß der Staat für 
Dasjenige, was er felbft nicht vermag, dem Einzelnen die 
Möglichkeit, es zu thun, gewähren, d. b. er muß ihm die in- 
dividuelle Freiheit, ohne welche das Erwerben jener Güter, 
von denen fein Glüd abhängt, unmöglich ift, ficher ftellen. 

Hieraus wird Har, daß die Aufgabe, welde der moderne 
Staat zulöfen hat, vor Allem in der Sidherftellung der indi- 
piduellen Freiheit zu ſuchen fei. 

Die Gränzen, zwifchen welchen er diefe Aufgabe den Einzelnen 
gegenüber zu löfen hat, werden durch feine Verpflichtung, Dies für Alle 
zu thun, beftimmt. 


— — — — — — 


I. 
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Behntes Rapitel. 
Die Aufgabe der Staatswifjenfchaft. 


Es ift in neuefter Zeit vieleicht Fein Sag öfter wiederholt wor- 
den als der: daß fi der Staat und die Gefellfihaft feind- 
lich entgegen ftehen, und fo fonderbar, ja unbegreiflich es Jedem 
jheinen muß, daß der Staat, der fein Entftehen der Geſellſchaft ver- 
danft, und diefe, die ohne den Staat nicht beftehen Tönnte, gegenfeitig 
im Gegenfat fliehen follen; fo ift dieſer Gegenſatz doch eine unläugbare 
Thatſache, deren Beftehen Niemand, der über das Verhältniß, in wel- 
chem fich Gefellfehaft und Staat gegenwärtig befinden, nachgedacht, in 
Zweifel ziehen kann. 

Eine Gefellfehaft, die fi auf der Grundlage der individuellen Frei⸗ 
beit entwidelt, und eine flaatliche Ordnung, die auf der vollkommenſten 
Unterwerfung des Individuums unter den Willen der Gefammtheit 

oder der Mehrheit beruht, müffen nothwendig im Gegenſatze ſtehen. Da 
| nun, fo Tange dieſer Gegenfag beſteht, an Feine Befriedigung zu denken 
ift, fo muß die Aufgabe der Staatswiffenfchaft in unferer Zeit wohl 
in der Löfung der zwifchen dem Staat und der Gefellfchaft 
gegenwärtig beftehenden Gegenſätze gefucht werben; und man 
hat Unrecht, wenn man glaubt, diefe Aufgabe fei bis jebt durch Rie- 
manden Kar erfannt worden. 

Die Grundlage aller focialiftifchen und communiftifchen Lehren ift 
feine andere als das Streben, die zwifchen dem Staat und der Gefell- 
ſchaft beftehenden Gegenſaͤtze dadurch aufzuheben, daß man das Brinzip, 
welches dem Staate ald Grundlage gedient, Das Prinzip der voll- 
fommenften Unterwerfung des Individuums unter den Wil- 
len der Sefammtheit, auch auf die Gefellfhaft zu übertragen 
und Diefe ganz nad) ber Art des gegenwärtigen Staats zu 
ordnen verſucht. 

Wohl bat man die Beftrebungen biefer Schulen mit Recht für 
unausführbar erklärt. Jeder, der über die bürgerliche Geſellſchaft nach⸗ 


— 15 — 


gedacht, muß einjehen, daß es Feiner Erdenmacht gegeben fei, biefelbe 
mit allen ihren Beziehungen gewiffen Normen zu unterwerfen. Die 
Geſellſchaft entfteht, man macht fie nicht, fie laßt fich durch Decrete 
eben fo wenig zerftören, ald man fie nach emem gewiffen Plane neu 
errichten Tann. Außerdem-ift e8 unmöglich, das im Staate herrfchende 
Prinzip der vollfommenen Unterwerfung des Individuums unter den 
Willen der Gefammtheit auf die ganze Gefelfchaft zu übertragen, ohne 
daß dadurch jede Möglichkeit des Kortfchritts, alfo der Befriedigung des 
eriten Bebürfnifies der Menfchen, unmöglich gemacht würde, Doch folgt 
daraus, weil man die Löſung der unſerem Jahrhundert geſtellten Auf- 
gabe auf dem Wege, auf weldyem fie durch den Communismus ver- 
fücht ward, für unmöglich hält, ficher nicht, daß man diefelbe ganz 
aufgeben müſſe. 

Der Gegenfab zwildhen Staat und Geſeliſchaft kann auch dann 
aufgehoben werden, wenn man den Staat nad jenen Grund— 
fägen einrichtet, welche unſerer Geſellſchaft als Grund— 
lage dienen, und wer wird a priori behaupten, daß auch dies 
unmöglich ſei? 

Jene Grundſätze, welche man bei allen Staatseinrichtungen der 
Neuzeit befolgt, find verhältnißmäßig neu, die Wiſſenſchaft hat fie dem 
Alterthum entlehnt, und der Zeitraum, in welchem man diefelben zuerft 

auf den Staat praftifch anzuwenden begann, der Weg, auf welchem ſich 
biefelben allmälig verbreitet,. und das Maß, in dem fie die im Staate 
früher herrfchenden Grundfühe immer mehr und mehr verdrängt haben, 
ift mit ziemlicher Genauigkeit anzugeben. Sollte die Feſtſtellung neuer 
Grundfäge für die Einrichtung des Staats, welche der Wiffenfchaft da⸗ 
mals gelungen ift, als die Grundfäße, die fie aufgeftellt, mit jenen, die 
der Entwicklung unferer ganzen Eivilifation als Baſis gedient haben, 
im Widerfpruch ftanden, jebt unmöglich fein, wo es fih blos darum 
handelt, die Grundfäte, nad) welchen ſich unfere Eivilifation entwidelt, 
auch im Staate zur Geltung zu bringen? 

Wenn der zwifchen dem Staate und der Gefellfchaft beftehende 
Gegenſatz auf dem Wege, auf welchem dies ber Kommunismus ver: 
fucht, nicht aufgehoben werden kann, d. h. wenn es unmöglich iſt, die 

| 8* 
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Gefellichaft nach dem Prinzip der vollfommenen Unterwerfung des In⸗ 
dividuums einzurichten, fo bleibt der Staatswifjenfchaft nur ein Weg 
offen. Es bleibt ihre nämlich die Beantwortung der Brage: ob der 
Staat nit auf der Orundlage des Prinzips der individuel— 
len Freiheit, auf welchem unfere ganze gefellfhaftlide Ord— 
nung beruht, eingerichtet werden Fönne? ober mit anderen Wor- 
ten: wie ber Staat eingerichtet fein müffe, Damit durch ihn 
die individuelle Freiheit jedes Einzelnen möglihft gefi- 
hert werde? 

Die Beantwortung diefer Frage ift es, worin wir Die Aufgabe der 
Staatswiffenfchaften gegenwärtig zu fuchen haben, und womit wir ung 
in den nädjften Büchern des vorliegenden Werkes ausfchließlich hefchäf- 
tigen werden. 


— — — — — — — 





Drittes Bach. 


Die Garantien der individuellen Freiheit. 


—— —— a — 


Erites Rapitel. 


Allgemeine Bedingungen jeder zweckmäßigen Staatsverfaſſung. 


Die erfte Bedingung, damit der Staat feinem Zwede zu entfprechen 
vermöge, ift die vollfte Selbftftändigfeit nach außen. 

Die zweite ift dad nothwendige Maß der Macht, um die materiellen 
und moralifchen Güter der Einzelnen gegen jeden Angriff beſchützen zu 
fönnen. 

Da nun die Selbftftändigfeit des Staats nach außen von den 
Mitteln abhängt, womit man dieſe zu vertheidigen vermag, und bie 
Güter des Einzelnen blos durch die moralifche Macht des Staates 
nicht gehörig befchügt werden Eönnen, fo bedarf jeder Staat, um 
feinen Zweden zu entfpreden, vor Allem der Kraft. 

Jede Unterfuchung über Die dem Staate zu gebenden Einrichtungen 
muß mithin mit der Frage beginnen: durch welhe Mittel man 
dem Staate die zur Löſung feiner Aufgabe nothwendige 
Macht verfhaffen Eönne? 

Viele, die fi) mit der Frage, wie der Staat einzurichten, beichäf- 
tigen, thun dies, ald wenn es nur einen Staat auf der Welt gebe. 
Man forgt Dafür, wie das Prinzip der Volfsfouverainetät durch Infti- 
tutionen gefichert, wie Die Verfaffung gegen die Eingriffe der vollziehen- 


— 18 — 


den Gewalt gefchügt werden ſolle. Die Frage: wie dem Staate Die 
zur Löfung feiner Aufgabe nöthige Macht gefichert werden müfle? wirb 
als Nebenfache behandelt, bei der man nicht den Staat, fondern wieder 
nur die Verwirklichung gewifler Prinzipien vor den Augen behält, und 
weniger auf die Begründung ber dem Staate nöthigen Macht, als dar- 
auf bedacht ift, daß diefe dem Prinzip der Gleichheit oder Volksſou⸗ 
verainetät nicht gefährlich werde. 

Mir fcheint diefe Art der Unterſuchung höchft verkehrt. 

Wie es fich beim Einzelnen vor Allem darum handelt, daß er lebe, 
und man erft, wenn das Dafein gefichert ift, danach fragen kann, wie 
er fein Leben einzurichten habe, fo muß die Frage: wie die Selbftftän- 
digkeit, d.h. Die Eriftenz des Staates zu fichern fei, jener, wie gewiffe 
Begriffe durch die Verfaffung verwirklicht werden follen, immer vor- 
ausgehen, und jede Verfafjungstheorie bei der man Dies vergeflen, 
gleicht dem Homunculus in Goethe's „Fauſt“, der fich in der Retorte 
feines Meifters vernünftig und lebensfaͤhig zeigt, doch wie man biefe 
zerbrochen, unter der rauhen ——— der Wirklichkeit in ſeine Atome 
zerſtaͤubt. 


Zweites Kapitel. 


Ueber die Mittel, wodurch Staaten ihre Selbftftändigkeit nach 
außen erhalten koͤnnen. 


Um dem Staate äußeren Angriffen gegenüber feine Selbftftändig- 
feit zu erhalten, müſſen ſich entweder mehrere Hleinere Staaten, Denen 
einzeln genommen die gehörige Macht fehlt, zu diefem gemeinfamen 
Zwede durch Föderation verbinden, oder jeder einzelne Staat muß 
in ſich felbft mächtig genug fein, um feine un, gegen An⸗ 
griffe zu bewahren. 

Kleinere Staaten ſind, wie uns die Geſchichte lehrt, der bürger⸗ 
lichen Freiheit und der Entwicklung aller geiſtigen und ſittlichen An⸗ 
lagen des Einzelnen immer am günſtigſten geweſen, ja es iſt uns kein 
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Fall befannt, daß ein Staat zu jener Größe angewachſen wäre, wo er 
feine Selbftftändigfeit auch gegen die vereinigten Kräfte aller übrigen 
hätte vertheidigen koͤnnen, ohne Daß zugleich Die riefenhafte Agglomera- 
tion in verhältnißmäßig kurzer Zeit eine moralifche Faͤulniß erzeugt 
hätte; es ift daher ganz natürlich, wenn Viele die Föderation ald das 
vorzüglichfte Mittel, um die Selbftfländigfeit der Staaten zu wahren, 
betrachten, und in ihr die Form zu erkennen glauben, in welcher bie 
Menfchheit dereinſt den hoͤchſten Grad des Glüdes erreichen werbe. 
Rur darf hierbei nicht vergeflen werden, daß die Möglichkeit jeder Foͤde⸗ 
ration von gewiſſen Bedingungen abhängt. 

Diefe find: 

die Uebereinftimmung ber Begriffe in ben wichtig ten Beziehungen; 

die Gemeinſamkeit der Intereſſen; 

endlich ein gemeinſamer Zweck. 

Jede dieſer Urſachen kann für einige Zeit als feſtes Band zwi⸗ 
ſchen verſchiedenen Staaten dienen. 

Eine gemeinſame Cüviliſation hat in den verſchiedenen Staaten 
Griechenlands, wenigftens im Gegenſatze gegen die Barbaren, lange 
das Gefühl der Gemeinſamkeit wach erhalten. Gleiche Interefien haben 
feldft in einem Zeitalter allgemeiner Abfonderung, wie das Mittelalter, 
viele ſich fern ſtehende Städte zum großen Bunde der Hanfe vereinigt, 
Ein gemeinfamer Zwed hat alle Völker der Chriftenheit, fo lange fie 
ſich für die Eroberung des heiligen Grabes begeifterten, ebenfo zu 
einem Ganzen vereinigt, als fpäter im Zeitalter der Reformation das 
Bedürfniß, fich die Religionsfreiheit zu erwerben, bei Jenen, die der neuen 
Lehre anbingen, ein Aähnlidyes Refultat hervorgebracht hat. Dauernd 
aber kann das Band, welches verfchiedene Staaten verbindet, nur dort 
fein, wo all diefe Urfachen zufammen wirfen, und ohne die lebte, d. h. 
einen gemeinfamen Zwed, kann feine ſolche Verbindung als feit betrachtet 
werben. 

Wenn wir nun Die gegenwärtige Lage der verfchiedenen Staaten 
des weftlichen Europas betrachten, fo finden wir viele Elemente, woraus 
fih die Vorbedingungen einer feſten Verbindung aller dereinſt — 
ſcheinlich entwickeln werden. 
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Da die Givilifation aller dieſer Völker von denſelben Grund⸗ 
lagen ausgegangen, und daher auch ihre Begriffe eben in Hinſicht der 
wichtigften Beziehungen wenig von einander abweichen, jo mag ber 
Augenblick nicht ferne fein, wo fie ſich Diefer Einheit auch vollkommen 
bewußt werden. Das Prinzip des Treihandels, defien Verwirklichung 
man entgegen ftrebt, würde zwifchen allen Völkern eine immer größere 
Gemeinſamkeit der Intereffen erzeugen. Auch laffen ſich, wenn wir bie 
Stellung der Welt ruhig beobachten, gewiffe Verhältniffe wentgftens 
als möglich annehmen, wodurch fi alle Staaten des weftlichen Eu- 
ropas eines gemeinfamen Zwedes eben fo Far bewußt werben Tönnten, 
als dies in Griechenland zu der Zeit geichah, als der große König feine 
Scharen über den Hellespont geführt. Doch läßt es ſich nicht läugnen 
daß diefe Verhältniffe noch nicht eingetreten find, daß in Hinſicht der 
Religion, der Nationalität und der wichtigften $ntereffen zwifchen den 
verfchiedenen Völkern des weftlichen Europas für jept der größte Ant- 
agenismus befteht, und fie fi) auch noch Feines gemeinfamen Zweckes 
bewußt geworden find, wodurch diefer ausgeglichen werben Fönnte. Hier⸗ 
aus ergibt fih, daß die Garantie der Selbſtſtändigkeit, welche 
die Grundbedingung jeder zwedmäßigen Staatsverfafiung ift, in Eu⸗ 
ropa für ven Augenblid nicht in einer Föderation gefun- 
den werden fönne, fondern daß jeder Staat die Oarantien 
feines Beftehens in ſich ſelbſt ſuchen müſſe. 


— — — 


Drittes RKapitel. 
Einfluß der Verfaſſung auf die Macht des Staates. 


Die Urſachen, wodurch Staaten mächtig werden, ſind: 
Ihre Größe an Ausdehnung und Bevölkerung; 
ihre innere Cohäfton; 
der Impuls, mit dem. fie einem gewiffen Zwecke nachftreben. 
Iſt ein Staat im Innern noch ſo ſchlecht organifirt, find feine 
einzelnen Theile auch nur mechaniſch zufanmengefügt, ohne zu einem 
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organifchen Ganzen verbunden zu fein (beides ift bei allzu großen Staa- 
ten gewoͤhnlich ver Fall), ja ift felbft die Kraft, der er fein Entftehen 
verdankt, die große Perſoͤnlichkeit, die ihn gefchaffen, die Kriegsfunft 
und Tapferfeit des Volksſtammes, der ihn begründet, laͤngſt verſchwun⸗ 
ven, fo dient ihm die Macht, die man ihm zutraut, auch wenn er fie 
fängft verloren, noch immer zum Schuge feiner Selbſtſtaͤndigkeit. 

Auch Fleinere Staaten, die auf eine gemeinfame Nationalität begrün⸗ 
bet find oder durch glorreiche Erinnerungen der Bergangenheit und 
die Gewohnheit mehrerer Jahrhunderte einen hohen Grad innerer 
Cohäfion erhalten haben, befigen wenigftend, in fo fern es fi um 
die Erhaltung ihrer Serena handelt, ein bebeutennes Maß 
der Kraft. 

Endlich Fönnen Staaten, welche weder durch ihre Größe ind durch 
innere Cohaͤſton ihrer Theile auf Macht Anſpruch machen koönnen, nicht 
nur ihre Selbftftindigfeit erhalten, fondern feldft einen bebeutenden Ein- 
fluß auf die Schickſale anderer Staaten ausüben, folange die Kräfte 
berfelben durch den Einfluß einer Idee oder ‘Berfönlichkeit in Aufregung 
erhalten werden, und fie mit. mächtigem Impuls vorwärts ftreben. 

Für jeden diefer Bälle bietet und die Gefchichte und Gegenwart 
viele Beifpiele. Wie oft haben fich fehr große Staaten’ auch bei dem 
höchften Grade innerer Zerrüttung und Faͤulniß ihrer Außeren Stel- 
lung nad) unverändert erhalten, wie oft haben andere aud) unter den 
ſchwierigſten Verhaͤltniſſen ihre Selbftftändigfeit bewahrt, oder ſich von 
Untervrüdung befreit, blos weil. die einzelnen Theile verfelben, wenn - 
_ auch gewaltfam getrennt, fi immer wieder zu einem Ganzen zu ver⸗ 
einigen geftrebt haben. Das Beifpiel der Nachfolger Mohammed's, Die 
Gefchichte der Kämpfe, durch welche .die. Mauern aus Spanien enblid) 
verprängt wurden, die Macht einzelner Städte Italiens im Mittelalter, 
der Einfluß Schwedens im 17. Jahrhundert, und faft die Gefchichte 
jedes Volfes zeigt uns in gewiſſen Augenbliden die Macht, welche ber 
begeifternde Einfluß einer Idee oder großen Perfönlichkeit Völkern zu 
geben vermag. 

Jene Kraft, welche Staaten blos ihrer Größe zu verdanken haben, 
ift fehr oft blos jene der Unbeweglichkeit. Wie fie von außen nicht 
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aus ihrer Stellung verfchoben werben können, fo vermögen fie Diefelbe 
auch nicht zu verändern; ihre Beflimmung, ihre welthiftorifche Auf- 
gabe fcheint Feine andere zu fein, als daß fie einen gewiffen Raum 
ausfüllen. | 

Die innere Cohäfion des Staates hängt größten Theils von feinen 
äußeren VBerhältniffen ab. Es iſt mehr die Kraft ver Repulfion als 
die der Attraction; das Volk halt zufammen, mehr weil es fi vom 
Fremden abgeftoßen, als weil es fich durch das Heimifche angezogen 
fühlt, und darum dauert jene Kraft, welche der Staat feiner inneren 
Eohäfton zu danfen hat, auch gewöhnlich nicht länger als ver Gegenſatz, 
duch den fie hervorgerufen wurve, und muß in dem Maße abnehmen, 
als fich die Völker durch friedlichen Verkehr näher treten. 

Der Einfluß einer mächtigen PBerfönlichkeit, das Bewußtſein ver 
Träger einer gewiflen Idee zu fein, over der mächtige Drang, durch 
ven Voͤlker oft plöglich in einer gewiflen Richtung fortgetrieben wer- 
ven, ift felten von Dauer und kann daher, obwohl der Impuls, ben 
fie einem Staate gegeben, venfelben für Augenblide zum Gipfel der 
Macht zu führen vermag, für fid) genommen die Dauer diefer Macht | 
auch nicht fichern. Zn 

Es ergibt ſich hieraus, daß ein Staat, in welchem wir blos eines 
biefer Elemente der Kraft finden, nie wirklich mädhtig fein, over daß 
die Macht vesfelben wenigftens nicht als gefichert betrachtet werben fünne. 

Es muß alfo als die Aufgabe jenes Staates betrachtet werben, 
fi) jene Elemente ver Kraft, die ihm fehlen, zu verfchaffen. Kleinere 
Staaten müflen eine gewifle Ausdehnung, größere eine gewifle Cohaͤ⸗ 
fion zu erreichen ftreben, alle einen gewiſſen Zwed zu finden fuchen, 
wodurch ihre Lebenskraft entwickelt wird. 

Uebrigens ift e8 leicht einzufehen, daß Feiner dieſer Zwecke durch 
die Berfaffung zu erreichen ift. 

Kein Staat kann blos durch feine Berfaflung groß gemacht wer- 
den, feiner wird blos burdy den Organismus feiner Verwaltung den 
gehörigen Grad der Cohäfton erhalten, noch viel weniger ift es möglich, 
daß durch gewifle Einrichtungen des Staates in den Bürgern das 
Bewußtſein einer großen Aufgabe, weldye der Staat zu löfen hat, das 
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einmüthige Streben nad) einem beftimmten Ziele hervorgerufen werde. 
Alles dies hängt von dem Einfluß großer Perfönlichkeiten ab. 

Der Einfluß, den die Berfaffung des Staates auf die äußere Macht 
vesfelben auszuüben fähig ift, befteht blos in zwei Dingen: 

1) darin, daß die Berfaffung der Erweiterung und Cohaͤſton 
des Staates und dem Entſtehen eines gemeinfamen ‚ Bewußtfeins in 
allen Staatsglievern nicht hindernd entgegen trete; 

2) fol die Verfaſſung als Mittel dienen, wodurch die im Staate 
beftehenden Elemente der Kraft zum gemeinfamen Zwecke verwendet 
werben. 

Wie der Staat einzurichten fei, bamit Feines der Elemente der 
Kraft, welche derſelbe befikt, dadurch gefchwächt werbe, ift nicht im 
Allgemeinen zu beftimnten. 

Wie die Größe, die Eohäfton und der Impuls, welchen der Staat 
befigt, nuch der Verſchiedenheit der Verhältniffe pas Ergebniß der ver- 
ſchiedenſten Urfachen fein kann, fo find auch bei den ven einzelnen Län- 
dern zu gebenden Verfaſſungen aus biefem Geſichtspunkte faft überall 
andere Rüdfichten zu beobachten. Nur in Hinſicht der Frage: wie 
der Staat eingerichtet werden müffe, damit alle Elemente 
der Kraft, die er befitt, zum gemeinfamen Zwede gebraudt 
werden fönnen, laffen fi allgemeine Grundſätze aufftel- 
len, und nur in Hinficht dDiefer werden wir uns im Folgenden befonders 
ausfprechen. 





Viertes Rapitel. 
Nothwendigkeit der Gentralifation. 


Um irgend eine Kraft auszuüben, bebarf der Einzelne 

1) des Willens, | 

2) der Kraft, die zur Durchführung feines Willens nöthigen Mittel . 
zu gebrauchen. 

Dasfelbe gilt auch für den Staat. 


— 14 — 


Die Bedingung feiner Macht liegt für den Staat wie für ben 
Einzelnen 

1) in der Möglichkeit, einen Entfchluß zu faflen; 

2) in der Macht, gewifie Mittel zur Durchführung feiner Entfchlüfle 
zu gebrauchen. S 

Das Erfte ift bei einer Wielheit, wie der Staat ift, nur durch Die 
Gentralifation des Willens, das Zweite nur durch die Gentralifation 
der Kräfte möglich. Daraus ergibt fi: daß jede Verfaſſung nur 
in fo fern ihrem Zwede entfprehen Fönne, als durch die— 
felbe die Eentralifation des Willens und der Kräfte des 
Staates möglidh wird. 


—— — — 


Fünftes Kapitel. 


Gränzen der Centralifation. 





Wenn die Löfung einer Frage zur Nothwendigfeit geworben ift, fo 
geht es uns damit gewöhnlich, wie e8 Demjenigen zu ergehen pflegt, 
der irgend einen Gegenftand mit Haft zu fuchen beginnt, und weil er 
von der Meberzeugung ausgegangen, daß ihm das Suchen viel Mühe 
machen werbe, denfelben eben dann nicht finden kann, wenn er ihm ganz 
nahe liegt. Dasfelbe if, wie ich glaube, auch bei der Verhandlung der 
Frage über die Gentralifation feit 60 Jahren der Fall gewefen. 

Die Reaction gegen alle Verhaͤltniſſe des Mittelalters, welche mit 
der franzöftichen Revolution eintrat, und die blinde Begeifterung für 
das Prinzip der abfoluten Volksfouverainetät haben früher, die Exrfah- 
rung der Uebelftände des Beamtenwefens hat in neuefter Zeit eine 
ruhige Unterfuhung dieſes Gegenftandes unmöglich gemacht. Indem 
man blos die übeln Folgen des einen oder des andern Syftems berüd- 
fichtigte, hat man entweder für die abfolute Gentralifation oder gegen 
jede Gentralifation fich ausgefprochen. *) 


) Es ift überhaupt ein Mebelftand, der hefonders in neuerer Zeit die Unters 
ſuchung politifcher Fragen erfchwert, daß Diejenigen, die fich mit dem Staate wiffen: 
ſchaftlich befchäftigen, den Unterfchied, welcher zwifchen einer wiflenfchaftlichen und 
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Behandeln wir die Frage in ihrer größten Einfachheit. 

Der Staat ift eine Imnftitution, durch welche die moralifchen und 
materiellen Güter aller Einzelnen gefichert werben follen. 

Die Beringung, unter welcher der Staat dieſe Aufgabe zu löſen 
vermag, befteht darin, Daß er die gehörige Macht befite, um ſowohl 
feine Selbftftändigfeit zu erhalten, als jeden Einzelnen gegen alle An- 
griffe, durch welche feine moraliichen oder materiellen Güter gefährdet 
würden, zu beſchützen. 

Da nun durch das Rebeneinanderftehen vieler Kräfte Feine größere 
Kraft entfteht, diefe vielmehr blos Durch eine Verbindung berjelben, wo⸗ 
durch alle einzelnen Kräfte einem gemeinfamen Ziele dienen, erzeugt 
wird, fo kann auch der Staat nur in fo fern mächtiger als jeder feiner 
Theile fein, er kann feiner Aufgabe nur in fo fern genügen, als diefe 
Theile in ihm zu einem Ganzen vereinigt find. 

Nur wer die Rothwendigfeit des Staates laͤugnet, kann daher die 
Nothwendigfeit der entralifation überhaupt in Zweifel ziehen. Doc 
es ift ein nicht weniger verberblicher Irrthum, wenn man glaubt, daß 
das Beftehen des Staates die beftändige Kentralifation aller 
Kräfte unter den Willen der Gefammtheit erheifche. Denn wenn e8 auch 
wahr ift, daß die Macht des Staates wie die des Individuums durch die 
Möglichkeit, gewifle Kräfte zur Erreichung eines beftimmten Zweckes zu 
gebrauchen, bevingt fei, fo ift body felbft die Macht, weldye das Indivi⸗ 
buum über feine phyfifchen und geiftigen Kräfte ausübt, nicht unbegrängt. 

Es hat vielleicht noch nie einen Menfchen gegeben, der fortwäh- 
rend und in allen Dingen zu wollen im Stande geweſen wäre, und 
wie fehr ift die Macht unferes Willens, auch in fo fern er fih nur 
auf unfere Perfon erftredt, in enge Gränzen gebannt! Wer ift im 
Stande, audy nur alle Bewegungen feines Körpers zu beftimmen? 
Wer kann die einzelnen Schläge feines Pulfes, wer jenen Athemzug 
oder Die Yunctionen, wodurch unfere Ernährung vor ſich geht, d. h. eben 





parlamentarifchen Discuffion befteht, zu vergeffen pflegen, uud daher jene Ein- 
feitigfeit, welche bei parlamentarifchen Verhandlungen, wo auch die entgegengefebte 
Anficht vertreten ift, unſchädlich, ja nützlich ſein kann, auf das Gebiet der Wiflen- 
ſchaft übertragen, | 
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Dasjenige, von dem das Leben am meiften abhängt, regeln? wer fann 
dem Auge .befehlen daß es nur dann und nur Dasjenige fehe, dem 
Ohr, daß es nur fo viel höre, ald man will? Wenn man daher im 
Staate eine abfolute Herrſchaft des Willens über alle Kräfte zu begrün- 
den fucht, wie fie felbft für den Einzelnen nicht möglich ift, fo ift das 
Ziel, nach dem man ftrebt, in fich unerreihbar, ja es kann mit der 
größten Beftimmiheit vorausgefegt werden, daß ein Staat, defien ein- 
zelnen Theilen jede Selbftftändigfeit fehlt, eben fo ficher zu Grunde gehen 
müfle als das Individuum, deſſen einzefne Organe nur bann ihre 
Berrichtungen erfüllen würden, wenn fie der Wille dazu beftimmt. 

Wohl ift die Fähigkeit zu handeln für den Staat durch die Mög- 
lichkeit, die Kräfte feiner Theile zu centralifiren, bedingt; da übrigens 
der Staat nur in fo fern handelnd aufzutreten braucht, als Dies zur 
Löfung feiner Aufgabe nothwendig ift, fo folgt hieraus, daß auch die 
Gentralifation mur innerhalb biefer Graͤnzen nothwendig fei. 

Hieraus ergeben ſich zwei Grundfäße: 

a) daß die Gränzen, bis zu welchen das Prinzip Der Gentralifa- 
tion angewendet werden muß, nur dann richtig zu beftimmen find, 
wenn man über die Gränzen, bis zu welchen fich die Thätigfeit des 
Staates erftreden fol, ins Klare gekommen ift; 

b) daß ſich die Thätigfeit der Staatsgewalt nur fo we erftreden 
fönne, als eine Gentralifation möglich ift. 

Diefe beiden Grundſaͤtze, welche birert aus bem Begriffe des Staa- 


te8 als einer Einheit, welche ohne eine Einheit des Willens und der 


That nicht gedacht werden kann, hervorgehen, werden und fowohl bei 
der Bezeichnung der Gränzen, zwifchen welchen das Prinzip der Eentra- 
liſation anzuwenden ift, als jener Ausdehnung, welche wir der Staats⸗ 
gewalt zu geben haben, am ficherften leiten. Jeder, der über biefelbe 
nachgedacht und fi von ihrer Richtigkeit überzeugt hat, wird einfehen, 
daß in allen Fällen, wo die Intervention der Staatsgewalt überflüffig 
it, das Streben nad Gentralifation ebenfo unvernünftig fei, wie ung 
da, wo man die Gentralifation als unmöglich erfannt hat, auch die 
Intervention des Staates als eine Chimäre erfcheinen muß. 
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Sechstes Kapitel. 


Gegenſtände, bei welchen die Centraliſation in jedem Staate 
nothwendig ift. 


Wenn der Staat blos das Mittel ift, durch welches die materiellen 
und moralifchen Güter der Einzelnen in jenen Fällen, wo andere Mittel 
hierzu ungenügend find, gegen Angriffe gefchügt werben follen, fo verfteht 
fich von ‚felbft, daß die Frage, wie weit die Gewalt des Staates aus- 
zubehnen, d. h. mit andern Worten, wie weit das Prinzip der Gen- 
tralifation anzuwenden fei, nicht im Allgemeinen beantwortet werben 
kann. 

Die Lage des Staates, die Anforderungen, welche man an den⸗ 
ſelben ſtellt, die Menge und Art der materiellen Güter, welche der 
Staat beſchützen ſoll, und endlich vor Allem die Mittel, die dem Ein⸗ 
zelnen zum Schutze feiner materiellen und moraliſchen Güter außer 
dem Staate zu Gebote ftehen, diefes find die Dinge, von welchen der 
der Staatsgewalt einzuräumende Kreis der Thätigfeit abhängt. 

In einem Staate, defien Selbftftändigfeit durch Außere Feinde 
gefährdet ift, oder wo man nad einem überwiegenden Einfluß auf das 
Schickſal anderer Völker, nad) Kriegsruhm und Eroberung ftrebt, wo- 
die materiellen Güter der einzelnen Staatsbürger von der Macht des 
Staates abhängen und des fortwährenden Staatsſchutzes bedürfen, oder 
endlich wo man fich feit Jahrhunderten an die Bevormundung durch 
den Staat gewöhnt und alle anderen Inftitutionen, welche zum Schuße 
der materiellen und moralifchen Güter des Einzelnen dienen könnten, 
zerftört hat, muß der Staatögewalt ein fehr weiter Kreis der Thätig- 
feit eingeräumt und daher das Brinzip der Eentralifatton auf fehr Vieles 
angewendet werden, während diefes da, wo andere Verhaͤltniſſe beftehen, 
nicht nothwendig ift. Uebrigens gibt es gewiſſe Gegenftände, die ihrer 
Natur nach zum Wirfungskreis des Staates gehören, und in Hinficht 
welcher man die Nothwendigfeit der Centraliſation nur dann läugnen 
fann, wenn man das Beftehen des Staates überhaupt oder Das 
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Beftehen eines gwiflen Staates, für den man das Prinzip der Centra- 
Ifation auch in biefen Fällen verwirft, als IN oder ſchaͤdlich 
betrachtet. « 
Da der Staat feine Aufgabe nur in fo fern zu loſen vermag, als 
die einzelnen Theile, aus welchen er beſteht, in ihm zu einem Ganzen, 


zu einer moraliſchen Perſönlichkeit verbunden ſind, und es zur Weſen⸗ 


heit jeder Perſönlichkeit gehört, daß in derſelben ein Wille herrſche, daß 

fie die zur Durchführung des Willens nöthige Macht beſitze und in 

. ihren Beziehungen zu anderen Perfönlichfeiten als Ganzes erfcheine, 

fo können wir und auch feinen Staat denken, ohne in demfelben 
einen Willen, 

eine Macht, kraft welder er fi gewiffer Mittel zur 
Durhführung feines Willens bedienen kann, endlich 

irgend etwas anzunehmen, was den Begriff des Staa- 
tes als Einheit repräfentirt und durch Jedermann als Ver— 
treter des Staates anerfannt wird. 

Da der Staat nicht ein Zwed für fi, fondern nur das Mittel 
ift, wodurch gewifle Zwede erreicht werben follen, fo ift die Einheit 
des Willens im Staate auch nur in fo fern nothwendig, als Dies bie 
Erreihung diefer Zwede erfordert; e8 brauchen ihm blos jene Mittel 
zu Gebote zu ftehen, deren er zur Löſung feiner Aufgabe bedarf, und 


‚der Machtfreis Desjenigen, wodurd der Staat repräfentirt wird, Tann 


nicht größer als der des Staates felbit fein. Doch ein Agglomerat, 


wo auch innerhalb dieſer Gränzen feine Einheit des Willens befteht, 


wo wir feine Macht finden, die bie einzelnen Kräfte zur Durchführung 
dieſes Willens gebrauchen kann, und Nichts befteht, was als Symbol 
der Geſammtheit anerkannt würde, verdient den Namen eines Staates 
fiher nicht. 

Einheit der Gefehgebung; 

Einheit der Regierung; 

Einheit der Bertretung; 
und daher 

Gentralifation in der Geſetzgebung; 

Gentralifation in der Regierung; 
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Gentralifation in der Vertretung. 

Ohne diefe läßt fi Fein Staat denken. 

Ob man diefe Gentralifation dadurch erreicht, daß man die Gefep- 
gebung, Regierung und Vertretung des Staates einem Einzigen über- 
gibt, oder dadurch, daß man fie Mehreren, durch die Geſammtheit Gewaͤhl⸗ 
ten anvertraut ; 

ob diefe nur Gott und ihrem Gewiflen, oder der Gefammtheit 
verantwortlich find, ift gleichviel, wo aber die Gentralifation 
fehlt, da fann ein durch Außere VBerhältniffe zuſammen— 
gehaltenes Agglomerat von Ländern und Völkern, aber fein 
Staat beftehben.. \ 

Die Richtigkeit dieſes Sabes wird felten geläugnet, viel öfter 
kömmt ed vor, daß man fid, den nothmwendigen Folgerungen desſelben 


wiberfegt, und ohne den Staat, wie man behauptet, zerftören zu wols 


I 4 


len, jene Bedingungen, von denen fein Beftehen abhängt, zu vernichten 
ſucht. Es gibt Bälle, wo zwei oder mehrere Völfer zu einem Staate - 
vereint, ohne das Recht der Geſetzgebung Einem übertragen zu wollen, 
doch auch den Gedanken einer gemeinfamen Geſetzgebung, an welcher 
Ale Theil nehmen, der fie aber auch Alle unterworfen find, von fidy 
weifen. In andern Fällen gibt man m der Theorie zu, daß alle ein 
zelnen Theile des Staates dem Willen der Gefammtheit unterworfen 
fein follen, während man dem Staate alle zur la dieſes Zweckes 
noͤthigen Mittel entzieht. 

Es würde zu weit führen, wenn wir alle —— Fälle aufsählent 
wollten, wo man bier, wie faft überall, die Richtigkeit 'gewifler Grund- 
ſätze zugibt, ohne darum irgend eine ihrer nothwendigften Folgerungen 
anzuerfennen; auch hat die Eentralifation der Freunde genug, denen 
wir die Vertheidigung diefes Prinzipes da, wo die Anwendung desfelben 
für den Staat die Beringung des Beſtehens ift, füglich überlaflen 
fönnen; übrigens laſſen ſich aus dem Gefagten noch andere Folgerungen 
ziehen, bie felbft die Freunde ver. Centralifation nicht zu berüdfichäigen 
pflegen, ja von denen fie faft immer das Gegentheil behaupten, und 
auf die wir daher den Lefer aufmerkſain machen müſſen. 

Ohne Einheit in ber Geſetzgebung, in der Regierung und in der 
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Vertretung, und daher ohme ee in — dieſer Dinge iſt 
kein Staat denkbar. 

Genügt wahl dieſes? 

Denken wir uns flatt bes Staates eine anbere moralifche Perfon, 
irgend eine Geſellſchaft, welche zur Erreichung gewifler Zwecke errichtet 
worden ift. Auch dieſe fann nur in fo fern beftehen, als wir im der⸗ 
felben. einen gemeinfamen Willen finden, als wir eine Macht voraus⸗ 
ſetzen, durch weiche bie Mräfte der einzelnen Gefellfchaftsglieder diefem 


Willen unterworfen werden, und als biefelbe in ihren äußern Bezie⸗ 


hungen ald Ganzes erfcheint, doch außer biefen iſt noch etwas noth⸗ 
wendig, und das ift, daß Die Gefepgebung, die Regierung und 
Vertretung der Geſellſchaft ſtrenge verbunden ſeien. 


Nicht nur jede dieſer Functionen, auch die Functionen 


unter ſich müſſen centraliſirt fein. Und eine Geſellſchaft, wo 
die Gefetzgebung, Regierung und Vertretung als coordinirte Gewalten 
nebeneinander ſtehen, deren jede ſich als felbſtſtaͤndig betrachtet, würbe, 
wenn wir uns eine ſolche denken wollen — was allerdings etwas ſchwer 
iſt — ſicher ihrer Aufgabe nicht genügen. 

Da nun der Staat gleichfalla eine Gerellichaft, nur mit dem Un⸗ 
texfchiebe, daß feine Aufgabe größer als die irgend einer anderen ii, 
Da wir und denfelben immer ala moraltiche Berfon denken müſſen, ver 
feines jener Attribute fehlen darf, wodurch eine Vielheit von Menſchen 
zu einer Einheit verbunden wird, fo ſcheint ed unbegreiflick, wie ber 
Staat ohne die inmigfte Verbindung ver Geſetzgebung, Regierung und 
Vertreiung feine Aufgabe loͤſen könnte; übrigens hat man das Prinzip 
der Theilung der. Gewalten fo oft für Die einzige Garantie jeder bür- 
gerlichen Freiheit erklärt, und dieſes Prinzip feit mehr als einem halben 


Jahrhunderte als das sine qua non jeber guten Berfaflung betsachtet, 


daß wir unfere. eigene entgegengeſetzte Anficht weitlaͤufiger zu beweifen 
gezwungen find, ala es Denjenigen, Die fidy nie mit politiſchen Wiflen- 
ſchaften befchäftigt haben und das Prinzip der Theilung der Gewalten 
baber. nicht als Ariom zu betrachten gewöhnt ſind, nothwendig erſchei⸗ 
nen mag. 


e 
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Siebentes Kapitel. 


‚Das Prinzip der Theilung der Gewalten. 


Theorien pflegen, wenn fie zur Anwendung kommen, anfangs 
immer heilfame Folgen zu erzeugen; die Urfache liegt darin, weil Die 
jenigen, die fie aufftelen, fo abftract die Form, berer fie ſich bebienen, 
auch fcheinen mag, immer vor Allem die Berbefferung ber für den Aus: 
genblick auffallenbflen Uebel vor Augen behalten. 

Was man und als pofitiven Grundſatz verkündet, if ſehr vft nichte 
als die Regation des Beitehenden, and kann immer dann am meifen 
auf allgemeine Anerkennung zählen, wenn es ſich am beften ald Waffe 
gegen das Beftehende gebrauchen läßt. Mir fiheint dies auch bei der 
Theorie von der Theilung der Gewalten ver Ball zu fein. 

Sehr bald nachdem Montesquieu feine Grundfäge aufgeftellt, haben 
Filangieri, Rouffean, ja ſelbſt Sonnenfels die ſchwachen Seiten feiner 
Theorie eingefehen; die Urfache ver allgemeinen Zuftimmung, mit wels 
cher man fie trotz aller theoretiichen Einwuͤrfe aufgenommen, liegt in 
ver Zeitgemäßheit derſelben, fie liegt darin, daß im „Esprit des lois“ 
nicht das philoſophiſch Wahrfte, fondern das für den Augenblick Zweck⸗ 
mäßigfte aufgeftellt war, ein Syſtem, von welchem felbft Jene, die an 
feiner Richtigkeit zweifelten, unter. ven damaligen Werhäftniffen win 
ſchen mußten, daß es allgemein anerlannt würde, 

In einer Zeit, wo alle Gewalten in der Hand eines Einzigen ver 
einigt waren, und man bejunders in Frankteich unter dem Namen 
einer Monarchie alle Leiden einer despotifden Macht erbulbete, Hatte 
ber Grundfatz, daß man die Gewalten theilen müfle, feine andere praf- 
tifche Bedeutung ale jene, daß man einen Theil der Gewälten, welche 
das abfolute Königthun befaß — und bejonders in Frankreich oft miß⸗ 
braucht hatte —, demfelben entziehen müffe. Der Gedanke, daß die Staats- 
gemalt dadurch, daß man fie thellt, und auf biefe Art Gegenfäbe in 
ihr felbft erzeugt, gefchwächt werde, mußte Denjenigen, bie immer nur 
die bitteren Solgen einer zu ftarfen Staatögeivalt erfahren hatten, uur 
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anziehend erfcheinen. Yür die Anfichten Montesquieu’8 war es außer: 
dem vom höchften Nutzen, daß biefelben nicht als rein theoretifche Spe- 
eulationen erfchienen, fondern daß man babei immer auf das Beifpiel 
Englands hingewiefen wurde, wo biefelben Grunbfäge, wie man behaup- 
tete, ſchon lange praktiſch verwirklicht waren. 

Wenn je die wiflenfchaftlihe Ihätigfeit eines Mannes große Re⸗ 
fultate hervorgebracht, wenn ed Einer verdient, daß ſein Rame durch 
die Rachwelt mit Dankbarkeit genannt werde, fo ift es Montesquien. 

Niemand hat es jemals beffer verftanden Lehren, die ihrer We- 
fenheit nach damals die allerrevolutionärften waren, in einer felbft 
für Jene gefälligen Form darzuftellen, gegen die fie gerichtet waren; 
Niemand hat ale Mängel feiner Zeit offener befämpft, ohne Dasjenige, 
was mit diefen vermifcht gut und edel war, anzutaften ®). 

Üebrigens darf und all die Verehrung, die wir dem großen Manne 
ſchuldig find, um ſo weniger die ſchwachen Seiten feiner Theorie ver- 
fennen laflen, als ſich unfere Verhältnifje in dem Jahrhundert, welches 
feit dem Erfcheinen des „Esprit des lois“ verflofien ift, bedeutend ver- 
ändert haben, und die politifche Wiffenfchaft unferer Zeit jene Erfah: 
rungen, welde man eben in diefem Jahrhundert gemacht, nicht unbe- 
rüdfichtigt Iaffen darf. 

Da ver Genuß. der individuellen Freiheit der moralifchen Güter hödy- 
ftes und zugleich die Bedingung ift, von welcher der Genuß anderer morali- 
ſchen und individuellen Güter abhängt, die individuelle Freiheit aber, wie 
ung die Erfahrung lehrt, auch durch die Staatsgewalt, ja durch diefe mehr 
als durch irgend etwas Anderes gefährbet werben fann, fo ift e8 allerdings 
nothwendig, die individuelle Freiheit auch gegen die Macht des Staates zu 
ſchützen; übrigens ift hierbei nicht zu vergeflen, daß die Freiheit des 
Individuums nicht nur gegen den Staat, fondern auch gegen andere 
ihr drohende Gefahren gefchügt werden müfle, und daß es eben ber 
. Staat ift, der ihr dieſen Schug gewähren fol, woraus ſich ergibt, daß 


) Fafl Alles, was feit einem Jahrhundert in der Staatswiſſenſchaft Dankenswer⸗ 
thes geleiſtet wurde, iſt durch Montesquieu wenigſtens angeregt worden, während 
Dasjenige, was im Verlaufe der franzöfſiſchen Revolution und fpäter Beklagenswer⸗ 
tbes vorgefommen, nicht auf feinen Einfluß zurüdgeführt werben kann. 


— 13 — % 


jene Öarantien, Durch welde die individuelle Freiheit der 
Staatsgewalt gegenüber gefichert werben foll, fo geartet 
fein müffen, daß dadurch die Kraft, deren der Staat zur 
Löſung feiner Aufgabe bedarf, nicht gefährdet werde, und 
eben dieſe letzte fo wichtige Müdficht ift e8, die man bei der Theorie 

von der Theilung der Gewalten ganz zu vergefien jcheint. M 

Ich laſſe e8 vahingeftellt fein, in wie fern die gewöhnliche Ein- 
theilung der Staatögewalten in Die gefeßgebenbe, vollziehende und richter- 
liche Gewalt als richtig angenommen werden könne, ob der Titel der 
vollziehenden Gewalt nicht in den der regierenden zu verändern wäre, 
oder ob den drei Gewalten nicht auch noch die Tönigliche (das foge- 
nannte Pouvoir neutre, wie ed Benjamin Gonftant nennen will) und 
die abminiftrative Gewalt beigefügt werden fönnen. 

Da Alles, was zur Erhaltung des Staated nothwendig ift, und 
entweder als Ausdruck des Willens, oder als That, wodurch Diefer 
Wille verwirklicht wird, erfcheint, fo Fönnen alle Functionen der Staats⸗ 
gewalt füglich entweder der gefeßgebenden oder der vollziehenden Gewalt 
beigezählt werden, und es genügt für unfern Zweck, wenn wir unfere 
Aufmerkſamkeit blos diefen zwei Gewalten zuwenden. 

Bei jeder menfchlihen Handlung finden wir zwei Elemente, aus 
welchen diefelbe zufammengefegt ift: den Willen und die That. Auch 
wo der Staat handelnd auftritt, Fönnen dieſe beiden Elemente erfahnt 
werben. Die gejeggebende und vegierende Gewalt, die im Allgemeinen 
. oder für einen gewiflen Sal etwas beftimmt, kann mit dem @eifte, ber 
will, die vollziehende mit den Gliedern, die ſich nach dem Willen des 
Geiſtes bewegen, verglichen werden, und es ift gar nicht ſchwer, ſich 
jede dieſer Bunctionen des Staatslebens befonders zu benfen. Man 
fann über die Art, wie der Wille des Staates erfannt, durch welche 
materiellen Mittel derfelbe vollzogen wird, ebenfo im Befondern fprechen, 
wie man 3. B. über die Kräfte und Functionen des menfchlichen Geiftes, 
und über die Eonftruction des Körpers, oder jeden feiner einzelnen Theile 
auch befonders fprechen kann. Ja ich gebe zu, daß eine fpezielle Beubady- 
tung der einzelnen Kunctionen Des Staatslebens ebenfo zur Erfenntniß des 
ganzen Staatgorganiemus beitragen könne, wie die fpezielle Beobach⸗ 


\ 
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tung der einzelnen Functionen des Menſchen zur richtigeren Erkenntniß 
feiner Natur geführt hat; doch folgt wohl daraus, weil eine 
ſolche Trennung der verfdhiedenen Sunctionen des Staates 
in ber Wiffenfhaft möglich ift, Daß diefelbe auch praktiſch 
ausführbar ſei? 

Ich glaube nicht. Ich meine vielmehr, daß der Staat wie der 
Einzelne blos dadurch zur vernünftigen Perfönlichkeit wird, daß bie 
Kraft zu wollen und die Macht das Gewollte auszuführen 
mit einander verhunden find, daß es ſich mithin, wenn von einer 
zweckmaͤßigen Einrichtung des: Staates Die Rede ift, nicht davon handle, 
wie bie vollziehende Gewalt des Staates von der gejeßgebenden getrennt 
und unabhängig gemacht, fondern davon, wie die erftere der letzteren 
möglichft vollfommen zu unterwerfen fer, da das Maß der Kraft jeder 
phyſiſchen und moralifchen Perjon immer von dem Grabe der Macht 
abhängt, welchen der Mille verfelben über die zu feiner Verwirklichung 
dienenden Mittel befigt. 

Ein Staat, wo bie vollziehende Gewalt von der gefehgebenden 
wnabhängig ift, würde auch im heiten Yale, d. h. wenn wir bei der 
volziehenden Gewalt Keine der gefeßgebenben entgegengeſetzte Tendenz 
vorausfegen, einem Menfchen gleichen, deſſen Glieder durch Krankheit 
von feinem Willen unahhängig geworben find. | 

Der Ruben, den die Theorie ber Theilung der Gewalten in den 
Staatswiſſenſchaften geleiftet, mag baher eben fo groß fein wie jener, 
den die Mebicin der Anatomie zu danken hat; der Staatsmann, der 
diefes Prinzip praktiſch anwenden mil, gleicht übrigens dem Arzte, ber 
feinen Kranken den Vorſchlag machen würde, biefelben, um fie recht 

geſund zu machen, zu anatomifiren, und das Unfinnige diefes Ges 
danfens (man verzeihe mir den Ausdrud) ift nur darum nicht aner⸗ 
kannt worden, weil man die praftifhe Ausführung besfelben 
‚och niemals verfucht, und mit ber Theilung der Gewalten etwas 
begeichnet bat, wodurch nichte weniger als eine wirkliche Theilung ber 
Gewalten erreicht worben ifl, s 

Es ift gewöhnlich die Werfaffung Englands, auf die man fich feit 
Montesguien als Beweis der praktiſchen Zwedmäßigfeit der Theilung 
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ber Bewalten ; zu berufen pflegt; übrigens genügt felbft Die Darftellung, 
welche ung Montesamieu von ben englifhen Verhaͤltniſſen gegeben, 
obwohl diefelbe, wie er felbft eingefehen *), etwas ivealifirt ift, um zur 
Einficht zu gelangen, wie ganz unpaflend dieſes Beiſpiel ift. 

Kann man die gefebgebende, vollziehende und richterliche Gewalt 
in einer Berfafiung als coordinirt betrachten, wo bie Omnipotenz des 
Parlamentes als Grundfag anerfannt ift, und Die gefeßgebende Gewalt 
nicht nur alle Organe der vollziehenden zur Verantwortung ziehen, fon- 
bern diefer alle Mittel, wodurch fie ihre Macht ausübt, entziehen Tann? 
Kann von einer wirklihen Trennung der Gewalten die Rebe fein, 
wo nach dem Rechtsgrundfag: Rex est caput principium et finis tenendi 
parliamenti, der König, d. h. das Haupt ber vollziehenden Gewalt, 
das Recht das Parlament zu berufen und aufzuiöfen befigt, und jede 
BIN nur, wenn er fie angenommen, Geſetzeskraft erhält? wo bei Staats- 
anflagen das Necht der Anklage dem Unterhaufe, Das des Urtheils 
dem Oberhaufe zugewiefen wird, und die Beſtimmung der Fälle, in 


weldhen eine Strafe eintreten fol, der Gefepgebung überlaffen bleibt, 


damit in jedem einzelmen alle nach den Benärfnifien bes Staates 
verfahren werbe? 

Wohl finden wir, daß in England die Stantögewalt getheilt ift. 
Meder die gefebgebende noch Die vollziehende oder richterliche Gewalt 
iſt ausfchließlich Einem, ober auch nur einer einzelnen Klaſſe von Staats- 
bürgern überlaſſen. 

Wie an der Geſetzgebung fowohl der König ald die Ariftofratie und 
‚das Volk einen wefentlichen Antheil nehmen, fo ift Feines dieſer Ele- 
mente von der richterlichden Gewalt ausgefchlofien, und das Volk, wel- 
ches durch das Inftitut der Jury einen fo bedeutenden Antheil an jedem 
Urtheil nimmt, die Ariftofratie, in deren Hänven fich die höheren rich- 
terlichen Aemtern factifch befinden, und das Königthum, dem man das 
Recht der Ernennung der Richter und jened der Begnadigung einge 


*) Ce n’est point à moi à examiner, si les Anglais jouissent actuellement 
de cette liberts ou non. II me sufflt qu’elle est 6tablie par leurs lois, et je n'en 
cherche pas d’avantage. 
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räumt hat, nehmen an der Nechtöpflege Theil. Sa felbft die vollzie- 
hende Gewalt iſt nicht ausichließlih den Händen eines fouverainen 
Beamtenthums vorbehalten, und Jedem, der das Inftitut der englifchen 
Sriedensrichter Fennt und fi überhaupt über den praftifhen Gang 


der englifchen Adminiftration ein Hares Bild zu verfchaffen gewußt hat, . 


muß es befannt fein, wie bedeutend der Einfluß ift, den die verſchiedenen 
Klaffen des englifchen Volkes auch auf die Adminiftration ausüben; 
doch eben dadurch, daß man die Ausübung aller im Staate 
befiehenden Oewalten zwifhendem Königthum und den übri- 
gen Klaffen der englifchen Gefellfchaft getheilt hat, ift zwi- 


fhen diefen Gewalten felbft eine Einheit entftanden, wie 


wir fie in feinem andern Staate finden, und eben diefe iſt eg, 
der England feine ftaatliche Größe zu danken hat; fie würbe benfelben 
Augenblik ihr Ende erreichen, wo man den Grundſatz ber Theilung 
‚ ber Gewalten, welchen man aus der engliſchen Verfaſſung abſtrahirt, 
in dieſelbe praktiſch einführen wollte. 

Aus dem 4. Kapitel des IX. Buches im „Esprit des lois“, wo ſich 
Montesquieu über das Prinzip der Theilung der Gewalten ausſpricht, 
kann man fi überzeugen, daß er felbft bei der Anwendung biefes Grund- 
fages bedeutende Beichränfungen für nothwendig hält. Einem wefent- 


lich praftifchen Geifte, wie es der feinige war, fonnten die nothwendigen 


Bedingungen, von welchen das Beftehen des Staates abhängt, nicht 
entgehen *), auch hat derfelbe recht wohl eingefehen, daß es nicht fo 


*) La liberte politique, dans un citoyen, est cette tranquillit& d’esprit, 
qui provient de l’opinion que chacun a de sa sürele; et pour qu’on aie cette 
liberte, il faut que le gouvernement soit tel, qu'un citoyen ne puisse pas 
craindre un autre citoyen, fo hat fid) Montesquien im „Esprit des lois“ XI, 6 über 
die Freiheit ausgefprochen. Da nun hiefes Gefühl der Sicherheit, in welcher nach Mon- 
tesquieu's ganz richtiger Anflcht die Freiheit befteht, nur ba zu finden ift, wo ber 
Staat jeden Einzelnen gegen alle ihm von anderen Einzelnen drohenden Gefahren zu 
fhüßen vermag, fo ift es Har, dag Montesquieu bie nothwendigen Bedingungen 
der Freiheit ſehr wohl eingeſehen, und ſein Prinzip der Theilung der Gewalten 


durchaus nie in einer Ausdehnung habe anwenden wollen, wodurch die Macht des, 
Staates gefährdet würde. Man braucht blos alle die Beſchränkungen, mit welchen 


er die Anwendung ſeines Prinzipes als zweckmäßig erklärt, zu erwaͤgen, um ſich zu 
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ſehr die Theilung der Gewalten als die Frage ſei, wem man dieſe 
Gewalten übertragen, wodurch die Freiheit bedingt wird. Montesquieu 
ſelbſt hat auf das Beiſpiel Venedigs aufmerkſam gemacht, wo die 
Geſetzgebung dem großen Rathe, die vollziehende Gewalt den Prega⸗ 
dis, und die richterliche dem Rathe der Vierzig überlaſſen war, ohne 
daß die Despotie des Staates gemildert worden waͤre, was ſeiner 
Anſicht nach als eine nothwendige Folge Deſſen zu betrachten iſt, daß 
Diejenigen, denen die verſchiedenen Staatsgewalten getrennt übergeben 
waren, alle berfelben Klaſſe angehörten. 

Dffen fpricht er es aus, daß die Freiheit verloren fei, wenn bie 
Ausübung aller oder mehrerer Gewalten einem einzigen Individuum oder 
einer einzigen Kläſſe überlaffen fei. Der Fehler liegt nur darin, daß 
er nicht auch die Folgen folcher Einrichtungen berüdfichtigt hat, wobei 
auh nur eine. einzige der Staatsgewalten ausſchließlich 
einer Rlaffe von Bürgern übertragen ift. 

Denken wir uns einen Staat, wo man bas Prinzip der Theilung 
. der Gemwalten angewendet und jede berfelben — wie e8 Montesquieu 
will — einer befonderen Klaſſe der Bürger anvertraut hat, wo man 
3: DB. die Gefepgebung dem Volke, die richterlihe Gewalt einer arifto- 
fratifchen Klaffe, die vollziehende einem Könige oder einer gewählten 
höcdhften Magiftratur übertragen. Nehmen wir an, daß diefe Gewalten 
nicht nur durch die Verfaffung als coorbinirt erklärt find, fondern daß 
Diejenigen, denen man die Ausübung ber einzelnen Gewalten über- 
tragen, d.h. das Volk, die Ariftofratie und das Königthum, jedes für 
ſich auc) die genugfame Macht befigen, die ihnen übertragenen Gewalten 
von dem Einfluffe der andern frei zu erhalten, ſodaß zwiſchen ihnen 


überzeugen, wie fern Dasjenige, was man ans feinen Orundfägen gefolgert, von feinen 
eigenen Anftchten entfernt fei. Sehr oft ift der praftifche Nutzen politifcher Theorien 
dem des Hebels gleich: man bebient fich feiner, um ſchwere Laften in Bewegung 
zu ſetzen, und Dasjenige, was fonft allen Anftrengungen wiberfichen würde, zu ver⸗ 
rüden. Ganz basfelbe ift auch bei der Theorie der Theilung ber Gewalten ber Fall. 
Alles, was fich gegen diefe fagen läßt, trifft nicht Montesquieu, fondern blos Jene, 
bie den Hebel, den er benußt, um den Platz zu reinigen, auf dem man ein politifches 
Gebäude aufführen könne, als das einzige Inftrument des Baues betrachten, und ſich 
desjelben ausjchließlich bedient haben. . 
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das vollflommenfte Eanilibrium befteht. Das vollfommenfte Equilibrium 
tft immer auch die vollfommenfte Ruhe, und eine Einrichtung des Staates, 
wie wir fie angenommen, müßte daher nothwendig zur vollkommenſten 
Stagnation fuͤhren. Uebrigens iſt es leicht einzuſehen, daß ähnliche Ver⸗ 
haͤltniſſe wol gedacht werden koͤnnen, übrigens noch nirgends beftan- 
den haben. 

Wenn fchon eine vollfommene Trennung ber Gewalten ein Ideal 
iſt, welches nie erreicht werden kann, fo ift es bie factiſche Gleich⸗ 
heit der Macht des Königthums, der Ariftofratie, des Bolfes noch 
mehr. Montesquieu hat ganz Recht, daß die vollfommene Ruhe, und 
Unbeweglichkeit, weldye durch das Eauilibrium der Staatsgewalten 
entftehen müßte, nicht zu befürchten fei, weil bei ver Beweglichkeit aller 
Dinge das Equilibrium, wenn e8 auch für einen Wugenblid beftände, 
fehr bald zerflört werden muß, wodurd immer eines ber Elemente, 
zwifchen welche man Die Gewalten getheilt, einen überwiegenden Einfluß - 
gewinnt. Doch das Refultat diefes immer wieder von Neuem geftör- 
ten Webergewichtes ift nicht, wie Montesquieu annimmt, jenes, daß 
bie drei Gewalten, da fie nun einmal gezwungen find fortzufchreiten, 
im gegenjeitigen Einverftändniß fortfchreiten müffen, fondern vielmehr 
jenes, daß das Königthum die Ariftofratie und das Bolf, eben weil 
jedes derfelben von der Ausübung zweier Gewalten ausgefchloffen ift, 
den Kreis jener Gewalt, die man jedem derfelben übertragen hat, mit 
“ allen ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln auszubehnen ſuchen werben, 
wodurch jene Rivalität, welche zwifchen den verſchiedenen Klaſſen ber 
Staatsbürger befteht und innerhalb gewifler Gränzen heilfame Reful- 
tate hervorzubringen geeignet ift, zu einer Rivalität und endlich zu 
einem Conflicte der Staatögewalten werden muß, der für den Staat 
immer nur verberblich fein kann. 

Es ift nicht nothiwendig, daß wir uns in Hypothefen ergehen und 
über die möglichen Yolgen bes Prinzipes ber Theilung der Gewalten 
ſprechen. Wenn irgend wo, fo hat uns hier die Geſchichte ver legten 
60 Jahre ein reiches Material der Erfahrung geliefert, und ich glaube 
hicht, daß ſich Dasjenige, was fie ung gelehrt, durch theoretifche Abhand- 
lungen wegraifonniren läßt. 
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Die franzöitiche Conftituante vom Jahre 1789, der man die poli- 
tifche Befähigung, aber ficher nicht den beften Willen, die bürgerliche 
Freiheit zu begründen, abfpredyen Tann, hat es verfucht, das Prinzip der 
Theilung der Gewalten zu verwirklichen. Die Berfaffung vom Jahre 
1791 iſt nichts als das Refultat diefes Strebens. Man hat es ver: 
fucht, den Staatskörper fo zu conftruiren, daß das Haupt, weldes 
beichließt, von den Gliedern, dieſe vom Haupte unabhängig feien. 
Man hat der fogenannten executiven Gewalt das Veto genommen, hat 
den Mitgliedern der Gefeßgebung verboten, Minifterftelen anzunehmen, 
Alles um die gejebgebende und vollziehende Gewalt fo vollfommen als 
möglich zu trennen. Das Refultat tft befannt. Es war der forigefeßte 
Conflict aller Gewalten, und als Ergebniß der Sieg der gefeßgebenben 
Gewalt über die vollziehende und richterliche, und eine Dictatur der 
erfteren, wie uns die ganze Gefchichte Feine Ärgere zeigt. 

Im Jahre 1848 hat man den Verſuch wiederholt. Wieder follte 
bie gefeßgebende und vollziehende Gewalt vollkommen getrennt werden, 
man hat ber Iehteren nicht nur das Veto, fondern felbft das Recht, die 
Geſetgebung aufzulöfen, und bei allfallfigen Eonflicten an eine neue 
Wahl des Volkes zu appelliten,-entzogen; und was war das Refultat? 
Es war wieder der fortgefeßte Conflict diefer Gewalten, und das End- 
ergebniß wieder der vollfommenfte Sieg der einen biefer Gewalten 
über alle übrigen, d. h. die volfommenfte Dictatur. 

Daß diefer Sieg einer Gewalt über alle übrigen im Verlaufe der 
erften franzöfifhen Revolution durch die gefebgebende, und daß er jebt 
durch Die volljiehende Gewalt errungen worben ift, liegt in der Natur 
der Verhältniffe. Wie man im Jahre 1789 in Erinnerung der Dinge, 
bie vorangegangen waren, nichts mehr als einen Sieg des Königthums 
befürchtete, und wie biefes in Folge des allgemeinen Mißtrauens, wel 
ches gegen dasſelbe beftand, damals ſchwach war, fo beftand im Jahre 
1848 dasſelbe Mißtrauen gegen die Gefeßgebung, und die Erinnerungen 
an den Gonvent, die man heraufbeichworen, haben derſelben die Stüge, 
die öffentliche Meinung, . entzogen. Daß aber diefer Kampf in.beiden 
Epochen entftanden ift und mit dem vollfonmenften Sieg einer Gewalt 
über alle übrigen geendigt hat, Tiegt in der Natur der Sache felbit. 
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Gene Gewalten, deren Beftehen zur Erhaltung des Staates in 
gleichem Maße nothwendig ift, Eönnen nicht gelähmt werden, ohne 
die Einheit des Staates, und mit ihr die Möglichkeit feines Beftehens 
aufzuheben. So lange man von der Nothwendigfeit der Erhaltung des 
Staates überzeugt ift, muß daher auch ein fortwährendes Streben, 
diefe Trennung aufzuheben, beftehen, welches endlich immer zur Ver⸗ 
einigung diefer Gewalten führen muß, und obwohl die Mittel, durch 
welche dieſer Zweck endlich erreicht wird, oft nicht zu rechtfertigen find, 
obwohl man fih oft Des Zwedes nicht Far bewußt ift, fo iſt bie- 
ſes Streben felbit Doch immer ein nothiwendiged, und Derjenige, der 
die getrennten Gewalten vereinigt und dem &onflicte zwifchen benfelben 
ein Ende gemacht hat, wird immer als Retter des Vaterlandes begrüßt 
werden, ob er nun Convent, ob er Praͤſident der Republif oder Kaiſer 
genannt werbe. 

Wenn wir den Staat als eine zum Schuhe der materiellen und 
moralifchen Güter, vor Allem zum Schutze der Freiheit des Einzelnen 
nothwendige Inftitution betrachten, jo müffen wir aud) Dasjenige, was 
dazu nothwendig ift, damit der Staat beftehe und feine Aufgabe zu 
Löfen im Stande fei, ald Grundbedingung jeder individuellen Freiheit 
betrachten, und die Garantie diefer Freiheit darf daher nicht in ber 
Desorganifation der Staatögewalt, wozu jede wirkliche Theilung der 
Gewalten führen muß, gefucht werden. 

Daß die zur Macht des Staates nothwendige Eentralifation aller 
Gewalten mit gewifien Gefahren für die Freiheit des Individuums 
verbunden fei, ift eben fo gewiß, als daß dieſe Freiheit Durch das 
Beftehen des Staates vielfach  befchränft werde: jene Gefahr wie 
diefe Beichränfung ift nur als der nothwendige Preis zu betrachten, 
welchen der Einzelne für feine Sicherheit, d. h. Freiheit, bezahlen 
muß. Es ift die Aufgabe der Staatswiflenfchaft, Mittel zu finden, 
wodurch beide auf das möglichft Hleinfte Maß zurüdgeführt werden; 
die der Yreiheit des Individuums durch den Staat drohenden Ge⸗ 
fahren ganz zu befeitigen ift unmöglich, denn da jede Gewalt miß- 
braucht werden fann, fo wäre diefer Zwed nur durch die vollfom- 
mene Machtlofigfeit des Staates zu erreichen, und eine wirfliche Thei⸗ 
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lung der Gewalten ift eigentlic, nichts als’ eine Theilung, eine Auf- 
löfung des Staates. 


Achtes Bapitel. 


Die vollziehende Gewalt muß der gefeßgebenden unterworfen fein, 
die Regierung des Staates ift aber nicht als ein Theil der voll⸗ 
ziehenden Gewalt zu betrachten. 


Wenn ver Wille, welcher ven Staat leitet, und die Macht, dieſen 
Willen auszuführen, nicht voneinander getrennt werben können, fo ver- 
fteht es fi) von felbft, daß dDiefe Macht dem Willen, und nicht Das- 
jenige, woburd der Wille des Staates audgebrüdt wird, Der phyſiſchen 
Gewalt unterworfen fein dürfe. 

Um jedes Mißverftändniß zu vermeiden, ift es — hier 
auf einen Irrthum aufmerkſam zu machen, welcher mit ver Theorie 
der Theilung der Gewalten gleichzeitig in die Politif eingeführt wurde 
und viel zu jener Berwirrung der Begriffe beigetragen hat, durch welche 
ſich dieſe Wiſſenſchaft bis jebt von allen anderen auszeichnet. 

Die beftehennen Verhältnifie üben auch auf Theorien, die im 
Gewande rein wiflenfchaftliher Speculationen auftreten, immer einen 
beveutenden Einfluß aus. . 

Die Theorie ver Theilung der Gewalten ift, wie ich eben bemerft, 
in einer Zeit entftanden, wo das Königthum in Frankreich eine despo⸗ 
tifche Gewalt ausgeübt, ihr praftifcher Zweck war fein anderer, ale 
die Nothwendigfeit der Iheilnahme des Volkes an der Gefebgebung, 
und jene der Unabhängigkeit der Gerichte zu beweifen. Die Idee, Das 

Königthum zu vernichten. oder dasſelbe dem Volkswillen unbedingt zu 
unterwerfen, mußte Montesquien ſchon Darum fern bleiben, weil in 
einer Zeit, wo das Königthum noch fo maͤchtig war, jede Theorie diefer 
Art den Stempel der Unausführbarfeit an fich getragen hätte, 

Indem man die. Gewalten in die gefeggebenvde, vollziehende und 
richterliche getheilt, zählte man der vollziehenden, die man dem 


Königthume zugewiefen, Daher auch die Regierung des Stuntes bei, 
obwohl hierdurch die ganze philofophifhe Eintheilung der Functionen 
des Staates in den Willen, der befchließt, und die Macht, die ausführt, 
wieder aufgegeben wurde. 

Jene Macht, welche ven Staat regiert, d. h. welche Die Angelegenhei- 
ten desfelben nach gewiflen durch die Geſetzgebung feftgeftellten Grund» 
fägen zu leiten, und wo folche fehlen und die Entfcheidung feinen Aufſchub 
erleidet, auch in den wichtigften einzelnen Fällen die Richtung, bie ber 
Staat befolgt, zu beftimmen hat, ift von der gefeßgebenden 
Gewalt nur in Hinſicht ihres Objectes, und nicht in Hinficht 
ihrer Wefenheit verfchieden. Ob man fi im Allgemeinen für 
gewiſſe Grundfäge entfcheivet, oder in einzelnen Faͤllen Entſchluͤſſe faßt, 
fo ift es doch Hier wie dort ber Wille, der hierbei thätig ift, und jene 
Gewalt, der das Recht der Entſcheidung im Einzelnen zukommt, jene 
Gewalt, welche den Staat regiert, ift eben jo wenig ber geſetzgebenden 
Gewalt wirklich jubordinirt, ald man bei den einzelnen Menſchen bie 
Sacultät, in einzelnen Fällen zu wollen, und jene, fich für gewiſſe all- 
gemeine Orundfäge zu entfcheiven, als niedrigere und höhere Facultaͤt 
annehmen fann. ‚ 

Wahr ift es, der vernünftige Menſch wird, wenn er ſich einmal 
für Grundſaͤtze entſchieden, diefe auch im Einzelnen zu befolgen fuchen, 
und fo werden in einem wohlgeorbneten Staate die Grundfähe, welche 
die Geſetzgebung im Allgemeinen beftimmt hat, auch im Einzelnen 
befolgt werden, doch ift Dies durchaus nicht immer der Fall. Wie 
nämlich die Handlungen des Einzelnen nicht immer durch feine Grund» 
fäge beftimmt werben, fondern oft eben einzelne Handlungen und die 
Berhältnifie, in die fie ung gebracht, uns zur Annahme gemwifjer Grund» 
fätze bewegen, jo ift es aud bei Staaten der Fall, und die Richtung 
per Gefebgebung wird eben fo oft durch die Handlungen ver Regierung 
pder, beſſer gefagt, durch Die Lage beſtimmt, in welche diefe Handlungen 
hen Staat gebracht haben, als Diefe von den Grundſätzen, für weldje 
ſich die Geſetzgebung entſchieden, abzubängen pflegen. 

In abfolut monarchiſchen Staaten, wo dad Recht der Entſcheidung 
in Allem, was den Staat betrifft, Einem überlaffen if, kann über 
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das Verhaͤltniß der vollziehenden Gewalt zur geſetzgebenden und regie⸗ 
renden und über Die vollkommene Einheit der beiven Iegteren Feine Frage 
eantſtehen. 

Es wird Niemandem einfallen in den Behörden, denen die Voll⸗ 
ziehung der Geſetze und Entichliegung des Sowseraind übertragen ift, 
etwas Anderes al& die Werkzeuge zu fehen, wodurch ber fouveraine 
Wille zur That wird, oder zwiſchen dem Willen des Monarchen, welcher 
im Allgemeinen, nud jenem, welcher im Einzelnen zw enticheiven hat, - 
einen Unterfchien zu machen. Bei fogenannten conftitslionellen Staa⸗ 
ten, d.h. folchen, wo Biele an der Regierung Theil nehmen, iſt dieſes 
Berhältniß aber weniger offenbar. 

- Das Boll kann in größeren Staaten weber bie gefeßgebende Ge⸗ 
wält felbft ausüben noch die Regierung des Staates felbft führen, und 
au wo alle Gewalt als som Bolfe ausgehend gedacht wird, muß 
diefe Andern übertragen werben. Man pflegt das Recht, allgemeine 
Gefege zu geben, weil e8 hierbei mehr auf eine alljeitige Erwägung 
als auf das ſchnelle Entfchließen ankömmt, größeren Verſammlungen 
zu übertragen, denen man zugleich die Entſcheidung einzelner, durch 
ihre Wichtigkeit ausgezeichneter Gegenftände, wie 3. DB. das Recht der 
Deftenerung vorzubehalten pflegt. Die Regierung des Siaated und die 
Eutſcheidung jener Dinge, die, wenn fie auch noch fo wichtig find, 
eines fchnellen Eutſchluſſes bebürfen, wird Einem oder Wenigen über- 
tragen, denen man, weil fie ber Natur der Dinge nad auch für 
bie Vollziehung des Geſetzes zu forgen haben, die hierzu nöthigen 
Mittel, d. h. die ganze. vollziehende Gewalt zu Gebote fiel. Da 
nun bie Gefeßgebung und die Regierung des Staates auf biefe Ark, 
verſchiedenen Perſonen übertragen werben, fo hat man fidh Diele 
Gewalten felbft als getrennt gedacht, wihrend es Doch nut bie Or⸗ 
gane find, durch welche fh der Wille des Staates: in den verfchiebenen 
Fallen ausfpriht,. 

Die Einheit diefes Willens ift aber in conftitutionellen Staaten 
ebenfo wie in abfolut monarchiſchen die Bedingung, von der das Ber 
ftehen des Staates felbft abhängt, und nur in fo fern dafür geforgt 
ift, Daß durch die Berfchievenheit der Organe, mittels welcher fich der 
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Wille ded Staates Außert, die Einheit diefes Willens nicht geftört 
werde, Fann der Staat feiner Aufgabe genügen. 

Was ſich in abfolut monarchiſchen Staaten, wo die ganze Staats- 
gewalt Einem übertragen ift, aus der Natur ber, Dinge ergibt, muß 
in conftitutionellen Staaten dur Fünftlihe Mittel erreicht werben. 
Wo die Gefebgebung und Regierung des Staated verfdyiedenen Per- 
fonen übergeben find, muß man entweder Ienem, dem das Recht ber 
Regierung zufteht, einen enticheidenden Einfluß auf die Geſetzgebung 
einräumen *), oder man muß der Gefebgebung durch Das Recht, Die 
Regierung zur Berantwortung zu ziehen, einen praftifchen Einfluß auf 
die Regierung des Staates fichern. Wo feines von Beidem gefchehen 
ift und weber Die Gefehgebung auf die Regierung, noch dieſe auf die 
Gefepgebung einen Einfluß auszuüben vermag, muß für Mittel geforgt 
fein, damit in Fällen des Conflictes Die Entſcheidung dem fouverainen 
Bolfswillen, deffen Organe fie beide find, zufomme, oder der Staat 

geht nothiwendig feinem Untergange entgegen. 
| Und nun faſſen wir das bisher Gefagte Furz zuſammen. 

Da die Freiheit des Einzelnen in der Sicherheit feiner moralifchen 
und materiellen Güter befteht, und dieſe Sicherheit nur durch den 
Staat geboten werden kann, muß das Beitehen ded Staates als die 
erfte nothwendige Garantie der individuellen Sreiheit betrachtet werben. _ 
Die Bedingung, von der ed abhängt, ob der Staat feine Aufgabe 
zu löfen vermag, ift die Einheit vesfelben. 

Diefe Einheit kann nur durch Gentralifation der Kräfte des Staa⸗ 
te8 und durch die Unterwerfung diefer Kräfte unter einen gemein- 
famen Willen erreicht werben. 

Hieraus ergibt fih, daß die erſte Garantie der. Freiheit 
des Einzelnen in ber Eentralifation des Willens und aller zur Durch⸗ 
führung dieſes Willens nothwendigen Mittel, d. bh. in der abfoluten 
Gewalt des Staates über alles Dasjenige zu ſuchen fei, wo 


*) In monardifchen Staaten wird diefes durch das Recht des Veto und jenes, 
bie Gefeßgebung zu bernfen und aufzulöfen, und manchmal durch die ausſchließliche 
Befugniß Geſetze vorzufchlagen erzweckt. 
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die Sicherheit des Einzelnen nur dur das Beftehen und 
die Thätigfeit des Staates gefhüst werden fann. 


Heuntes Kapitel. 


Daß der Einzelne auch der Staatsgewalt gegenüber gewiſſer 
Garantien bedürfe. 


Sehr viele Irrthümer haben Pr blos dadurch in die Staats⸗ 
wifienfchaften eingefchlihen, daß man id) in denfelben einer Fünftlicyen 
Terminologie bebient. 

MWährend das praftifche Altertum in ber Staatswiſſenſchaft von 
Fürſten, von Optimaten, von Bürgern, von Proletariern und Skla⸗ 
ven ſpricht, beſchaͤftigt ſich die Staatswiſſenſchaft unſerer Tage mit 
der vollziehenden Gewalt, mit der geſetzgebenden, mit der Ariſtokratie, 
mit dem Volke; gerade als ob ſich im Staate abſtracte Begriffe, und 
nicht Menfchen gegenüber ftänden, und als ob dadurch, daß man dieſe 
Begriffe richtig definirt und von dieſen Definitionen über die gegen— 
feitige Stellung der Staatsgewalten die möglichſt richtigen logiſchen Fol⸗ 
gerungen gezogen, irgend ein praktiſches Reſultat erreicht werden könnte. 

Es iſt nichts leichter, als ſich eine theoretiſch volllommene Staats⸗ 
verfaſſung zu denken. Da die Erhaltung des Staates im Intereſſe 
des Volkes liegt, und die Gewalt des Staates nur jene des Volkes 
iſt, fo Scheint es, wenn wir bei abftracten Begriffen ftehen bleiben, 
daß die Erhaltung des Staates das höchſte Interefie des Volkes aus⸗ 
machen müſſe, und ſich Diefes der Staatögewalt, d. h. feiner eigenen 
Gewalt niemals widerſetzen werde; auch ift Feine Urfache zu finden, 
warum bie gefeßgebende Gewalt, in abstracto gedacht, den ihr an- 
gewiejenen Kreis der Thätigfeit überfchreiten oder Die vollziehende 
ſich der Leitung der Gefeßgebung zu entziehen fuchen ſollte. Aus 
‚ abftracten Begriffen ijt e8 leicht, ein Syftem aufzubauen, gegen das 
fich, fo lange man anf dem Felde der Theorie bleibt, nichts einwenden 
läßt. in Anderes ift es, wenn wir und ftatt bes abftracten Begriffes 

N. 10 
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Bolt Millionen von Menſchen, ftatt der vollzgiehenden Gewalt 
Hunderttaufende von Beamten, fiatt der gefeggebenden Hun- 
berte von WBolfövertretern denken. Denn da Dasjenige, was man 
den Willen des Volkes nennt, auch im beften Falle nur der Wille 
der Mehrheit ift; da alle Mitgliever der vollgiehenden Gewalt nicht 
nur für den Staat, fondern auch für fih und ihre Familien zu 
forgen haben, und jeder Vertreter des Volkes auch feine eigenen In⸗ 
tereffen vertritt; da von al den Millionen, Hunderttaufenden und 
Hunderten, die wir im Staate als einfache Bürger, Beamte oder Ge- 
feßgeber vereinigt finden, Jeder feine einzelnen individuellen Interefien 
bat, die er mit allen ihm als Staatsbürger, Beamter ober Bolls- 
vertreter eingeräumten Mitteln zu fichern fucht: fo muß in jedem Staate, 
und zwar bei allen Klaſſen der Stantsbürger, der Hang, die Ge⸗ 
walt des Staates zur Durdführung individueller Zwecke 
‚zu gebraucden, oder feine individuellen Zwede auch gegen 
den Staat durchzuſetzen, vorausgefeht werben, woraus fidh ergibt, 
daß jede Verfaffung nur in fo fern ihrer Aufgabe genügen kann, als 
durch diefelbe ven Gefahren, welche diefer Hang für das Beftchen bes 
Staates haben muß, vorgebeugt ift. 

Jede zweckmaͤßige Verfaſſung bebarf daher gewifler Garantien, und 
zwar eben fo gut für den Staat gegen bie Uebergriffe der Individuen, 
als für diefe gegen die Uebergriffe der Staatsgewalt, und der größte 
Irrthum, den man in den Staatswiffenfchaften begangen hat, und ber 
zur Quelle fo vieler praftifcher Mißgriffe geworden ift, befteht darin, 
daß man diefes Beduͤrfniß gewiffer Garantien für jedes der im Staate 
beftehenden Verhältniffe nicht angrfannt hat. 

Wie man fi im Mittelalter ausfchließlid, damit befchäftigte, den 
Einzelnen, in fo fern er in die Reihe der Berechtigten gehörte, und 
jene Bereine und Körperfchaften, die ſich einen felbftfiändigen Rechts⸗ 
freis erworben Hütten, gegen bie Uebergriffe der Staatsgewalt ſicher 
su ftellen, bis man dahin gefommen, daß der Staat felbft faft ver- 
ſchwand, und da, wo die nothwendige Reaction — wie 3. B. in Deutfch- 
land — zu fpät eingetreten, das Beftehen eines wirklichen Staates zur 
Unmöglichkeit geworden ift: fo hat man fpäter, als die Stantswiflen- 
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fchaft auf der Grundlage des römifchen Rechtes das neue Gebäude 
des. abfoluten Königthums errichtet, blos die Beduͤrfniſſe der Staats: 
gewalt berüdfidhtigt, und indem man dieſe gegen jede mögliche Störung 
zu ſichern ſuchte, alle Garantien der individuellen Freiheit vernachlaͤſſigt. 

Seit mit Rouffenn das Prinzip der Volksſonverainetaͤt zur Geltung 
fam, ift man einerfeits auf derſelben Bahn fortgefchritten und hat, 
weil ja der Staat die Gefammtheit der Bürger in fich fafle und in 
der Idee Feine anderen Interefien als dieſe Geſammtheit haben Fönne, 
die Ommipotens des Staates zu verwirklichen gefucht, und doch, weil 
die Staatsgewalt in größeren Staaten nicht durch die Gefammtheit 
ausgeübt werden Tann, diefe gegen die Uebergriffe der Staantsgewalt 
volllommen zu garantiren gefucht, wodurch man in manchen neueren 
Berfaffungen dahin gelommen ift, daß man den Einzeluen und die 
Minorität jeder Garantie beraubt, und doch zugleich die Staatsgewalt, 
blos um fie der Majorität vollfommen zu unterwerfen, in eine Stel- 
lung gebracht hat, worin fie ihre Gewalt wohl nicht mißbrauchen, aber 
auch nicht gebrauchen kann, d. h. man hat, um ſich gegen den Miß⸗ 
brauch der Staatögewalt firher zu flellen, mit ber DOmnipotenz des Staa: 
tes zugleich die vollkommenſte Impotenz jener Gewalten, welche Die Inter 
eſſen des Staates vertreten follen, angeftrebt, und Dabei vergefien, daß es 
zum Beften des Staates nicht genüge, wenn feine der im Staate beftehen- 
den Gewalten ihre Macht überfchreitet, fondern daß es hierzu noth- 
wendig fei, daß jede derfelben aud ihren Kreis ausfülle 

Wir haben uns in diefem Buche bisjegt mit der Frage befchäftigt, 
unter welchen Bedingungen der Staat die ihm gewordene Aufgabe 
löfen könne. Wir haben gefunden, daß dieſes nur durch die Einheit 
der Staatsgewalt moͤglich ſei. 

Das Mittel, wodurch dieſe Einheit zu erreichen iſt, liegt in der 
Centraliſation der ganzen Staatögewalt, d. h. in Einrichtungen, durd) 
welhe man ed dahin bringt, daß im Staate nur ein Wille herrſche, 
und diefem Willen ale Mittel, welche gut Durdführung besfelhen 
nothwendig find, zu Gebote — 9 


*) Ob das Recht, den Willen des Staates auszudrücken, Einem zufömnt, ober 
s 10 * 
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Da diefe Einheit des Willens und der confequente Gebrauch aller 
Mittel zur Durchführung desfelben nirgends in einem höhern Maße, zu 
finden ift als dort, wo man alles Recht und alle Macht im Stante 
einem Cinzelnen übertragen hat, fo ergibt es fih von felbft, daß, in 
fo fern man blos das Beſtehen des Staates berüdfichtigt, Feine Ver⸗ 
faffung mehr Garantie für die Macht desfelben biete als bie 
abfolute Monardyie. — Hat man den Staat ald Zwed anerkannt, 
und ift man von der Anficht ausgegangen, daß das Individuum ber 
Gefammtheit unbedingt unterworfen fel, fo muß man daher nothwendig 
zu dieſer Form der Verfaſſung fortſchreiten, und wie das römiſche Im⸗ 
perium, zu dem alle Ideen, die das Alterthum über den Staat auf- 
geftellt, geführt haben, nicht eine Verberbniß dieſer Ideen, ſondern viel- 
mehr die nothwendige Folge, die praftifche Verwirklichung berfelben 
ift, fo müflen wir in ber Herrfchaft Napoleon’s I. und IH. nicht Die 
Bernichtung, fondern blos Die Vollendung jener Prinzipien anerkennen, 


welche die erite und fette franzöfifche Revolution aufgeftellt *). 


Ein Anderes ift e8, wenn man den Staat nicht als Zweck, fon- 
dern nur als Mittel, wodurd bie individuelle Freiheit Aller gefichert 


werden fol, betrachtet, denn wenn man auch, von dieſer Anficht aus- 
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ob man es Mehrern übertragen hat, iſt gleichviel, immer muß dieſer Wille ein ein⸗ 
ziger ſein, und immer müſſen ihm alle zur Durchführung desſelben nöthigen Mittel 
zu Gebote ſtehen. Wie die Gewalt, die den Staat regiert, und jene, welche ihm 
Geſetze gibt, nur in fo fern verſchiedenen Händen übertragen werden fönnen, als 
über beiden eine höhere Autorität fteht, die fie im Falle eines Gonflictes zur Einheit 
zwingt, fo muß die vollziehende Gewalt der Natur der Sache nach jener, Die regiert 
und Geſetze gibt, immer unterworfen fein, denn eben dieſe Gentralifation ber Gewal- 
ten ift es, in welcher wir die Garantie der Kraft der Staatösgewalt, d. h. bie 
Garantie für das Beſtehen bes Staates ſelbſt erkennen müſſen. 

) Der Grundfab, daß der Staat Zweck und das Individuum blos Mittel fei, 
muß notwendig zur Herrfchaft eines Einzigen führen; ob diefe Herrfehaft nun jene 
eines Nero oder eines Antonin fein würde, hängt zum Theil vom Zufalle, zum 
Theil vom Grab der allgemeinen Sittfichfeit ab, da eine Regierung, wie fie die erfien 
Imperatoren ausgeübt, ſicher nur in einer höchſt demoralifirten Zeit möglich if. 
Die abfolute Herrfchaft bleibt immer eine nothwendige Folge des Prinzipes, welches 
man aufgeftellt, und der Anficht, welche aus demſelben folgt, daß blos die Macht 
des Staates. garantirt fein müſſe. 
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gehend, einfehen muß, das. der Staat als die wichtigfte Garantie der 
individuellen Freiheit der zu feinem Beftehen nothiwendigen Macht nicht 
entbehren könne, daß er in einem gewiflen Kreife abfolut, daß er durch 
die Gentralifation aller Kräfte in diefem Kreife allmädıtig fein müffe; 
fo wird man Doch darüber im Klaren fein, daß auch das Individuum 
der Staatsgewalt gegenüber gewifier Garantien bebürfe. 
Wenden wir und nun der Frage zu, worin dieſe beitehen 
follen. 23 J- 





Sehntes Rapitel. 


Garantien der Freiheit gegenüber der Staatögewalt. 


Wenn die Garantie des Staates blos in der Einheit der Staate- 
gewalt zu finden ift, fo Dürfen die Garantien, vie man dem Einzelnen 
dem Staate gegenüber einräumt, nicht fo geartet fein, daß dadurch Die 
Einheit der Staatsgewalt, und mit ihr jene Kraft, deren der Staat 
zum Schuße der materiellen und moralifchen Güter aller Staatögliever 
bedarf, gefährdet werde. Die Garantien der Freiheit können mithin weder 
in einem zwifchen den verſchiedenen Theilen der Gewalt Fünftlich her⸗ 
vorgerufenen Conflict, noch darin gefucht werden, Daß man einzelnen 
Bürgern oder Theilen des Volkes das Recht und bie Möglichkeit, ſich 
der Staatsgewalt zu widerſetzen, einraͤumt. 

Soll der Staat feine ſchwere Aufgabe löſen, fo muß die Staats⸗ 
gewalt in ſich eins, fle muß in dem Kreiſe, den man ihr angewiefen, 
ganz abfolut fein, woraus: fi) ergibt, daß die Freiheit ihr gegenüber 
nur auf drei Arten gefichert werben koͤnne: 

Durch die innere Organifation der Staatsgewalt;z 

buch die Abhängigfeit, in welche man diefelbe dem 
Bolfe gegenüber geftellt, indem man diefem das Recht, die Staats⸗ 
gewali gewiſſen Perſonen zu übertragen, oder wenigftens jenes, Die 
Regierung zur Verantwortung zu ziehen, vorbehält; 

endlih dadurch, daß man der Staatsgewalt gewiſſe 
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Graͤnzen zieht, uͤber — hinaus ſich ihre Macht nicht 
erſtrecken kann. 


Elftes Kapitel. 


Von den Garantien ber Freiheit durch die innere nie 
der Staatögewalt. 


Wie bei den einzelnen Menfchen der Wille des Höchfte-ift, und 
die Stellung, die er in ver Welt einnimmt, mehr von dem Grade, in 
welchem alle Kräfte feines Geiftes und Körpers feinem vernfinftigen 


- Willen unterworfen find, ald von dem Maße dieſer Kräfte abhängt, 


fo ift diefes auch bei dem Staate der Kal. Das Höchfte ift, und 
muß in jedem Staate, wie fhon bemerkt, immer die Gefep- 
gebung fein. | 

Wer das ausfchließlihe Recht, Geſetze zu geben, befibt, ob «6 
nun ein @inzelner, eine Klaffe von Bürgern oder das gefammte- Volf 
fei, nur ber if fouverain. Die Gefeßgebung Tann Einzelnen ober 
gewiflen Klaſſen der Staatsbürger die Ausuͤbung großer Rechte über 
tragen, fie kann ihnen die Regierung des Staates und alle einzelnen 
Theile der vollgiehenden Gewalt anvertrauen; fo groß dieſe Gewalten 
übrigens auch fein mögen, find und bleiben fle immer von der Geſetz⸗ 
gebung abhängig, und nur in fo fern Sene, die fih im Beſitze 
biefer Gewalten befinden, augleih an der Gefehgebung 
Theil nehmen, haben fie einen Theil an der Souverainetät. 

Da und die Erfahrung aller Zeiten lehrt, daß es für die Wohl 
fahrt After noch gefährlicher fei, wenn man die abfolute Souwerainetät 
einer Klaffe, als wenn man fie einem Einzelnen überträgt, und es ſich 
gezeigt hat, daß Verſammlungen denfelben Fehlern und Schwachheiten 
ausgefegt find, durch welche die abjolute Gewalt eines Cinzigen dem 
Staate verderblich werden Tann, fo ergibt fih von felbft, daß Die 
gefepgebende Gewalt, eben weil fie die einzige fouveraine Gewalt im 
Staate ift, fo organifirt fein müfle, daß dadurch beide beſei⸗ 
tigt werden. Indem man 
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1) das Recht der Gefehgebung mehrern durch ihre Stellung ver- 
fchiedenen Mlaflen und Eingelnen überträgt; | 

2) gewifie Formen feftfegt, bie beachtet werben mäflen, damit die 
Entfcheivung des Geſetzgebers als gefeglicher Anshrud des fouverainen 
Willens anerkannt werde. 

Das der Krone eingeräumte Recht, die gefeßgebende Berfammlung 
zu berufen und aufzulöfen, das Recht, die Beichlüffe der Gefepgebung 
durch ein abfolutes oder ſuspenſives Veto zu befeitigen, und alle ober . 
wenigftend einen Theil der Mitglieder des Oberhaufes zu ernennen, 
endlich die Theilung der Geſetzgebung in zwei oder mehrere Kammern, 
deren jede von einer befonderen Klafje der Bürger gewählt wird, find 
Mittel, wodurch man das Erfte zu erreichen fucht. 

Ebenfo hat man, um der Gefahr von Uebereilung zuvorzufommen, 
verjchievene Mittel in Anwendung gebracht und die Gefepgebung bei 
ihren Entfcheivungen an gewiſſe, gefeglich feftgeftellte Normen gebunden. 
Solche find 3. B., wenn man gefeßlich beftimmt, daß bei der Discuffton 
jedes Borfchlages eine gewiſſe Zahl der Mitglieder gegenwärtig fein 
muͤſſe, daß zu jeder Entfcheidung die Majorität des ganzen gefebgeben- 
ben Körpers, und nicht blos jene der eben anmwefenden erfordert werbe, 
daß nur ein in gewiſſen Zwiſchenraͤumen drei mal wieberholter gleich⸗ 
mäßiger Beichluß Geſetzeskraft erhalte, oder jede Frage erft dann als 
definitiv entjchieven betrachtet werben fönne, wenn das Volk ober bie 
nächte Geſetzgebung den barüber gefaßten Beichluß wenigftens fchwei- 
gend gutgeheißen. 

Da wir jene Mittel, durch welche die ausfchließlihe Macht einer 
Klaffe auf die Geſetzgebung verhindert werben foll, in allen conftitutio- 
nellen Monarchien finden, und felbft in Demofratien gewifie Normen befte- 
hen, durch welche der Gefahr übereilter Entfchließungen des Souveraing 
vorgebeugt werben fol, jo find vie Borzäge und Nachtheile aller diefer 
Einrichtungen, durch weldhe man vie Freiheit gegen die Mißgriffe einer 
ihrer Natur nad) abfoluten Gewalt zu fichern gefucht, vielfach und zum 
Theil erſchoͤpfend behandelt worden. Es fcheint mir überfläffig, hundert 
mal Gefagtes zu wiederholen, und ich glaube meiner Aufgabe genug 
m thun, wenn ich den Lefer auf. A. Eherbulier’s leider zu wenig 
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befanntes Werk: „Theorie des garanties constitutionelles” (Paris, 
A. B..Cherhulier, 1838), aufmerkfam mache, worin alle hierauf bezüg- 
lichen ragen mit claffifcher Klarheit und Ruhe behandelt find; nur 
ba, mo meine. Anflchten von jenen Anderer, die ſich mit diefen Gegen: 
ftänden befchäftigt, mejentlich verſchieden find, feien mir einige Bemer: 
fungen erlaubt, die mir. zur richtigen Erkenntniß berfelben weſentlich 


Zwolltes Aapitel. 


Ueber die conſtitutionelle Bedeutung des Koͤnigthums. 


Ich glaube im Vorhergehenden bewieſen zu haben, daß Dasjenige, 
was man unter dem Namen der Theilung der Gewalten bisher ange⸗ 
ſtrebt und erreicht habe, nicht in der Theilung der Gewalten, ſondern 
blos in einer zweckmäßigen Organiſation der Gewalt beftehe, indem 
man in Erwägung der Gefahren, welche der ausjchließliche Beſitz aller 
Gewalt durch eine Klaffe oder ein Individuum für den Staat erzeugt, die 
gefeßgebende, d.h. die im Staate einzig und allein fouveraine 
Gewalt zwifchen mehrere getheilt hat, ſodaß der Staatswille nur aus 
der Uebereinftimmung mehrerer Klaſſen und Individuen hervorgehen 
könne. | 

Ein ähnlicher Irrthbum, der aus dem Prinzipe der Theilung der 
Gewalten entftunden, zu einer Reihe anderer, eben fo verderblicher 
Berwirrungen geführt hat, ift der, va man das Königthum, nur 
um an dem Syſtem der Theilung der Gewalten feftzuhalten, blos als 
den Befiger der vollziehenden Gewalt angefehen und alle Rechte, welche 
dasſelbe in conftitutionellen Stagten auf die Gefeggebung auszuüben - 
bat, als nothwendige Attribute der vollziehenden Gewalt darzuftellen 
gefucht hat. | | 

Selbft Cherbulier ift in Diefen Irrthum verfallen *), und doch muß 


⸗ 
— nn — 





*) Paur. arröter le corps legislatif dans sa marche, lorsque la tendance 


er ne Ei 


jeder Unbefangene einfehen, daß die Stellung, die man dem Königthum 
in conflitutionelen Monarchien angewiefen, höchft fonderbar, ja unbe: 
greiflich erfchiene, wenn diefelbe aus der Natur ber vollziehenden Ge⸗ 
walt erflärt werden foll. 

Dan ſollte nicht glauben, welchen Einfluß Worte auf die menſch 
liche Vernunft ausüben. Die größten Verwirrungen ganzer Yahrhun- 
berte und Völker find. blos dadurch entftanden, daß man viele Dinge 
mit falfchen Ramen bezeichnet, und ohne weiter über die Richtigfeit der 
Benennung nachzudenken, das falfche Wort als Grundlage einer ganzen 
Reihe von Schlußfolgerungen genommen ®). 

Es ift immer ſchwer, ſich von der Richtigkeit von Begriffen zu 
überzeugen, die mit jenen Worten, an die man fich durch Das ganze 
Leben gewöhnt, im Widerfpruche ftehen, und ich zweifle nicht, Die 
Behauptung: daß die Stellung, welde das Königthum in 
conftitutionellen Staaten einnimmt, eine andere ift als 
jene, die man dem Haupte der erecutiven Gewalt vernünf- 
tig einräumen kann — werde durch viele meiner Lefer als parador 
zurüdgewiefen werben. 

Ich erfuche fie, ehe fie Diefe wiſſenſchaftliche Ketzerei definitiv ver- 
dammen, Dasjenige, was fie über dieſen Gegenftand gelernt und 
vielleicht felbft in Büchern vorgetragen, auf einen Augenblid zu ver- 
gefien, oder ji auf den Standpunft eines vernünftigen Menfchen zu 
ftellen, dem die neueren Fortfchritte der politiichen Wiffenfchaften un: 
befannt find. 

Man erlaube mir einmal, die Phantafie meiner Leſer — die ja 
heutzutage in den Wiſſenſchaften ein weites Feld der Beichäftigung 
findet — in Anfpruch zu nehmen. 

Denfen wir uns, daß Ariftoteles, Plato oder irgend einer der 
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generale de ses actes est vicieuse, la constitution peut aussi donner à un 
autre corps le pouvoir de le dissoudre; mais l’exercice dé ce pouvoir etant 
une fonction essentiellement executive c’est au corps exe&cutif seul qu’on peut 
l'attribuer. Theorie des Gar. Const. Tom II. p. 16. 

) Die politifche Gefchichte der meiften Völfer ift eine Ser Komödie der Ir⸗ 
rungen und Mißverflänbniffe. 
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großen Männer, bie fi im Alterthum mit Politik befchäftigt, in irgend 
einer ber conftitutionellen Monarchien unferer Zeit erfchienen fei, und 
fi) mit der Frage an und gewendet, welde Stellung das Königthum 
im Staate einnehme. 

Man erklärt ihm, daß der König unverantwortlidh fei, daß man 
aber, um gegen bie Gefahren einer Willführherrfchaft gefichert zu fein, 
Einrichtungen getroffen babe, wonach feiner der Befehle des Königs 
vollzogen wird, ohne Daß berjelbe durch einen verantwortlichen Staate- 
biener, ber die Haftung für die Geſetzlichkeit desfelben übernimmt, con- 
trafignirt ift; daß das Recht ber Gefesgebung durch Berfammlungen, 
die frei gewählt find, ausgeübt werde; daß übrigens das Recht, dieſe 
Berfammlungen zu berufen und aufzulöfen, dem Könige zufomme, und 


fein Beſchluß verfelben ohne die vom Könige zu gebende Genehmigung 


Geſetzeokraft erbalte; daß die Regierung des Staates, das Recht 
in Abmwefenheit der gefeggehenden Verſammlungen allgemein bindende 
Berorbnungen zu erlaflen, jenes, die Verhältniffe des Staates zu an 
deren Staaten zu beflimmen, das Recht, Krieg zu erklären und Frieden 
zu fchließen, gleichfalls dem Könige übertragen fei. 

Ich glaube, daß Plato und Ariftoteles befonders, wenn man fie 
noch über die Einrichtungen eines Oberhauſes unterrichtet, wodurch 
man der Ariftofratie einen Einfluß auf die Geſetzgebung fichert, Diefe 
Form der Staatsverfaffung für fehr vernünftig halten werden. Im 
Altertum, wo man befonders in Griechenland die üblen Yolgen ganz 


ariftofratifcher und rein demofratifcher Verfaffungen mit jenen der Will⸗ 


\ 


führherrfchaft eine® Cinzigen oft gleichzeitig erfahren bat, wurde eine 


Mifchung der ariftofratifchen, demofratifchen und monardifchen Gewalt 
eben durch die ausgezeichnetftien Männer ald das Seal einer guten 
Staatsverfaffung angefehen. 

Dody wenn man nun, um dem Manne des Alterthums alle unfere 
Berhältniffe noch Harer zu machen, demfelben mittheilen würbe, baß 
man diefe Einrichtungen darum getroffen, weil man ſich von ber Roth- 
wendigfeit, die gefeßgebenbe, richterliche und vwollziehende Gewalt zu 


theilen, überzeugt, und dem Königthum ausfchließlid die vollziehende, 


Gewalt übertragen wollte, glaubt man wohl, daß Plato oder Arifto- 
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teles, ober irgend einer der Weiſen oder Staatemänner bed Alterthums 
auch diefed begreifen würde? 

Es läßt ſich Alles lernen, fehr Bieles kann man fogar glauben, 
umd fo kann auch der Sag, daß Derjenige, ohne deſſen Einwilligung 
kein Gefeh gebracht werden kann, und der ohne die Einwilligung An- 
berer nichts zu vollziehen vermag, keinen Theil an der gejeßgebenden, 
aber dafür die ganze vollziehende Gewalt befite, wie wir Ale beweifen, 
gelernt, ja feft geglaubt werben, doch begreifen läßt es ſich ficher nicht, 
und eben weil es fi) nicht begreifen Iäßt, weil Die Stellung, welche 
das Königthum in den conftitufionellen Staaten neuerer 
Zeit einnimmt, mit der natürlichen Aufgabe einer rein voll« 
jiehenden Gewalt jedem Unbefangenen eben fo unvereinbar er- 
fheinen muß, als fie es Plato over Ariftoteles wäre, dem ift es 
zuzufchreiben, daß wir über eine der wicdtigften Fragen, 
nämlich jene, welche Stellung das Königthum in conftitu- 
tionellen Staaten einzunehmen habe, nie ins Klare zu fom- 
men vermögen. 

Man hat oft behauptet, daß das Beſtehen einer Oppofition eine 
der Bedingungen ber conftitutionellen Freiheit ſei. DerSag ift richtig, 
in fo fern blos eine Oppofition der Meinungen verftanden wird. 
Da der Fortſchritt die Beftimmung des Menſchen ift, muß Dasjenige, 
wodurch die Möglichkeit des Fortſchrittes in civilifirten Staaten bebingt 
ift, als eines der wichtigften Bebürfniffe für diefelben betrachtet werben. 

Eine Oppofition zwifchen den verfhiedenen Gewalten, 
oder richtiger ausgebrädt, ein Gegenfag zwifchen jenen Klaffen 
und Individuen, die an der fouverainen Staatsgewalt 
Theil nehmen, kann jedoch der Entwidlung des Staates niemals förder- 
lich fein, und eben weil bei dem allen Menfchen angeborenen Trieb nad 
Herrfchaft dieſer Gegenfag in conftitutionelen Staaten niemals ganz zu 
verhindern ift, fo ift e8 die Aufgabe jeder Verfaffung, daß durch fie we- 
nigftens der größten Gefahr ſolcher Gegenfäge, welche in dem vollftän- 
digen Sieg einer Klafje über alle übrigen befteht, vorgebeugt fei*). 


*) Wo ziwifchen Jenen, die- an ber Stantsgewalt Theil nehmen, zwifchen dem 
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Man kann. je nach der verfchiedenen Lage, in der ſich der Staat 
befindet, in Hinficht der Frage, wer an der fouverainen Staate- 
gewalt Theil nehmen foll, von enigegengefeßten Anfichten aus- 
gehen. Da nun Dasjenige, was fih allmälig durch die Gefchichte 
entwidelt hat, wirklich feftbegründet ift, fo wird man ſich in Amerika 
oder der Schweiz gegen das Königthum, in den anderen europäifchen 
Staaten für dasfelbe ausfpredhen. Man kann eine monarchiſch⸗ demo⸗ 
fratifche, eine monarchiſch⸗ ariftofratifche, oder eine aus allen biefen 
Elementen gemifchte Berfaffung für die vorzäglichfte halten, ift man 
aber einmal ‘von der Anficht ausgegangen, daß die Souverainetät 
zwifchen mehreren Factoren auf eine gewiſſe Art getheilt werden müſſe, 
fo muß auch dafür geforgt fein, daß jeder biefer Factoren Die ihm 
zugewiefene Stellung behaupten Eönne, woraus fi ergibt, daB es 
höchft unzwedmäßig, ja unverantwortli iſt, wenn Diejenigen, die 
das Beftehen einer monarchifchen Gewalt im Staate als eine der 
Bedingungen feiner Wohlfahrt betrachten, zugleich Theorien vertheidi- 





Könige, der Ariftofratie und dem Volke ein Gegenfaß entfleht, wird jeber dieſer Theile 
das Maß jener Kräfte, über die er birect zu verfügen hat, zur Durchführung feiner 
eigenen Zwecke, d. h. bier zur Kräftigung feiner Oppofition verwenden, woraus ſich 
ergibt, daß unter folchen Verhältniffen der Etaat nur über einen Heinen Theil feiner 
Kräfte verfügen kann. In einem Staate, wo ſich das Volk und die höhern Klafien 
deöfelben in Oppofition befinden, müſſen, im Fall daß erfleres fich der Staatsgewalt 
bemädhtigt, nicht nur alle jene Kräfte, über welche die Ariftofratie direct zu verfügen hat, 
fondern felbft von den Kräften ber Demokratie jener Theil abgezogen werben, deſſen 
man zur Bekämpfung ber Oppofltion bedarf; basfelbe muß im entgegengefegten Falle 
gefchehen, woraus uns Klar wird, wie ein Staat, obwohl die Summe der Kräfte, 
welche der Gefammtheit zu Gebote ftehen. fehr groß ift, doch blos durch bie zwifchen 
den verfchiedenen Klafien beftehende Oppofition in den Zuftand der höchften Ohnmacht 
verfinfen könne, wofür ung auch die Geſchichte eine ganze Reihe von Beifpielen 
fiefef. 

Es iſt durchaus nichte nothwendig, daß dieſer Kampf ein materieller jei; überall, 
wo zwifchen den verfchiedenen Klaffen nicht nur eine DBerfchiedenheit der Anfichten, 
fondern das Streben, die ihr zur Seite flehende Klafie aus ihrer Stellung zu ver- 
drängen und fich die ausfchließliche Herrfchaft anzueignen, befleht, ift diefer Kampf 
vorhanden, auch wenn er blos auf dem Terrain parlamentarifcher Disruffion ge⸗ 
führt wird. 


! — 5171 — 


® 
gen, durch welche die Stellung, die man dem Koͤnigthum zugewiefen, 
zu einer unhaltbaren wird. 

Wenn wir die Gefchichte des letzten, an politifhen Kämpfen fo 
reihen Jahrhunderts betrachten, finden wir, daß es faft immer die dem 
Königthum in conftitutionellen Staaten angewiefene Stellung war, bie 
zu dieſen Kämpfen Anlaß gab, und daß es immer das Prinzip des 
eonftitutionellen Königthums gewefen ift, welches bei dieſen Käm- 
pfen unterlag. In einzelnen Fällen hat man den König, trog dem in 
der Verfafſung feflgeftellten Grundſatz der Erblichfeit und Unverant- 
wortlichfeit, feiner Krone beraubt, in anderen hat fich derſelbe mit- 
tels der ihm durch die Verfaſſung eingeräumten materiellen Macht 
zum abfoluten SHerrfcher gemacht, das conftitutionelle König- 
thum als ſolches hat bei feinem Kampfe feine Stellung behaupten 
fönnen. h 
Bei oberflächlicher Betrachtung fann man Dasjenige, was gefche- 
hen, wohl Zufälligfeiten zufchreiten. Wie man Ludwig XVI., Karl X. 
und Ludwig Philipp allzu großer Schwäche beſchuldigt, fo wirft man 
Anderen den Mißbrauch der Gewalt und eine nicht zu rechtfertigende 
Verachtung des Rechtes vor, während beim Volke überall der Mangel 
fttlicher und geiftiger Bildung, als der Bedingung, wodurch dasfelde 
zum Genuffe politifcher Freiheit erft fähig wird, zu beklagen if. Doch 
die wahre Urfache diefer Ereigniffe ift tiefer zu fuchen. So fehr man 
Ludwig XVI. der Schwäche befehulbigen mag, wenn man es als Un- 
glüd betrachtet, daß in einer Zeit, welche des ſtaͤrkften Regenten bedurft 
hätte, eben der gemüthlich Befte feines Gefchlechtes den franzöftfchen 
Thron eingenommen, fo iſt man doch darüber längft im Klaren, daß 
das Königthum mit der Verfaſſung vom Jahre 1791 durch Feine 
Perfönlichfeit gehalten werden konnte, und daß der größte Fehler 
Ludwig's XVI darin beftand, Dies nicht eingefehen, oder wenigſtens 
nicht in dieſem Sinne energifch gehandelt zu haben. 

Und worin befteht nun wohl der Fehler der Verfaffung vom Jahre 
1791, wodurch fie dad Beftehen des Königthums, d. h. einer jener 
Gewalten, die ſie felbft aufgeftellt, unmöglich gemacht? ‘ 

Die Berfaffung vom Jahre 1791 ift nichts als eine logifch rich- 
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tige Anwendung ” Grundſatzes der Theilung der Gewalten, ſie iſt 
von allen Verfaſſungen die einzige, worin man den Koͤnig wirklich nur 
jene Rechte eingeraͤumt, welche dem Haupte der vollziehenden Gewalt, 
ohne ihm einen Theil der gefeßgebenden einzuräumen, zukommen. Der 
Fehler diefer Verfaffung liegt darin, daß man das Königthum bei- 
behielt und demfelben Die Souverainetät, d. h. die Theilnahme 
an der Gefeggebung, worin die ganze Souverninetät ruht 
— entziehen wollte. 

Ich habe mid) längere Zeit hindurch faft augſchließlich mit der Ge⸗ 
ſchichi⸗ der franzoͤſiſchen Revolution beſchaͤftigt und muß bekennen, daß 
mir es immer geſchienen hat, daß die Anſicht, welche Mirabeau bei 
ben berühmten Debatten über das Veto und das Recht des Krieges 
und Friedens vertreten hat, wohl die vernünftigere, aber nicht Die Ingifch 
ricdtigere gewefen fei. Wenn man einmal von dem Grundſatze aus- 
gegangen, daß in einem freien Staate die gefeßgebende Gewalt aus⸗ 
fchließlih dem Volke zuftehe und der König blos ald das Haupt der 
volziehenden Gewalt zu betrachten fei, dann ift das Recht des abfo- 
‚Inten Beto, das Recht des Krieged und. Friedens, nicht Togifch zu ver⸗ 
theidigen, und wenn auch das Recht, alle ‚Organe der vollziehenden 
Gewalt zu ernennen, dem Haupte derfelben nicht entzogen werden kann, 
fo wird doch die Verantwortlichkeit nothwendig auf dasfelbe gewälzt, 
indem das Attribut der Uinverantwortlichfeit, welches, wenn man den 
‚ König als einen Theil der gefeßgebenden Gewalt betrachtet, eine noth- 
wendige Folge feiner Stellung ift, zum Unfinn wird, wenn man den- 
felben blos als Haupt der vollziehenden Gewalt, als erften Minifter 
des Staates, dem das Recht, feine Untergebenen zu ernennen, übertra- 
gen tft, behandeln will. 

Wohl wäre es vernünftig, wenn das Volk die aufgefteiten Grund- 
füge nicht bis zu ihren Außerften Kolgerungen verfolgen wollte; doch 
da nun einmal die Erfahrung gezeigt, daß ſich ein ſolches Maß der 
Klugheit vom Bolfe nicht erwarten läßt, fo wäre es, glaube ich, noch 
vernünftiger, Grundſaͤtze lieber gar nicht aufzuftellen, welche, logiſch 
verfolgt, zu ſolchen Refultaten führen müflen, beſonders da bie Ge⸗ 
fahre, welche durch das Aufftellen folcher Grundſätze für den Stunt 
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entfteht, auch bei der größten Mäßigung, die man Bei ber Anwendung 
berfelben befolgt, wohl auf einige Zeit verfchoben, aber niemals ganz 
befeitigt werben kann. 

Oder glaubt man wohl, wenn die Eonftituante die Frage über 
das Veto und das Recht des Krieges und Friedens anders entichleven, 
wenn fie am Schlufle ihrer Arbeiten, wie e8 Duport und Barnave 
gewollt, bei der Revifton der Berfaffung einige das Königthum befon- 
ders ſchwaͤchende Geſetze verändert hätte, der Gang der Revolution 
wäre dadurch verändert worden? Mitabeau, Barnave und viele Andere 
waren diefer Anficht, und es tft der Königlichen Partei oft zur Laft 
gelegt worden, daß fie die Ausführung diefer Abſicht durch ihren Starr- 
finn verhindert habe: ich bin von dem ntgegengefebten überzeugt. — 
Sp mädjtig einfache politifche Grundſaͤtze auf das Volk wirken, weil 
es an denfelben mit einer Art religiöfen Glaubens fefthält und fich für 
Dasjenige, was ihm fo faßlich fcheint, immer begeiftert, fo gering iſt 
der Einfluß einzelner Geſetze, wenn fie mit biefen Grundfäben im Wi 
derfpruch fiehen. So oft eine Gefehgebung Prinzipien durch Geſetze 
befchränfen wollte, ift fie immer des Verrathes angeklagt worden. Das 
Volk hat die Urfache alles Desjenigen, womit es unzufrieden war, im- 
mer in der Berlegung der ald wahr anerfannten Grundfäge gefucht 
und mit dem Inſtinct unendlicher Kraft und dem Gefühl des verlehten 
Rechtes die ſchwachen Schranken zerbrochen, die man ihm mit verfpä- 
teter Klugheit entgegenfegen wollte. — | 

Wie das Volk in der Religion über Symbolen die Wahrheit, die 
fie ausbräden follen, vergißt, und fich vor ber. bilplichen Darftellung 
ber Gottheit anbetend nieverbeugt, fo nimmt es jede Hypotheſe, jede 
Fiction in der Politik als unumftößliche Wahrheit an, die ed mit der 
rüdficht8fofen Logik der Keidenfchaft und Unmifienheit bis zu den Außer- 
ften Folgerungen verwirklichen will, und darum iſt auch nichts wichti⸗ 
ger, als daß man das Aufftellen von Grundfägen vermeide, welche 
man nicht ganz zu verwirklichen vermag, und ſich vor Theorien Hüte, 
welche eine Verwirrung der Begriff® zu erzeugen geeignet find, die in 
ber Politik immer zu einer Verwirrung der Verhältniffe führt. 

In ganz Heinen Staaten, wo zwifchen den Einzelnen nur ein 
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geringer Unterſchied ver Stellungen befteht, wo ein hoher Grad ver 
Sittlichfeit herrfcht, und die Angelegenheiten des Staates möglichft ein- 
fach find, mag jede Beichränfung der abſoluten Gewalt einer Verſamm⸗ 
fung — welche unter ſolchen Verhältniffen gewoöͤhnlich. aus der Gefammt- 
heit der Staatsbürger befteht — überflüffig fcheinen; hat man ſich aber 
einmal davon überzeugt, daß den. Gefahren, welche in größeren Staa- 
ten durch Die unbefchränfte Macht einer legislativen Majorität entftehen, 
nur dadurch vorgebeugt werden Eönne, daß man dem Königthum gewiſſe 
Rechte auf die Gefeßgebung einräumt, jo muß man auch anerfennen, 
daß es Diefe Rechte vermöge der ihm übertragenen anne 


. ven Gewalt befige. 


Dar die gefeßgebende Gewalt im Staate als der Wille, die voll⸗ 
ziehende blos als die That, wodurch dieſer Wille vollzogen wird, zu 
betrachten iſt, ſo iſt der Einfluß, den man der vollziehenden Gewalt 
auf die Geſetzgebung einräumt, durch die Vernunft nicht zu rechtfertigen 
und muß immer als eine Uſurpation der materiellen Gewalt über 
das Recht betrachtet werben:. Da nur die gejedgebende Gewalt wirf- 
(id fouverain ift, fo ift ein Königthum, welches man auf die vollgie- 
hende Gewalt befchränfen will, ein Königthbum ohne Souverai- 
netät, d. h. eine Inftitution, welche mit dem Begriff, den die Gefchichte 
mit dem Namen des Königthumsd-verbunden, in dirertem Gegenfag 
ſteht; wie fol fie alfo dauern? | 

Die Gefahr, die ganze vollziehende Gewalt einem erblichen Ober- 
haupt zu übertragen, ift zu groß, die Möglichkeit, ſich mit den der 
vollziehenden Gewalt zu Gebote ftehenden Mitteln auch die ganze Sou⸗ 
verainetät, d. h. Die gefeßgebende Gewalt zu erringen, ift zu angie- 
hend, als daß eine Inftitution, weldye weder das Volk nody das Kö- 
nigthum befriedigen Tann, nicht bei jeder fich darbietenden ne 
angegriffen werden und endlich unterliegen müßte. 

Wie man in eine ganze Reihe von Verirrungen dadurch gerathen 
ift, daß man die dem Königthum in conftitutionellen Staaten übertra- 
genen Rechte ald Attribute der vllziehenden Gewalt erklären wollte; 
ftatt den König ald Das, was er wirklich ift, nämlich als einen mit- 
regierenden Theil der gefeßgebenden Gewalt zu betrachten, fo 
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haben auch die über Die Aufgabe des Oberhaufes herrfchenden Anfichten 
zu manchen Irrthuͤmern über die Stellung desſelben Beranlaffung geges 
ben. Sch werde verfuchen, biefe Irrthümer ſo kurz als möglich zu 
berichtigen. ” 


Dreizehntes Rapitel. 
Weber die Aufgabe eines Oberhauſes. 


Die Meiften find der Anficht, daß das Beftehen eines Oberhaufes 
überhaupt nüglih, in monarchiſchen Staaten fogar nothwendig fei. 

Warum? | 

Der erfie Grund, den man hierfür anführt, ift die Nothwen⸗ 
bigfeit, Die Gefeggebung vor Hebereilung zu bewahren. 

Das Bebürfniß ift in allen Staaten ein gemeinfamed. 

Ob jene Körperfchaft, die den Staat vor unüberlegten Entfchlüffen 
der Gefeßgebung bewahren fol, aus einer befonderen Klaffe von Bür: 
gern befteht; ob fie durch Eönigliche Ernennung oder Wahl ergänzt 
wird; ob das Recht, fürs Oberhaus zu wählen, an befondere Bedin⸗ 
gungen geknüpft ift, oder nicht, ift, aus dieſem Standpunfte betrachtet, 
ganz gleichgiltig. Wefentlih ift nur Das, Daß zu jedem Gefeße Die 
gleichmäßige Entſchließung zweier verfchiebener Körperfchaften erforber- 
(ich fei, und dieſer Zweck Tann, auch wenn ſich beide durch die Art,- in 
ber man fie gewählt, und ihre Stellung vollfommen gleichen, ja 
er kann auch ohne ein befondered Oberhaus erreicht werden, wenn 
man bie gefeßgebende Verfammlung an gewiſſe Normen bindet, Durch 
welche Uebereilungen verhindert werben. 

Als zweiten Grund bringt man Folgendes vor: das Wohl des 
Staates erfordert, daß die Geſetzgebung alle Intereffen 
vertrete; da nun gewiffe, und zwar eben die am hödhften 
ftehbenden Klaffen der Gefellfhaft nicht Die Majorität der 


Wähler ausmaden, fo ift es nothwenbig, denfelben ver- 
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mittelft eines Oberhauſes einen befonderen legidlativi- 
ſchen Einfluß zu fihern. 

Damit das Oberhaus dieſem Zwecke entfpreche, fol dasſelbe aus 
den großen Befigern und Kapitaliften des Landes beftehen, denen noch 
gleihfam zum Schmude eine gewiſſe Zahl Iener, die ſich auf dem 
Gebiete der Wifienfhaft und Kunft oder im Stantsbienfte ausgezeichnet, 
beizugeben tft. 

Diefer Grund und alle Vorfchläge, ioelche man über Die Art, wie 
ein Oberhaus in unferm Jahrhundert vernunftgemäß eingerichtet wer: 
ven folle, von demfelben abgeleitet, beruhen auf einer Reihe von Irr⸗ 
thümern. | 

Es ift 1) ein Irrthum, wenn man glaubt, daß die Intereffen Des 
großen Grunbbefiges, der großen Inbuftrie und des großen Kapitals 
von jenen des Fleineren Grundbefißers, der Eleineren Induftrie und des 
Fleineren Kapitals verfchieden feien. Der Beſitzer von hundert und 
jener von vielen taufend Morgen werden die Heiligkeit des Beflges, 
und Alles was zur höheren Verwerthung vesfelben beitragen Tann, mit 
gleichem Eifer vertreten, und ebenfo find die Intereffen Derjenigen, die 
fi) mit demfelben Zweige der Induſtrie befchäftigen, aufs innigfte 
verwoben. Ja weil die Zaͤhigkeit, mit ber jeder Menfch an feinen 
Intereſſen fefthält, nicht von ihrer abfoluten Größe, fondern von ber 
relativen Wichtigkeit abhängt, die fle für den Einzelnen haben, fo ift 
anzunehmen, Daß die Interefien des großen Grunpbefiges, Kapitals 
und der Induſtrie durch die Heineren Grundbeſitzer, Kapitaliften und 
Induſtriellen immer noch energifcher vertreten werben als durch Sene, 
die vermöge ihrer höheren focialen Stellung und geringen Zahl ihren 
perfönlichen Vortheil nie fo rückſichtslos verfolgen können *). 


2) Daß es Fälle gibt, wo dies nicht der Tal ift, Liegt außer allem Zweifel. 
Wie man im Mittelalter die Beſitzer Fleinerer Allode durch verfchiedene Mittel zum 
Aufgeben ihrer Selbſtſtändigkeit gezwungen, fo wieberholt fich in unferen Tagen die 
ſelbe Erfiheinung auf dem Gebiete der Induſtrie. Die große Induſtrie hat, oder 
glaubt vielmehr das Intereſſe zu haben, die Hleinere zu unterbrüden; übrigens ift 
es meiner feſten Meberzeugung nach nicht die Aufgabe des Staates, dieſes Streben 
zu unterflüßen und durch einen ber größeren Induſtrie eingeräumten legislatorifchen 
Einfluß der Mebermacht des Reichthums Vorſchub zu leiſten. 
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Eben fo irrig ift e8 2), wenn man annimmt, daß die Intereſſen 
jener Klaffen, die nicht die Majorität der Wähler bilden, im Unter: 
haufe nicht vertreten feien. - Der Einfluß, den die einzelnen Klaſſen der 
Geſellſchaft auf die Geſetzgebung ausüben, hängt nicht von ihren 
numeriſchen Berhältnifien, fondern von ihrer ſocialen Stellung ab, und 
Diejenigen ‚„ von denen die Majorität durch ihre materiellen Beduͤrfniſſe 
abhängig ift, werden troß ihrer geringen Zahl immer einen um fo 
bebeutenderen Einfluß auf die Geſetzgebung ausüben, als fie ihrer 
höheren Stellung und Bildung nach gewöhnlich die Mehrheit der ge- 
feggebenden Berfammlung ausmachen. Wäre der aufgeftellte Grund- 
fas richtig, fo würde fi hieraus eher die Nothwendigfeit einer befons - 
deren Bertretung der ärmften als der reichiten Klaſſe der Gefellfchaft 
ergeben, da ja die ärmften Klaſſen, auch wo fie nicht vom Wahlrecht 
ausgeichloffen find, fich gleichfalls immer in der Minorität befinden, 
und al jener Mittel entbehren, wodurch fich Die Wohlhabenden einen 
Einfluß auf die Geſetzgebung erwerben Fönnen. 

Es ift 3) ein Irrthum, wenn man behauptet, daß die mate- 
triellen Intereffen einzelner Klaffen durch die denfelben im 
Oberhaus eingeräumte legislatorifhe Gewalt gefhügt wer- 
den fönnen. Die Erfahrung aller Zeiten lehrt uns, daß ein Ober: 
haus nie frhwächer ift, als wenn es feine eigenen materiellen Intereflen 
vertheidigen fol. “Die Reformbill in England und die Beränberung 
der Korngeſetze können hierfür als Beifpiel dienen. Beide Maßregeln 
find öfter8 an der Oppoſition des Unterhaufes gefcheltert. Als man 
diefelben bier angenommen, war ihr Schickſal entſchieden. So ftarf 
das engliſche Oberhaus ift, fo wenig dasfelbe ſich materiellem Zwange 
ausgefest fah, und fo fehr der Mehrheit die Verwerfung diefer Maß- 
regel am Herzen liegen mochte, fo hat es ſich dem Unvermeidlichen ge: 
fügt, und eben weil das dem Oberhaufe conftitutionel zufommende 
Berwerfungsrecht in diefen Fällen zum materiellen Vortheil fa allen 
Mitglieder des Oberhaufed gedient hätte, hat man fich besfelben nicht 
zu bedienen gewagt. Wer bie pſychologiſchen Gründe, warum man ſich 
befonders in einer. höheren focialen Stellung, wenn es bie Vertheidi⸗ 
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gung der eigenen materiellen Vortheile gilt, immer am ſchwaͤchſten fühlt, 
nicht von ſelbſt verſteht, dem ſind dieſelben ſchwer zu erklaͤren. 

4) Gibt und der Kreis der Berechtigung, den man dem Ober⸗ 
haufe in allen conftitutionellen Staaten ohne Ausnahme angewiefen 
hat, den klarſten Beweis dafür, daß es nicht der Schuß der reicheren 
Klaflen ift, den man durch Diefe Inftitution zu erreichen ſucht. Denn 
da die Intereflen diefer Klaffen durch nichts fo ſehr gefährdet werden 
fönnen als durch das Befteuerungsredht, fo hätte man, wenn bie 
Beftimmung des Oberhaufed der Schuß der materiellen Intereſſen 
gewiſſer Klafien wäre, das Recht der Befteuerung ausfchließlich, oder 
wenigftens in Hinficht jeder Steuerfrage die Initiative dem Ober: 
haufe übertragen müflen, an man überall gerade das Gegen- 
theil gethan. 

Der dritte Grund, womit man Die Ie Rothisenbigteit eines Ober- 
haufes in monarchiſchen Staaten zu beweifen pflegt, ift die Behaup- 
tung, daß es, um Gonflicte zwifdhen dem Thron und dem 
Bolfe zu vermeiden, einer vermittelnden Macht bedürfe. So 
fehr man auch das Veto als nothwendiges Attribut des Königthums 
betrachtet, fo fieht man doch ein, daß ein zu häufiger Gebrauch dieſes Rech⸗ 
tes für dasfelbe gefährlich‘ werden könne; um biefe Gefahr zu verntei- 
den, foll das Oberhaus dem Königthum zur Seite, oder eigentlich vor 
dasſelbe hingeftellt werden, um jene Wünfche des Volks, welche Die 
Krone nicht gewähren will, oder vermöge ihrer Stellung nicht gewähren 
fann, abzuwelfen und die Krone der a von ihrem Beto 
Gebrauch zu machen, zu entheben.. 

Nach diefer Anficht ſcheint es zwedmäßig, wenn man dem König- 
thum das Recht, die ganze Pairdfammer, oder wenigftens eine folche 
Zahl Mitglieder in derfelben zu ernennen überträgt, als dazu noth- 
wendig ift, damit das Oberhaus unbedingt dem Willen des Königs 
ergeben fei. 

Auch dieſe Anficht ift meiner Meberzeugung nach eine irrige. Denn 
erftens ift mir Fein Fall bekannt, wo ein Oberhaus ben durchs Un- 
terhaus confequent wiederholten Wünfchen des Volks für die Dauer 

hätte widerftehen Fönnen. Dann ift e8 nicht zu Iäugnen, daß bei 
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jedem Conflict mit dem Bolfe cher das Oberhaus des Schubes der 
Krone, als die Krone ded Schutzes durch das Oberhaus bedürfe. — 
Hat man das Oberhaus, damit e8 dem Throne um fo ficherer zur 
Stüße diene, feiner Selbftfländigkeit beraubt, ſo wird es bei jedem 
Eonflict mit dem Throne, unter deſſen Schatten man dasfelbe groß- 
ziehen wollte, zugleich erliegen, ohne in Augenbliden der Gefahr auf 
etwas Anderes bedacht zu fein, als wie es fi möglihft unbemerf- 
bar made *). 

Ein ſolches Oberhaus ift ein Bollwerk, welches unhaltbar ift, und 
fann daher die Gefahren des Königthums nur vermehren. 

Wenn man das Oberhaus als einen Hemmſchuh des Fortſchritts 
betrachtet, wenn man ihm die Aufgabe ftellt, daß es Die Intereffen der 
höheren Klaflen gegen die Majorität, daß es das Königthum gegen 
das Volk fihüge, fo hat man ihm eine für die Dauer unhaltbare 
Stellung angewieſen. 

So nothwendig es iſt, daß der Staat gegen jedes Ueberſtürzen 
geſichert werde, ſo iſt es doch immer zweckmäßiger, das Mittel gegen 
dieſe Gefahr in dem Geſchaͤftsgang jenes geſetzgebenden Körpers zu 
fuchen, der vor Uebereilungen bewahrt werden fol, als in der Errich⸗ 
tung eines befonderen Dberhaufes. Wie der Hemmſchuh ſich durch 
den Gebrauch abnüst und dann oft eben, wenn man desſelben am 
meiften bebürfte, den Dienft verfagt, fo muß ſich eine Inftitution, Die 
feine andere Beltimmung hat, als den Fortichritt aunanpallen, endlich 
ſelbſt aufteiben. 

Hat man dem Oberhaufe die Aufgabe geftellt, daß es die Inter 
eſſen der reichften Klafien der Staatsbürger fchüge, fo hat man in der 
Verfaſſung einen” Gegenfab vorausgefegt, welcher eigentlich gar nicht 
befteht, und der, wenn man einmal daran glaubt, zu einem Kampfe 
führt, der nie zum Vortheil Sener, die man durch ihre befonderen legis⸗ 
latoriſchen Rechte ſchützen wollte, ausfallen kann. — Je mehr man aber 


*) Die Haltung der franzöfifhen Pairskammer ae ber Bebruarrevolution 
mag und als Beifpiel dienen. 
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das Oberhaus zu einer Vormauer bes Koͤnigthums, zu einer Einrich- 
tung machen will, durch welche dieſes der Rothwendigfeit, von feinen 
Prärogativen Gebrauch zu machen, enthoben wird, je mehr man das⸗ 
felbe aus dieſem Grunde vom Throne abhängig macht, defto unfähiger 
muß es zur Löfung jener Aufgabe werben, durch welche das Beftehen 
eines Oberhaufes nicht mur in monardjifchen, fondern überhaupt in allen 
conftitutionellen Staaten wichtig wird. 

Und worin: befteht diefe ? 

Die Aufgabe des Oberhaufes in conftitutionellen Staaten ift mei- 
ner Ueberzeugung nach feine andere, ald daß es im Gedränge der 
wirklichen und eingebildeten Bedürfniffe des Augenblides 
das hiftorifche Recht vertrete. 

Da eine durd Wahlen periodifch erneuerte Verſammlung ihrer Ras 
tur nach ald das Organ der gegenwärtigen Wünſche des Volfes, fei- 
ner Leidenjchaften, Hoffnungen, ja jeder augenblidlihen Emotion zu 
betrachten ift, fo ift es in freien Staaten, und zwar in dem Maße, 
als die Berfuffung derfelben vemofratifch ift, nothwendig, durch Infti- 
‚tutionen dafür zu forgen, daß auch der Vergangenheit ihr Recht ge: 
wahrt werde. 

"Nicht um den Fortfchritt zu verhindern, fondern nur um bie Rich⸗ 
tung desfelben zu beftimmen, um als Vermittlerin zwifchen der Ber- 
gangenheit und. Gegenwart zu dienen und Dasjenige, was zum unab- 
weislichen Bebürfniß geworben ift, in den Rahmen des bisher Beftan- 
denen einzupaffen, damit das Neue nicht als mit dem Beftehenven 
im Gegenfag, fondern vielmehr als eine weitere Entwicklung desfelben 
erfcheine, dazu ijt das Beftehen eines Oberhaufes nothwendig; und nur 
in fo fern es dieſe Aufgabe zu loͤſen vermag, ift fein Beftehen ge- 
fihert, weil es dann nicht nur fich felbft, fondern alle confervativen 
Elemente des Staates vertritt. n 

Da fi die Löfung einer Aufgabe nur dann mit Gewißheit er- 
warten läßt, wenn Diejenigen, denen man fie übertragen, Dabei perfün- 
lich betheiligt find, fo muß das Oberhaus, wenn es das Hiftorifche 
Recht vertreten fol, fo eingerichtet werden, daß die Aufrechterhaltung 
des hiftorifchen Rechtes für den größeren Theil der Mitglieder nicht nur 
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als eine‘ ihnen verfaffungsmäßig zufommende Pflicht, fondern als 
Grundlage ihrer Stellung, als eines ber ungen perfönlichen In⸗ 
terefien betrachtet werde. 

Diefed kann nur auf zwei Wegen erreicht werben. . 

Entweder muß das Oberhaus feinem größeren Theile nach aus 
Individuen zufammengefebt fein, die ihre Stellung der Geburt ver: 
danfen, und die Daher das hiſtoriſche Recht, auf dem das Prinzip der 
Erblichfeit, befonderd wenn dasſelbe auf politifche Yunctionen ausge: 
dehnt wird, einzig beruht, vermöge ihrer focialen Stellung verthei- 
digen müſſen. | 

Oder man muß, wenn bie Mitglieder des Oberhanfes durch Wahl 
oder Ernennung zu ihren Yunctionen berufen werden, das Recht der 
Wahl oder Ernennung an Bedingungen fnüpfen, die felbft aus bem 
- biftorifchen Recht hervorgehen. 

Das englifche Oberhaus bietet und für das Erfte, der Senat der 
nordamerlfanifchen Freiſtaaten für das Letztere ein Beifpiel. 

Wie wir jenes, ‘weil es feiner größeren Mehrheit nad aus Mit- 
gliedern befteht, die ihren legislatvrifchen Einfluß der Geburt verdanken 
und fchon durch ihre Namen und ihre Samilienerinnerungen mit der 
Vergangenheit des Staates verbunden find, als die natürliche Ver- 
treterin des hiftorifchen Rechtes anerkennen müſſen, fo ift durch die Ein- 
richtung des nordamerikanifchen Senates basfelbe Refultat auf dem in 
Nordamerika allein möglichen Wege erreicht worden. Denn indem im 
amerifanifchen Senate die einzelnen Staaten ohne Berüdlichtigung ihrer 
Größe und Bevölkerung gleich vertreten find, muß die Aufrechterhaltung 
der Yutonomie der einzelnen Staaten als die natürliche Aufgabe des 
Senates anerkannt werden, und eben diefe Autonomie ift es, welche 
die Grundlage des hiſtoriſchen Rechtes in den vereinigten Staaten bil- 
det und ohne eine folche befondere Vertretung dem natürlichen Drange 
der Demokratie, die in Amerika wie überall nad der abfoluten Herr- 
[haft der numerifhen Majorität firebt, vielleicht ſcher bis. jetzt er⸗ 
legen waͤre. 

Doch da uns die Geſchichte nirgends das Bild ber Grfarrung, 
fondern jenes einer fortwäührenden Entwidlung, eines nie endenden Fort⸗ 
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ſchritts zeigt, ſo iſt es ein Irrthum, wenn man den Begriff des hiſto⸗ 
riſchen Rechts mit jenem der Stagnation verbindet. 

Es rächt ſich immer, wenn man die Vergangenheit —— und 
dem Beſtehenden kein Recht zuerkennen will; doch eben fo thöricht iſt 
es, wenn man die Gegenwart der Bergangenheit zum Opfer bringt 
und im Namen des hiftorifchen Rechts einen Stillſtand in der Entwid: 
fung des Vollks fordert, der doch mit der ganzen Gefchichte im Wider: 
ſpruche fteht. Wie bei dem Einzelnen Dasjenige, wonach er ftrebt, und 
noch mehr die Art und Weife, auf welche er nad) feinem Ziele ftreben 
muß, immer durch feine gegenwärtige Stellung, ja durch feine Ver⸗ 
gangenheit beftimmt wird, ohne daß darum der Vernünftige jedem wei- 
teren Streben entfagen und fih an irgend einen Augenblid feiner Exi⸗ 
ftenz feftflammern Tann; fo gilt dies auch von Staaten. — Nur wo 
man das Staatsleben fo eingerichtet hat, daß uns jeder Augenblid als 
eine Fortfegung der Vergangenheit und ald Beginn der Zufunft er- 
ſcheint, wo man die Gefchichte mit den Bebürfniffen der Gegenwart zu 
vermitteln weiß, und das Alte nicht von fich ftößt, aber ſich auch nicht 
mit ftarrem Cigenfinn an demfelben feftflammert, nur da kann von’ 
einer gefunden Entwicklung, von einem ruhigen Fortſchritt die Rede ſein 
und hieraus ergibt ſich, daß das Oberhaus, durch welches eben eine ſolche 
Entwicklung möglich gemacht werden ſoll, ſo eingerichtet ſein müſſe, daß 
durch die Organiſation desſelben auch der Gefahr allzu ſtarren Feſt⸗ 
haltens an der Vergangenheit vorgebaut werde. 

Bei Einrichtungen wie jene des amerikaniſchen Senates ergibt ſich 
dies von ſelbſt. Gewählte Verſammlungen, wo für die Einzelnen 
immer das Bedürfniß ſich auszuzeichnen befteht, brauchen gegen die 
Gefahr der Stagnation nicht befonders gefhüst zu werden. Wo das 
Oberhaus aus erbfihen Mitgliedern zufammengefett ift, muß dieſem 
Bedürfnig aber durch Inftitutionen entfprocdhen werden, und diefe find 
nicht nur im Intereſſe des Staats, fondern aud in jenem des Ober⸗ 
haufes felbft fo mefentlih, daß wir das der königlichen Gewalt - in 
England eingeräumte Recht, erbliche Mitglieder für das Oberhaus zu 
ernennen, weniger als ein Mittel, die Fönigliche Gewalt zu vergrößern, 
als vielmehr als dasjenige betrachten müflen, dem das Oberhaus feine 
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Erhaltung verdankt. — Man fchließe das goldene Buch des englifchen 
Oberhaufes, man forge dafür, daß ſich der Reihe großer Namen und 
Stellungen, welche in demfelben Plat gefunden, fein neuer Name an- 
fehließen Eönne, man nehme der Krone das Recht, wodurd fie das _ 
Oberhaus in Außerften Fällen zur Nachgiebigfeit gegen Die Korderungen 
der Gegenwart zwingen Tann, und man hat dasfelbe für die Zukunft 
vernichtet. Dasjenige, was nur mit der Vergangenheit zufammenhängt, 
fann feinen  thätigen Antheil an den Entwidlungen der Gegenwart 
nehmen, und auch das ftärkfte Bollwerk wird, wenn Feiner feiner ver- 
witterten Steine erneuert, wenn an demfelben nicht nach dem Bedürfniß 
immer fortgebaut wird, bald zur Ruine zufammenfinfen. 

Wenn man bie Herftellung vollfommener Gleichheit als die höchfte 
Aufgabe des Staates betrachtet; wenn man der Majorität einer aus 
der Wahl des gefammten Volkes hervorgegangenen Gefeßgebung bie 
höchfte Weisheit und Gerechtigkeit zumuthet *); wenn man die Gefahren 
der Uebereilung für Kleiner Hält als jene, welche dadurch entftehen, 
wenn die Wünfche des Volkes oder feiner Vertreter auch nur auf einige 
Zeit verfchoben werden; wenn man vor Allem das Hiftorifche Recht 
nicht al8 Grundlage, fondern ald Gegenfat der politifchen Freiheit be- 
trachtet und Alles, was fich aus dem Leben entwidelt und durch Jahr⸗ 
hunderte beftanben, als unvernünftig verwirft *%): fo muß man eine 
Inftitution, welche auf dem Zweifel an der Unfehlbarkeit parlamentari- 
fher Majoritäten begründet ift und wodurch man vor Allem dem hifto- 
rifchen Rechte Achtung verfchaffen will, für -unzwedmäßig, ja für ger 
fährlih halten. In einer conftitutionellen Monarchie Tann dies. niemals 
ber Hall fein, die Errichtung eines feinem Zwecke entfprechenden Ober- 
haufes muß vielmehr. ald eine der Bedingungen anerkannt werden, 
ohne welche dieſe Staatsform nicht für Die Dauer beftehen kann; und 
zwar aus zwei Gründen: 


*) Nur unter diefer Vorausſetzung ift es vernünftig, für die Gefeßgebung auch 
bie Allmacht in Anſpruch zu nehmen. » 

**), Es gibt Politiker, die zu glauben feheinen, daß die Menfchheit erft durch die 
franzöftfche Revolution zum Gebrauche der gefunden Bernunft gelangt fei. j 
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a) weil die feftefte Grundlage des Königthums felbft 
im biftorifhen Rechte zu fuchen ifl, und baher jede Ber: 
letzung desfelben auch dem Königthum gefährlich werben muß, indem 

es dasfelbe von dem Boden ded Nechts, auf dem es Tehgehalden, auf 
jenen der einfachen Thatfachen hinüberbrängt; 

b) weil ein großer Theil jener Vortheile, welche uns das König: 
thum bietet, meiner Ueberzeugung nad, eine Folge der Erblichfeit des⸗ 
ſelben ift, und weil ich glaube, daß das Prinzip- der Erblichfeit wie 
jedes andere nie die gehörige Feftigkeit erhalten Eönne, wenn man das⸗ 
felbe blo8 al8 Ausnahme in einem einzelnen Fall anwendet. 

Proudhon fagt irgendwo, daß man in dem Augenblid, wo man die 
ältere legitime Linie der Bourbond vom Throne geftoßen, das Prinzip 
der Heiligfeit des Eigenthums in Frankreich vernichtet habe. Daß man 
dur jene That diefes Prinzip erfchüttert, Tiegt außer allem Zweifel, 
und die Urſache Liegt darin, weil man durch die Juliusrevolution im 
Prinzip der Erblichfeit Dasjenige verlegt hat, wodurch auch das indi⸗ 
vinuelle Eigenthum beftimmt wird. Obwohl zwifchen dem Beſitze bes 
Thrones und jeder anderen Art von Eigenthum ein wefentlicher Unter 
fchied befteht, und man das Prinzip der Erblichfeit blos ausnahmsweife 
in Bezug auf die Krone verlegt bat, fo iſt das Prinzip durch Diefe eine 
Verletzung desfelben doch auch im Allgemeinen gefchwäcdht worden. Die 
Wirkung, welche die Verlegung des Prinzips der Erblichfeit in vielen 
einzelnen Fällen auf die Rechtsbegriffe in Hinficht der Erblichfeit des 
Thrones ausüben würde, muß der Natur der Sache nach noch größer 
fein, befonders dann, wenn man das Prinzip der Erblichfeit in Hinficht 
folher Stellungen und Yunctionen als unvernünftig — welche mit 
dem Koͤnigthume eine gewiſſe Analogie beſitzen. 

Es laſſen ſich gegen die erbliche Pairie manche Gründe anführen, 
und obwohl eben die gewichtigſten dieſer Gründe viel von ihrer bewei⸗ 
ſenden Kraft verlieren, wenn man bedenkt, daß das Oberhaus nur 
einen Theil der geſetzgebenden Gewalt und zwar den kleineren ausübt, 
ſo kann man gegen die Ideen erblicher Geſetzgeber recht Witziges vor- 
bringen; fo viel liegt übrigens außer allem Zweifel, daß ſich gegen die 
Erblichfeit der Pairie nichts anführen läßt, was ſich nicht auch gegen 
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die Erblichfeit des Königthums anführen ließe, während die Gründe, 
oder befier gefagt, der eine Alles überwiegende Grund, den man für 
das Königthum anführen fann, die Erfahrung vieler Jahrhun- 
derte, auch für die Erblichfeit des Oberhaufes fpricht, indem fe ung 
zeigt, daß das Prinzip der Volkswahl, d. h. des unbegrenzten %ort- 
ſchritts, oder wenigftens der raftlofen Veränderung nur da günftige 
Refultate für den Staat erzeugt babe, wo ihm das Prinzip der Erb— 
fichfeit, d. h. Stabilität, mäßigend zur Seite geftanden hat. 

Aus dem Gefagten ergibt fid), daß jene Garantien, weldye man 
ber Freiheit durch die innere Organifatton der Staatsgewalt bieten 
fann, nirgends größer als in der conftitutionellen Monarchie feien, und 
eben hierin befteht ber große Vorzug diefer Staatsform. 

Der abfolute Herrfcher kann ſich felbft Graͤnzen feßen, und indem 
er einen gewiſſen Gefchäftsgang feftfet, fi und fein Volk vor Ueber- 
eilungen bewahren. ine Ariftofratie kann, wie Died die venetianifche 
gethan, die Staatsgewalt, in deren ausfchließlichdem Befige fie ſich be- 
findet, theilen und die einzelnen Functionen berfelben befonderen Kör⸗ 
perfchaften übertragen. Die Schranken, die man einzelnen Individuen 
oder Klaflen der Geſellſchaft feßt, find jedoch nur dann von Beftand, 
wenn die Bertheidigung derfelben Anderen übertragen wird, in Deren 
Interefie e8 liegt, daß diefe Graͤnzen nicht überfchritten werden, was 
offenbar in einer conftitutionelen Monardyie, wo man dem Königthum, 
der Ariftofratie und dem Volk einen beftimmten Antheil an der Gefeh- 
gebung eingeräumt hat, am beften zu erreichen ift. 

Sol der Zwed, nad) dem man ftrebt, durch eine ähnliche Organi- 
fation der Staatögewalt erreicht werden, fo iſt es jedoch nothwendig, 
daß die der Demokratie, ber Ariftofratie und dem Königthum einge 
räumte Gewalt auch wirklich ausgeübt werde, und hierzu find wieder 
gewiffe Garantien nothwendig. 

Da die Ariftofratie und das Königthum die ihnen im Staate über- 
tragene Gewalt perfönlich ausüben, bedarf es dafür, daß Diefe Gewalt 
im Intereſſe der Ariftofratie und des Königthums ausgeübt werde, 
feiner befonderen Garantien; anders verhält ed fich in Hinficht jener 
Rechte, die der Berfaffung nah dem Bolfe zufommen follen. Denn 
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da diefes die Ausübung feiner Rechte Einzelnen zu übertragen gendthigt 
ift, fo muß dafür geforgt fein, daß diefe ihre eigenen Interefien denen 
der Gefammtheit, Die fie vertreten, nicht fubftituiren. 


Das Mittel, wodurd ‚man dieſes zu erreichen ftrebt, befteht darin, 


daß man dem Volfe einen gewiffen Einfluß auf die in feinem Namen 
ausgeübten Rechte einräumt. 

Wenden wir unfere Aufmerkfamfeit nun den Inftitutionen zu, wo⸗ 
durch man dieſen Zwed zu erreichen fucht. 


Bierzehntes Rapitel. 


Bon den Garantien der Freiheit durch die Abhängigkeit der 
Stantögewalt vom Volke. 


. Da, wo die ganze Staatdgewalt Einem übertragen ift, in einer 


wirklich abſoluten Monarchie, kann in der Verfaſſung keine Garantie 


gegen den Mißbrauch diefer Gewalt aufgeftellt werben. 

Es gibt Lagen, in welchen ein Staat, um fich zu erhalten, ber 
größten Concentration aller feiner Kräfte. bedarf, auch Fönnen fich Völ⸗ 
fer auf einer fo niederen Stufe der geiftigen Entwidlung befinden, ober 
ein ganzes Zeitalter fo entfittlicht fein, daß die Gewalt eines Einzigen 


zur Nothwendigkeit wird, und bie Gefchichte Iehrt uns, daß Völker 


auch unter Diefer Form der Staatöverfaffung einen gewiflen Grad 
der Profperität erreichen können, ja daß felbft die individuelle Frei- 
heit in fo regierten Staaten mandmal größer ift als unter einer 
Bolfsherrichaft. 

Die Staatswiffenfchaft, wenigftend jene, die den Staat nicht als 
Zwed, fondern blos als Mittel betrachtet, muß dieſe Form als eine 
unter gewiffen Verhältniffen nothwendige anerkennen; biefelbe im All⸗ 
gemeinen gut heißen, oder als Ziel, nach dem man ftreben fol, an- 
erkennen kann fie aber fhon darum nicht, weil eine Form der 
Staatöverfaffung, wobei Alles von der Perfönlichfeit des Regenten ab- 
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hängt, dem Hauptzwede des Staats, nämlich der Sicherheit, nicht ent- 
fpricht, und weil alle Folgerungen, wobei man von der Vorausſetzung 
eines immer tugendhaften Königs ausgegangen, eben fo wie jene, wo 
man von dem Grundſatz ausgeht, daß das Volk immer vernünftig und 
edel fei, in den Kreis der Utopien gehören. Ganz dem Zweck entfpre- 
- hend kann nur eine ſolche Staatöverfaffung genannt werden, welche 
dafür Garantien bietet, daß die Gewalt des Staates nur im Äntereffe 
. der Gefanmtheit, und nicht zur Durchführung perfönlicher Zwede Jener, 
welche den Staat regieren, gebraucht werden Fönne. 

Solcher Garantien, wodurch man ſich gegen den Mißbrauch der 
Staatsgewalt ſchützen kann, ohne daß dieſe dadurch im Handeln 
verhindert und der zu ihrer Erhaltung nöthigen Kraft beraubt en 
gibt es zwei: 

die erfte befteht darin, daß Die Staatsgewalt wenigſtens zum 
Theil durch Solche ausgeübt werde, denen dieſelbe dur das Volk 
übertragen ift; 

bie zweite darin, daß Diejenigen, denen man die Staatögewalt 
übertragen, für ihre Sanplangen zur Verantwortung gezogen wer⸗ 
ben koönnen. 

In Hinſicht aller Dinge, für die man die Thaͤtigkeit der Staatsgewalt 
als nothwendig erkannt und, weil Hinderniſſe, welche dieſelbe im Han⸗ 
deln ſtoͤren, zugleich den Staat ſelbſt gefaͤhrden würden, ihr eine abſolute 
Gewalt einzuräumen genöthigt iſt, gibt es Feine andere Garantie, als: 

das Recht der Wahl, und 

die Refponfabilität. 
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Fünfzehntes Kapitel. 


Das Recht der Wahl und die Kefponfabilität, 





Ohne zu den Prinzipien, auf welchen einzelne Inftitutionen bes. 
ruhen, zurüdzufehren, ohne theoretifche Discuffion derſelben Eönnen ihre 
Folgen nie ganz erfannt werden. Doc außer dem Mangel einer 
gründlichen Discuffion ift e8 aud das Uebermaß derfelben, welches 
uns in der richtigen Kenntniß ftört. | 

Wenn man einen Punft zu fehr beleuchtet und feine ganze Auf- 
merffamfeit blos dieſem zuwendet, treten die andern in Dunkelheit, und 
eben Dasjenige, was bei jeder Erkenntniß die Hauptſache iſt, nämlich 
das Verhältniß, in welchem ein gewiffer Gegenftand mit andern fteht, 
bleibt unbeachtet; auch kann uns der Wunfch einer ganz vollfommenen 
Analyfe dahin bringen, daß wir die Frage, mit der wir uns befchäf- 
tigen, nicht nur in ihre einzelnen Theile, fondern — um mid, fo aus- 
‚zubrüden — in ihre Atome auflöfen und bei der Discuffion der Prin- 
zipien, die einer SInftitution zu Grunde liegen, vergeflen, daß es ſich 
“um die praftifhe Anwendung derfelben handelt, und daß daher eine 
rein theoretifche Behandlung des Gegenſtandes nie zu befriedigenden 
Reſultaten führen kann. Auch die Fragen, wie das Recht der Wahl 
am beften einzurichten fei, und wie man die Refponfabilität im Staate 
verwirflichen Fönne, gehören meines. Erachtens in die Reihe derjenigen, 
die durch eine zu häufige theoretifche Behandlung nicht klarer gewor- 
den find. | ce 

Es ift nicht meine Abſicht, Oftgefagtes zu wiederholen, und ich 
halte e8 daher — befonders, nachdem ich meine Anfichten über das 
Recht der Wahl im 1. Theile diefes Werkes weitläufig ausgefprochen — 
für überflüffig, dasſelbe auch in Hinſicht der Refponfabilität zu thun, 
da fi hier eben fo wie bei dem Rechte der Wahl wohl der Zweck, 
der durch die Refponfabilität erreicht werden fol, aber nicht die Art 
und Mittel, durch weldye dieſer Zwed am beften zu erreichen ift, im 
Allgemeinen beftimmen läßt. 
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Der Zwed der Wahl ift der: daß die Gefeßgebung, und fomit die 
höchfte Gewalt im Staate im Sinne der öffentlichen Meinung und 
durch Solche ausgeübt werde, die das Vertrauen des Volkes beſitzen. 

Der Zwed der Refponfabilität ift: daß Diejenigen, denen man 
irgend einen Theil der Staatsgewalt übertragen und die Diefelbe mißbraucht 
oder durch Bernachläffigung ihrer, Pflichten das öffentliche Vertrauen 
getäufcht haben, für dieſes Verbrechen geftraft erden. 

Durch welche Inftitutionen es zu erreichen fei, daß Fein Schuldiger 
der Strafe enigehe, dieſe aber auch nur den Schuldigen treffe; 
wen man bie richterliche Gewalt übertragen müfle, damit biefe genug 
hochgeftelt fei, um in Bällen, wo die Mehrheit der Gefebgebung als 
Klägerin auftritt und Millionen für oder wider den Angeflagten Par⸗ 
tei nehmen, nichts als das ftrenge Recht vor den Augen zu behalten, 
diefe Fragen müflen eben fo wie die Frage, wen das Recht der Wahl 
am zwedmäßigften anvertraut werden Fönne, für jedes Land je nach 
ven Berhältniften desjelben befonders entſchieden werden. 

Der große Irrihum, den man in neuerer Zeit in Hinſicht beider 
Fragen begangen, befteht darin: daß man, wenn es ſich von der praf- 
tifchen Anwendung des Prinzips der Wahl handelt, ausſchließlich den 
Geſichtspunkt des Rechts, bei der Anwendung des Prinzips der 
Refponfabilität aber faft immer nur den Geſichtspunkt der politi- 
fihen Eonvenienz vor Augen behält; während Doch die Frage: wem 
das Recht der Wahl zu übertragen fei, vor Allem eine Frage _ 
der Zweckmäßigkeit ift, wobei die Begriffe der einzelnen Völker, 
der Grad ihrer Bildung und überhaupt die befonderen Verhaäͤltniſſe des 
Volkes und der Zeit zu berüdfichtigen find, die Srage der Refpon- 
fabilität aber wie jede Brage des Strafrehts vor Allem ja auss 
fhlieglich als Frage des Rechts zu behandeln ift, und bie 
Berantwortlichfeit nur in fo fern als eine Garantie der bürgerlichen 
Sreiheit und einer zwedmäßigen Berwaltung des Staates betrachtet 
werben kann, als man fireng an dieſem Geſichtspunkt fefthält. 

Ohne Zweifel hat der Mangel eines präcifen Geſetzes über bie 
Refponfabilität in England wenig, ja feit der definitiven Feſtſtellung 
der conftitutionellen Verhaͤltniſſe des Anfelreiches im Jahre 1688 gar 


' 
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feine üblen Zolgen hervorgebradht. Die ganz eigenthümliche Stellung 
des englifchen Oberhaufes, dem man in Fällen der Refponfabilität das 
Richteramt übertragen, die Zufammenfegung des Unterhaufes, durch 
welche die confervativen Elemente auch bei dieſem demofratifchen Theile 
der Gefehgebung noch immer überwiegend find, endlich Die politifche 
Bernunft, welche das engliihe Volk vor allen anderen auszeichnet,. 
fönnen uns hierfür als Erflärung dienen; übrigens iſt das Syſtem 
ein in fich fehlerhaftes und muß überall, wo jene Berhäftniffe, welche 
demfelben in England als Gegengewicht dienen, fehlen, zu den m 
teften Folgen führen. 

Denn wenn e8 aud feinem Zweifel unterliegt, daß ein ganz er- 
ichöpfendes Verzeichniß al jener Handlungen und Unterlaffungen, wo- 
durch die höchſten Organe der Staatsgewalt ihre Pflichten verlegen 
können, ſchwer zu verfaſſen fei, und daß daher in einem Staate, wo 
die höchften Staatödiener nur für ſolche Handlungen, welche das Ge- 
ſetz als ftrafbar bezeichnet, zur Verantwortung gezogen werden können, 
Manches, was ftrafbar fcheint, ungeftraft bleiben müfle; fo ift es mei- 


ner feften Veberzeugung nad) noch immer befier, wenn in diefen Fällen 


feine criminelfe Strafe eintritt (denn ganz ungeahndet können Yälle 
diefer Art da, wo eine öffentlidhe Meinung befteht, ohnehin nicht blei- 
ben), al8 wenn ber undefinirte Begriff einer Refponfabilität, deren 
Sränzen erft,. wenn man fie ald Waffe gegen ein Individuum gebrau- 
hen will, in Augenbliden großer politifcher Aufregung beftinimt werden 
follen,, dem Schwerte des Damokles gleich über dem Haupte Derjenigen 
fchwebt, die den Staat regieren, und diefelben entweder in der Unthä- 
tigfeit der Angft .echält, oder — was gewöhnlich ift — fie dazu bringt, 
daß fie, ftatt ihre Aufmerkſamkeit den Interefien des Staates zuzumen- 
den, nur darauf benfen, wie das Seil, woran das Damoflesfchwert 
der Refponfabilität über ihren Häuptern hängt, zu ihrer eigenen Sicher- 
heit unzerreißbar gemacht werden könne. 

Sp verſchieden die Anfichten übrigens find, welche man in neuerer 
Zeit uͤber das Recht der Wahl und die zur Verwirklichung der Reſpon⸗ 


ſabilitaͤt nöthigen Einrichtungen aufgeſtellt hat: in Hinſicht der Wir⸗ 


fung dieſer Garantien finden wir einen Irrthum allgemein angenom⸗ 
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men, und eben diefer ift e8, welcher der Staatswiffenfchaft am mei- 
ften gefchabet. 

Man nimmt nämlicd allgemein an, daß da, wo fowohl das Recht 
der Wahl als die Refponfabilität befteht, d. h. wo die Geſetzgebung 
und alle damit verbundenen Rechte, 3. B. das Recht der Befteuerung, 
Solchen übertragen find, die im Augenblide ihrer Ernennung 
das öffentliche Vertrauen befiten, und wo die Organe der öffentlichen 
Gewalt einer ftrengen Berantwortlichfeit unterworfen werden Eönnen, 
gar Feine anderen Garantien zum Schuße der Freiheit nothwendig feien. 

Eben diefem allgemein angenommenen Irrthum wollen wir nun 
unfere Aufmerffamfeit zuwenden. 


Sechszehntes Rapitel. 


Das Hecht der Wahl und die Refponfabilität bieten ber Freiheit 
feine genügenden Garantien. 


Denken wir und einen Staat, den man ganz nad) den durch die 
Staatswiflenfhaft der neueren Zeit aufgeftellten Grundfäßen eingerichtet 
hat. Nehmen wir an, daß in diefem Staate in Hinficht der Wahlen 
die möglichft zwedmäßigen Geſetze beftehen, fo baß Feine Klafle des 
Volks von der Vertretung ausgeſchloſſen, Feiner ein überwiegender Ein⸗ 
fluß eingeräumt worden, und die Gefeßgebung weder als ausjchließ- 
liche Bertreterin der Wohlhabenden, noch als jene des Proletariats, 
fondern wirklich als Vertreterin der Gefammtheit "des WVolfes zu be- 
trachten ift. Nehmen wir an, daß dasſelbe Land die möglichft beften 
Geſetze über die Berantwortlichfeit der Staatsdiener beſitze, und eine 
Reihe von Snftitutionen, wodurch dafür gelorgt ift, daß dieſe Gefege 
auch nie umgangen werben. Nehmen wir endlih an, daß es ſich in 
Berhältniffen befinde, wo fein Theil des Volks einen anderen Einfluß 
auf die Schiefale des Staates auszuüben verfucht als jenen, den ihm 
. bie Berfaffung eingeräumt, und daß das Geſetz durch Alle als Die einzige 
Richtſchnur ihrer Handlungen betrachtet wird. 

II. 12 
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Es gibt kein conſtitutionelles Land in Europa, wenigſtens keines, 
worin man das Prinzip der adminiſtrativen Centraliſation angewendet, 
welches dieſen Anforderungen entſprechen würde. — Es hat ſich als 
leichter erwieſen, den Staat ſo einzurichten, daß jeder Einzelne demſelben 
unbedingt unterworfen ſei, als ein Wahlgeſetz zu finden, wodurch die 
Leitung desſelben, die Plato den Weiſeſten, und welche die Neuzeit der 
Majoritaͤt übertragen wollte, wirklich auch praktiſch den Weiſeſten oder 
ber Majoritaͤt übertragen würde. — Alle Geſetze, Die man bis jetzt über 
die Verantwortlichfeit der Staatöbiener verfaßt, find mangelhaft ‚und 
da die Möglichkeit der Anwendung diefer Geſetze, d. h. das Recht der 
Anklage Solchen übertragen ift, bie felbft unverantwortlich find, fo be- 
ſteht auch für die Vollziehung desfelben durchaus feine Garantie, und 
fo Tange der Staat über Alles zu entfcheiden hat und der Einfluß auf 
die Staatögewalt daher als das einzige Mittel, feine perfönlichen In | 
terefien fücher zu ftellen, durdy Alle gefucht werden muß, fo lange ein- 
zelne Theile des Volks, weil fie in größeren Maflen am Sibe der 
gefeßgebenden Gewalt wohnen, alle materiellen Mittel, einen überwie- 
genden Einfluß auf die Staatsgewalt auszuüben, befigen, ift es nicht 
als wahrfcheinlich anzunehmen, daß diefe günftige Stellung nicht aud) 
manchmal mißbraudyt werde. 

Doch wenn wir aud alle diefe Vorausfegyngen als wirklich be- 
ftehend denken, welche Folgen fann auch das befte Wahl- und Refpon- 
fabilitätsgefeg auf Die Freiheit der Einzelnen ausüben? 

Durd das Recht der Wahl wird dem Einzelnen ein Antheil an 
der Gefeßgebung, d. h. an jener Gewalt eingeräumt, welche den Staat 
beherricht. 

Durch die Refponfabilität wird er ficher geftellt, daß Diejenigen, 
denen man die Stantögewalt übertragen, dieſelbe nur in bem Sinne 
ber Geſetzgebung ausüben, 

Dafür, daß die Staatsgewalt ihre natürliden Grän- 
zen nicht überfchreite und dadurch den Kreis der individuel- 
len Freiheit nicht übermäßig befchränte, fann dem Einzelnen 
weder das Recht der Wahl, noch die Refponfabilität irgend eine Ga⸗ 
rantie bieten, und wo man für den Staat prinzipiell eine abfolute 
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Gewalt in Anfpruch nimmt und diefe Anfprüche durch die adminiftrative 
Gentralifation in hohem Maße verwirklicht hat, da muß der Einzelne 
der Staatsgewalt gegenüber in Hinficht feiner individuellen Freiheit 
ganz in derfelben Stellung fein, in welcher er ſich jeder anderen abfofu- 
ten Gewalt gegenüber befinden würde. 

Da das Eireben nah Herrfchaft und der Trieb nady Frei⸗ 
heit, wie ich oft bemerkt, eng mit einander verbunden find, und durch 
das Bewußtfein, an der Herrfchaft Theil zu nehmen, ganz biefelben 
Anlagen und Wunſche ihre Befriedigung finden, die das Streben nad 
Sreiheit hervorrufen, fo Tann der Antheil, ven man dem Einzelnen an 
ber Hertichaft des Staates eingeräumt, durch Denfelben als Erſatz der 
individuellen Freiheit, die man ihm entzogen, betrachtet werden. Auch 
liegt in der Theilnahme an der Beherrfhung des Staates eine gewifie 
Garantie, daß die Staatögewalt nicht zur übermäßigen Unterbrüdung 
der Einzelnen mißbraucht werden wird. Der Einzelne wird daher einem 
Staate gegenüber, an deffen Beherrfchung er Antheil nimmt, die Be⸗ 
ſchraͤnkung feiner individuellen Freiheit williger ertragen, er Tann ſich 
auch einer allmächtigen Staatsgewalt gegenüber ficherer fühlen, als wo 
er von jeder Theilnahme ausgeſchloſſen if. Ob und in wie fern er 
fich jedoch durch Die Theilnahme an der Herrfchaft für den Genuß der 
Freiheit, die man ihm entzogen, entfchädigt fühlen fann, hängt noth- 
wendigerweife Davon ab, ob jener Einfluß, den man ihm durd 
das Recht der Wahl auf die Beherrfhung des Staates ein- 
geräumt, von praftifher Bedeutung fei, und in wie fern er 
fih desfelben zur Berbefferung feiner eigenen Lage be- 
dienen koͤnne. 

Je Heiner der Staat ift, deſto größer muß der Einfluß fein, den der 
Einzelne duch das Recht der Wahl auf denfelden ausübt. In Kleinen 
Staaten ift die Theilnahme an der Herrichaft für den Einzelnen daher 
nicht nur De befte Garantie gegen den Mißbrauch der Staatsgewalt, 
fondern fie bietet ihm auch die Möglichkeit, Die ganze Macht des Staa- 
tes zur Erreichung feiner perfönlihen Iwecke zur gebrauchen, und es 
unterliegt feinem Zweifel, daß ſich der Einzelne bei einer Organifation 


des Staats, wie fie im Alterthum bei ganz kleinen Gemeinweſen be⸗ 
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ftanden, durch die Theilnahme an der Staatögewalt für den Verluft 
feiner individuellen Freiheit vollfommen entſchädigt fühlen konnte, doch 
eben fo ficher ift e8, daß dieſes in den Riefenftanten der Neuzeit nicht 
der Fall fein Fann. 

Mer ift wohl thöricht genug, in einem Staate, wo man das Recht 
der Wahl Millivnen eingeräumt, zu glauben, daß er durch das Ab- 
geben feiner Stimme einen bedeutenden Einfluß auf die Leitung des 
Staates ausüben, und dadurch, weil er Wähler ift und als folder an 
der Herrfchaft Theil nimmt, feinen Wünfchen und Anfichten einen praf- 
tifchen Einfluß verfchaffen, oder ſich auch nur gegen die Unterdrüdung 
der Staatögewalt ſchützen könne? 

Man hat in Hinficht der Gränzen der Staatögewalt ganz die 


Prinzipien des Alterthums befolgt; doch die Prämifien, wodurch und 


dieſe Grundfäße im Alterthume vernünftig erfcheinen, d. h. die engen ' 
Gränzen des Etaates, oder die Beichränfung des Bürgerrechte auf 
eine Fleine Zahl, fehlen uns, und darum müfjen auch jene Grundſätze, 
welche das Altertum als richtig erfannt, an denen man in Rum und 
Griechenland mit fo viel Beftändigfeit feftgehalten, bei und zu ganz 
anderen Refultaten führen. | 
Die Theilnahme des athenifchen .Volfs an der Herrichaft war 
eine wirkliche; ebenjo war fie e8 in Rom. Sie bot dem Einzelnen eine 
wirkliche Garantie gegen Unterbrüdung, fie gab ihm in vielen Fällen 
die Möglichkeit, oder wenigftens Die Hoffnung, die Kräfte des Staates 
zur Durchführung feiner perfönlihen Zwede zu gebrauchen, er Fonnte 
fie als wirklichen Erfaß feiner verfönlichen Freiheit betrachten: er hat daher 
das Recht der freien Selbftbeftimmung dem Staate um jo williger und 
in um fo größerem Maße zum Opfer gebracht, als fein Antheil an 
der Beherrfchung des Staats, wie 3. B. in Sparta, ein größerer war. 
Weil nun aber der Einfluß, welchen man dem Einzelnen durch das 
Recht der Wahl in den Riefenftaaten der Gegenwart praftifch einzu⸗ 
räumen vermag, ein fehr geringer ift, fo müffen auch die Refultate 
Diefes Rechts auf die Wohlfahrt und Befriedigung des Einzelnen viel 
geringer fein, als fie e8 im Alterthume gewefen. 
- Dasfelbe gilt von dem Recht, die Staatsdiener zur Verantwortung 
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Bolfe jelbft, fondern blos von feinen Vertretern ausgeübt wird, fo 
kann dasfelbe nur in fo fern eine praftifhe Wirfung auf die Stellung 


der Individuen ausüben, als fie durch das Recht der Wahl einen Ein-- 


fluß auf die Handlungen der Gefeggebung befigen. . Da nun diefer, wie 
bemerkt, in den großen Staaten der Gegenwart nur fehr gering ift, fo 
ergibt ſich, daß die Yreiheit des Individuums der Staatsgewalt gegen: 
über außer dem Rechte der Wahl und der Verantwortlichfeit der Staats- 
Diener gegenwärtig noch anderer Garantien bevürfe, 

Worin nun fönnen und follen diefe beftehen? 


Siebenzehntes Kapitel. 


Von den Garantien der Freiheit durch die Beſchränkung der 
Staatsgewalt auf einen beſtimmten Kreis. 


Wenn die Freiheit des Menſchen in der Moͤglichkeit beſteht, ſeine 
eigenen Kraͤfte und die der ihn umgebenden Natur zur Erreichung 
ſelbſtgewaͤhlter Zwecke zu gebrauchen, fo kann die Garantie dieſer Frei— 
heit nur in zwei Dingen geſucht werden: 

1) in feiner Kraft; 

2) darin, daß über feine Kräfte Niemand außer ihm felbft, oder 
wenigftens Niemand andere ald mit feiner Einwilligung verfügen könne. 

Da die Kräfte des Einzelnen im außergefellfchaftlichen Zuftande 
hoͤchſt befchränft find, und der Menſch — wenn man ihn auch den 
Herrn der Schöpfung nennt — in feinen geiftigen und phyfifchen An⸗ 
lagen wohl die Elemente befigt, die ihn zur Herrfchaft befähigen, aber 
dieſe Herrfchaft nur dann ausüben kann, wenn fich feine geiftigen 
Kräfte duch Bildung erweitert haben und er den richtigen Gebraud) 
derfelben durch Vereinigung mit Anderen gelernt hat, fo ift es offenbar, 
daß die Freiheit des Menfchen im außergefelfchaftlxhen Zuftande — im 


fogenannten Zuftande der Natur — fehr befchränft fein müfle; denn 
dieſe Freiheit entbehrt der erflen Garantie, nämlich der Kraft, wodurch 
der Menſch die ihn umgebende Natur feinen Zweden dienſtbar machen 
fann. — Der Menſch im außergefelfchaftlichen Zuftande ift nur in fo 
fern frei, als dieſe Freiheit blos durch Menſchen befchränft wird; im 
. Allgemeinen ift er ein Sflave ber ihn umgebenden Natur, und kann 
diefer gegenüber in feiner Sell N nur das Geräpt der nen 
Hilfloſigkeit empfinden. 

Die erſte, wichtigſte Garantie der individuellen —— 
iſt mithin der geſellſchaftliche Zuſtand und jede Vervoll— 
kommnung desſelben, alſo vor Allem der Staat. 

Alles, was man über die Freiheit des Naturzuſtandes geſprochen 
oder geſchrieben, ift eitle Träumerei. Um frei zu werden, muß ber 
Menſch erft in die Gefellfehaft treten, nur in ihr ift feine Bildung 
möglich, und nur durch Bildung erhält er jenes Maß der Kräfte, wel: 
ches die Grundbedingung feiner Freiheit ift. 

So fehr ſich jene Mittel, über die der Menſch zur Erreichung fei- 
ner Zwede gebietet, durch den gefelfchaftlihen Zuftand vermehren, fo 
ift Ddiefer allein zur Sicherung feiner Freiheit doch noch nicht ge 
nügend: um fich frei zu fühlen, muß man außerdem-davon 
überzeugt fein, daß man über feine Kräfte verfügen kann. 

Da nun jenes höhere Maß der Kraft, wobyrch uns die Gefell- 
fhaft zur Garantie der Freiheit wird, nur durch Die Vereinigung, d. h. 
durch Die Unterwerfung vieler Kräfte unter einen gemeinfamen Willen 
möglih ift, fo kann die Freiheit des Individuums in der Gefellfchaft 
in diefer Hinficht nur Dadurch gefichert werden, daß das Individuum 
an der Beftimmung ded Willend, dem alle Kräfte unterworfen find, 
Theil nimmt. | 

Die Garantie der individuellen Freiheit in der Gefell: 
{haft muß daher in der Theilnahme des Individuums an 
dem Gefammtwillen gefucht werden... 

Die Richtigkeit dieſes Sabes wird fo allgemein anerkannt, daß 
auch der Sprachgebraudy blos jene Verfaffungen als frei bezeichnet, in 
welchen dem Individuum ein Einfluß auf die Beftimmung des Willens 
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der Gefammtheit eingeräumt wird. Nur die nothwendigen Folgerungen 
dieſes Satzes werden gewöhnlich überfehen. 

Denn wenn bei der zum Beftehen jeder Gefellfchaft nothwendigen 
Unterwerfung des Individuums unter den Willen der Gefammtheit die 


Sreiheit des Individuums blos in der Theilnahme desfelben an der 


Beſtimmung diefes Geſammtwillens gefucht werben kann, fo ergibt ſich 
von jeldft, daß dieſe Freiheit ganz illuforifch wird, wenn der Einfluß, 
weichen das Individuum an der Beſtimmung des Gefammiwillens 
nimmt, blos iluforifch ift, daß mithin zwiſchen dem Maße, in 
welchem der Einzelne der Gewalt des Gefammtwillens 
unterworfen ift, und jenem, in dem er an der Beftimmung 
des Gefammtwillens Theil nimmt, immer ein gewiffes 
Berhältniß beftehen müffe. 

Nur in fo fern der Einzelne dem Willen der Gefammtheit unter: 
worfen it, Tann er zur Theilnahme an der Beftimmung diefes Wil- 
lens berechtigt fein, doch nur in fo fern er in dieſen Grängen zur Theil- 
nahme berechtigt ift, ift er frei; woraus e8 Har wird, daß das Maß 
der Breiheit, welches die Berfaffung jedem Einzelnen bietet, weder nach 
dem Grabe, in welchem die Kräfte des Einzelnen dem Staate unter- 
worfen find, noch nach dem Maße, in bem er an den Beftimmungen 
des Gefammimwillens Theil nimmt, fondern blos nad dem Ber- 
hältniß beurtheilt werden fünne, in welchem die Unterwer— 
fung des Individuums unter den Gefammtwillen, und Die 
Theilnahme desfelben an der Beftimmung diefes Gefammt- 
willens zu einander ftehen, 

Der Bürger eines Staates, in welchem der Einzelne an der Be- 
ftimmung des Willens der Gefammtheit einen fehr geringen Antheil 
nimmt, und jener eines foldhen, wo er dem Willen der Gefammtheit 
im höchſten Maße unterworfen tft, Eönnen gleich frei fein, wenn in 
jenem die Kräfte des Individuums, dem Willen der Gefammtheit nur 
im geringen Maße unterworfen find, in biefem aber das höchſte Maß 
der Unterwerfung durch ein größeres Maß der Theilnahme an ber Lei- 
tung des Staates aufgewogen wird. | 

Die Verfaffungen aller Staaten des claffifchen Alterthums, bejon: 
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ders jene Spärtas, können für das erfte„ jene der freien Reichs⸗ 
ftädte Deutfchlands im Mittelalter mögen für das zweite Verhältniß 
als Beifpiel dienen. 

Die Trage, ob die Freiheit ded Individuums im Etaate garantirt 
werden Fönne, oder mit anderen Worten, ob die Freiheit in einem ge- 
wiffen Staate und zu einer gewiſſen Zeit möglich fei (denn eine Frei—⸗ 
heit, weldye der Garantien entbehrt, verdient diefen Namen nicht), bleibt 
daher immer die: ob die Gewalt, welde der Staat auf den 
Einzelnen ausübt, vermindert, oder ob der Einfluß des Ein- 
zelnen auf die Beftimmung des Gefammtwillens derart ver- 
mehrt werden Fönne, daß der Einzelne dem Willen der Ge- 
fammtheit nur in dem Maße unterworfen fei, als er an der 
Beftimmung diefes Willens Theil nimmt. 

Wenn wir nun unfere Aufmerffamfeit ven continentalen Staaten 
des weftlichen Europas zuwenden, treten und in allen zwei —— 
gen entgegen, welche denſelben gemeinſam ſind. 

Ueberall finden wir große Staaten. 

Ueberall hat man das Prinzip adminiſtrativer Gentrafifation in 
feiner möglichften Ausdehnung angewendet. 

Die Folge des Erfteren iſt, daß der Einfluß, welchen der Einzelne 
auf die Staatögewalt ausübt, in dem Maße Fleiner fein müfle, als 
durch die Anerkennung des Prinzips der Gleichheit die Zahl Derjenigen 
größer geworben ift, die durch das Recht der Wahl wenigftens mittel- 
bar einen Einfluß auf den Gang der Staatögewalt ausüben. 

Die Folge des Zweiten ift, daß das Individuum in all dieſen 
Staaten den Befehlen der Staatsgewalt in einem ſehr hohen Maße 
unterworfen iſt. 

Hieraus ergibt ſich, daß das Maß, in welchem die Freiheit des 
Individuums der Gewalt des Staates unterworfen iſt, zu dem Einfluß, 
weldyen dasfelbe auf Die Leitung des Staates ausübt, in feinem Ber- 
hältniſſe ftehe, daß mithin Die Freiheit des Individuums in 
allen Staaten der Neuzeit nur in fehr geringem Maße als 
garantirt zu betrachten fei. 

Die Frage, ob und durch welche Mittel man der Freiheit des 
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Individuums in allen weitlihen Staaten Europas mehr Garantien 
verſchaffen könne, als welche diefelbe gegenwärtig befigt, reducirt ſich 
mithin darauf, ob: 

entweder der Einfluß, welchen das Individuum auf 
Die Leitung des Staates ausübt, vergrößert; oder ob die 
Gewalt, welhe man dem Staate auf alle Berhältniffe des 
Individuums eingeräumt, vermindert werden könne. 

Wenn das Beftehen jedes Staates von der Einheit feiner Geſetz⸗ 
gebung, Regierung und Vertretung bedingt ift, und die Richtung unferer 
ganzen Civiliſation ſowohl als die politifchen Berhältniffe der Gegen- 
wart und das Beftehen größerer- Staaten als unumgänglich nothwen- 
Dig erfcheinen laffen, fo muß es uns Far fein, daß jener Einfluß, wel- 
hen das Individuum auf die Leitung des Staates ausübt, unmöglich 
vergrößert werden Fünne. 

. Da weder die Gefeßgebung noch die Regierung des, Staates 
durch Millionen praftifh ausgeübt werden kann, fo muß fich der Ein- 
fluß dieſer Millionen nothwendig auf das Recht der Wahl befchränfen, 
und jeder Verfuch, diefe Beichränfung, welche ſich aus der Natur der 
Sache ſelbſt ergibt, aufzuheben, muß fruchtlos bleiben. Das Recht, 
dus man in der Verfaffung des Jahres 1793 fürs Volk in Anſpruch 
genommen, wonach jedes einzelne Geſetz durch dasfelbe in feinen Pri- 
märverfammlungen beftätigt werden follte*), fo wie das Recht des Wi- 
berftandes, welches im Mittelalter dem Adel mehrerer Länder verfaf- 
fungsmäßig zufam, und welches man im Jahre 1793 fogar als vie 
heifigfte der Pflichten erfannt, find gleich erfolglos. Ja der Einfluß 
des Einzelnen würde, auch wenn wir von den Gefahren, welche ähn- - 
fiche Einrichtungen für den Staat haben müffen, ganz abftrahiren, hier- 
durch nicht nur nicht vermehrt, fondern nur vermindert werden, wenn 
auf diefe Art auch jener Einfluß, welchen er durch das Recht der Wahl 
auf den Staat ausübt, zum illuforifchen gemacht würde. 


*): Diefes Recht erinnert ung fehr an die Anficht des Mittelalters, baß jede 
Corporation nur in fo fern zur Zahlung gefeplich bewilligter Steuern verbunden fei, 
ala fie fich ſelbſt durch ihre Bevollmächtigten dazu verbunden hat. 
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Sol das Mißverhältniß zwiſchen dem Maße, in welchem das In⸗ 
dividuum der Staatögewalt unterworfen ift, und dem Einfluß, welchen 
basjelbe auf die Leitung des Staats ausübt, ausgeglichen, d. h. fol 
die Freiheit des Individuums wirflid, garantirt werden, fo ift dies nur 
auf dem zweiten Wege, d. b. dadurch möglih, wenn man die Ge— 
walt, weldhe der Staat auf alle Verhältniffe des Indivi— 
duums gegenwärtig ausübt, zu vermindern trachtet. 

Um zu entfcheiden, ob und auf welche Art dies gefchehen könne, 
ift e8 nothmwendig, daß man vorerft über die Srage ins Klare fomme: 
sb der Staat über das Individuum gegenwärtig wirflih Gewal- 
ten ausübe, welche zur Erreichung des Staatszweckes nicht unerläßlich 
nothwendig find ; 

ob daher eine Befhränfung der Staatsgewalt möglid 
fei, ohne daß dadurch alle Verhältniffe zerfiört und bie 
Hortfchritte der Gefittung gefährdet würden. Diefer Frage 
wollen wir im folgenden Buch unfere Aufmerkſamkeit zuwenden. 


Viertes Buch. 


Die Gentralifation. 


Erifes Kapitel. 


Der richtige Standpunkt, um die Frage der Centraliſation 
zu unterſuchen. 


Ich habe im erſten Theile gezeigt, daß die Fortſchritte, die von dem 
Augenblick, wo die Voͤlkerwanderung aufgehört, bis in Die neueſte Zeit 
in Hinſicht der Einrichtung des Staats gemacht worden find, darin be- 
ftehen, daß die Macht, welche der Staat auf die Verhältniffe des Ein⸗ 
zelnen ausübt, immer größer geworden ift. 

Das Mittel, wodurch diefes Refultat erreicht wurde, ift Die Cen⸗— 
tralifation, und fo ift die Frage: ob die Gewalt des Staates 
vermindert werben folle? mit jener identiſch: ob das Prinzip 
ber Gentralifation, welches man bis jegt mit fo blindem Vertrauen 
befolgt, in feiner Anwendung befhränft werden könne? 

Bevor wir in dieſe Frage eingehen, ift es nothwendig, über Die 
Art und den Standpunft, aus welchem diefelbe behandelt werben muß, 
einige Bemerkungen vorausgehen zu laffen. 

1) Bor Allem ift e8 nothiwendig, daß wir und von Allen Ab- 
ftractionen fern halten. Da die Gewalt des Staates, praftifch genom- 
men, doch nichts Anderes ald die Gewalt Derjenigen ift, die fih im 
Befige der Staatögewalt befinden, fo kann die Frage: wie weit fi 
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"das Prinzip der Gentralifation erſtecken fol, nur dann richtig entfchie- 
den werden, wenn man darüber ins Klare gekommen ift, in wie fern 
Dagjenige, was man der Staatögewalt übertragen will, durch einzelne 
Menfchen geleiftet werden kann, und in wie fern es zweckmaͤßig ift, 
Einzelnen eine ſolche Macht einzuräumen *). 

2) Darf man nie vergeffen, daß der Staat wie jene Geſellſchaft 
nur durch die Einheit des Willens beftehen Fönne, daß alfo, in fo fern 
man annimmt, daß fich die Macht des Staats auf gewilfe Dinge er- 
ftreden folle, aud, die Nothwendigfeit der Gentralifation für Diefe Dinge 
zugegeben werden müſſe. Wie nur Derjenige, der von dem Grundfat 
ausgeht, daß das Individuum im Staat vollfommen aufgehen fol, die 
Gentralifation für Alles in Anfpruch nehmen Tann, fo muß man, um 
die Gentralifation überall zu verdammen, vorerft die Nothwendigfeit des 
Staats läugnen, und fo abfurd Beides fcheint, fo finden wir doch, daß 
bei der ganzen Discuffion über die entralifation faft-immer von einer 
diefer extremen Anftchten ausgegangen wird. Die Freunde der Gentra- 
lifation heben immer nur die glänzenden Ergebniffe centralifirter Staats⸗ 
einrichtungen und die Gefahren hervor, welche das Uebermaß der Frei⸗ 
heit für den Staat haben könnte, ihre Gegner blos die Gefahren, mit 
welchen eine zu große Staatsgewalt die Freiheit des Individuums und 
den Staat felbft bevroht. Jene find in ihrer Begeifterung für die Ord⸗ 


— 


*) Eben weil man dies vergißt und ſich bie Staatsgewalt als Abftraction 
denkt, ift man dahin gefommen, für diefelde einen unbegränzten Rechtsfreis in Anz 
fpruch zu nehmen, Nur hieraus läßt es fich erklären, daß man in einer Zeit, wo 
man die abfolute Gewalt eines Königs als unvernünftig betrachtet und auf jene 
Sahrhunderte, in denen man noch an die Infallibilität des Papftes geglaubt hat, mit 
Mitleid herabblickt, für die Staatsgewalt, d. h. für jeden Minifter auf die Zeit, die 
er im Amte ift, diefelbe Allmacht und Unfehlbarfeit in Anfpruch nimmt. Würde man 
fi) immer daran erinnern, daß Diefenigen, die im Namen des Staats herrfchen, 
eben fo gut Menfchen find als Jene, die man der Gewalt des Staates unterwirft, 
fo würbe man, glaube ich, weder für Sene die Allmacht in Anfpruch nehmen, noch 
Diefe zur vollfommenen Abhängigkeit verdvammen, und fo in jenen großen Mider- 
fpruch gerathen fein, daß man in bet Theorie von dem Prinzive ausgeht, Fein Menfch 
fünne dem andern rechtlich unbedingt unterworfen fein, und in der Praris Millionen 
dem Willen der Stantsgewalt, d. i. dem Willen Einzelner, unbedingt unterwirft. 
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nung zum Socialismus — der nichts als die vollfommenfte Verwirk⸗ 
lihung des Prinzips der Gentralifation tft —, dieſe zur Anarchie, d. h. 
zur Negation jeder Staatögewalt, ald die für den civilifirten Menfchen 
‚einzig angemefjene Regterungsform vorgefchritten, bis man endlich, dahin . 
gekommen ift, daß ſich nicht nur auf dem Gebiete wiffenfchaftlicher 
Discuffionen *) blos die ertremften Anfichten entgegen ftehen, fondern 
daß auch im Leben der Sieg über die Staatsgewalt immer zur Anar- 
chie, jener der Staatsgewalt über ihre Feinde zum unbegränzten Abfo- 
lutismus zu führen pflegt. 

Es ift nicht zu (äugnen, daß ber Vorwurf ihren Grundſatz bis 
zu den äußerſten Folgerungen verfolgt zu haben, für den Augenblick vor 
Allem die Vertheidiger des Prinzips der Centraliſation trifft. Seitdem 
faſt ganz Europa die Grundſätze der franzöſiſchen Revolution befolgt, 
oder wenigftens als vernünftig anerfannt hat, ift es natürlich, daß Die. 
Vertheidiger diefes Prinzips alle Folgerungen derfelben Fühner ausge- 
fprochen haben. Große Majoritäten haben ja immer den Muth, ihre 
Logik bis an die Oränzen des Abfurden zu treiben, während das Be: 
wußtfein, mit der öffentlichen Meinung im. Gegenfage zu fein, ihre 
Gegner vorfichtiger macht; übrigens ift, glaube ich, der Augenblid nicht 
fern, wo auch die Freunde der Decentralifation, was die rüdfichtslofe 
Entwicklung ihrer Grundfäge betrifft, ihren Gegnern nichts nach⸗ 
geben werden **), 


*) Auf diefem Felde ift dies durchaus nicht ungewöhnlich, Dasjenige, was fich 
durch die Erfahrung als zweckmaͤßig bewährt, hat fehr oft nicht einen einzigen wiffen- 
ſchaftlichen Vertreter gefunden, 

**) Wie die üblen Zolgen, die der fortwaͤhrende Gebrauch heftiger Arzneimittel 
erzeugt, und bie Erfolge der Homöopathie in Manchem den Glauben an die Heil⸗ 
funft erfchüttert und den Gedanken erzeugt haben, daß es in jedem Falle befier fei. 
den Kranfen ohne Behandlung fich felbft zu überlaffen; fo haben bie Folgen, welche 
ber übermäßige Einfluß der Staatsgewalt'in Frankreich und der befchränfte Kreis 
berfelben in Amerifa auf die Entwicklung beider Länder hervorgebracht haben, nicht. 
nur zur richtigen Einficht Deffen geführt, daß man im Staate wie im Leben des Ein- 
zelnen Vieles der natürlichen Entwiclung der Dinge überlaffen müſſe, fondern in 
Manchem felbft den Glauben an die Nothwendigkeit der Staatsgewalt überhaupt 
erfchüttert. 


“ 


Proudhon hat-*) der franzöftihen Revolution den Vorwurf ge- 
macht, fie habe den alten Abfolutismus upter dem neuen Namen der 
Gonftitution veconftruirt, und Die Behauptung aufgeftellt, daß man in 
Frankreich viel Mehr regiert, ald man follte, und daß die gerühmte 
- Eentralifation immer die Corruption zur Folge haben müfle. Auch ift 
nicht zu laͤugnen, daß ſich gegenwärtig, wo die Staatsgewalt mit allen 
ihren Attribitten an vielen Orten aus den Händen einer gewählten Ge⸗ 
feßgebung in jene eines Einzigen übergegangen ift, und ſich viele In⸗ 
tereffen- und Gefühle durch pas Prinzip der Eentralifation verlegt füh- 
len, bei Manchen ähnliche. Anfichten verbreiten, in deren Namen man 
zwar nicht wie Proudhon die Anarchie, wohl aber Dinge in Anſpruch 
nimmt, die zur Anarchie, oder wenigftens zur Auflöfung der jeßt befte- 
henden Staaten führen müßten. 

Da das Beftehen eines georbneten Staates eine der Hauptbe- 
bingungen der Sreiheit ift und Fein Staat ohne Eentralifation beftehen 
fann, die vernünftige Grundlage des Staats aber in dem Intereffe des 
. Individuums, in der Möglichkeit feiner allfeitigen Entwidlung geſucht 
werden muß, fo kann die Frage über die Gentralifation nur 
dann zwedmäßig behandelt werden, wenn Jene, die fich für 
diefes Prinzip ausfpreihen, die Erforderniffe der individuel- 
len Sreiheit, Jene, die gegen dasfelbe find, das Bedürfniß 
einer geordneten Staatsgewalt nie aus den Augen verlieren. 

3) Die centraliftifche Form, in welcher wir alle Staaten der Ge⸗ 
genwart eingerichtet finden, ift überall zuerft durch die Monarchie in 
dem Snterefle, ihre Gewalt abfolut zu machen, eingeführt worden. Die 
franzöftfche Revolution, in deren Fußſtapfen jetzt alle Völfer wandeln, 
hat der Souverainetät eined Einzigen jene des Volkes fubftituirt, im 
Uebrigen aber ganz den frühern Gang befolgt. Da nun das Prin- 
zip der Gentralifation für die Macht Derjenigen, die fich für den Au- 
genblid im Beſitze der Staatsgewalt befinden, zuträglich ſcheint; da das⸗ 
. felbe eben fo gut zur Unterbrüdung der gerechteften Wünfche des Vol⸗ 
kes gebraucht werden kann, wie es das befte Mittel ift, wodurch 





*) Idee generale de la Revolution. 
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Emeuten der Hauptftabt in einigen Stunden zu Revohitionen des gan- 
zen Landes werben Fünnen, und 3. B. in Frankreich jeit 60 Jahren : 
jeve Parthei, welche die Gewalt befaß, und jede, die nach berfelben ge: 
firebt, jene Regierung und jede Revolution fich diefes Mitteld mit ſehr 
viel Erfolg bedient hat*): fo ift es Fein Wunder, wenn die Gen- 
tralifation in den Reihen aler Partheien der Freunde und Gegner 
viele zählt, und fowohl Diejenigen, die fich für das Königthum, als 
Jene, Die fih für republifanifcdye Staatseinrichtungen ausfpracdhen, je 
nachdem fich ihre Stellungen verändert haben, mit gleicher Begeifterung 
bald für, bald gegen das Prinzip der Centralifation auftraten. Sollen 
wir in Hinficht diefer wichtigen Frage zu einem richtigen Urtheil fom- 
men, fo ift es nothwendig, daß wir diefelbe nicht aus dem Standpunkte - 
einer Barthei betrachten und bei Unterfuchung derſelben ganz davon ab- 
ftrahiren, ob ſich die Staatsgewalt augenblidlih in der Hand eines 
Einzelnen oder in jener der im Namen des Volks regierenden parla- 
mentarifhen Majorität befindet. Died Lebtere mag uns heilfamer 
fheinen, übrigens folgt daraus, daß man Millionen durch das Recht 
ver Wahl einen. gewiffen Einfluß auf die Leitung des Staats einge- 
räumt und durch die Refponfabilität der Staatsbiener für die treue 
Berwaltung der öffentlichen Angelegenheiten gewiſſe Garantien ‘gegeben 
hat, eben fo wenig, daß der Einzelne, der Staatsgewalt gegenüber, 
aller Garantien entbehren Fönne, als man daraus, daß bie Leitung bes 
Staats ohne alle Berantwortlichkeit einem inzelnen übertragen iſt, 
die Folgerung ziehen darf, daß die möglichfte Beſchraͤnkung der Staats⸗ 
gewalt im. Intereffe_Aller liegen müſſe. 

Soll der Staat beftehen, fo muß der Staatögewalt immer eine 
gewiſſe Macht eingeräumt werben, und es ift eben fo thöricht, ihr dieſe 
Darum entziehen zu wollen, weil die Staatsgewalt Einem übertragen 
ift, ald es unvernünftig ift, menn man Das Individuum untef dem 


*) Chose remarquable! la reaction thermidorienne de 1795 et la reaction 
royaliste de 1815 ont à l’aide des m&mes moyens produit les mämes resul- 
tats. Timon, De la centralisation. Ich Finde es viel remarquabler, wenn bies 
nicht der Fall gewefen wäre! 





—. 19 — 


Vorwande, daß es ja als Wähler an der Leitung des Staates Theil 
nehme, der Staatögewalt gegenüber jeder Garantie beraubt. 

In jedem Staate, wie er auch eingerichtet fein mag, finden wir 
immer einen doppelten Egoismus, wodurch zwei fich entgegenftchende 
Richtungen aller Beftrebungen hervorgerufen werden: 

den Egoismus des Staats, der als Ganzes zu beftehen, fich zu 
entwideln und immer mehr Macht zu gewinnen ſucht, und den jedes 
Einzelnen, der nach dem höchſt möglichen Grade des Wohlfeins und 
der Unabhaͤngigkeit ftrebt. 

Der Gegenfag zwifchen dem Egeismus des Staates und jenem 
des Einzelnen befteht eben fo gut in den norbamerifanifchen Zreiftaaten 
wie unter der Regierung Ludwig's XIV., woraus ſich ergibt, daß 
unter jeder Form der Berfaffung fowohl der Staat gegen den Egois⸗ 
mus des Einzelnen, der nady vollfommener Unabhängigkeit ftrebt, als 
der Einzelne gegen den Egoismus:des Staates, Ter immer die voll- 
fommene Unterwerfung des Individuums zu erreichen fucht, gejchüßt 
werden müfle. 

Die Frage, in welder Ausdehhung man das Prinzip 
der Gentralifation anzuwenden habe, muß Daher unter jeder 
Form der Staatsverfaffung ganz gleid) entfchieden werden, 
dba diefe Frage im Grunde genommen feine andere als jene 
ift, wie weit bie Staatsgewalt nothwendig auszudehnen 
ſei ). Zum großen Theil find aber die Beringungen, von welchen 
das Beftehen des Staates abhängt, in abfolut monardifchen und 
volfsthümlichen Staaten ganz diefelben. 

Im erften Augenblide fcheint es, als wenn bie Anwendung des 
Prinzips der Gentralifation der monardifchen Staatsform günftiger 
wäre, Da die abfolute Gewalt eines Einzigen ganz gewiß nur durch 
Gentralifation möglich wird, fo ſcheint das Streben abfolut monarchi⸗ 
fher Regierungen nady Eentralifation ein vernünftiges, während uns 


*) Denn die Gränzen der Staatsgeiwalt und jene der Gentralifation find ja 
diefelben, da die Stantsgewalt nur auf jene — eine Macht ausüben kann, die 
sentralifrt find. 
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pasfelbe Streben ba, wo man ſich für das Prinzip der Freiheit erklärt 
hat, als ganz widerfinnig erfcheinen muß. Wie es undenkbar ift, daß 
fih die Peripherie eines Kreifes zugleich im Mittelpunfte befinde, 
fo ift e8 abfurd, wenn man glaubt, daß ein ganzes Volk feinen Einfluß 
auf die Leitung öffentlicher Angelegenheiten in einem Mittelpunfte 
ausüben Tonne. 

Da Fein Staat ohne ein gewifles Maß der Eentralifation 
beſtehen kann, eine vollkommene Gentralifation in größeren Staaten 
aber überhaupt unmöglich ift, fo müflen auch in dem freieften Staate 
gewiſſe Dinge centralifirt fein, während andere auch in den unfreieſten 
der Leitung Fleinerer Gemeinfchaften überlaflen bleiben; übrigens fcheint 
ed doch, als wenn man als Regel annehmen Fönnte, daß man in 
Staaten, wo man die abfolute Monarchie begründen will, die Centra⸗ 
Iifation als Gefeh anzunehmen habe, von dem man nur im Falle ab- 
foluter Nothwendigfeit abgehen fol, während in freien Staaten eben 
die Decentralifation (das Selfgovernment) die Regel ift, von der man 
auch nur in dem Maße, als dies, um größere Gefahren zu vermeiden, 
unumgänglid nothwendig ift, abweichen darf. | 

Doc verfchwindet auch Diefer fcheinbare Knternleb, wenn wir Die 
vorliegende Frage ruhig unterfuchen. 

Denn 1) ift e8 weder die Verwirklichung des “Prinzips der Volfs- 
fouverainetät, noch jene einer ganz abjoluten Gewalt eines Cinzigen, 
fondern die Sicherheit aller Einzelnen, welche als Zwed des Etantes 
angenommen werden muß. 

2) ft auch die ganz abfolute Gewalt eines Einzigen, praktiſch 
genommen, eben fo gut eine Fiction, als es die abfolute Freiheit Aller 
iſt. Das Streben nach einer folchen Gewalt ift mithin nie etwas 
Anderes als das Streben nad) einem unerreichbaren Ziele. 

Es gibt Verhältniffe — und ein niederer Grad der Volfsbildung 
ift nicht Die einzige Urfache, aus ver ſich folche Verhältniffe entwickeln —, 
wo die Regierung des Staates Einem übertragen werden muß. 

Die, abfolut monarchiſche Form Fann unter folcdhen Verhältniſſen 
bie befte, ja die einzig mögliche Staatsform fein. 

nl. 13 
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Berhältniffe aber, unter welchen der Einzelne nicht nur Die Negie- 
rung des Staats, fondern aud all Dasjenige, was für den Staat 
zwar wichtig ift, aber nicht unmittelbar zur Regierung besfelben gehört, 
wirklich zu leiften vermöchte, wo er — ich fage nicht für alle geiftigen 
und materiellen Bebürfniffe zu. forgen — fondern wo er auch nur die 
Adminiftration der im Staate befinplichen Eleineren Gemeinfchaften wirf- 
lich zu führen im Stande wäre, ſolche Verhältniffe gibt es nirgend. 
Richt Inftitutionen, fondern die Gränzen, welche die Natur den Fähig- 
feiten jedes Einzelnen gefegt hat, find es, wodurch die abfolute Gewalt 
desſelben immer darauf befchränft wird, daß er Dasjenige, was er nicht 
zu leiften vermag, Anderen überträgt; woraus fich ergibt, daß felbft. 
da, wo man die abfolute Monarchie begründen will, nicht die Ausdeh- 
nung der Macht eined Einzelnen auf Alles (die Gentralifation in 
Allem), fondern nur die Begründung diefer Macht in Hinficht all Des- 
jenigen, was den Staat betrifft, als vernünftiges Ziel verfolgt werben 
fann; daß daher der Kreis, in weldem man in ber abfoluten Mon- 
archie nach Gentralifation ftreben fol, nicht nur nicht größer, ſondern 
fogar Fleiner fein müfle al8 da, wo man eine volfsthümliche Verfaffung 
zu begründen wünfcht. Und zwar aus zwei Gründen: 

1) weil die Staatsgewalt durch einen Einzigen audgeübt immer 
ftärfer ift, und daher da, wo eine abfolute Monarchie befteht, auch ein 
geringer Grad der Gentralifation größere Refultate hervorbringt ; 

2) darum,. weil da, wo die Stantsgewalt einem Cinzigen über- 
tragen ift, immer mehr Oppofition gegen biefelbe beſteht, als wo das 
Volk wenigftens fcheinbar an der Regierung Theil nimmt, und es 
daher eben unter dieſen VBerhältniffen räthlich ift, dieſe Gewalt fo ein- 
zurichten, daß Diefelbe dem Einzelnen nicht drückend erfcheine. 
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Zweites Kapitel. 
Aufſtellung der Frage. 


Der Zweck des Staates iſt die Sicherung der materiellen und 
moraliſchen Güter aller Mitglieder, vor Allem die Sicherung der indi⸗ 
viduellen Freiheit, die im Kreiſe einer Civiliſation, welche auf der 
Grundlage dieſes Prinzips beruht und fi durch das Streben nach 
Verwirklichung dedfelben entwidelt hat, der moralifchen Güter höchftes, 
und zugleich die Bebingung ift, von ber Die Befriedigung faft aller 
materiellen Bebürfniffe abhängt. 

Es ergibt ſich hieraus, daß die Frage: in wie fern Die Anivens 
dung des Prinzips der Gentralifation in dem Maße, in welchem man 
dasſelbe jet befolgt, nothwendig fei, nur dann richtig beantwortet 
werden kann, wenn man über brei andere Bragen ins Klare ge- 
fommen ift: 

1) ob es wahr fei, daß die Anwendung diefes Prinzips in ber 
Ausdehnung, in welcher man dasfelbe befolgt, unter den gegenwärtigen 
Berhältnifien zum Beftehen des Staates nothwendig fei, oder ob der 
Staat dur die Gentralifation, die man eingeführt, wenigftend ein 
größeres Maß der Kraft und Sicherheit gewinne; 

2) ob e8 wahr fei, daß die Freiheit des Individuums durch das 
Syſtem abminiftrativer Eentralifation für die Mehrheit — wie man 
behauptet — beffer gefichert werde als bei jeber anderen Staatsform, 
oder ob wenigftens die Beichränfung der individuellen Freiheit, welche 
im Namen der Gefammtheit ausgeübt wird, dem Einzelnen nicht 
drüdend erfcheine; endlich 

3) ob es wahr fei, daß das Syſtem adminiftrativer Gentralifation, 
wie man glaubt, die geiftige und materielle Entwidlung des Staats 
und aller Staatsangehörigen befürdere, und als mädhtigfter Hebel, ja 
als Bedingung des allfeitigen Fortſchritts zu betrachten fei, auf ben 
unfer Jahrhundert mit Recht fo ftolz ift. 

Es verfteht fich von felbft, daß bei diefer Unterſuchung, deren ein- 
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ziger Zweck das Finden der Wahrheit ift, Das Syſtem abminiftrativer 
Gentralifation nie in feinen Außerften Zolgerungen, fondern nur in der 
Form und Ausdehnung genommen werden darf, in welcher die Ver— 
theidiger dieſes Syſtems dasfelbe aufgeftellt haben und praftifch zu 
verwirflihen bemüht find, Dasfelbe können Jene, welche fich für das 
Syſtem abminiftrativer Decentralifation ausfprechen, in Anſpruch neh- 
| men, wenigftend muß ich den 2efer bitten, nicht zu vergeflen, daß ich 
die Schwierigfeiten, welche die Anwendung des ‘Prinzips der Föderation 
für den Augenblid unmöglid) machen, in vollem Maße gewürdigt, und 
mich daher immer für die Nothwendigfeit größerer Staaten ausgefpro- 
chen habe, welche ohne eine Bentrafifation jener Dinge, die den Staat 
betreffen, nicht denkbar iſt; folglich al Dasjenige, was gegen 
meine Anfichten vorgebracdht werden dürfte, nur in fo fern als treffend 
anerfennen Tann, als man dabei auch diefen Theil meiner Anfichten bee 
rüdfichtigt hat. 

Da der Zwed jeder Discuffion am Ende doch nur das Erzielen 
einer Mebereinftimmung ift, folte man ſich wenigftens nicht, wie ge- 
wöhnlich, fo viel Mühe geben, fich gegenfeitig zu mißverftehen. Nur 
wenn man wirklich beftehende Anfichten, nicht wenn man die Caricatur 
derfelben widerlegt, Tann etwas für die Wahrheit gewonnen werben. 


Drittes Bapitel. 


Es ift nicht wahr, daß der Staat durch die Anwendung des 
Prinzips der adminiftrativen Centralifation ein größeres Maß 
der Kraft und Sicherheit gewinne. 


Das erſte Bebürfniß des Staates ift feine Selbftftändigfeit. Da 
nun das Maß der Kraft, deren ber einzelne Staat zur Erhaltung fei- 
ner Selbftftändigfeit bedarf, immer von der Stellung abhängt, in wel- 
her er fi anderen Staaten gegenüber befindet, und wir in unferer 
Zeit nicht nur allenthalben große, fondern ſolche Staaten finden, in 
welchen die gefummte Kraft des Staats durch das Syflem der abmini- 
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ftrativen Gentralifation dem Staatswillen vollfommen unterworfen ift, 
fo kann diefes Syftem in feinem einzelnen Staate aufgegeben werden, 
ohne daß dadurch die Selbftftändigfeit desfelben gefährdet würde. 

Wenn ihr den einzelnen Theilen des Staates, der Provinz, det 
Grafichaft, der Gemeinde das Recht der Selbftregierung gebt, fo ſchwächt 
ihr dadurch die Einheit des Staates. Es Liegt in der Natur der Sache, 
bag fich überall, wo ein Mittelpunkt ift, der fih um ſich felbft dreht, 
ringsherum ein felbftfländiger Körper bilde, der um fo compacter 
wird, je fchneller und Fräftiger die Bewegung um dieſen Mittelpunft 
iſt. In einem Staate, wo man das Prinzip der Eentralifation auf- 
gegeben, müflen eine Menge Partialintereffen entftehen, und derfelbe 
wird, weil ihm die gehörige Einheit fehlt, im Kampfe mit foldyen, in 
welchen durch die Erfindungen unferer Zeit der Wille der Bentralregie- 
rung in Augenbliden befannt, ja ausgeführt wird, immer unterliegen. 

Sch glaube nicht, daß man mir den Vorwurf machen kann, Die 
Gründe, welche für das Syftem der Eentralifation von Allen angeführt 
werden, unvollftändig wiedergegeben zu haben; fo überzeugend fie ſchei⸗ 
nen, fei e8 mir vor Allem erlaubt, zu bemerfen, daß diefe Gründe, 
welche man für die Gentralifation vorbringt, ganz dieſel— 
ben find, die jede despotiſche Gewalt gegen die Freiheit zu 
gebrauden pflegt. 

Aber find nicht überall, wo ein Volk gefnechtet wurde, biefelben 
Gründe zur Rechtfertigung der abfoluten Gewalt angeführt worden? 
War es nicht die Nothwendigfeit, alle Kräfte des Staates in einem 
Mittelpunfte zu vereinigen, die Gefahr, welche daraus entftehen Fönnte, 
wenn bie Befehle der Gentralregierung auch nur den mindeften Wiber- 
ftand fänden, womit man die Despotie Robeöpierre'd und Des Comito 
du salut public vertheidigt hat? War nicht Napoleon derfelben Mei- 
nung und vor ihm bis zu den Hohenftaufen, ja bis zu den römiſchen 
Imperatoren und den Tyrannen von Syrakus zurüd Alle, die ſich 
eine despotifche Gewalt über das Volf angemaßt? Jede Despotie ift 
immer mit dem glänzenden Schilde des Staatswohls bedeckt worden, 
jede hat fich mit den Gefahren zu rechtfertigen gefucht, welche aus der 
Sreiheit der Bürger für den Staat entftehen Fönnten, und es ift wirklid, 
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fonderbar, wenn wir nun im Namen der Freiheit Gründe anführen 
hören, welche eigentlich doch nur dann ihre ganze Kraft erhalten, wenn fie 
zur Begründung der abfoluten Gewalt eines Einzigen angewendet werben, 
da ja nur fie es ift, durch welche jener höchſte Grad der Einheit und 
Kraft erzeugt wird, der zur Erhaltung des Staates nothwendig fein foll. 

Manchem mag diefe Bemerkung fehr wichtig fcheinen, für mich ift 
fie e8 zur Entfcheivung der vorliegenden Frage nicht. 

Die irdifche Aufgabe des Menſchen ift die möglichfte Entwidlung 
feiner phyfifchen und geiftigen Kräfte, die Form der Staatöverfaflung 
ift nur ein Mittel, durch welches er nach diefem Ziele ftrebt; da ed nun 
Berhältnifie geben kann, unter welchen das Beftehen des Staates nur 
durch die Herrichaft eined Einzigen möglich wird, und die praftifchen 
Ergebniffe jeder Staatsform immer mehr von dem Grade der allge 
meinen Bildung und Sittlichfeit als von ber Art, in welcher der Staat 
eingerichtet ift, abhängen, fo ift dadurch, daß jene Gründe, die man 
für die Gentralifation angeführt, zugleich die abfolute Gewalt eines 
Einzigen rechtfertigen, ihre Unrichtigfeit noch durchaus nicht bewiefen; 
ed müſſen vielmehr dieſe Gründe felbft unterfucht werden, da wir ja 
in dem Falle, daß Diefelben richtig find, thren Folgerungen, auch wenn 
und Diefelben nicht behagen, doch nicht entgehen Fönnen. 

Die Idee der Einheit ift zu fchön, ald daß man fich nicht bafür 
begeiftern ſollte. Wie Schiller die Macht Wallenftein’s über fein Heer 
beichrieben, fo denft man ſich Die Macht des Staates. Die große 
Weltordnung, in der ſich Alles nach gewiſſen Gefegen um einen Mittel- 
punft dreht, fol als Mufter dazu dienen. Großes kann nur durch 
Ordnung beftehen, Ordnung iſt nicht möglich, wo es nicht eine Macht 
gibt, die jede Störung derfelben unmöglich macht. Das, was jedem 
Staate mithin vor Allem nöthig ift, ift Die unbebingte Unterwerfung 
jedes einzelnen Theiled unter das Ganze, die Unmöglichkeit jedes Wiber- 
ftandes, mit einem Worte eine ftarfe Regierung, und nur durch das 
Prinzip der Eentralifation kann die Regierung ftarf fein *). 


*) Qui veut un gouvernement fort, veut un gouvernement central. Cor- 
menin, De la centralisatson. 
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Im Ganzen läßt ſich nichts gegen das Geſagte anführen. Jeder, 
der den Staat als ein Bedürfniß unſerer Geſittung betrachtet, wird die 
Nothwendigkeit einer ſtarken Regierung einſehen, und die Rothwendig- 
feit des Beſtehens einer Regierung fließt — wie ich ſchon bemerft — 
jene einer gewiflen Gentralifation in fi, die Frage tft aber durchaus 
nicht die: ob die Gentralifation überhaupt nothwendig fei, fondern jene, 
ob der Brad der Gentralifation, den man in den Staaten 
neuerer Zeit eingeführt, etwas zur Befefligung des Staates bei- 
trage, und Die angeführten Gründe verlieren viel von ihrer beweifenden 
Kraft, wenn man blos diefe Frage im Auge behält. 

Wollte man aud annehmen, daß die Macht des Staates 
einzig und allein von der Kraft feiner Regierung abhänge — was doch 
Niemand behaupten wird, da ja jede Regierung blos die ſchon vorhan- 
denen Elemente der Macht zu gemeinfamen Zwecken gebrauchen, aber 
biefe nicht erſchaffen kann —, fo bleibt es noch immer eine Stage, ob 
die Macht der Staatsgewalt lediglich von der Art, in weldyer man bie- 
felbe organifirt bat — von ihrem Organismus — abhänge; und id) 
glaube nicht, daß irgend Jemand diefe Frage bejahend beantworten Fann. 

Nur jene Staatögewalt ift als wirklich ftarf zu betrachten, die 

a) in ihrer Stellung gefichert ift; | 

b) die bei Ausübung ihrer Gewalt in Verhältniß die wenigiten 
Hinderniffe zu überwinden hat; 

c) die jene Zwede, die fie verfolgt, mit den ihr zu Gebote ftehen- 
den Mitteln wirflich gu erreichen vermag; 

d) die in Augenbliden, wo die Erhaltung des Staated einer grö- 
Beren Machtentwiclung bedarf, au Kraft zunimmt und nicht mit einem 
Schlage vernichtet werben Tann. 

Wo Diejenigen, denen man die Staatsgewalt übertragen, jeden 
Augenblid auf Angriffe vorbereitet fein müfjen, wo die Macht des 
Staates als der höchſte Preis eines nie endenden politischen Kampfes 
von einer Hand in die andere übergeht, und baher nie jenen Grad ber 
Gonfequenz entwideln kann, den wir im Staatsleben als die erfte Be- 
dingung, Großes auszuführen, betrachten müſſen; 

wo die Staatsgewalt jene Macht, die man ihr übertragen, nicht 
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regelmäßig auszuüben vermag und die Zwede, die fie verfolgt, mit den 
Mitteln, die ihr zu Gebote ftehen, nicht zu erreichen im Stande ift; 
wo fie faft alle jene Kräfte, deren fie zur Erhaltung und Regie- 
rung des Staates bedarf, dazu gebraudyen muß, um ben verwidelten 
Mechanismus der Verwaltung in Ordnung zu halten und in Bewe- 
gung: zu ſetzen; | 

wo endlich Die Staatsgewalt fo organifirt ift, daß Diefelbe eben 
in Augenbliden der Gefahr am fehwächften ift und mit einem Schlage 
vernichtet werden Fann: — da mag die Staatsgewalt gefeglich unum- 
fhränft fein und alle Einzelnen der höchften Willführherrfchaft unter- 
werfen, doch eben jener Kraft, deren fie im Intereſſe des Staates he- 
dürfte, entbehrt fie ganz gewiß. . 

Von diefen Bedingungen, von welchen die Möglichkeit einer im 
Intereſſe des Ganzen Fräftigen Staatsgewalt abhängt, iſt aber da, wo 
man das Syftem abminiftrativer senaujaunn befolgt, meiner Ueber: 
zeugung nad) Feine zu finden. 


Biertes Rapitel. 


Einfluß der Sentralifation auf die Sicherheit der 
Staatsgewalt. 


Das Syſtem adminiſtrativer Centraliſation beſteht nur unter 
zwei Formen. 
Wir finden ſie in Staaten, wo ſich die abſolute Gewalt in der 
Hand eines Einzigen befindet, und in ſolchen, wo man die abſolute 
Gewalt der Mehrheit der Volksvertreter und den dieſer Mehrheit ver⸗ 
antwortlichen Miniſtern übertragen hat. Die Frage, ob durch das 
Syſtem adminiſtrativer Centraliſation die Staatsgewalt den zur Aus- 
übung ihrer Pflichten nöthigen Grad der Sicherheit erhalte, iſt mithin 
einfach diefe: ob die Staatsgewalt in Staaten, wo eine ganz 
unbegrängte Einzelherrſchaft befteht, und in folden, wo 
man das Prinzip abfoluter Volfsfouverainetät in der Art, 
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wie dies in Sranfreidh gefhehen, befolgt, eine geficdherte 
Stellung einnehme? Da für beide Arten der Berfaffung fo viele 
Beifpiele vorhanden find, fo ift jebe theoretifche Discuffton dieſer 
Frage überflüffig. 

Was nun die abfolute Gewalt eines Einzigen anlangt, fo mag 
der Beſitz derfelben für gewifle Individualitäten eine Duelle der höch⸗ 
ſten Genüſſe ſein, den der Sicherheit bietet ſie ihnen gewiß nicht. Das 
Attribut der Allmacht wird für jeden Sterblichen immer ein gefahr— 
volles bleiben, ja es ift eine unläugbare Thatfache, für die wir Die 
ganze Gefchichte als Beweis anführen können, daß diefe Gefahr in 
dem Maße zunimmt, als die Macht des Einzelnen abfoluter geworden 
iſt. Die einzigen Stügen einer ganz abfoluten Gewalt, die Religion 
und das Prinzip der Erblichfeit, find zugleich Befchränfungen derfelben. 
Jene, indem fie der weltlichen Herrfchergewalt den bejchränfenden Ein- 
fluß des Prieſterthums zur Seite ftellt, oder da, wo die geiftliche und 
weltliche Macht in denfelben Händen vereinigt ift, diefe wenigftens an 
die Beobachtung gewiſſer religiöfer Grundfäge bindet. Das Prinzip 
der Erblichkeit, weil es für die höchfte Staatögewalt nur dann feft zu 
begründen ift, wenn man dasfelbe auch fonft zu achten und ſich den 
Beichränfungen, die dasfelbe der abfoluten Gewalt des Herrfcherd auf: 
erlegt, zu unterwerfen weiß *). 

Die Wahrheit, welche Tacitus ausgefprochen: quam arduum, 
quam subjectum fortunae, regendi cuncta onus, ift gewiß von 
Jedem, ber ſich im Befite einer ſolchen Macht befand, immer einge: 
fehen worden. 

Ale ausgezeichneten Inbividualitäten, welche eine abjolute Gewalt 
ausgeübt, haben ſich bemüht, dieſelbe mehr zu befchränfen als auszu- 
dehnen. Richt nur Auguftus hat die Formen der alten Republik mög: 
lichft geachtet und feine eigene Macht hinter der des Senates zu ver- 
bergen gefucht, felbft bei Tiberius finden wir basfelbe Streben, und es 
ift ein Irrthum, Dasjenige, was er und nach ihm andere Cäfaren zur 








*) Nie hat das Imperium die Exblichfeit satire 
weil es den Grundfab der Erblichkeit bei Ande AR e 
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Hebung des Senates gethan, blos dem Streben, zu täufchen, zuzuſchrei⸗ 
ben. Freilich waren alle dieſe Beftrebungen fruchtlos. Wenn die ab- 
. folute Gewalt eines Einzigen einmal begründet ift, fo liegt die Gefahr 
für dieſelbe gewöhnlich nicht in dem Widerftande, den fie zu befämpfen 
hat, fonvern eben darin, daß fie nichts findet, woran fie ſich fefthalten 
und. gegen den natürlichen Hang, fi immer weiter auszubehnen, 
ſchützen Fönnte *). | 

Doch daß alle Berfuche, die. eigene Macht zu befgränfen, welche 
und die Gefchichte der erften römifchen Cäfaren zeigt, nicht im Intereſſe 
des Volkes, fondern eben im Bewußtfein der Unficyerheit einer ganz 
abfoluten Gewalt gefchehen find, Liegt nach Dem, was uns von dem 
Charakter jener Herrfiber befannt ift, außer allem Zweifel. 

Die Folgen, welche das Gefühl der Unficherheit des Staatsober⸗ 
hauptes auf die Leitung des ganzen Staates auszuüben pflegt, find 
uns aus der Geſchichte befannt. Wie da, wo fi das Oberhaupt des 
Staates in feiner Stellung gefichert fühlt, zwifchen feinen Sntereflen 
und jenen des Staates die höchſte Identität befteht, fo- muß im ent- 
gegengefebten Falle ein Gegenſatz diefer Intereſſen eintreten, wobei jene 
des Stuated denen des Herrfchers immer untergeordnet werden; auch 
pflegt eine Regierung, die im Intereſſe der Selbfterhaltung zum Terro- 
rismus Zuflucht nehmen muß, oder wenigftens einer fortwährenden 
polizeilichen Ueberwachung bedarf, die feiteite Grundlage jeder Staats⸗ 
form, nämlich die Anhänglichleit der Staatsangehörigen in dem Maße 
zu verlieren, als fie jene Mittel Der Sicherung mehr vervollfommnet bat; 
endlich Fan Derjenige, der eines hohen Maßes der Kraft bedarf, um 
fi) zu erhalten, nie eine große Kraft zur Vollendung anderer Dinge 
anwenden. Nur auf feſtem Boden kann man ftark fein. 

Alles diefes ift hundertmal gefagt umd fol nicht neuerdings wie- 


*) Denn da die Urfache der abfoluten Gewalt weniger im Charakter des Herr- 
ſchers als in jenem ber Zeit und des Volks liegt, über welche man fie ausübt, fo 
it au von Allem, was die unumfchränfte Herrfchaft eines Einzigen verfuchen 
fann, nichts fehwerer als der Berfuch, ein Bolf frei oder ſich felbft weniger abfolut 
zu machen. ’ 
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berholt werben. Nach einem’ Jahrhundert ununterbrochenen Kampfes 
gegen die abfolute Gewalt eines Einzigen mag es ſchwerlich eine fhlechte 
Seite diefer Art Staatseinrihtung geben, die nicht gehörig beleuchtet 
worden wäre; nur Eines hat man, wie ich glaube, unberüdfichtigt ge- 
“Iaflen und das ift: Daß die abfolute Gewalt aud da, wo fie 
durch mehrere und zwar dem Geſetze nach verantwortliche 
Individuen ausgeübt wird, zu ganz Ähnlichen Refultaten 
führen muß *); wenigftens ift dies, was die Unficherheit der Stauts- 
gewalt anlangt, gewiß der Fall, und die Stellung Derjenigen, welche 
in unferen conftitutionellen Staaten die durch Gentralifation zur abfo- 
luten gewordene Staatögewalt in Händen haben, ift um nichts weniger 
gefährdet als es jene eines einzelnen Despoten ift, ja die Unficher- 
heit der Stellung Iener, denen man die Staatsgewalt über- 
tragen hat, ift in conftitutionellen Staaten eine Hauptbe- 
Dingung, ohne welde das ganze Syftem den Erwartungen, 
die man an dasselbe fnüpft, nicht entfpredhen kann. 

Da die Regierung eines conftitutionelen Staates, in welchem man 
das Syſtem der adminiftrativen Gentralifation eingeführt hat, dem Ein- 
zelnen gegenüber — eben der größeren Ordnung wegen, die man in 
folhen Staaten findet — eine größere Macht ausübt, als Diefes in 
irgend einem abjolnten monardifchen Staate der Ball ift, und jene 
Garantien, welhe man dem Individuum gegen die Staatsgewalt ein- 
geräumt hat (das Inftitut der Jury, das freie Verſammlungsrecht ıc.), 


*) Camille Desmoulins hat in feinem „Vieux cordelier” eine Parallele zwifchen 
der Regierungsart der Käfaren, wie fie Tacitus befchrieben, und jener bes franzöfls 
fihen Conventes gezogen. Seine Bergleiche find fo treffend, daß fie ihm das Leben 
gefoftet. Diefelbe Aehnlichkeit befteht übrigens nicht nur zwifchen ber Despotie eined 
Eafars und jener des Convents, fondern auch zwifchen der abfoluten Gewalt der 
centralifirten Regierung eines conftitutionellen Staates und ber väterlichen Gewalt 
eines abfoluten Herrfchers. Die guten und üblen Folgen find biefelben, nur daß die 
abjolute Gewalt eines Einzigen, in Intereffe der Gefammtheit ausgeübt — weil fie 
immer confequenter ift —, in Hinficht materieller Verbeſſerungen Größeres zu leiften 
vermag, während die abfolute Gewalt verantwortlicher Minifter, eben weil unter ihr 
wenigftens der Name der Freiheit erhalten wird, das Selbfigefühl der Bürger und 
alle jene edlen Eigenfchaften, welche daraus entfpringen, nie ganz vernichtet. 
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nicht nur durch die Geſetzgebung *), fondern unter dem Vorwand des 
öffentlichen Wohles auch durch die Regierung fuspendirt werden kön— 
nen, fo muß die einzige Sicherheit, weldye das Individuum der Staats- 
gewalt gegenüber befibt, eben darin gefucht werden, daß Jene, denen 
man die Staatögewalt übertragen, ſich in ihrer Stellung nie ficher 
fühlen können und eben, um die ihnen übertragene Macht zu erhalten, 
Diefelbe nicht in ihrer ganzen Ausdehnung gebrauchen Dürfen. 
Alllerdings ift diefe Garantie eine bedeutende und wenn die Krone, 
der man in allen conftitutionelen Staaten das Recht, die Minifter zu 
ernennen, übertragen, durch diefes eine Recht auf die Leitung der Ge- 
fchäfte einen bedeutenden Einfluß ausüben fann, fo ift die Nothwen- 
digfeit, fid) die Majorität der Gefehgebung zu verfchaffen, für jeden 
Minifter, der die Rechte des Volkes oder der einzelnen Staatsbürger 
‚anzutaften worhat, ein großes Hinderniß; und der Bürger eines con⸗ 
ftitutionellen Staates kann fi in feiner Stellung mit Recht geficherter 
fühlen al8 der Einwohner eines abfolut monarchifchen, nur ift nicht 
zu läugnen, daß diefe Art, Die Freiheit des Individuums ficher zu ftel- 
len, zugleich die Sicherheit der Staatsgewalt und mit ihr eines’ der 
Hauptelemente ihrer Kraft zerftören muß. 

Freilich Fann man fagen, daß dieſe Unficherheit zwar für Sene, 
denen man die Staatsgewalt übertragen, nicht aber für die Staats- 
gemalt felbft beftehe, da ja die Gewalt dadurch, daß fie mit dem 
Wechfel der Majorität oder auch durch den Willen der Krone Anderen 
übertragen wird, feiner ihrer Rechte verluftig gehe, und alfo blog bie 
Stellung Derjenigen, denen man die Staatsgewalt übertragen, aber 
nicht jene der Staatsgewalt felbft eine unfichere fei. Diefe Behaup- 
tung ift eine der Folgen der eigenthümlichen Gewohnheit unferer Zeit, 
fi, jede im Staate beftehende Gewalt ohne Berüdfichtigung Derjenigen, 
denen die Ausübung derfelben zufömmt, zu denken. Praftifch genom- 
men ift dieſe ganze Unterfcheidung ohne alle Bedeutung; da es 
fih von jelbft ergibt, daß da, wo bie Ötaatsgewalt immer Solchen 


*) Die Regierung vermag durch das Auflöfungsrecht u. ſ. w. auch auf Diefe 
einen bedeutenden Einfluß auszuüben. 
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übertragen ift, die fich in ihrer Stellung gefährdet fühlen, dieſe felbit 
der zur Löfung ihrer Aufgabe nöthigen Sicherheit entbehren müſſe; 
und das Beifpiel ſo vieler conftitutioneller Staaten der neueften Zeit 
genügt, wie ich glaube, vollfommen, um uns von der Ridhtigfeit dieſes 
Satzes zu überzeugen. 

Ich habe öfters darauf aufmerffam gemacht, daß die Refultate 
der englifchen Verfafftung nicht als Beweis für die Zweckmäßigkeit jener 
Staatseinrichtungen angeführt werden Fönnen, die man in neuerer Zeit 
in den meiften europäifchen Staaten eingeführt hat. 

Die Ergebniffe einer Berfaffung, deren Grundlage das Prinzip 
der ‚individuellen Freiheit ift, und die Ergebniffe derjenigen, die auf 
dem Prinzipe der abfoluten Unterwerfung des Individuums unter den 
Willen ver Majvrität beruhen, die Folgen von Zuftänden, die ſich auf 
der Grundlage des hiftorifchen Rechtes entwidelt haben, wo die Ach⸗ 
tung vor dem Geſetze ein Ergebniß langer Angewöhnung ift, und die 
Folgen von folhen, wo man das hiftorifche Recht vernichtet, und wo 
bie Achtung vor dem Geſetze nur ein Ergebniß der perfönlichen Weber: 
zeugung des Einzelnen fein Fann, oder durch Gewalt erzwungen wer: 
den muß, find nothwendig verfchieden. Auf feinen Ball aber fann Die 
Feftigfeit der englifchen Stantsgewalt und die Eonfequenz, welche bie 
jelbe trog alles Wechſels in den Perſonen in Hinſicht aller größeren 
Intereſſen des Landes entwickelt, als Beweis für die Vorzüge der 
adminiſtrativen Centraliſation angeführt werden, da ja dieſe in England 
gar nicht beſteht. Die Geſchichte aller übrigen conſtitutionellen Staa- 
ten zeigt uns aber das Bild ewiger Schwankungen. 

Je weiter man in der Anwendung Des Prinzips adminiftrativer 
Gentralifation fortgefehritten ift, je mehr ſich alle Intereffen darauf 
reduciren, daß fi Die Staatögewalt in den Händen gewiffer Menfchen 
befinde, defto lebhafter muß der Kampf um den Befib der Etaatsgewalt 
fein, und um fo größer wird auch die Unficherheit Iener, die fich im 
Beſitze der Macht befinden. 

Denn wie Diejenigen, die fich im Veſihe der Macht befinden, in 
ſolchen Staaten ſchon ihrer Stellung wegen immer angegriffen werden, 
ſo iſt es natürlich, daß ſie vor Allem auf die Erhaltung ihrer Stellung 
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bedacht find, daher auch in conftitutionellen Staaten, Die auf diefe Art 
organifirt find, wie im bespotifchen immer ber größte Theil der ber 
Regierung zu Gebote ftehenden Kraft dazu gebraucht wird, Iene, die 
fih im Beſitze der Staatsgewalt befinden, in ihrer Stellung, in ber fie 
fich immer angegriffen glauben, zu befeftigen. 

Es ließe fich noch fehr viel über diefen Gegenftand fprechen. 
Nebrigens liegt ja die ganze Gefchichte der neueren Zeit vor und und 
Leder, der fie fennt, wird — ſo fehr er quch für das Syſtem der 
adminiftrativen Gentralifation eingenommen ift — zugeben, daß durch 
diefes Syftem die Stellung Derjenigen, in deren Händen fidy die 
Staatsgewalt befindet, nicht gefichert werde, daß mithin, wenn, bie 
Sicherheit Derjenigen, in deren Händen fi die Staatsgewalt befindet, 
ein Clement der Kraft für biefe ift, diefes Clement der Kraft dur 
das Syſtem der abminiftrativen Gentralifation nicht erzeugt werde. 
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Fünftes Kapitel. 


Ueber den Widerſtand, welchen die Staatsgewalt in centrali- 
firten Staaten zu überwinden bat, 


Almächtig ift Gott allein, die Macht, die der Menſch beſitzt und 
dem Staate übertragen Fann, hat immer gegen Hinderniffe zu kämpfen 
und ift Ddiefen gegenüber nie abfolut, fondern immer nur relativ 
unwiderftehlich. 

Was wir auch thun mögen, Fein Staat kann fo eingerichtet wer- 
den, daß derfelbe bei der Löfung feiner Aufgabe gar feinen Widerftand 
zu überwinden hätte, 

Da jeder Körper, weldyer in Ruhe ift, vermöge jener phyſiſchen 
Eigenſchaft aller Körper, welche wir die Trägheit oder das Beharrungs⸗ 
vermögen derſelben nennen, nur durch eine Kraft bewegt werben fann, 
welche ftarf genug ift, um dieſe Trägheit zu überwinden, fo muß der 
Staat wie der Einzelne, um irgend etwas auszuführen, immer Kräfte 


‚anwenden, welche mit ver Menge und Größe jener Gegenftände, die er 
in Bewegung zu fegen genöthigt ift, im Berhältniffe ftehen. 

Außer diefen in der Natur der Dinge liegenden Hinderniſſen hat 
jeder Staat noch andere zu überwinden, welche fich aus der Natur feiner 
Aufgabe ergeben. 

Der außergefelfchaftlihe Zuftand. ift für den Einzelnen ein Zu- 

ftand höchfter Ohnmacht und Abhängigkeit. 
Diefer Zuftand if, wie Hobbes richtig annimmt, nichts Anderes 
als ein Krieg Aller gegen Alle, bei welchem jeder Fortſchritt unmöglich 
if. Da e8 nun die Beftimmung des Menfchen ift, immer fortzufchrei- 
ten, fo hat ihm Die Natur im Triebe der Sociabilität auch das Mittel 
gegeben, wodurd; dem Trieb des Einzelnen nad) abfoluter Freiheit eine 
Schranfe gefeßt wird. 

Man bat daher Recht, wenn man den gefellfchaftlichen Zuftand 
und bei höherer Entwidlung der menfchlichen Fähigkeiten den Staat 
al8 ein Ergebniß feiner natürlichen Triebe betradytet; übrigens kann 
der Trieb nach Sociabilität den uns angeborenen Trieb nach Freiheit 
niemals vernichten, und der Staat hat daher, da fein Beftehen vie 
Beichränfung der Freiheit erfordert, auch in biefem Triebe immer ein 
bedeutendes Hinderniß zu überwinden. | 

Wenn wir nun diefe beiden Arten von Hinderniffen betrachten, fo 
wird es und Far, daß der Aufwand von Kraft, welchen Die Bewegung 
jedes Gegenftanded erfordert, für den Staat in dem Maße zunehmen 
müſſe, als die Zahl der Gegenſtände, welche der Staat in Bewegung 
fegen will, größer wird; und daß der Widerſtand, welchen der Staat 
im Triebe der Einzelnen nad) unbegränzter Freiheit zu befämpfen bat, 
in dem Verhaͤltniſſe ftärfer werde, als dieſe Freiheit des Individuums 
durch den Staat mehr bejchränft iſt; woraus fich ergibt, Daß centrali⸗ 
firte Staaten, wo man den Kreis der Staatögewalt am weiteften aus: 
genehnt und den Einzelnen dem Willen des Staates unbedingt unter- 
worfen hat, aud mit einem größeren Maße von Hinberniffen zu 
fümpfen haben. 

Da übrigens die Kraft einer collectiven wie einer einzelnen Per⸗ 
fönlichfeit weder «allein von der Größe des MWiderftandes, den fie zur 
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Erreihung ihrer Zwede zu überwinden hat, noch allein von der Zahl 
und Größe ihrer Mittel, fondern von dem Berhältniffe abhängt, in 
welchem die Mittel, über Die fie gebietet,”zu den Hinberniffen, die fie zu 
überwinden hat, ftehen, fo Fann auch die Frage, weldyen Einfluß das 
Prinzip der Eentralifation auf die Kräftigung der Staatsgewalt aus- 
übe, erft dann richtig gelöft werden, wenn wir aud) über die Mittel, 


- die centralifirten Staaten zu Gebote fliehen, ind Klare gefommen find. 


Menden wir unfere Aufmerffamfeit nun diefem Gegenftande zu. 


& 


Bechstes Bapitel. 


Ueber die Mittel, welche einem centralifirten Staate zu 
Gebote ſtehen. 


Wenn wir die Zahl der dienftbaren Geifter betrachten, beren bie 
allmaͤchtige Staatsgewalt zur Vollfiredung ihres’ Willens in centralis 
firten Staaten bedarf, wenn wir all die Räder und Räderchen, Hebel 
und Hebeldhen, Federn und Federchen unterfuchen, die in Bewegung 
find, damit die Staatsgeſchäfte nicht in Stodung gerathen, wenn wir 
bedenken, wie viele Kräfte das Beamtenthum anderen fruchtbringenden 
Arbeiten entzieht, jo muß man den complicirten Mechanismus der 
Staatsmafchinen unferer Zeit allerdings bewundern und zugeben, daß 
dem Staate heutzutage ungeheuere Mittel zu Gebote ftehen. 

Da der Zwed aller diefer Anftrengungen aber bloß ber hödhfte : 
Grad der Einheit ift, fo ift die Frage, in wie fern die den neueren 
Staaten zu Gebote ftehenden Mittel ausreichen, einfach jene, ob durch 
diefe Mittel wirklich jene Einheit erzeugt werde, die man bezwedt. 

„Sol der Staat jenen Grad der Einheit befigen, deſſen er zu fei- 
ner Sicherheit bedarf, fo ift es nicht genug, wenn dieſe Einheit in Hin- 
ficht der Äußeren Beziehungen besfelben zu. anderen Staaten, in Hin- 
ficht feiner Waffengewalt, feiner Finanzen, mit einem Worte jener 
Angelegenheiten befteht, die Jeder als allgemeine Angelegenheiten des 


Staates erfennen muß, es ift vielmehr nothwendig, daß der Staat 


— 209 — 


gleich einem großen Körper gedacht werde, in dem nur eine Seele, ein 
Wille herrſcht, und wo jedes Glied unbedingt dem Impulſe Folge 
leiſtet, den ihm dieſer Wille mitgetheilt. Der Staat muß für die 
Erziehung ſeiner Bürger ſelbſt ſorgen, und durch dieſelbe auf die 
Geſinnungen feiner Angehörigen Einfluß gewinnen, er hat dafür 
zu forgen, daß das Recht überall ganz gleidy gehandhabt werde, 
vor Allem darf die Verwaltung auch in engeren Kreifen Niemandem 
überlafjen -werden, der nicht von ihm, und zwar lediglich von ihm 
abhängt.” 

Die Frage, gb wir in diefen Säßen, die zur Vertheidigung der 
@entralifation immer angeführt werben, einen großen Gedanfen oder blos 
einen großartigen Traum vor uns haben, wie wir fie in unferer Zeit, wo 
fi) das dem Menfchen angeborene Bedürfniß der Poeſie auch auf dem 
Gebiete der Politif geltend macht, oft zu bekämpfen haben — ift nur 
dann zu enticheiden, wenn wir uns von der Ausführbarbeit diefer Grund⸗ 
ſaͤtze überzeugen. 

So lange ſich der Staat im Kreiſe feiner naturgemäßen Aufgabe. 
bewegt, fteht der Anwendung der ausgefprocdhenen Grundfäge nichts 
im Wege. 

Niemand wird läugnen, baß der Staat in Hinſicht ſeiner Beziehuuů—⸗ 
gen zu anderen Staaten einer gemeinſamen Vertretung bedürfe, daß 
feine ' bewaffnete Gewalt und feine Geldmittel einem Willen unter: 
worfen fein müflen, und daß ihm, eben weil er alle Staatsange- 
hörigen in allen Verhältniſſen fchügen fol, das Recht der Ober: 
aufficht über Alles zufomme; die Mittel, wodurch diefe Zwecke erreicht 
werden können, find gefunden, und eben deßwegen, weil dieſes Alles 
zum Beltehen des Staates nothmwendig ift, finden wir aud feinen 
geordneten Staat, wo für dieſe Bedürfniſſe nicht mehr oder weniger 
geforgt wäre, 

Wenn man diefen Kreis ber Thätigfeit des Staates jedoch über: 
fchreitet, wird man finden, daß die über feine Aufgabe aufgeftellten 
Grundfäge in feinem Staate jemals praftifch verwirklich worden find, 
ja in jener. Ausdehnung, in welcher man jie aufgeftellt, auch nicht 
verwirklicht werden koͤnnen. 

I. 14 
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Wohl Klingt der Satz, der Stant müſſe einem großen Körper glei- 
chen, in dem nur ein Wilfe herrfcht, fehr ſchön; Doc bei genauerer 
Unterfuchung besfelben wird man finden, daß er am Ende nichts als 
eine jener Redensarten ift, die man eben darum zu allen Zeiten und 
in allen Ländern gebraucht hat, weil fie nirgends wahr find. 

Da der Gefammtmwille, welcher im Staate berrichen fol, nichts 
‚Anderes als die Summe des Willens der einzelnen Staatsbürger ift, 
ſo fann von einem gemeinfamen Willen, dem der Staat unterworfen 
ift, nicht die Rede fein, ohne zugleich ‚bei allen einzelnen Staatsange- 
hörigen einen befonderen Willen als beftehend anzunehmen. Da 
nun in jedem Staate neben der Majorität, welche für ven Augenblid 
irgend ein Geſetz oder eine Maßregel als nothwendig erkannt hat, 
auch eine Majorität gedacht werden muß, die eitte andere, oft entge⸗ 
gengefegte Richtung zu befolgen wünſcht, und felbft im Kreiſe der Ma- 
jorität jeder Einzelne zwar In Hinficht gewiffer Maßregeln einverflanden 
fein fann, in Hinficht anderer, und auf jeden Fall in Hinficht jener 
Dinge, die ihm am naͤchſten ftehen, aber feinen eigenen felbftftändigen 
Willen behält; fo ift e8 eine Tchorheit, behaupten zu wollen, daß im 
Staate nur ein Wille beftehen dürfe. | 

Eine vollfommene Willenseinheit ift ein Ideal, welches nicht zu 
erreichen ift; die praftiiche Aufgabe der Staatswiffenfchaft befteht blos 
darin, wie man dem Willen der Majorität — den man als jenen 
ber Gefammtheit betrachtet — die volle Herrfchaft über den ihm 
gegenüberftehenden Willen der Einzelnen fihern fönne, 
und die Erfahrung belehrt und, daß dies in Hinficht jener Dinge, 
welche den gefammten Staat nur indirect betreffen, in den Maße 
Ihwieriger wird, als der in Frage ftehende Staat größer ift und Die 
Eonflicte zwiſchen den Intereſſen des Staates und jenen der Einzelnen, 
d. h. die Conflicte zwifchen den Staats⸗ und nn. daher haͤu⸗ 
figer werben. 

Es unterliegt gar feinem Zweifel, daß, weil jeder freie Staat auf 
ber Gefinnung der Staatsangehörigen beruhen fol, die Erziehung der 
Staatsbürger von der höchften Wichtigkeit für den Staat fei; auch eine 
ganz gleiche Handhabung der Gerechtigfeitspflege mag im Intereffe des 





Staates liegen, und noch mehr die Einheit der Anminiftration, aud) in . 
fo fern fich diefelbe blos mit der Leitung jener Kleineren Gemeinfchaften 
befhäftigt, die fi im Staate befinden. Der Kreis jener Dinge, die 
für den Staat von Wichtigkeit find, ift aber hiermit noch nicht geichlof- 
fen. Die Bertheilung des Eigenthumsd unter den einzelnen Staats- 
bürgern hat wenigftens eben fo viel Einfluß auf die Gefinnung ber 
Staatsbürger, als die Erziehung berfelben. Die zweckmäßige Verwal 
tung des fid) in den Händen ber. Einzelnen befindenden Eigenthums 
iſt fiher wichtiger als eine zweckmäßige Anminiftration der einzelnen 
Gemeinden, und die Aufrechthaltung der ftrengften Sittlichfeit bei allen 
Staatsbürgern würde mehr zur Befeftigung des Staates beitragen ale 
die größte Gleichmäßigkeit in der Eivil- und Criminalrechtspflege; nur 
ergibt fich bei ruhiger Erwägung dieſer Gegenftände, daß die directe 
Leitung derfelben eine Unmöglichfeit fei, und dies. ift in Hinficht der Ger 
genftände, deren Leitung man in unferer Zeit allgemein für den Staat 
in Anfpruch nimmt, der Erziehung, Gerechtigfeitspflege und Commu—⸗ 
naladminiftration ebenfo der Tall als in Hinficht derjenigen, wo bie 
directe Intervention des Staates blos durch ben Eommunismus und 
Socialismus in Anſpruch genommen wird. 

Wie es fein einziges Verhältniß des Lebens gibt, deſſen Gincic- 
tung für den Staat nicht von Wichtigkeit wäre, fo gibt es Feines, auf 
welches derfelbe indirect nicht einen bedeutenden Einfluß ausüben wuͤrde. 
Ob ſich der Staat um die Schule kümmert, oder nicht, fo wird er Durch 
feine Geſetze, durch die Pflichten, die er feinen Bürgern auflegt, durch 
die Stellung, die er ihnen bietet, einen großen Einfluß auf ihre Er- 
ziehung ausüben. Durd) längeres Zufammenleben in demjelben Staate 
und den Einfluß allgemeiner Gefehe werden ſich die Rechtöbegriffe aller 
Staatsangehörigen ausgleichen, und auch da, wo der Staat auf bie 
Rechtspflege durchaus Feinen Einfluß ausübt, allmälig eine Gleich 
mäßigfeit derfelben erzeugen. Dasfelbe gilt von der Adminiftration, ja 
von allen Dingen. | 

Der Staat kann, ja er muß, ohne es felbft zu wollen, durch feine 
Gefeße, ſowohl auf die Art, in welcher das ın den Händen Einzelner 
befindliche Eigenthum verwaltet wird, al8 auf die Bertheilung des Ei- 

14* 
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genthums unter den einzelnen Staatsglievern und die allgemeine Eitt- 
lichkeit einen bebeutenden Einfluß ausüben, nur daß berfelbe in Hin- 
ficht diefer Dinge eben fo wenig ein directer fein fan, als in Hinficht 
jener, wo unfere conftitutionellen Bolitifer einen ſolchen als unerläßlid, 
für den Staat in Anſpruch nehmen. Der Unterfchied zwifchen beiden 
befteht nur darin, daß uns in Hinficht der erftern die Verfuche fehlen, 
während man in Hinficht der legtern eben durch die häufigen Anftren- 
gungen, welche man gemacht und noch gegenwärtig fortfegt, die voll- 
kommene Impotenz des Staates mit der größten Sicherheit behaupten 
fann. Der Gegenftand ift zu wichtig , als daß wir den Einfluß, wel: 
chen vie Gentralifation jener Gegenftände mit ſich führt, die man heutzu- 
tage als sine qua non eined wohlgeordneten Staates betrachtet, nicht 
noch befonders unterfuchen follten. 


 Biebentes Rapitel. 
Nefultate der Centralifation des Unterrichtes. 


Ueberall nimmt man in neuerer Zeit für den Staat das Recht, 
feine Staatsangehörigen zu erziehen, in Anfpruch, und zwar darum, 
weil man die Erziehung als ficheres Mittel, auf die Gefinnungen Der 
Staatsangehörigen einzuwirfen,, betrachtet. 

Ich laͤugne diefes Recht, va man — in einem freien Staate wenig- 
ſtens — der Stantögewalt, d. h. Denjenigen, denen man die Aus— 
übung berfelben übertragen, unmöglich ein Recht einräumen Tann, wo⸗ 
durch nicht nur jede individuelle Freiheit, fondern felbft die Möglichkeit 
. des Fortfchrittes vernichtet wird, und welches der Natur der Dinge nach 
durch Diejenigen, die fich im Befige der Staatsgewalt befinden, immer 
nur als Mittel, ſich in verfelben zu befeftigen, gebraucht werden muß. 
Das eben ift ja der Vorzug freier Verfaffungen, daß die Regierung 
berfelben Durch Die Gefinnung der Staatsbürger beftimmt wird. Wer 
das Verhaͤltniß umkehren und der Regierung das Recht, die Gefin- 
nungen ber Staatsbürger zu beftimmen, einräumen will, fteht mit der 
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Idee eines freien Staates in birectem Widerſpruch; mir wenigftene 
fchiene e8 viel vernünftiger, wenn man aus bemfelben Grunde für 
Regierungen freier Staaten das Recht der ftrengften Genfur in Anſpruch 
nehmen würde, da ja eine freie Preſſe, die fich gewöhnlich fehr viel 
mit den Handlungen der Regierung befchäftigt, den Gefinnungen ver 
Staatsangehörigen viel leichter eine der beftehenden Dronung feindliche 
Richtung mittheilen Tann, als Died von der Erziehung zu fürchten ift. 

Doc abftrahiren wir ganz vom Standpunkte des Rechtes — ohne⸗ 
hin ift dieſes, wie e8 fcheint, in neuerer Zeit nothwendig, um für einen 
fähigen Politiker gehalten zu werden; — abftrahiren wir von der wirk- 
lichen Lage der Dinge, wonach bei dem häufigen Wechfel der Gewalt 
in conftitutionellen Staaten und dem Umſtand, daß biefer Wechfel 
gewöhnlich nicht nur ein MWechfel der Berfonen, fondern der Prinzipien 
ift, Feine Regierung die Zeit hat, die Staatsangehörigen für gewiſſe 
Grundfäße zu erziehen, paß daher, wenn man bei jeder das Streben, 
auf die Gefinnungen der Staatsangehörigen Einfluß zu üben, voraus- 
jegt, das ihnen eingeräumte Recht Fein anderes Refultat haben Fünne 
als jenes, daß man die Jugend nad) fich widerftrebenden Grundſätzen 
zur vollfommenften Gefinnungslofigfeit erzieht; — abftrahiren wir, wie 
gefagt, von allem Diefen. Nehmen wir an, daß den Regierungen freier 
Staaten nicht nur das Recht zuftehe, ihre Bürger zu gewiſſen Gefin- 
nungen zu erziehen, fondern daß diefelben, oder daß wenigftend eine 
derſelben fich lange genug im Befite der Macht befinde, um von Diefem - 
Rechte Gebrauch zu machen, fo frägt es fi nocd immer: ob durch 
die Ausübung dieſes Nechtes der vorgefeßte Zwed wirklich erreicht wer: 
den könne, und ich glaube, daß man.blos über den weſentlichen Un- 
terfchied, welcher zwifchen der Belehrung und Erziehung befteht, im 
Klaren zu fein und die in abfolut monardifchen Staaten in diefer 
Hinficht gemachten Erfahrungen zu Rathe zu ziehen braucht *), um dieſe 
Frage entichieden verneinend zu beantworten. 


*) Da in abfolnt monarchiſchen Staaten die Staatsgewalt die zur Durch: 
führung ihrer Zwecke nöthige Zeit und Sicherheit befibt, jo muß ber Einfluß, wel: 
hen man durch das Recht der Erziehung auf die Gefinnungen der Staatsangehoͤri⸗ 
gen ausübt, in ſolchen Staaten ja Immer um vieles größer fein. 
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Die Erfahrung aller Zeiten lehrt und, daß die Wiffenfchaften, um 
zu blühen, mächtiger Unterftüßung bebürfen. Je weiter fie fortgefchrit- 
ten, und je mehr fie daher ausgezeichnete Kräfte, die fich ihnen aus- 
fchließlich widmen, in Anfpruch nehmen, deſto nöthiger wird diefe Unter: 
ftügung, und nur der Staat befißt in unferer Zeit Die gehörigen Mit- 
tel, um dieſe zu gewähren. Außer der Beförderung der Wiſſenſchaften 
fann auch die allgemeine Verbreitung der erften nothwendigften Kennt: 
niffe als eine Aufgabe betrachtet werben, welche durch vereinzelte Be⸗ 
jtrebungen nicht zu löfen ift, und daher in den Kreis der Staatsgewalt 
gezogen werden muß. Da man num in neuerer Zeit in vielen Läns 
dern alle zur Belehrung des Volkes früher beftandenen Anftalten zer: 
ſtört, oder wenigftens die Begründung ähnlicher verhindert hat, und 
ein Theil des Volkes wegen Mangel an Bilhung oder Armuth fich den 
nöthigen Unterricht felbft zu verfchaffen nicht vermag, fo fteht dem 
Staate die Pflicht zu, diefem Bebürfniffe zu genügen, um jo mehr, ald 
die Art, in welcher die bürgerlichen Rechte durch jeden Einzelnen aus- 
geübt werden, von der höchſten Wichtigkeit für den genannten Staat 
ift, und man daher die Ausübung biefer Rechte an den Beſitz gewifler 
Kenntniſſe Enüpfen ſollte; übrigens iſt es ein Irrthum, wenn man biefe 
- Rechte und Pflichten des Staates aus der für denſelben beſtehenden Noth⸗ 
wendigfeit, die Gefinnungen der Staatsbürger im Sinne der’ 
Berfaffung umzugeftalten, ableiten will, und zwar darum, weil 

a) der gefammte Unterricht nur einen Eleinen Theil der Erziehung 
bildet, und auf die Gefinnungen der Staatsangehörigen, befonderd auf 
jene, die fi) auf die Form der BVerfaffung beziehen, nie nn entſchei⸗ 
denden Einfluß ausüben kann; 

b) weil es nicht in der Macht irgend einer Regierung ſteht, auch 
nur den Unterricht ſo zu organiſiren, daß derſelbe überall nach denſel⸗ 
ben Grundſätzen und in einer der Verfaſſung günſtigen Richtung er⸗ 
theilt werde. 

Das Erſte bedarf auch für Jenen, dem der zwiſchen dem wiſſen— 
ſchaftlichen Unterricht und der Erziehung beſtehende Unterſchied nicht 
Mar ift, kiines anderen Beweiſes als der Erfahrung, welche uns die 
Gefchichte eben in diefer Hinficht jo gleihmäßig liefert. 
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Wie man über die Fatholifche Kirche urtheilen mag, fo wird doch 
Icder zugeben, daß Feine Staatsgewalt ihre Macht mit mehr Umficht, 
und beſonders mit jener Confequenz zu verfolgen im Stanbe fei, 
als es die Kirche gethan. Nicht allein die Erziehung der Jugend, 
fondern das ganze Gebiet der Wiſſenſchaften, die gefammte Literatur 
hat ſich im Verlaufe des Mittelalters faft ausjchließlich in den Händen 
des Fatholifchen Klerus befunden: hat dies wohl das Auftreten der Re- 
formation, bat e8 ihre ſchnelle Verbreitung verhindern können? ben 
die mit der Reformation gemachte Erfahrung hat das Papftthum bar- 
auf aufmerffam gemacht, Daß die Organifation, wie fie früher beftan- 
ben, noch nicht feft genug, daß das Syftem, welches die Fatholifche 
Kirche in Hinficht der Erziehung befolgt hat, mangelhaft fei, und man 
hat zur Verbeſſerung diefer Mängel: das Inftitut der Iefuiten gefchaf- 
fen. Die Regel dieſes Drdens ift in Hinficht des Zwedes, den man 
verfolgte, ein Meifterftüd zu nennen, und eben die allgemeine Anfein-, 
bung, die diefer Orden bei allen Gegnern der Fatholifhen Kirche und 
ihrer- Richtungen gefunden bat, ift ein Beweis, daß berfelbe feiner 
Aufgabe, fo weit es menfhliche Kräfte vermögen, genügt habe. 

Hat wohl der Umftand, daß die meiften Bildungsanftalten Fatho- 
Iifcher Länder faft durch zwei Jahrhunderte dem Orden der Jefuiten 
übergeben waren, und daß Diefe nicht. nur auf die wifienfchaftliche Bil- 
dung aller Klaſſen, fondern, wie bekannt, felbft auf die häuslichen: 
Verhältniffe der Familien und hierdurch auf die wirflihe Erziehung 
jedes Einzelnen einen fo bedeutenden Einfluß ausgeübt; haben alle 
Mittel, welche den Sefuiten als Fatholifchen Prieftern zu Gebote ftan- 
den, und jene Umficht und Confequenz, mit der fie fich Derfelben bedient, 
verhindern können, daß im Verlaufe der Zeit nicht eben jener Um— 
fhwung in den Gefinnungen der Menfchen eingetreten, welchen zu verhin- 
bern ihre Aufgabe war? 8 ift oft halb im Scherge bemerkt worden, daß 
Boltaire ein Zögling der Iefuiten war. Der größte Theil der Defo- 
nomiften und Encyffopäbiften ift es gleichfalls gewefen, das ganze Ge- 
fchlecht, welches in feinem Antagonismus gegen die Kirche und Die 
beſtehende Ordnung bis zum Wahnſinn vorgefehritten, ift unter dem 
Einfluß des großen Ordens aufgewachfen, der vielleicht zu ſehr nad) 
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weitlicher Macht geftrebt, doch dieſe Macht ficher nur im Intereſſe 
der römifchen Kirche, und wenigftend im 18. Jahrhundert im Inter 
effe des Königsthums, welches der Kirche zur Stütze dienen follte, 
gebraucht hat. 

Glaubt man, daß bie Staatögewalt, gleichviel ob ein abfoluter 
König oder ein verantwortliches Minifterium an ihrer Spike ftehe, 
burch den Einfluß, den fie auf die Schule ausübt (denn hierauf muß 
fih ja nothwendig der Einfluß der Staatsgewalt befchränfen) die Ver- 
breitung von Gefinnungen, welche der beftehenden Ordnung feindlich 
find, beffer verhindern könne, als dies den Jeſuiten gelungen ift, Die 
durch den Beichtftuhl dus Vertrauen der Menfchen damals in eben 
dem Maße befaßen, als es den Organen jeder Regierung gewöhnlich 
zu mangeln pflegt? 

Auch hierfür haben wir ein glänzendes Beifpiel. 

Napoleon, der im Prinzipe der Gentralifation. das. Geheimniß 
gefunden zu haben glaubte, wodurd Staaten und Throne erhalten, 
und das Volk zu einer Größe erhoben werben Tann, wodurch es fd) 
zum würdigen Piedeftal des großen Cäfars eignet, hat mit feinem 
ungeheueren Adminiftrationstalent und feiner eifernen Confequenz allen 
öffentlichen Unterricht centralifirtt und ber Leitung des Staats unter- 
worfen. Bon allen Ienen, bie feit einem halben Jahrhundert bie 
Grundſaͤtze der franzöfifchen Revolution praftifch zu verwirklichen geſucht, 
hat Niemand feine Aufgabe Farer erfannt”). Niemand hat die noth- 
wendigen Bedingungen, von benen bie confequente Leitung des öffent: 
lichen Unterrichtes durch den Staat abhängt, beſſer eingefehen, 

Da. durd; die Revolution die Stellung des Klerus wefentlich ver- 
ändert war, und man demfelben Die ausfchließliche Leitung des Unter: 
richte, welche er früher befeflen, entzogen hatte, war es für den Staat, 


*) I n’y aura pas d’etat politique fixe, s'il n'y a pas un corps enseignant 
avec des principes fixes. Tant qu'on n’apprendra pas des l’enfance s’il faut 
etre r&publicain ou monarchique, catholique ou irreligieux, l'état ne formera 
point une nation; il reposera sur des bases incerlaines et vagues, il sera 
constamment expose aux desordres et aux changements. (Worte Napoleon's 
im Staatsrath.) 
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wenn berfelbe einen Einfluß auf den öffentlichen Unterricht ausüben 
wollte, nicht, wie früher, genug fich der Geiftlichfeit zu verfichern *). 
Es mußte vielmehr eine Köperfchaft geichaffen werden, Durch welche jene 
Lüde, die durch die Aufhebung der Sefuiten entflanden war, ausge: . 
füllt werden konnte. Statt der Iefuiten follte eine riefenhafte Exzie- 
hungsbehörde errichtet werden, die, dem Staate eben fo abfolut unter- 
worfen wie es jene dem PBapfte waren, mit der Leitung des Unter: 
richtes beauftragt werden follte **). Diefer halb nad) dem Muſter der 
Armee ***), halb nad) dem eines geiftlichen Ordens eingerichteten Kör- 
perfchaft follten alle Unterrichtsanftalten ausfchließlich übergeben wer: 
den Y. Durch eine ftrenge Hierarchie, durch welche Niemand zu 
höheren Lehrämtern befähigt fein follte, ehe er die ıtiederen Grade durch⸗ 
gemacht, follte die höchfte Einheit im Lehrförper erhalten werden Tr). 
Dadurch, daß die höchften Beamten des Lehrförpers Reichsräthe waren, 


*) Les gouvernements ont eu peu à s’occuper de l’education publique 
dans les etats d’Occident, particulierement depuis la religion chrelienne, parte - 
qu’elle etait confiee au clerge; il leur suffisait de connaltre l’esprit du clerge 
pour savoir dans quel esprit elle etait dirigee. 

**) Je sens que les jesuites ont laisse, sous le rapport de l’enseigne- 
ment, un tres-grand vide; je ne veux pas les retablire ni aucune autre cor- 
poration qui soit soumise a une domination étrangère, mais je me crois 
oblige d’organiser l’education de la generation nouvelle, de maniere à pou- 
voir surveiller ses opinions politiques et morales. (S&ance du 20. Fevrier 4806.) 

Ja veux former une corporation non de jesuites qui aient leur souverain à 
Rome, mais des jesuites qui n’aient d’autre ambition que celle d’ötre utiles, 
et d’autre interdt que l’inter&öt public. (Seance du 4. Mars 4806.) 

”*) 7] faut imiter dans le, corps enseignant la classification des grades 
militaires. (S6ance du Mars 1806.) 

Les professeurs eux-m&mes, seront soumis dans certains cas à la peine 

“des arröts, ils n’en souffriront pas plus dans leur consideration que les colonels 
contre qui cette peine est prononcee. (Seance du 7. Avril 4807.) 

7) Je veux que les membres du corps enseignant contractent non pas 
un engagement religieux, comme autrefois, mais un engagement civil. Ils 
6pouseront l’instruction publique comme leurs devanciers epousaient l’Eglise. 
(Seance du 20. Mars 4806.) . | 

ir) Si tous les professeurs ont un ou plusieurs chefs comme les jesuites 
avaient leur- general et leur superieurs, si l’on ne peut être proviseur qu’apres 
avoir ele professeur, ni professeur dans les hautes classes qu’apres avoir 
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follte derjelbe an den Staat gebunden, unb zwifchen der Leitung des 
Unterrichted und ben Grundfägen der Regierung des Staates Die 
nothwendige Einheit erzeugt werben, auf daß die ſittlichen und politi- 
fchen Anfihten des Volkes im Intereffe der Regierung geleitet wer- 
ven %. Wenn es.überhaupt möglich wäre, den Anfichten und Ueber: 
zeugungen eines großen Volkes durch den öffentlichen Unterricht eine 
gewiſſe Richtung zu geben, jo muß man befennen, baß die Univerfität, 
wie fie fih Napoleon gedacht und zum Theil praftifch verwirklicht hat, 
hierzu das befte Mittel war *%). Zu welchen Refultaten haben alle 
diefe Anftrengungen geführt? | 
Die Frage, welche Refultate das der Univerfität gegebene Mono- 
pol auf die wiflenfchaftliche und fittlihe Bildung Frankreichs hervor: 
gebracht habe, Liegt außer dem Bereich meiner Aufgabe. Vergleicht 
man ben Zuftand der frangöfifchen Volksbildung ınit jenem anderer 
Länder, befonders Deutfchlands, fo muß man befennen, daß die Re- 
fultate einer beinahe durch ein halbes Jahrhundert fortgefegten Thä⸗ 
tigkeit der Lniverfttät, was diefen Theil ihrer Aufgabe betrifft, nicht 
glänzend find; aud mag Manches, was man in Tangen Worten gegen 


professe dans les classes inferieures, s'il ya enfin un ordre d’avancement qui 
entretienne l’&mulation: ce corps acquera autant de consistance qu’en avai- 
ent les jösuites. R | 

*) Mon but .principal dans l’ötablissement d’un corps enseignant, est 
d’avoir un moyen de diriger les opinions politiques et morales. (Seance 
du 44. Mars 4806.) 

On doit faire en sorte que les jeunes gens ne soient ni trop bigots ni 
trop incredules; ils doivent être appropries à l’etat de la "nation. (Seance 
du 20. Mars 4806.) 

**") L’essentiel est que les membres de l'universit — parceque c'est ainsi 
qu’on l’appellera — aient le privilege exclusif de l’enseignement. (Seance 
du 20. Mars 4806.) — — 

Le ministere des Cultes doit presider au choix des ouvrages classiques, 
qui seront mis dans les mains des jeütres gens; je le charge de faire faire 
un petit volume pour chaque classe qui sera compose de passages des 
ecrivains anciens et modernes; propre ä inspirer à la jeunesse un es- 
‘prit et des opinions conformes aux lois nouvelles de Il’Empire. (Seance 
du 29. Mai 480%.) 
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die Univerfität über den Geift des höheren Unterrichtes vorgebracht 
hat, eben fo richtig fein, als was die Vertheidiger derjelben gegen Die 
Hlerifale Partei anzuführen pflegen. Die Frage, welche uns hier befchäf- 
tigt, ift blog Die, ob die Univerfität der politifhen Aufgabe, die 
fie hätte Iöfen follen, genügt, d. h. ob die Gentralifation des ganzen 
Unterrichtes und die Leitung desfelben durch den Staat jenes Refultat 
hervorgebracht habe, welches man erwartet? und ich glaube, daß Rie- 
mand, der die Gefchichte Frankreichs feit ber Zeit, daß die Univerfität 
ing Leben getreten ift, Eennt, diefe Frage bejahen wird. 

Wie alle Anftrengungen der Jefuiten des Papſtthums nicht ver- 
hindern Eonnten, daß troß aller Editiones ad usum Delphini und der 
ftrengften Genfur aller Schulbücher und Vorträge unter ihren Augen 


ein Geſchlecht heranwuchs, welches die Maßregeln Pombal's mit Freu: | 


den begrüßt und während der Revolution Grundfäge verwirklicht hat, 
welche mit jenen, die es in der Schule gelernt, in directem Wider: 
Ipruche ftanden, eben fo wenig ift das den Sefuiten der franzöfi- 
hen Regierung gelungen. 

In Hinficht des Kaiſerthums läßt es fich anführen, daß demfelben 
die nöthige Zeit hierzu gefehlt habe, duch wenn man bevenft, baß Die 
Reftauration durch volle 15. Jahre, die Juliusmonarchie durch 17, 
ben unbegrängteften Einfluß auf den ganzen Unterricht ausgeübt, um 
endlich zur Sullusrevolution, zur Republik vom Jahre 1845 und zum 
- Imperium der neueften Zeit zu kommen, fo muß man wohl den Ver: 
ſuch, den Anfichten der Staatsbürger durch die Schule eine der Berfaf- 
fung günftige Richtung zu geben, als entjchieden mißglüdt anerkennen, 

Die Urfache diefer Tchatfache Liegt vor Allem darin, daß der 
Unterricht nur einen Fleinen Theil der Erziehung ausmacht, und daß 
Daher, auch wenn man allen Staatsbürgern in den Schulen zwange- 
weife Diefelben Begriffe beigebracht, hieraus noch nicht: folgt, Daß fie 
auch gleiche, und dieſen angelehrten Begriffen enifprechende Anfichten 
haben müffen. Die zweite, noch wirffamere Urfache ift aber die, daß 
es nie in der Macht einer Regierung fteht, auch nur den MUnter- 
richt fo zu organifiren, daß derſelbe überall wirklich in derſelben der 
Verfaſſung des Stautes günftigen Richtung ertheilt werde. 
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Eine Regierung kann — wenn fie zur traurigen Ueberzeugung ge- 
fommen ift, daß ihr Deftehen durch die Bildung der Staatsangehörigen 
überhaupt, ober gewiffer Klaffen insbefondere gefährdet werde — jeden 
Unterricht verbieten, und es ift befannt, daß Man felbft in neuerer 
Zeit und in freien Staaten die geiftige und fittliche Bildung der Sflaven 
durch Strafgelege zu verhindern gefucht hat. Doc hat man ein mal 
das Recht auf geiftige Bildung für alle Klaffen zugegeben, ja Diefelbe, 
wie dies in den meiften Staaten Europas der Fall ift, allen Klaſſen 
zur Pfliht gemacht, fo liegt es nicht mehr in unferer Macht, bie 
Reſultate derfelben im Voraus zu beitimmen. 

Auch hierin befteht zwifchen der Preſſe und Schule Die größte Analogie. 
Bedarf Die Regierung, um zu beftehen, der Verdummung aller Staats- 
angehörigen, fo würde die Vernichtung der Preſſe, ja das Verbieten 
des Drudens, mit Ausnahme der Regierungsverordnungen, ficher fehr 
große NRefultate hervorbringen; wer diefelben Ergebniffe von der Cen⸗ 
fur erwartet, oder gar glaubt, durch diefelbe den Anſichten eine ge= 
wiffe der Verfaſſung des Staates freundfiche Richtung beizubringen, 
täufcht ſich. R 
Wie eben da, wo die größte Stille herrfcht, auch das Teifefte 
Wort nicht verloren geht, und die fehwächfte Dofis eines Gewürzes 
oder einer Arznei bei Jenem, der fie felten genießt, eine große Wirfung 
hervorbringt, fo dient Die Cenſur oft nur dazu, daß Dasjenige, was 
ihr trog aller Aufmerkfamfeit entgangen ift, um fo mächtiger wirfe; 
auch Fann ja die ftrengfte Cenſur nur das Buch, nicht die Gedanken, 


die Dasfelbe in dem Leſer erzeugen wird, beurtheilen, und eben 'bie 


lesteren find e8, die für den Staat gefährlich jein Tönnen. 
Gerade Dasfelbe ift in der Schule der Tall. Wer vermag bie 


Eindrüde und Begriffe im Voraus zu berechnen, welche derfelbe Bor: - 


trag.in hundert Knabengeiftern hervorrufen wird. Wenn man gewiſſe 
. Gegenftände beleuchtet, wird Jeder nad feiner Individualität und 
Stellung diefelben etwas anders fehen. Die Schule bietet Jedem flatt 
fertiger Anfichten bloß das Mittel, ſich eigene Anfichten zu verfchaffen, 
die dann nicht von Dem, was er in der Schule gelernt, fondern von 
Dem, was er im Leben erfahren hat, beftimmt werben. J 


— 
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Auch wenn man annimmt, daß alle Jene, denen die Bildung der 
Jugend in einem großen Staate übergeben ift, ganz Die Anfichten der 
Regierung theilen und feinen anderen Zwed verfolgen al8 den, die 
Jugend zu Anftchten zu breffiren, die der Verfaſſung des Staates 
günftig find, ‘würde der Einfluß, den der Staat hierdurd auf bie 
politifchen Gefinnungen der Bürger ausübt, meiner Ueberzeugung nad) 
ein geringer fein, und doch ift ſelbſt dieſe Vorausſetzung, wie uns die 
Erfahrung lehrt, ganz falſch. 

Die Täufchungen, denen man ſich in Hinſicht der Reſultate der 
Leitung des öffentlichen Unterrichtes. duch den Staat überläßt, ent- 
fpringen aus derfelben Duelle, aus welcher man die meiften zur Ver—⸗ 
theidigung einer ftrengen Gentralifation gebrauchten Trugfchlüfle zu 
ſchöpfen pflegt. Es iſt dies das Verkennen des wefentlichen Unterfchie- 
des, welcher zwifchen einer moralifchen und einer wirklichen Berfon 
befteht, und die hierauf begründete irrige Anftcht, daß Tauſende von 
Menfchen, wenn fie zu einem bierarchifch organifitten Körper vereinigt 
find, und fich durch einen gemeinfamen Beruf nahe ftehen, gleich einem 
Mann fühlen und handeln, daher auch gleich einem Manne zu einem 
gewiffen Zwede gebraucht‘ werden können. Bon allen Aufgaben, die 
fih ein Geſetzgeber ftellen Tann, ift ficher jene die Ichwerfte, einen Or⸗ 
ganismus zu finden, wodurd der Einzelne, feinem Inbividualismus 
enifagend, in der Gemeinfchaft, der er angehört, ganz aufgehe. 

Sol das Individuum, ftatt eigene Zwecke zu verfolgen, al fein 
Wiffen und Können den Zweden der Gefellfchaft, der es angehört, 
weihen, fo muß man dasfelbe möglichit ifoliren, man muß alle jene 
Bande, die e8 außer der Gemeinfchaft, der e8 angehört, an andere Men- 
fchen binden, zerreißen, man muß ihm das Entftehen, oder wenigftend 
die Befriedigung jedes individuellen Interefies unmöglich machen, und 
weil dies nur dann gefchehen kann, wenn der Einzelne dadurch, daß 
‘Die Gemeinfchaft, der er angehört, ihren Zweck erreicht, zugleich feine 
eigenen Intereffen befördert, fo muß zwifchen den SIntereflen der Ge- 
meinfchaft und des Individuums die größte Identität beftehen. 

Nur indem fie al dieſe Bedingungen erfüllt, ift es der Fatholi- 
hen Kirche gelungen, im Mönchthum Gemeinfchaften zu fehaffen, in 
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welchen das Individuum, wenigftens fo weit Dies möglich ift, in ber 
Gemeinde, der e8 angehört, aufgegangen tft *). 

Iſt es anzunehmen, daß der einzelne Lehrer, der als Familien⸗ 
vater, Staatsbürger, als Eigenthümer in denfelben Beziehungen zum 
Leben fteht wie andere Menfchen, der mit taufend Banden an bie 
Gefellfchaft "gebunden tft, Feine anderen perfönlichen "Intereffen als jene 
des Staates, oder beffer gefagt, jene der Regierungsform, unter wel- 
‚cher er fein Amt befleidet, haben werde, daß er feine Stellung ale 
Lehrer, auch wenn diefe von dem Beftehen einer gewiflen Staats- 
form abhängig wäre, was Doch nicht ber Fall ift, allen feinen 
perfönfichen Gefühlen und Ueberzeugungen vorziehen werdet Wenn - 
man die Stellung, welche der Staat dem Volkslehrer zu bieten im 
Stande tft, betrachtet, fo muß man zugeben, daß diefes höchſt unwahr- 
ſcheinlich iſt. | 

Auch hier macht die Erfahrung der lebten Jahre jede theoretifche, 
auf Borausfegungen gegründete Discuffton überflüffig. Als im Jahre 
1848 die Geſellſchaft aus ihren Fugen trat, war es überall der Stand 
der Volfslehrer, der, in Ganzen genommen, am feindlichſten gegen 
den Staat auftrat. 

Preußen, wo der öffentliche Unterricht ganz im Sinne jener Grund- 
füge, wonach die Volksbildung der Regierung als Stübe dienen fol, 
organifirt ift, hat in dieſer Hinftcht Feine Ausnahme gemacht, und Die 
große Zahl der Volfslehrer, die in Franfreich darum, weil fie unter 
ber Jugend communiftifche Anfichten verbreitet haben, ihres Amtes ent- 
jegt wurden, beweift allerdings, DaB die Regierung eine fehr große 
Macht auf jene Individuen befige, denen der Unterricht übergeben ift, 
doch fie beweift zugleich, daß fich dieſe Macht nicht auf-den Unterricht 
ſelbſt erftrede, da ja Das unbejchränfte Recht des Unterrichtes und der 
Einfluß, welchen die Regierung auf die Ernennung der Lehrer in Fran: 
kreich ausgeübt, nicht zu verhindern im Stande war, daß in fo vielen 


*) Der weltliche Klerus hat, trotz des Coͤlibats und fo vieler gemeinfamen 
Standesinterefien, eben weil er mit bem Leben noch in ————— Beziehung ſtand, 
nie dieſen Grad der Eiunheit N können. 
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ihr unbedingt unterworfenen Anftalten  Grundfäge gelehrt worden 
find, welche den Zwecken der Regierung offenbar feindlich waren. 


Achtes Bapitel. 


Refultate der Centralifation der Rechtöpflege. 


Alles was ſämmtlichen Staatsangehörigen gemeinfam ift, muß 
die innere Confiftenz des Staates vermehren, und fo muß auch die 
Einheit der Geſetze und die Gleichmäßigfeit der Anwendung derſelben 
in allen einzelnen Faͤllen als ein Band der Bereinigung betrachtet wer- 
ven, weldyes in dem Maße ftärfer ift, als Die in einem Staate gel- 
tenden Geſetze von jenen anderer Staaten verfchleden find, und ber 
Genuß aller Rechte für den Einzelnen von dem Beſtehen des Staates 
abhängt *). : 

Ein Anderes ift es, wenn wir die Frage aufitellen, ob dieſe Ein- 
beit der Geſetze und vollfommene Gleihmäßigfeit Ihrer Anwendung zur 
Erhaltung der Einheit des Staates nothwendig fei? und ich glaube 
nicht, daß diefer Sa, ben man Doc gewöhnlich als über alle Zweifel 
erhaben hinzuftellen pflegt, durch die Erfahrung gerechtfertigt erfcheine. 

Wie viele Staaten zeigt uns nicht die Gefchichte, und felbft die 
Gegenwart, wo wir fein für alle Theile des Staates und alle Einwoh- 
ner desjelben gemeinfames Gefeß finden, ohne daß durch diefen Mangel 
bie Einheit des Staates und ein hoher Grad der Eonftftenz desſelben 
im mindeften gefährdet würde. 

Während PBatrizier und Plebejer verfchiedenen Geſetzen unterworfen 
waren, hat Rom eben durch feine Einheit den ſchwerſten Gefahren 
widerftanden, und troß aller Unterfchiede, welche zwifchen dem Jus Quiri- 
tium und dem Jus Civitatis, zwifchen diefem und dem Jus Latii, Dann 
zwffchen biefem und dem Jus Italicum, und endlich dem Jus Provinciale 
beſtanden, troß aller Verfchiedenheiten, welche in Folge der Edicte der 


*) In den meiften Staaten des Alterthums finden wir dieſes. 





Prätoren *) zwifchen den einzelnen Provinzen in Hinficht der Rechtöpflege 
entftanden find, hat Rom die Welt durch Jahrhunderte mit einer Gon- 
fequenz beherrfcht und das Beifpiel eines einheitlichen Staates darge— 
ſtellt, wie wir faum ein zweited in der Gefchichte finden können. 

Niemand wird Täugnen, daß Spanien unter Karl V., daß Frank: 
reich unter Ludwig XIV. den Namen einheitlicher Staaten verdienen, 
und doch beftand die Einheit des Nechtes, felbft in fo fern es ſich blos 
von der Gefeßgebung handelt, in Feiner dieſer Monarchien; Dasfelbe 
können wir von England ſagen. 

Ja ſelbſt in den nordamerikaniſchen Freiſtaaten würde, im Fall 
fie aufhören ſollten einen Staat zu bilden, die Trennung ſicher durch 
Niemanden Dem zugefchrieben werden, daß bie einzelnen Staaten ver- 
ſchiedene Eivil- und Criminalgeſetze befigen. 

Eine der Hauptaufgaben jedes Staates beiteht darin, daß ein 
geficherter Rechtszuſtand hergeftellt werde, welcher den Sitten und 
Ueberzeugungen der Staatsangehörigen entſpricht. Dieſe find eg, 
welche Die Grundlage jeder zwedmäßigen Gefebgebung bilden, und ba 
die Bereinigung zu einem Staat, die vielfeitigen Berührungen, 
welche hieraus entftehen, der Einfluß der an Bildung höher ftehenden 
Theile auf alle anderen zwifchen den Sitten und lleberzeugungen ber 
verfchiedenen Staatsangehörigen allmälig eine gewiſſe Gleichheit her- 
ftelen müflen **); fo wird das Jüngere Beftehen des Staatsverbandes 
die in den Geſetzen der einzelnen Theile beftehenden Unterfchiede immer 
mehr ausgleihen, und endlich die Einheit der Gefehgebung zur Folge 
haben ***), 





*) Das Jus — E — 

29) In fo fern naͤmlich die Wirkungen ber Staatseinheit nicht durch die Ver⸗ 
ſchiedenheit in der Religion, oder dadurch geſtort werben, daß ſich die Bürger eines 
Staates als Sieger und Beſiegte, als Unterdrücker und Knechte gegenüber ſtehen, 
wie dies z. B. nach der Völkerwanderung durch einige Zeit ber Tall war. 

“**) Die häufigen Berührungen, welche in neuerer Zeit zwifchen ven Bewohnern 
verfigiedener Staaten entflanden find, die allmälige Ausgleichung, welche wir in den 
Sitten und Anfichten der meiften Voͤlker des europäifchen Weftens wahrnehmen, haben 
fhon jebt auch in noch weiteren Kreiſen ähnliche Reſultate hervorgebracht, und wenn 
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Doch obwohl wir die Gleichmäßigkeit der Geſetze als endliches 
Ergebniß der Einheit des Staates betrachten, ſo müſſen wir doch die 
rückſichtsloſe Einführung einer ſolchen Gleichmäßigkeit als Mittel, 
die Einheit des Staates zu begründen, entſchieden verwerfen, nicht nur 
weil dieſes Mittel bei ſo viel anderen, die uns zu Gebote ſtehen, über⸗ 
flüſſig und zur Erreichung des vorgeſteckten Zieles unzwedmäßig er- 
fcheint ®), fondern weil Die Anwendung desſelben für jebenn Staat bie 
gefährlichften Folgen nad) fich ziehen kann. 

Da alle Gefege — befonders jene, durch welche die gegenfeitigen 
Beziehungen der Staatsangehörigen und ihr Bell geregelt werden — 
nur in fo fern zwedmäßig find, als fie den Sitten und Rechtöbegriffen 
derſelben entfprechen, und dieſe nur allmälig umgeftaltet werben kön— 
nen, ſo ift jede plöliche Veränderung der ganzen Gefebgebung, außer 
dem materiellen Schaden, den fie gewöhnlich für Einzelne, und dem 
Gefühl der Unficherheit, welches fie für Alle erzeugt, für den Staat 
insbefondere noch manchmal mit dem Nachtheile verbunden, daß fie Die 
Achtung vor den Gefegen — bie weniger ein Ergebniß der Ueberzeu- 
gung von ihrer Vollfommenheit, als vielmehr das Nefultat der Ge- 
wohnheit iſt — ſchwaͤcht und den Staat hiermit einer feiner fefteften 
Grundlagen beraubt. Auch fann die plößliche Veränderung der Civil⸗ 
gejege, welde man der Einheit zu Liebe unternommen, oft den Trieb 
zur Veränderung der Berfaflung erzeugen und biefer jene Stüße ent- 
ziehen, welche jede auch noch fo RN Berfafiung in dem Be- 


man die große Aehnlichfeit betrachtet, welche zwifchen ben N der meiften Völker, 
bie unferer Bivilifation angehören, befteht, fo wird man bie Vorausſetzung, daß 
einft — und vielleicht in nicht ferner Zukunft — alle Verſchiedenheiten fchwinden, 
und alle Bölfer Europas denfelben Civil- und Criminalgefegen unterworfen fein 
werben, eben fo wenig ben Utopien- zuzählen können, als wenn man diefe Ausglei- 
Hung aller Verfchiedenheiten in Hinficht der Maße und Gewichte, oder in Hinficht 
des Münzfußes annimmt. 

9 Das Beifpiel jener Theile Deutfchlande, wo man das franzöfifche Geſetbuch 
eingeführt hat, und die trotz aller Anhaͤnglichkeit an dieſe Geſetze den Sturz Napolenn’s 
und ihre Befreiung von einem Staatsverband, mit dem ſie durch eine gemeinfame 
Gefeßgebung vereinigt waren und zum Theile noch find, mit Begeifterung begrüßt 
haben, mag uns als Beweis bienen. 


1. 15 
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wußtſein der Staatsangehörigen beſitzt, daß eine Veränderung derſel— 
ben immer eine Umgeftaltung der Privatverhaͤltniſſe erzeugt *). 

Doch abſtrahiren wir von dieſem. 

Aus den angeführten Gründen, denen ich der Kürze wegen nicht 
mehrere beifügen wollte, bin id) feft davon überzeugt, daß jede plöß- 
liche Veränderung. der Gefege dem Staate im Allgemeinen viel mehr 
fehade, als derſelbe durch die Gleichmaͤßigkeit gewinnen kann; doch 
mögen Andere anderer Meinung ſein, und ich muß zugeben, daß die 
Herſtellung einer vollkommenen Gleichmäßigfeit, was die Geſetze betrifft, 
in der Macht des Staates liege, ja nad den Erfahrungen unferes 
Jahrhunderts und der Leichtigkeit, mit der man feit der franzöflfchen 
Revolution die ganze Givil- und Criminalgeſetzgebung fo vieler Länder 
verändert hat, zu urtheilen, fcheint e8 faft, al8 wenn eine Maßregel 
Diefer Art nicht einmal mit großen Schwierigfeiten verbunden wäre. 
Es bleibt hier aber Immer noch die Frage zu entfcheiden: ob Durch Die 
Einführung eines gemeinfamen Oefeges der Zwed, d.h. eine 
für alle Theile und alle Angehörigen des Staates gleiche 
Handhabung des Rechtes erreicht werden könne? und id 
glaube daß Feder, der über diefen Gegenftand ruhig nachgedacht, a 
diefe Frage entfchieven verneinen muß. 

Das, wovon die Handhabung des Rechtes im Staate abhängt, 
ift nicht der Buchftabe des Gefeges, fondern die Anwendung desfelben 
in den einzelnen Fällen. | 

Sol daher die Gerechtigfeitspflege für alle Theile und alle Ein- 
wohner des Staates eine wirklich ganz gleichmäßige fein, fo ift es 
nicht genug, wenn für den ganzen Staat ein Allen gemeinfames Geſetz 
eingeführt ift, e8 muß vielmehr auch für Die ganz gleichmäßige Anwen- 
dung der Geſetze geſorgt ſein, woraus ſich ergibt, daß in allen Staaten, 


*) Conſervative Anſichten in Hinficht der Verfaſſung des Staates, find immer 
nur bie Folgen confervativer Anfichten in Hinficht der eigenen Stellung der Einzelnen. 
Wo Biele find, die ihre Privatftellung erhalten wollen, werben fie an der Berfaflung, 
wodurch fe biefe gefichert fehen, auch bann fefthalten, wenn biefelbe jenf ihren Wins 
ſchen nicht entfpricit, 
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wo zwifchen dem Bildungdgrad, den Sitten, religiöfen und anderen 
Anfichten der Staatsbewohner Verfchiedenheiten beftehen, d. h. in allen 
größeren Staaten, wenn man wirlich eine vollfommene Gleimäßigkeit 
der Rechtspflege will — das Inftitut der Jury vernünftiger- 
weife nicht beibehalten werden könne. 

Es ift nicht meine Abficht, hier über die Vorzüge und Mängel 
der Jury zu fprechen, 

Es ift dies ein Gegenftand, der — eben weil man das Gefchwo- 
renengericht nicht als judicielle, ſondern als politifche Inftitution betrady- 
tet — gründlicher, oder weniäftens weitläufiger erörtet worden ift als 
jede andere Frage des Gerichtsverfahrens. Nur fo viel müflen Feinde 
und Bewunderer zugeben, daß e8 eine Eigenthümlichfeit des Geſchwo⸗ 
renengerichtes fet, daß durch dasfelbe den Sitten und Anfichten des Volfes 
eın bedingender Einfluß auf die ©erechtigfeitspflege eingeräumt wird, 
Die Verfügungen des Geſetzes mögen noch fo präcs fein, der Grund— 
fag, daß man ſich ftreng an den Buchftaben des Gefeges halten müffe, 
mag noch fo oft ausgefprocdhen werden, man mag es den Gefchwo- 
renen noch fo ftrenge eingeprägt haben, daß fie ſich ausfchließlih an 
die Thatfachen zu halten und die Frage des Rechtes dem Richter zu 
überlaffen haben, immer werden die Geſchworenen dadurch, daß fie 
über die Thatſache entfcheiden, zugleich darüber zu beftimmen haben, 
ob das Geſetz in einem gegebenen Falle überhaupt zur Anwendung 
fommen fol, und fie werben diefe Frage nach der Verfchiedenheit ihrer 
Anfichten über das Geſetz entfcheiden. Ob der Einfluß, welchen man 
den Sitten und Meberzeugungen des Volkes hierdurch auf die Hand- 
habung der Geſetze einräumt, ein heilfamer fei, mag nad) den ver- 
fchiedenen Anfichten über die Aufgaben einer zwedmäßigen Gefeggebung 
verfchieden beantwortet werden”); daß übrigens dieſer Einfluß den 


*) Da die Gefege in fehr feltenen Fällen ein abfolutes Strafmaß beftimmen, 
fo ift der Einfluß, den der Richter auf die Amendung bes Gefehes in einzelnen 


Fällen ausübt, eben fo bedeutend als jener der Gefchiworenen, nur die Art, auf 


welche Beine diefen Einfluß geltend machen, ift verfchieden. Die Jury entſcheidet die 

Thatfachen nach ihren Anflchten über das Gefeß, während der Richter bei der An- 

wendung des Gefebes feine Anfichten über die Thatſache im Auge behält. Jene 
15 * 
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Sitten und Webergeugungen auf die Handhabung bes Gefeges, bei dem 
Infitut der Jury beftehen müffe, und daß daher, wo Geſchworene zu 
richten haben, auch durchaus nur in jenen Fällen auf eine gleiche An- 
wendung der Gefege gerechnet werden Fönne, über welche alle Staate- 
angehörigen die gleiche Anficht haben, Tann nicht geläugnet werden, 
woraus fich ergibt, daß das Inſtitut der Jury mit der ganz gleidh- 
mäßigen Handhabung der Geſetze, die man ald sine qua non eines 
einheitlichen Staated annimmt, im vffenbaren Gegenfahe ftehe. 

Man pflegt e8 als einen der größten Vorzüge Des Gefchworenen- 
gerichtes anzuführen, daß bei bemfelben Jeder durch feines Gleichen 
gerichtet wird. Ob das Urtheil durch Standesgenofien als das zweck⸗ 
mäßigfte Mittel einer unpartelifchen Rechtspflege betrachtet werden koͤnne, 
mag bahingeftellt bleiben, ficher ift jedoch, daß bei dem Gefchworenen- 
gerichte die Gleichheit zwifchen Ienen, welche Rechte fuchen, und ihren 
Richtern ausfchließlih darin befteht, Daß auch Diefe aus den Reihen 
einfacher Bürger genommen find, d. b. weber einem befonderen Richter- 


erklärt den Angeklagten in Bällen, wo ihr das @efeh zu firenge erfcheint, oft bei 
. einer ganz offenbaren Thatfache für nicht fchuldig, Diefer wird, wenn er dad Urtheil 
ber Jury für zu firenge hält, das Strafminimum, hält er es für zu milde (hat 3. B. 
bie Jury ftatt auf Mord anf Todtfchlag erkannt), das Marimum anwenden, wodurch 
überall, wo Geſchworenengerichte beftehen, bie Entfcheidungen ber Thatfache oft uns 
gereimt, und bie richterfiche Anwendung des Geſetzes oft ungerecht erfcheinen, doch find 
alle diefe unläugbaren Webelftände meiner Anficht nach Feiner als der Vortheil, wel⸗ 
hen die Jury dadurch erzeugt, daß durch biefelbe der Gegenfag aufgehoben wird, 
welcher zwiſchen ben gerichtlichen Urtheilen und den Rechtsbegriffen des Volkes ba 
vorzufommen pflegt, wo biefem gar Fein Einfluß auf die Handhabung der Geſetze 
eingeräumt if. Wie die Geſetze da, wo das Bolt an ben Gerichten theilnimmt, 
eben hierdurch einen Einfluß auf die Sitten und Anfichten besfelben ausüben, und 
diefe allmälig umgeftalten, fo wird die Gefeßgebung durch die Gefchworenengerichte 
vor ihrem größten Diangel, dem der Unzweckmaͤßigkeit, bewahrt. Wo eine Jury befteht, 
bie in jedem Fall, wo bas Geſetz mit den Sitten und Meberzeugungen ber Staats: 
Bürger im Gegenfab ſteht, durch eine Neihe von Verdicten die Gefeßgebung zur Ber: 
änderung bes Geſetzes moralifch zwingen fann, da wird biefe ber allgemeinen Ger 
fittung weber zu fehr vorauseilen noch zu weit hinter berfelben zurückbleiben, und 
das Gefeg zu Dem werden, was es in freien Staaten fein foll — zum Aushrud 
ber allgemeinen Rechtsbegriffe. 
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ſtand noch der Regierung als Staatsdiener angehören. Daß hierin eine 
große Garantie dafür liege, daß das Recht weder im Intereſſe einer 
beſonderen Richterklaſſe noch in jenem der Regierung gehandhabt werde, 
iſt ſicher, doch werden eben durch dieſe Eigenſchaft der Jury jene Mittel 
ausgeſchloſſen, durch welche Die Gleichmäßigkeit der — wenig⸗ 
ſtens annaͤhernd zu erreichen iſt. 

Ich kenne nur zwei Mittel dieſer Art. 

Entweder müflen alle richterlichen Stellen im Staate — aaßte 
übertragen ſein, 

oder muß die Ausübung der richterlichen Gewalt vom Staate 
abhängig gemacht werben. 

Bon beiden Mitteln ift ficher das eritere das wirkſamſte. ’ 

Eine Kafte — ob fie ſich durch Erbfichkeit ober durch Wahl ihrer 
Glieder felbft ergänzt — wird immer beharrlicher an den einmal auf- 
geftellten Grundſaͤtzen fefthalten als jede Regierung. Die Hierarchie 
im Bereiche einer Kaſte ift ftärfer al& jene des Beamtenthums. ben 
weil ſich der Einzelne als Glied der Körperfchaft, der er angehört, 
bebeutender fühlt, wird er feinen individuellen Willen der Geſammtheit 
leichter unterorbnen, wodurch eine Gleichmäßigfeit in der Anwendung 
der Geſetze entfteht, wie man fie Durch Fein anderes Mittel erreichen 
fann. Wo eine befondere richterliche Kafte befteht, ift diefe nicht nur 
die Dienerin, fondern fo zu fagen die Beflterin des Rechtes. Die 
Aufrechthaltung der einmal aufgeftellten Grundfäge ift für fie gleich: 
fam eine Chrenfadye. Die Borzüge, welche diefe Organifation der 
richterlichen Gewalt bietet, find, wenn man blos nad, Gleichmäßigkeit 
der Rechtspflege ftrebt, unläugbar, und ohne Zweifel ift e8 vor Allem 
Diefes, was Montesquieu dazu bewogen, felbft die Käuflichkeit der 
richterlichen Stellen zu vertheidigen; übrigens find uns aud die Nach— 
theile, mit welchen eine folche Einrichtung in jeder andern Hinficht 
verbunden ift, befannt, und ich glaube nicht, daß in unferer Zeit irgend 
Jemand die Unabhängigkeit der richterlihen Gewalt durch die vollkom⸗ 
menfte Abhängigkeit des ganzen Staates von einer Kafte erfaufen, 
oder die Gleihmäßigfeit der Rechtspflege durch Inftitutionen erreichen 
wollte, die endlich Zuftände herbeiführen würden, wo Die im Lande 
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geltende Rechtspflege, als eine unter gewiſſen Formen ſyſtematiſch 
geübte Unterdrückung betrachtet wird, wie dies in Frankreich vor der 
Revolution der Fall war. 

Will man, daß das Recht im ganzen Staate wirklich gleichmäßig 


gehandhabt werde, jo muß man daher nothwendig zum andern- Mittel 


greifen und auf Inftitutionen bedacht fein, durch welche Die Rechtspflege 
des ganzen Staates ebenfo wie die Gefehgebung und Verwaltung beö- 
felben centralifirt und Die richterliche Gewalt nicht nur im Namen der 
fouverainen Staatögewalt, fondern durch diefe felbft ausgeübt werde. 

Die volfommenfte Unterwerfung der richterlihen Gewalt unter 
die Regierung, iſt nur eine confequente Folgerung jener Grundfäge, 
die man in Hinficht der Souverainetät ded Staates aufgeftelt. Soll 
diefe ganz abfolut fein, fo muß man in Staaten, wo die Souverai- 
netät einer gewählten Gefeßgebung übertragen tft, die Diefelbe durch 
eigene, nur ihr verantwortliche Diener ausübt, Diefen eben jene Macht 
auf die richterliche Gewalt einräumen, die in deöpotifchen Staaten als 
unerläßliche Ergänzung der höchiten Gewalt betrachtet wird. 

Entzieht man den Bevollmächtigten der gefeßgebenden Gewalt dieſe 
Macht, jo hat man eben fo wenig eine Omnipotenz des Parlamentes, 
als da, wo unabhängige Gerichte beftehen, von einer wirklichen Despo- 
tie die Rede fein kann*). Jedenfalls ift in dem .Augenblid, wo man 
der Staatsgewalt dieſe Macht über die Gerichte entzogen, felbft bie 
Möglichkeit **) einer wirklich gleichmäßigen Handhabung des Rechtes 
aufgehoben. | 

Abftrahiren wir in dem Augenblid von der Frage: ob der auf 


*) Eine Omnipotenz, welche nur allgemeine Grundfäße aufftellen kann, aber 
auf bie Anwendung derfelben in einzelnen Fällen feinen Einfluß ausübt, ift ein 
Unding. 

”*) Yud) da, wo der höchften Stantsgewalt ein unbefchränfter Einfluß auf bie 
Gerichte eingeräumt iſt, ift die vollſte Gleichmäßigfeit in der Rechtspflege höchſtens 
ale möglich anzunehmen, da ja felbft der Einzelne nur dann immer gleichmäßig ur: 
'theilen kann, wenn er hierbei mit rücfichtslofer Strenge verfahren will. Jeder Ridj- 
ter, der in feinen Urtheilen auch die Gründe der Billigfeit berüdfichtigt, wird, felbft 
wenn er ſich nie täufcht, in einzelnen Fällen verfchiedene Urtheile fprechen. 


h) 
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geklaͤrte Despotismus für Die europäiſche Menfchheit auf der gegen- 
wärtigen Stufe der Geftttung wirklich die befte, ja bie einzig zwedmä- 
ßige Regierungsform ſei, wie Viele mit vollem Bewußtſein behaupten 
und die Freunde conftitutioneller Formen, womit die abſoluteſte Gewalt 
des Staates über den Einzelnen verdeckt wird, ſich ſelbſt unbewußt, 
überzeugt ſcheinen *), und befchäftigen wir ung ausſchließlich mit jener, 
ob auch durch die vollfommenfte Unterwerfung der richterlihen Gewalt 
unter die verantwortliche Regierung des Staates der angeftrebte Zweck, 
d.h. Die volle Gleihmäßigkfeit der Rechtspflege erreicht wer- 
den könne. - 

Um dieſe Frage zu entfcheiden, iſt nichts nothwendig, als daß 
man über die Mittel nachdenfe, die der Regierung zur Erreichung einer 
ganz gleichmäßigen Rechtspflege zu Gebote ftehen. . 

Daß Taufende von Menfchen über denfelben Gegenftand ganz ver- 
fhiedene Anfichten zu haben pflegen, braucht wol nicht erft bewieſen 
zu werben, eben fo befannt ift es, daß die Verfchievenheit der Anflchten 
ba, wo es fi von der Anwendung gewifler Grundfäße in einem be- 
ſtimmten Balle handelt, immer größer ift, al8 über diefe Grundfähe 
ſelbſt. Es ergibt fi hieraus, daß das befte, ja eigentlich das einzige 
fichere Mittel zu einer ganz gleichmäßigen Rechtspflege darin zu fuchen 
wäre, daß man die Ausübung der ganzen richterlichen Gewalt einem 
Tribunale überträgt. Ä 

Wie man, um die Gleichheit‘ der gerichtlichen Formen zu erhalten, 
überall einen höchſten Gaflationshof eingeführt, der in jedem Yale, 
wo die Formen des Rechtes nach den Anfichten einer betheiligten Partei 
verletzt worden find, für den ganzen Staat zu entfcheiden hat, fo müßte 
nun Ddiefelbe Gleichmaͤßigkeit auch in Hinficht der Urtheile ſelbſt zu 


*) Der ganze Unterfchied zwifchen abfolut monardifchen und vielen conflitutios 
neflen Staaten befteht, was die Beziehungen des Individuums zur Staatögewalt 
betrifft, blos darin, daß wir in diefer, wo die abfolute Souverainetät durch Solche 
ausgeubt wird, die nach dem Urtheile des Volkes hierzu am tauglichften find, bei der 
Staatsgewalt ein hohes Maaß von Bildung und Ginficht vorauszufegen pflegen. 
Die conſtitutionelle Regierungsform, wie fle in Frankreich vor 1848 befand, ift 

nichts als das Ideal dis aufgeflärten Staatsdespotismus. 
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erreichen, gleichfalls ein höchfter Gerichtshof geichaffen werden, dem man 
die Revifton aller im ganzen Staate gefällten Urtheile und das Recht 
übertragen würde, biefelben in allen Fällen zu verändern, wo ber erfte 
Richter das Geſetz auf den eingelnen Ball nicht in dem durch den 
höchften Gerichtshof für den ganzen Staat beftimmten Sinne angewen- 
det hat. 

Inftitutionen ähnlicher Art, ein höchfter Gerichtshof, an den ber 
mit der Entſcheidung nieberer Gerichte Unzufriedene feine Sache brin- 
gen kann, haben vor der franzöftfchen Revolution überall beftanden, 
ja fie beftehen in mehreren Staaten no, darum find auch die Gründe, 
wegen welcher man von diefer Art der Gerichtsverfaffung im Allgemei- 
nen abgegangen ift, zu befannt, als daß ich fie hier wiederholen follte. 

Nur darauf will ih den Leſer aufmerffam machen, daß dieſes 
Mittel, die Gleichmäßigfeit der Rechtspflege zu erhalten, in dem Augen⸗ 
blide ganz unmöglich wird, als man den Grundfaß der Gleichheit vor 
dem Geſetze auch im Kreife der Rechtspflege, d. h. eben da, wo dieſer 
Grundfag am wichtigften tft, befolgen will. 

Bei der Zahl der ſich in jedem größeren Staate ergebenden Rechts⸗ 
fälle und dem Umftande, daß von Hundert Fällen faum einer ange: 
nommen werden kann, wo Derjenige, der bei dem erften Richter unter- 
legen ift, feine Sache nicht dem höhern unterbreiten wollte, kann das 
höchfte Gericht vor einer Ueberhäufung der Gefchäfte, welche ihm die 
Beforgung derſelben vollfommen unmöglich macht, nur dadurch bewahrt 
werden, daß man das Recht, fich der Appellationen zu bevienen, mit 
großen Koſten verbindet, oder blos auf Faͤlle befchränkt, welche nicht 
nur den Betheiligten, fondern überhaupt als wichtig erfcheinen. 

Im erfien Kalle wird der Zweck der Inftitution verfehlt, da es 
fih dabei ja nicht darum handelt, reichen Parteien ein Mittel, ihren 
Rechtöftreit zu verlängern, zu bieten, fondern darum, in Die ganze Rechts⸗ 
pflege des Staates die Höchfte Gleichmäßigfeit zu bringen — was offen- 
bar nicht durch Verminderung, fondern nur durch Vermehrung ver Fälle, 
in welchen der höchſte Gerichtshof zu entfcheiden hat, erreicht werden 
fann. In beiden Fällen hat man dem Reichthum auch im Kreife des 
Gerichtsweſens ein Privilegium eingeräumt. Denn wie fi) da, wo 





das Recht, feine Sache zu appelliren, mit bedeutenden Koften verbunden 
ift, nur der Reiche dieſes Rechtes bedienen Tann, fo ift jedes Geſetz, 
wodurch das Recht der Appellation auf Rechtöftreitigkeiten über höhere 
Beträge befchränft wird, wieder nur ein ben reichern Klaſſen ver Ge- 
felfchaft eingeräumter Vorzug. 

Die Wichtigkeit der einzelnen Rechtöftreitigkeiten hängt nicht von 
der Größe der Summe, über die fie geführt werden, fondern von ben 
in denfelben vorkommenden Rechtsfragen ab, ja die verwideltiten Sälle 
fommen gerade bei den kleinſten Beträgen vor, weil die Berwidlung 
gewöhnlich durch die Unfenntniß des Rechtes und die Unflarheit des 
Ausdruds in den Contracten entiteht, welche eben da, wo man fidh 
über ganz Heine Summen ftreitet, am hänfigften: vorfommen. 

Weil man dieſes eingefehen, ift man in neuerer Zeit von dem 
Syſteme, wodurch überall eine gewiſſe Gleichmaͤßigkeit der Rechtspflege 
erhalten wurde, in vielen conftitutionelen Staaten abgegangen und 
hat die Gleichmäßigfeit Dadurch zu erreichen gefucht, daß man die Er- 
nennung ber Richter der entralgewalt übertragen. Auch gegen dieſes 
Syſtem laſſen fich jedoch, in fo fern dadurch eine gang gleichmäßige 
Rechtspflege erreicht werden ſoll, bedeutende Bedenken erheben. 

Befchränkt ſich der Einfluß der Genträlgewalt auf das Recht, alle 
Richter zu ernennen, und ift ihr die Möglichkeit entzogen, jene Indi⸗ 
viduen, die Richterftellen bekleidet haben, Durch Beförderung oder andere 
Bortheile und Auszeichnungen zu belohnen *), jo muß der Einfluß, den 
bie Gentralgewalt auf den Gang der Rechtspflege ausübt, und hiermit 
Die Mittel, welche fie zur Erhaltung der Gleichmaͤßigkeit beſitzt, ſehr 
gering fein. | 

Auch werden hierdurch die Schwierigkeiten, mit welchen die Eentral- 


*) Eigentlich ift diefes durch dieſelben Gründe geboten, die man für die Unab⸗ 
feßbarfeit der Richter im Allgemeinen anführt, denn wenn man annehmen muß, daß 
der Richter im Allgemeinen nur dann unpartelifch zu urtheilen vermag, wenn er 
fh in feiner Stellung und im Beflge der mit ihr verbundenen materiellen Vortheile 
gefichert fiebt, d. b. wenn er unabfeßbar ift, fo muß der Bentralgewalt aus demſel⸗ 
ben Grund auch das Recht der Beförderung entzogen werben. Wirkt doch die Hoffe 
nung, Größeres zu erreichen, faſt mächtiger auf das Gemüth als die Vorſicht. 


— 
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regierung bei einer zwedmäßigen Beſetzung aller Richterftellen des gan- 
zen Staates *) zu Fämpfen hat, noch bedeutend vermehrt. Denn da 
unter Verhältniffen, wo jede Richterftele nicht durch das Vertrauen 
der Mitbürger, fondern durch die Gunft der Centralgewalt verliehen 
wird, jene moralifchen Motive fehlen, welche den Einzelnen auch zur 
Annahme Heinerer Aemter bewegen können, fo ift ed nicht als wahr: 
fiheinlih anzunehmen, daß ſich zur Befegung Fleinerer und mit weni- 
gen Emolumenten verbundener Richterftellen taugliche Individuen finden 
Yaffen, wenn ſich Derjenige, der irgend ein Richteramt befleidet, den 
Weg weiteren dienftlihen Fortkommens verſchloſſen ſieht. 

Sol der Einfluß der Kentralgewalt die vollkommene Gleichheit der 
Rechtspflege zur Folge haben, jo muß man ihr außer dem Rechte der 
Ernennung auch das Recht der Gefeggebung aller Richterftellen ein- 
räumen. Um aber eine Einrichtung diefer Art für zwedmäßig zu hal- 
ten, müßte man früher alle jene Gründe, welche man für die Unab- 
hängigfeit des Richteramtes vorbringt, beantwortet haben. 

Und doch kann der Zwed, nad dem man ftrebt — nämlich eine 
vollfommene Gleichmäßigfeit der Gerechtigfeitspflege — felbft um biefen 
Preis nicht erreicht werden. 

Die Frage, welchen Einfluß das den Regierungen centralifirter 
Staaten gegebene unbegränzte Recht zur Beſetzung aller richterlichen 
Aemter auf die Gleihmäßigfeit der Rechtspflege ausübe, kann nur 
nady den gemachten Erfahrungen beantwortet werden. Ich überlaffe 


es Männern, die fih, wie ber um bie Griminalrechtöpflege feines Vater⸗ 


landes, ja der ganzen Welt fo hochverdiente Mittermaier, ausfchließlich 
mit der Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege befchäftigen, zu entfcheiden, 
ob in jenen Ländern, wo Die Gentralregierung das unbegränzte Recht, 
alle Nichterftellen zu befeben, ausübt, jene Gleichmäßigkeit der Rechts⸗ 


) Die größte Schwierigfeit Liegt nicht darin, eine große Zahl Individuen zu 
finden, die vermöge ihrer Bildung und ihres Charakters zur Bekleidung richterlicher 
Aemter überhaupt fähig find, fondern darin, für die einzelnen Gerichtsbezirfe Indie 
viduen anzuftellen, welche in venfelben den gehörigen Grad des Vertrauens befißen, 

welches das Haupterforberniß zur zweckmäßigen Führung des Richteramtes ift. 





pflege zu finden fei, die man ald Bedingung der Einheit des Staates 
betrachtet, ob nicht vielmehr in allen großen Staaten nach der Ber: 
fchiedenheit der in den einzelnen Gerichtsbezirken herrfchenden Sitten 
ganz ähnliche Fälle ganz verfchieden entſchieden werben. 

Sp lange diefe Frage durch Autoritäten, die wir -für competent 
halten, nicht im Sinne der Freunde der Eentralifatton beantwortet wor: 
ben ift, bleibe ich Davon überzeugt, daß das Recht der Befebung ber 
Richterftellen nur dann einen praftifhen Einfluß auf die Gleichmäßig- 
feit ‘der Rechtöpflege ausüben könne, wenn die Gentralgewalt Die 
Ausübung dieſes Rechtes mit Maßregeln verbinden würde, die feine 
Gentralgewalt jemals angewendet, ja Die ie ihrer Stellung nad) nicht ein- 
mal anwenden fann. 

Das Ernennungd- und Abfegungsrecht der Richter kann nämlich 
erft dann die gehörige Wirkung hervorbringen, wenn man der Gentral- 
gewalt das Recht, ja die Pflicht der —— Aufſicht über die Dun: 
habung der Rechtöpflege übertragen ®). 

Richt nur in den wichtigften Faͤllen und in der hochſten Inftanz, 
in jedem einzelnen Falle, der bei den niederſten Gerichten zur Entfchei- 
bung gefommen ift, muß fle fich Die Heberjeugung zu verfchaffen fuchen, 
daß derjelbe in dem Sinne, in welchem fie die Rechtspflege überall 
ausgeübt wiffen will, entfchieden worden ſei; wenigftens in allen Sällen, 
wo fie hierzu aufgefordert wird, kann man fie nicht von Diefer Ver- 
pflihtung freifprechen, wodurd; man der Gentralregierung alle Rechte _ 
eines höchften Tribunald übertragen würde, nur mit dent Unterfchiebe, 
aß diefe in ihren Entfcheidungen an feine richterlihen Formen gebunden 
wäre. Denn daß man einer Regierung, der man das Recht zuerkannt, 
in Sällen, wo der Richter eine Frage nicht in der im Staate gelten 
follenden Art entfchieden hat, denfelben abzufegen, auch das Recht, die 
Wirkungen des Urtheild aufzuheben, nicht legen koͤnne, verfteht fich, 
glaube ich, von felbft. 


*) Ohne eine folche Aufficht Fann fie fich weder über bie Fähigfeiten der ein- 
zelnen Richter noch über die Art, in welcher fie ihr Amt verwaltet, bie gehörige 
Kenntniß verfchaffen. 
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Die Uebertragung fo äusgedehnter Rechte an die Eentralgewalt 
würde aber dem Aufheben jeder jelbftftändigen Rechtspflege gleichfommen. 

Allerdings hat das Recht, alle Richter zu ernennen, und die Mög- 
lichkeit, fie Durch die Hoffnung auf Beförderungen von fi) abhängig 
zu machen, bedeutende Refultate für die Gentralgewalt. In allen ein- 
zelnen Fällen, wo es ihr wegen des verhandelten Gegenftandes oder 
ver betheiligten Perfonen befonderd darum zu thun iſt, eine Entſchei⸗ 
dung in einem gewiflen Sinne zu erlangen, ftehen ihr Mittel zu Ge⸗ 
bote, ihre Zwecke zu erreihen. Durch den Einfluß, den fie auf die 
Richter ausübt, vergrößert fich die Macht, die fie über alle Staate- 
- angehörigen befigt. 

Die Gleihmäßigfeit der Rechtspflege ift durch ale dieſe Mittel 
jedoch nicht zu erreichen, ja wenn bie Gentralgewalt eine wanbelbare 
ift, wenn man bei derfelben eine Veränderung der Anfichten voraus- 
fest, was doch in jedem conflitutionellen Staate in der Ratur der Dinge 
liegt, fo muß die Gleichmäßigfeit der Rechtspflege eben in dem Maße 
abnehmen, als man der Gentralgewalt einen größeren Einfluß auf die⸗ 
felbe eingeräumt und hierdurch Die Rechtöpflege in den Kreis der Schwan- 
fungen gezogen hat, denen die Regierungsgewalt felbft unterworfen if. 

Eine Unterfuchung jener Refultate, welche die Gentralifation der 
Anminiftration praktiſch hervorbringt, wird ung ganz Ähnliche Ergeb⸗ 
niffe liefern. 


Henntes Bapitel. | 
Refultate der adminiſtrativen Centraliſation. 


„Nur wenn der ganze Staat einer Riefenmafchine gleich eingerichtet 
ift, deren taufend Räder, jedes in feiner Stellung und nach der beftimm- 
ten Richtung, durch eine gemeinfime Kraft bewegt werden, wenn jedes 
einzelne Glied, wie im menfchlichen Körper, einem Willen unterworfen 
ift und die Heinften Regungen diefes Willens gleichfam von felbit voll- 
führt, fann ung der Staat als Einheit erfcheinen. Ohne abminiftrative 
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Centraliſation iſt jeder Staat nur ein Agglomerat, dem die innere 
Verbindung fehlt, und das bei dem erſten Anſtoß von außen zerfallen 
muß.” So ſprechen die Vertheidiger der Centraliſation. 

„Die adminiſtrative Centraliſation iſt nichts als ein Mittel der 
Unterdrückung. Durch den despotiſchen Geiſt Richelieu's und Lud⸗ 
wig's XIV. eingeführt, durch Robespierre und Napoleon vervollkommt, 
iſt die adminiſtrative Centraliſation immer nur ein Inſtrument in der 
Hand jedes Despoten geweſen; durch ſie iſt eines der begabteſten Voͤlker 
unſeres Erdtheiles zum willenloſen Werkzeug eitler Intriganten gewor⸗ 
ven, die ſich in Frankreich ſeit einem halben Jahrhundert um die Ge⸗ 
walt ſtreiten. Habt ihr die adminiſtrative Centraliſation zugegeben, ſo 
wird ſie ſich allmaͤlig auf Alles erſtrelen. Wo die ganze Verwaltung, 
wie in Frankreich, centraliſirt iſt, wird es auch der Unterricht, die 
Rechtspflege, der Cultus, mit einem Worte, Alles werden, bis man 
zum Ideal Chinas oder des Communismus fortgeſchritten iſt. Nur 
wenn man die adminiſtrative Centraliſation ganz erreicht, wird die 
Freiheit wieder möglich werden“ — ſo aͤußern ſich die Gegner. 

Ich glaube, daß man Beiden mit Recht den Vorwurf einer zu ein⸗ 
ſeitigen Auffaſſung machen könne. 

Wenn man über den Zweck der Adminiſtration nachgedacht hat, 
wird man fich überzeugen, Daß jedes abfolute Urtheil über die Gentra- 
liſation in diefer Hinſicht unhaltbar fei. 

Die Aufgabe jener kleineren Berwaltungsbehörden, die nach ber 
Anficht der Freunde der entralifation in allen ihren Handlungen 
von der Gentralgewalt abhängig gemacht, nach jener der Gegner. 
als von ihr vollfommen unabhängig betrachtet werden follen, ift eine 
doppelte. | 

1) Dient die niedere Verwaltungsbehörde dem Staate ald Mittel, 
wodurd er feine Befehle in einzelnen Kreifen ausführen läßt. 

2) Hat fie die Gefchäfte einzelner Gemeinden zu beforgen, und bie 
Intereffen berfelben anderen Communen, ja dem Staate gegenüber zu 
vertreten. 

Unter dem Namen der Adminiftration werden mithin zweierlei 
Functionen zufammengefaßt, bie, obwohl gleich wichtig, doch ihrer We⸗ 
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fenheit nach ganz verfchieden find. Wie fann man über die Frage der 


Gentralifation in abminiftrativer Hinficht ein richtiges Urtheil fällen, 
fo lange man diefe, zwei ihrer Wefenheit nad) verfchiedenen -Sunctionen 
nicht voneinander trennt? Hat man aber dies gethan, fo ergibt fich 
die Antwort von felbft, da ja überall, wo die niedere Adminiſtrations⸗ 
behörde al8 Organ des Staates auftritt, die Nothwendigfeit der Een- 
tralifation eben fo einleuchtend ift, ald man in jenen Ballen, wo Diefe 
Behörden blos die Gefchäfte der Commun zu beforgen haben, Das Ent- 
gegengefeßte als das Zweckmäßigere erfennen muß. 

Um die Gränzen der adminiftrativen Centralifation zu beftimmen, 


braucht man daher blos darüber ins Klare zu kommen, welcher Theil‘ 


ber durch Die Localbehörden beforgten Gefchäfte den: ganzen Staat Direct 
betrifft. 

Im Allgemeinen läßt fi hierin nichts beftimmen. Der Kreis, 
den man der Thätigfeit des Staates anzuweifen hat, hängt ganz von 
ven Verhältnifien desfelben ab und muß, je nachdem der Staat von 
außen gefährdet ift, oder vermöge feiner Lage einer größeren Gentra- 
liſation aller Kräfte bedarf, weiter oder enger gezogen werben *). 

Doc; kann man es als Grundſatz aufftellen, daß, da die Ein- 
heit der Gefebgebung, der Regierung und der Vertretung eine Be- 
dingung der Einheit, ja des Beftehens für jeden Staat ift, und da 
das Recht der Geſetzgebung audy jenes, den Geſetzen Achtung zu ver- 
fhaffen, in ſich fihließt, und die Regierung des Staates nicht ohne 
die dazu nöthigen Mittel gedacht werden fann, nicht nur die Gefeb- 
gebung, Regierung und Vertretung, fondern auch all Dasjenige, wo— 


*) Dort, wo man die Selbftfländigfeit der Commun feit längerer Zeit unter: 
drückt und berfelben die Fähigkeit, fich felbft zu regieren, genommen hat, wo ſich 
die Mehrheit der Gemeinden auf einer ganz niederen Stufe der Eultur befindet, oder 
wo man eingefehen, daß gewifie Snterefien — deren Aufrechthaltung für den Staat 
nothwendig ift — in der Commun unterdrücdt werben können, muß ber Kreis ber 
Thätigfeit des Staates erweitert, in entgegengeſetzten Fällen befchränft werden, wäh: 
rend da, wo ber Begriff des Staates mit jenem ber Commun zufammenfällt — wie 
3 DB. in den meiflen Staaten des Alterthums — ber Kreis der Staatsgewalt nafür- 
licherweife auch die Angelegenheiten der Commun umfchließen muß. | 
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durch der Staat feinen Geſetzen Achtung verfchafft und feine Stellung 
anderen Staaten gegenüber behauptet, von der Gentralgewalt des Staa- 
te8 — und nur von diefer — abhängen müfle. 

Mit Ausnahme Desjenigen, was zur Organifation und zu | 
dem Gebrauch der bewaffneten Macht gehört, kann der Staat einen 
Theil feiner Sunctionen, 3. DB. die BVertheilung und Erhebung der 
Steuern, Denjenigen übertragen, die zugleich die Geichäfte der Com- 
mun zu führen haben. Ob die größere Sparſamkeit, die bei Die 
ſem Syftem zu erwarten ift, nicht durch fehr beveutende Nachtheile 
aufgewogen wird, die aus der Vereinigung verfchiedener Gefchäfte in 
denfelben Händen und der Refponjabilität derſelben Perfonen zwei Be⸗ 
hörden gegenüber entftehen, mag dahin geftellt bleiben, in der Wefen- 
heit ver Sache verändert dies nichts, da der EC ommunalbeamte, in 
fo fern er die Öefhäfte der Bentralgewalt beforgt, in Hin- 
fit diefer nur der Gentralgewalt allein verantwortlid) 
bleibt, und in Hinfiht dDiefer Handlungen als Diener des 
Staates, und nicht als Beftallter der Commun zu betrad- 
ten ift. : 

Jeder, der die Nothwendigkeit irgend einer Regierung zugibt, muß 
au die adminiftrative Centralifation, in fo fern ſie fih auf 
die angeführten- Gegenftände bejchränft, nothwendig finden. Zu allen 
Zeiten hat man diefen Rechtsfreis der Staatsgewalt, wenn auch nicht 
immer mit gehöriger Klarheit, anerfannt, und gewifle Mittel beftimmt, 
durch welche der Staat feine Aufgabe Löfen könne. 

Ganz etwas Anderes ift es, wenn man im Namen der abmini- 
ftrativen Gentralifation dem Staate auch die Leitung jener Angelegen- 
heiten übertragen will, die zunächft die Commun, den Staat aber nur 
indirect betreffen. Denn wenn man aud vom Rechtspunkt ganz ab- 
ftrahirt, wonad) Die Leitung feiner eigenen Angelegenheiten keinem freien 
MWefen unter dem Borwande entzogen werben Tann, daß biefelben 
indireet aud, für den Staat von Wichtigkeit find (und der Rechtspunft 
ift nicht fo gleichgültig, ald Manche zu glauben fcheinen, da die 
Verlegung desfelben immer einen für den Staat Außerft gefährlichen 
Trieb zum Wiverftand erzeugt), fo bleibt noch überdies Die Frage zu- 
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entfcheiven, ob der Wirfungsfreis, ven man der Commun genommen, 
durch die Gentralgewalt zwedmäßig ausgefüllt werden Eönne, d. h. 
ob, wenn man der Commun das Necht, fich felbfl zu regieren, entzieht, 
eine zwedmäßige Leitung aller Communalangelegenheiten durch den 
Staat möglicdy werde, und eine ruhige Unterfucdjung biefer Frage muß 
und davon überzeugen, daß dieſes nicht der Hal fei. 

Was die Staatögewalt wirklich vermag, kann weder aus Ber- 
faffungsurfunden noch aus wiflenfchaftlichen Abhandlungen erfannt 
werben; die Frage ift eine rein praftifche, und ift daher auch nur aus 
dem praftifchen Standpunft zu unterfuchen *). j 

Um leichter darüber ins Klare zu kommen, iſt es gut, wenn wir 
unfere Aufmerkſamkeit Berhältnifien zuwenden, weldje ganz mit ven 
zwiſchen dem Staate und der Commun beftehenden analog find und ung 
näher liegen. | | 

Die einzelne Familie befindet fich der Commun gegenüber ganz in 
demſelben Verhältnifie, in welchem dieſe dem Staate gegenüber fteht. 
Wie es ganz richtig if, wenn man behauptet, daß eine zweckmaͤßige 
Adminiftration der Communalangelegenheiten im höchſten Interefie des 
Staates liege, fo ift es nicht weniger wahr, daß der Zuftand der 
Commun von jenem der einzelnen Familien, und daher von der Art 
abhänge, in welcher jebe berfelben ihre Angelegenheiten leitet. Auch 
laͤßt fh bei Ienen, denen man die Leitung der Conmunalangelegen- 
heiten übertragen, gewöhnlich ein höherer Grad der Bildung und Einſicht 
vorausfegen, als dieſe bei dem größeren Theil der Bamilienväter gefunden 
werden. Jedenfalls aber fteht der Commun ein größeres Maß der 
Kräfte zu Gebote, und es ift uns durch Fourier und alle Socialiften 
aufs ausführlichfte vorgerechnet worden, um wie viel wohlfeiler man 


*) Der orientalifCje Despot vermag in ber Theorie Alles, und doch gibt es 
feine Art von Gewalt, wo fo viel von dem Zufalle und von verfihiebenen, dem Re⸗ 
genten des Staates ganz fremden Einflüffen abhinge. Bas haben Bodius, Pufens 
dorf, Grotius über die Unumfchränktheit der Föniglichen Gewalt Alles gefagt, und 
boch har es in ihrer Zeit ficher Feinen Monarchen gegeben, der ein Maß wirklicher 
Regierungsgewalten beſeſſen hätte, wie z. B. Sriebrich der Große, der fich den Diener 
des Staates genannt. 


„et. me 
» Fig v 5, oca 
Lo we regt 
J! 


N 
NIVARSLTY 


| — 241 — \ 04 — 
LITerie 
Heizung, Wäfche, Küche, mit einem Worte, alle haͤus i 
für Taufende beforgen Fönnte, als jegt, wo jede Familie ihre Gefchäfte 
felbft zu führen hat. 

Warum widerfegt man ſich der Einführung eined Syſtems, durch 
welches die Familie der Commun gegenüber blos in dieſelbe Stellung 
gebracht würde, in welcher fih die Commun der Staatsgewalt gegen- 
über befindet, ja in welchem fle fi), der Anficht der neueren Staats- 
wifjenfchaft nad) — im Interefie des Staates und der Commun felbft 
befinden muß? | 

Einer der Gründe, mit dem man gegen den Sorialismus auftritt, 
(denn daß die Leitung der Angelegenheiten der einzelnen Familien durch 
die Commun nichts als der Socalismus ift, verfteht ſich von feldft), 
ift der Orundfaß, daß das Individuum eben fo wenig ein Sklave der 
Mehrheit als jener eines Einzelnen fein könne, daß man ihm mithin 
das Recht, im Kreife feines Haufes frei zu verfügen, nicht entziehen 
fönne. Der andere — in unferer Zeit, wo man ſich durdy die Ady- 
tung vor Rechtögrundfägen felten ftören läßt, wichtigere Grund — ift 
aber die praftifdje Unmöglichkeit der Ausführung. 

Freilich find die Intereffen der Commun mit jenen der einzelnen 
Familien, aus welchen fie befteht, innig verwoben — fo fagt man —; 
freilich muß Alles, was den einzelnen Samilien ſchadet, auch der Com⸗ 
mun im Ganzen Schaden zufügen; doch eben darum ift es felbft im 
Interefje ver Commun am vernünftigften, wenn man die Xeitung ber 
Familienangelegenheiten Ienen überläßt, denen ihre zwedmäßige Leitung 
am meiften am Herzen liegen muß, und die dazu am beften befähigt 
. find. Denn wenn man aud annehmen will, daß Jene, die man mit 
der Leitung der gafzen Commun beauftragt hat, im Allgemeinen ein 
höheres Maß ver Fähigkeit befiten, folgt daraus noch immer nicht, daß 
diefelben die Angelegenheiten von taufend Familien befjer als die ein- 
zelnen Samilienväter leiten können, da hierzu außer der höheren Ein- 
ficht, die man ihnen zufchreibt, auch eine vollfommene Kenntniß aller 
Verhältniffe der einzelnen Bamilien und jedes Bebürfniß derfelben er- 
forderlich wäre. Man denke fid) einmal eine Commun, wo man das 
Recht, feine Gefchäfte zu Teiten, den einzelnen Familienvätern entzogen 
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und der Commun übertragen hat. Der Communalbeamte iſt, wie 
man behauptet, fähiger, er iſt der Commun für Die zwedmäßige Ber: 
waltung der Samilienangelegenheiten verantwortlih, während der ein- 
zeine Familienvater unfähiger, währenn er unverantwortlich ift. Glaubt 
man wohl, daß die Bamilienangelegenheiten in biefer Commun befon- 
ders gut geleitet, glaubt man, daß ſich die Commun als Aggregat 
vieler auf diefe Art regierter Familien in einem blühenden Zuftande 
befinden werde? | | 

Mit welcher Gründlichkeit haben nicht Thiers („Sur la propriéto“) und 
andere Freunde der conftitutionellen Gentralifation den Socialiften die 
Unmöglichkeit ihrer Beitrebungen bewiefen, wie klar haben fie uns 
das Unfinnige einer Berfahrungsart gezeigt, wobei jeder Einzelne an 
der Leitung aller Angelegenheiten ver Gefammtheit Theil nimmt, umd 
doch von der Leitung feiner eigenen Angelegenheiten ausgeichlofien iſt, 
wu man das Individuum erft zum Sklaven der Geſammtheit macht, 
um ihm als Theil der Gefammtheit die Herrfchaft über Andere zu 
übertragen! Doch ich frage: tft Dasjenige, was der Sorialismus 
anftrebt, denn wirklich unvernünftiger ald Dasjenige, was man für 
den Staat in Anfprud nimmt? Beruht die Behauptung, daß Alles, 
was für den Staat auch indirect wichtig if, der Leitung der Commun 
entzogen werden müfle, nicht auf demſelben Rechtsgrund, den man 
für die vollfommenfte Unterordnung der Familie unter das Phalanftere 
anzuführen pflegt? ja find nicht alle jene Gründe, welche der Soria- 
lismus für die Rothwendigfeit der vollfommenen Unterwerfung des 
Individuums unter die Gemeinde, und der Bonktitutionalismus für bie 
Nothwendigkeit der Unterwerfung der Gemeinde unter den Staat an- 
zuführen pflegen, ganz diefelben, nur mit dem Unterfchied, daß biefe 
Gründe, wenn man fie für die Zweckmaͤßigkeit der Leitung der Fami⸗ 
lienangelegenheiten durch die Gemeinde anführt, doch wenigftens einen 
Schein der Wahrfcheinlichkeit für ſich haben, während denfelben, wenn 
damit die Nothwendigkeit einer vollkommenen adminiftrativen Gentrali- 
fation bewiefen werben foll, felbft diefer Schein fehlt? Denn man mag 
immerhin annehmen, daß eine Eleine Commun die Interefien aller ihrer 
Glieder beſſer verftehen und leiten koͤnne als jeder Einzelne, und wird 
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doch einfehen müfjen, daß dieſelbe Vorqusſetzung, auf ben Staat an⸗ 
gewendet, ganz unwahrſcheinlich fei. 

If der Sorcialismus im Kleinen, wie man behauptet, ein Pro⸗ 
duct der poetifchen Einbildungskraft, fo ift er da, wo ſich das Gebiet 
der aus einem Mittelpunkt zu regierenden Gemeinden auf mehrere tau- 
fend Quadratmeilen erſtreckt und die Glieder diefer Gemeinden 40,000 
Communen find, ein wahrer Unfinn. 

Und beweift nicht die Erfahrung das Gegentheil? hat man nicht 
in wen meiſten Staaten den Wirkungskreis der Commun aufs aͤußerſte 
befchränft und die Leitung aller wichtigen Gefchäfte der Gentralgewalt 
übergeben? jo wird man vielleicht fragen. 

Ich abitrahire ganz von den Refuliaten, welche -Diefe Beichränfung 
der Communalangelegenheiten, die Doch zu den wichtigften Angelegen- 
heiten des Staates gehört, hervorgebracht hat, doch daß durch dieſe 
Beichränfung der Commun, durch die Vernichtung ihres inneren Lebens 
die Leitung aller wichtigen Angelegenheiten wirklich der centralen 
Staatsgewalt übertragen worden fei, das muß ich entichieden 
läugnen, und Jeder, der über dieſen Gegenftand ernſtlich nachbenkt, 
wird mir beiftimmen. 

Was ift die centrale Staatögewalt? ein Begriff in politifchen Ab⸗ 
handlungen — ja, im praftifchen Leben iſt die centrale Staatsgewalt 
nichts als Diejenigen, welde Die Staatögewalt im Namen des Mon- 
acchen oder der fouverainen Gefehgebung ausüben. Um zu entjcheiden, 
in wie fern ich Recht babe, hat man daher bloß die Frage zu beant- 
worden: ob durch die adminiftrative Gentralifation die Lei- 
tung jener Angelegenheiten, die man der Commun entzieht, 
Denjenigen übertragen werde, die den Staat regieren? und 
ich glaube nicht, daß irgend Jemand anders als verneinend antworten 
fann. 

Wenn wir die Ausdehnung aller gegenwärtigen Staaten, Die Größe 
und Berfchienenheit ihrer Beduͤrfniſſe, die Eomplication des abminiftra- 
tiven Organismus in benfelben betrachten, fo müflen wir uns über 
zeugen, mit wie großen Schwierigkeiten die Leitung der ganzen Admini⸗ 
firation aus einem Mittelpunfte auch dann verbunden ift, wenn fie 
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fich blos auf das Nothwendige, d. h. auf alle ven Staat direct betreffen- 
den Angelegenheiten beſchraͤnkt. Der ganze Einfluß, den Diejenigen, 
die den Staat zu leiten haben, felbft in dieſer Hinficht auszuüben ver: 
mögen, befchränft ſich gewöhnlich darauf, daß fie gewifle Grundfäte, 
ein beflimmtes Syſtem der Adminiſtration, feftftellen, und Jene, denen 
die Beforgung adminiſtrativer Gefchäfte übertragen ift, ernennen und 
überwachen. Soll die Verwaltung zwedmäßig fein, fo muß die Gen- 
tralgewalt Denjenigen, die fie mit der Adminiftration beauftragt, bei 
der Anwendung der feftgefeßten Grundfäte auch in Hinficht jener 
Angelegenheiten, die den ganzen Staat direct betreffen, einen beveuten- 
den Spielraum lafien. Die zwedmäßige Bejebung vieler taufend Aem- 
ter Durch den Minifter ift, befonderd wenn diefer fein Amt nur Furze 
Zeit verwaltet, immer fehwierig, noch ſchwieriger ift Die Ueberwachung 
der gefammten Adminiſtration; übrigens hat die Gentralgewalt bei all 
biefem doch immer noch einen feften Anhaltepunft. Sie Tennt die Be- 
dürfniffe, denen durch die Adminiftration genügt werden fol. Taͤuſcht 
fie fih in Hinficht der angewandten Mittel, fo kann fie fid, von ihrem 
Irrthum leicht überzeugen. 

Da, wo man der Gentralgewalt auch die Verwaltung folcher 
Angelegenheiten übertragen, die nur einzelne Communen betreffen, find 
Demjenigen, der regiert, nicht einmal die Bebürfniffe, denen durch Die 
Adminiftration abgeholfen werden fol, bekannt. Man regiert nur 
Dasjenige, was man überfieht, und fo begabt er auch fei, fo fehr er 
auch alle feine Kräfte der großen Aufgabe, die man ihm übertragen, 
widmen mag, der Mann ift nicht geboren, der in einem größeren 
Staate die Bebürfniffe vieler taufend Gemeinden und die Mittel, ihnen 
abzuhelfen, auch nur oberflächlich fennen würbe, und Doc, ift es die 
genauefte Kenntiß aller Bebürfnifie und Mittel, welche die Bedingung 
jeder zwedmäßigen Adminiftration bildet; woraus ſich ergibt, daß das 
Recht, welches man der Commun zur Leitung ihrer eigenen Angele- 
genheiten entzogen und der Stantögewalt übertragen hat, durch Diefe 
wieder Anderen übertragen werden müfle, d. b. Daß durch die ad- 
miniftrative Gentralifation nicht die concentrifche Leitung 
aller Communalverwaltungen nad denfelben Grundfägen, 
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fondern blos die Xeitung derfelben durch Staatsdiener, die 
ganz von der Gentralgewalt abhängig find, erreicht wer- 
den fann. | 

Der ganze Einfluß, welden man der Gentralgewalt hierdurch 
praktiſch einzuräumen vermag, befchränft fich bei der Adminiftration 
wie bei dem Unterrichte und der Rechtspflege, auf das Recht, eine 
große Zahl von Beamten zu ernennen. Die Yolgen biefes Syftems 
find in allen Fällen analog. 

1) Iſt das Recht, eine große Zahl von bezahlten Staatsdienern 
zu ernennen, ein zu gutes Mittel, die Macht der Regierung zu ver- 
mehren, ald daß dasſelbe — befonders in conftitutionellen Staaten, wo 
Diejenigen, denen man die Ausübung der centralen Staatögewalt über- 
tragen, in ihrer Stellung immer gefährdet find — nicht als ſolches ge: 
braucht würde; woraus fich ergibt, daß bei Beſetzung aller den öffent- 
lichen Unterricht, die Rechtöpflege und Adminiftration betreffenden Aem⸗ 
ter nicht der eigentliche Zweck, d. h. Die möglichft befte Einrichtung des 
öffentlichen Unterrichts, der Rechtspflege und Adminiftration, fondern 
nur die Interefien Iener, welche die Staatsgewalt ausüben und ſich 
durch ihr Ernennungsredht den möglichft größten Einfluß bei Wahlen ıc. 
verfchaffen wollen, berüdfichtigt wird. Dasjenige, was dem Staate zur 
Stüße dienen follte, wird zur Waffe, womit fid die Staatögewalt 
gegen Angriffe zu vertheidigen fucht. 

2) Ift der Einfluß, welchen die Gentralgewalt auf die angeführten 
Gegenftände ausüben Tann, immer nur momentan. Die Centralgewalt 
kann befehlen, daß in den Schulen etwas Gewiſſes gelehrt werde, daß 
man einen befonderen Rechtsfall auf eine beftimmte Art entfcheive, daß 
eine gewiſſe abminiftrative Maßregel überall burchgeführt werde, und 
es fteht in ihrer Macht, Die ihren Befehlen ungehorfamen Staatsdiener 
zu beftrafen. Einen regelmäßigen dauernden Einfluß kann aber bie 
Regierung nicht ausüben und Doch ift es nur dieſer, wodurch die Kraft 
der Staatögewalt vermehrt werden könnte. Eine Gewalt, die für 
Augenblide Alles vermag, aber ihre Macht nicht conftant ausüben 
fann, gleicht dem Eroberer, welcher jeven Widerſtand vor ſich nieber- 
- wirft, damit Derfelbe, fowie er vorbeigezogen, hinter ihm wieder erſtehe; 
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und dem ſich Niemand anſchließen mag, eben weil Niemand ein Ver⸗ 
trauen auf die Dauer feiner Macht hat. Die Gefahr aber, weldye für 
die Staatögewalt dadurch entfteht, daß man ihr eine Aufgabe geftellt, 
die fie nicht zu erfüllen, und Rechte gegeben, die fie nicht regelmäßig 
zu gebrauchen vermag, befteht darin, daß, da jener Kreis, weldyen 
die Staatsgewalt nicht auszufüllen vermag, doch nicht unbefegt bleiben 
kann, Diejenigen, die ſich factifch eines Einfluffes auf die Leitung 
öffentlicher Angelegenheiten bemächtigt, der nad) der Berfaflung aus» 
jchließlich der centralen Staatsgewalt zufommen follte, eben weil ihr 
Einfluß ein ufurpirter ift, denfelben gegen die Staatsgewalt zu gebrau⸗ 
chen pflegen, fo daß diefe, eben weil man ihr eine unbegränzte Macht 
einraͤumen wollte, fi auch innerhalb ihrer natürlichen Graͤnzen ge 
hindert fieht. 

So Vieles man auch für die adminiftrative Centralifation theore- 
tifch anführen Tann, fo wird doch Niemand, der ſich mit öffentlichen 
Angelegenheiten. praktifch befchäftigt, die Richtigkeit der folgenden Süße 
läugnen, und hat man diefe einmal zugegeben, fo ergibt ſich die Un- 
haltbarfeit der Behauptung, daß durch das Syitem abminiftrativer Cen⸗ 
tralifation die Kraft des Staates vermehrt werde, von felbft. 

J. Stehen dem Staate feine anderen Mittel zu Gebote als bie 
der Staatsangehörigen; wenn man alfo auch annimmt, daß ein cen- 
tralifirter Staat mit den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln alle Hin- 
derniffe zu überwinden vermag, fo muß derfelbe doch die Kräfte feiner 
Angehörigen in dem Maße mehr in Anfprudy nehmen, als fich mit der 
Bentralifation die Zahl der zu überwindenden Schwierigkeiten vermehrt. 
Da nun die Kräfte der Stantsangehörigen nicht für den Staat in An- 
fpruh genommen werden können, ohne daß man diefelben anderen 
fruchtbringenden Beichäftigungen entzöge, fo muß ſich das Kapital der 
Kräfte des Staates in dem Maße vermindern, als derſelbe mehr cen- 
tralifirt ift. 

D. Iſt e8, um eine gute Leitung aller Angelegenheiten, bie den 
Staat direct oder indirect betreffen, zu garantiren, nicht genug, daß 
man der Gentralgewalt die Allmacht verleiht, man müßte ihr als noth- 
wendiged Attribut auch die Allwifienheit, vor Allem die Allgerechtigfeit 
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Gottes geben Tönnen, was doch trob aller Telegraphen und Polizei, 
trog Grundrechten und Verantwortlichkeit nicht in unferer Macht fteht. 

IH. Iſt die ganze Allmacht, die man der Gentralgewalt einzu- 
räumen vorgibt, eine Illuſion, da Diejenigen, denen man die 
Ausübung der Staatsgewalt übertragen hat, die praftifche Ausübung 
ihrer Macht Anderen überlaffen müffen. 

IV. I es zwar möglich, die vollfommene Unterwerfung und Wil- 
Ienlofigfeit der einzelnen Theile des Staates in der Eonftitution aus- 
zufprechen und Diefelben jedes Tegalen Mittels, ihrem Willen Geltung 
zu verfchaffen, zu berauben; das zu bewirken, daß Fein folcher Wille 
entftehe, daß die Handlungen der Regierung durchaus feinen Wider- 
ftand finden, liegt aber eben fo wenig in der Macht einer conftitutio- 
nellen Regierung als in der eines einzelnen Despoten. 

Die Frage iſt nur die, ob dieſer Widerftand, den man aller Tega- 
len Mittel, fich zu äußern, beraubt, wirklich fo gefahrlos für den Staat 
fei, als man annimmt? ja, ob nicht eben daraus, daß man den ein- 
zelnen Theilen des Staates die Möglichkeit, zu widerftehen, entziehen 
will, für den Staat nod) größere Gefahren entftehen. 

Diefer Frage wollen wir und nun zuwenden. 


Zehntes Kapitel. 
Einfluß der Centraliſation auf die dem Staate im —— 
drohenden Gefahren. 


Staaten, wo man das Prinzip ber Bentralifation befolgt, zeigen 
uns ein Bild der Ruhe und Ordnung, wie wir es fonft nicht finden 
fönnen. Se vollflommener man alle Fäden des öffentlichen Lebens in 
einem Mittelpunft vereinigt, und je weniger dieſer verrüdt werden kann, 
befto größer wird auch die Ruhe und Ordnung fein”). Welche Gefahren 





) Wie die ganz unumfchränfte Herrfihaft eines Einzigen jene Form ift, unter 
welcher das Syſtem der Bentralifation am confequenteften angewendet werben fanı, 


— 248 — 


koͤnnten einem ſolchen Staate wohl drohen? ſcheint es nicht, als ob ein 
Staat, den man nach dem Muſter Frankreichs wie eine Feſtung ein⸗ 
gerichtet hat, nach außen mit allen Mitteln der Vertheidigung um⸗ 
geben, im Innern durch den Belagerungszuſtand beſchützt, vor jeder Ge⸗ 
fahr gefichert wäre? 

Die Gefchichte zeigt uns, daß jeder Staat, ob zwedmäßig oder 
unzwedmäßig eingerichtet, immer Gefahren ausgeſetzt ſei; eine der 
Hauptaufgaben jeder Staatsverfaffung muß daher darin gefucht wer- 
den, daß auf das Eintreten folcher Gefahren im voraus ua ge: 
nommen fei. : 


Ein Staat, der im Augenblide der Gefahr flatt an Kraft zuzu- 
nehmen ſchwaͤcher wird, ift ſchwach, fo Fünftlich auch alle feine Einrich⸗ 
tungen darauf berechnet fein mögen, das Kintreten jeder Gefahr zu 
verhindern, und eben dieſer Punkt ift es, worin centralifirte Staaten 
im Bergleiche mit anderen entfchieden im Nachtheile ftehen. 

Jeder Staat kann auf doppelte Art in feiner Eriftenz gefähr- 
Det werden. 


Die dem Staate drohende Gefahr Fann durch einen von den 
Staatsangehörigen gegen die Verfaffung des Staates, oder durch einen 
auf die Integrität und Selbftftändigfeit desfelben von einer fremden 
Macht ausgehenden Angriff herbeigeführt werden. In beiden Fällen wird, 
wie ung eine gleichmäßige Erfahrung der Gefchichte zeigt, durch Die 
Centralifation das Entftehen der Gefahr erfchwert, doch im felben 
Maße die Möglichkeit, der einmal entftandenen Gefahr zu widerftchen, 
vermindert. 

Man nimmt gewöhnlic an, daß die dem Staate von feinen An- 
gehörigen drohenden Gefahren in centralifirten Staaten, wo man bie 
Autonomie der Kommune und Provinz zerftört und den einzelnen Thei- 
len des Staates jede Möglichkeit, den Befehlen der Gentralregierung 
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fo Tann auch die Ruhe und Ordnung, die man von der Eentralifation erwartet, in 
folchen Staaten das höchfle Maß erreichen und fi bis zur Ruhe des Grabes, bis 
zur Ordnung eines Gefängnifles entwickeln. 
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auf legalen Wegen Hinderniſſe entgegenzuſtellen, genommen hat, klei⸗ 
ner ſeien. | 

Ich glaube, daß auch diefe Anficht auf einem Irrthum beruht. 

In fo fern nur von Schwierigkeiten die Rede ift, fo find diefe in 
einem Staate, in welhem man den einzelnen Theilen ein gewifies Map 
der Selbftftändigfeit eingeräumt hat, allerdings größer, die dem Staate 
brohenden wirkliden Gefahren find es ficher nicht und zwar aus 
drei Gründen. 

1) Weil in einem Staate, wo die Gentralregierung auf die Lei⸗ 
tung jener Angelegenheiten, die den ganzen Staat gleichmäßig betreffen, 


beſchränkt ift, der Haß gegen biefelbe nie fo allgemein werden und 


jene Intenfität ‚erreichen Tann als da, wo die Eentralgewalt Alles bietet, 
und daher Jeder, der fich beeinträchtigt fühlt, feine Verletzung ihr zu- 
rechnen muß. 

2) Weil da, wo der Staat den einzelnen Gemeinden und Körper: 
haften die Leitung jener Angelegenheiten, welche Dig einzelnen Be- 
wohner diefer Gemeinden eben am meiften intereffiren, überlaffen hat, 
der größte Theil der Menfchen die Befriedigung ihrer Wünfche durch 
die Commune zu erreichen hofft, und um zum Ziele zu gelangen nicht 
an dem ganzen Staate zu rütteln braudt. Das den Menfchen ange: 
borene Bebürfniß, fich geltend zu machen, welches in centralifirten Staa- 
ten blos im Mittelpunft befriedigt werben kann, findet unter folchen 
Berhältnifien in der Commune ein Feld des Strebens offen, wo- 
durch der Staat zwar nicht von den Gefahren, mit welchen ihn 
große Ambitionen bevroben, aber wenigftend von jener befreit 
wird, die aus der zurüdgedrängten Eitelfeit vieler Tauſende zu ent 
ſtehen pflegen. 

8) Weil endlich in Staaten, deren einzelne Theile ein gewiſſes 
Maß der Autonomie befiten, die Oppofltion gegen die Gentralgewalt 
zwar fehr groß und allgemein fein kann — es gibt Fälle, wo alle 
autonomen Körperfchaften des Staates daran Theil nehmen —; do 
dieſe Oppofition ift der Natur der Dinge nad) immer getheilt, und fo 
groß die der Bentralgewalt gegenüberftehende Zahl ihrer Feinde auch 
fein mag, fo ftehen fie ihr immer nur in vereinzelten Haufen gegen- 
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über, deren jeder einzelne in feiner Vereinzelung viel fchwächer als 
die Gentralgewalt if. Auch ift eine vollfommene Einmüthigfeit im 
Kreife der einzelnen Gemeinden eben fo wenig vorauszufepen als über- 
haupt bei einer Vereinigung vieler Menfchen, die ſich fehr nahe ftehen; 
woraus fich ergibt, daß auch in Fällen, wo in allen Kommunen 
des Staates die Mehrheit in Oppofition gegen die Gentralgewalt ge- 
treten ft, diefe in jeder Commune auch eine Partei haben wird, auf 
deren Unterftüsung fie zählen kann; während Die Regierung in cenira- 
lifirten Staaten, wo fi außer den Beamten nur Jene lebhaft mit 
Politik befchäftigen, die mit den beftehenden Verhältniffen unzufrieden 
find, auf Feine folche Unterftägung rechnen kann. 

Wie man den Staat auch einrichten mag, unter jeber Verfaflung 
befteht ein Streben des Individuums, die Kräfte des Staates zum 
eigenen Bortheil zu gebrauchen und feine eigene Abhängigkeit von dem⸗ 
jelben zu vermindern; darum muß auch jede Staatsgewalt auf das 
Streben, ihr zu widerftehen, gefaßt fein. Die Hauptaufgabe der Ver⸗ 
faffung ift daher darin zu fuchen, daß durch fie der Weg beftimmt 
werde, auf welchem dieſes Streben feine Befriedigung fucht. Hat man 
den einzelnen Theilen des Staates einen gewiffen Grad der Autonomie 
gegeben, fo wird fi) das Streben, der Gentralgewalt des Staates zu 
widerftehen, auf diefem Boden in den durch das Gefeg beftimmten For- 
men äußern. Iſt der Staat centraliſirt und fo eingerichtet, daß die 
Ausübung der Staatögewalt von der Majorität einer gewählten Ge⸗ 
febgebung abhängig ift, jo wird an die Stelle der municipalen die par: 
Iamentarifche Oppofition treten. Sind die Bürger eines centralifirten 
Staates wie in Frankreich durch längere Erfahrung zur Ueberzeugung 
gefommen, daß alle Anftrengungen auf dem Wege parlamentarifcher 
Oppofition zu feinem Refultate führen, fo tritt an die Stelle der par- 
lamentarifhen Oppofition die Tchätigfeit geheimer Gefellfchaften, oder 
man führt die Discuffion auf ein dem Staate ſcheinbar fremdes Ge- 
biet hinüber und untergräbt den Boden, auf dem das Staatsgebäude 
ruht, eben weil e8 zu ſtark ift, um direct angegriffen zu werden. Mir 
aber fcheint, Daß von allen diefen Oppofttionen jene, welche durch 
autonome Körperfchaften in Formen, welche das Gefeb beftimmt, ge: 
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führt wird, für die Gentralgewalt vieleicht die unangenehmfte, aber ge- 
wiß auch die für den Staat gefahrlofeite fei. 

Dod ich will zugeben, daß ich mich hierin täufhe. — Da 
einem centralifirten Staate alle Mittel, um feine Angehörigen zu über- 
wachen und auch den Eeinften Widerftand allfogleich zu unterdrüden, 
zu Gebote ftehen, fo fcheint ed, ald wenn das Entftehen größerer Ge- 
fahren in folchen Staaten feltener fein müfle; daß aber troß aller 
biefer Mittel auch centralifirte Staaten großen inneren Gefahren aus- 
gefebt fein Fönnen, wird nad den Erfahrungen der lebten Zeit Nie- 
mand läugnen, und diefelbe Erfahrung lehrt uns, Daß jede Störung 
der öffentlichen Ordnung, wenn fie einmal eintritt, eben in centralifir- 
ten Staaten eine Umwälzung alles Beftehenden, eine Vernichtung der 
wichtigften Rechtöverhältniffe zur Folge zu haben pflege, wie fie in nicht 
centralifirten Staaten nie fo plöglich gejchehen Tann. 

Welchen Urfachen ift es wohl zuzufchreiben, daß die Beftrebungen 
einzelner der beftehenden Staatsform feindlichen Parteien in Frankreich 
jo oft geglüdt find und zum Umfturz der ganzen Sean ge: 
führt haben ? 

jeder, der die Berfaffung Frankreichs, wo ſo viele Revolutionen 
gelungen find, mit jenen anderer Staaten, wo dieſelben mißlungen, 
vergleicht, wird diefe Verfchiedenheit der Ergebniffe ficher nicht dem Zu⸗ 
falle zufchreiben. 

Die große Schwierigkeit, welche jede Revolution, um zu gelingen, 


zu überwinden hat, befteht nicht in dem Sieg über die beftehende Staats⸗ 


gewalt. Jede Regierung, fo ftark fie fich in ihrer Stellung fühlt und 
fo fehr ihre Erhaltung ber großen Mehrheit der Staatsbewohner am 
Herzen liegt, Tann, auch wenn fie durch eine in jeder Hinficht geringe 
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Partei angegriffen wird, im erften Augenblid unterliegen. Das Bes - 


wußtfein großer Kraft, durch welches Die Regierung in der Handhabung 
der. zu ihrer Sicherheit nöthigen Vorfichtsmaßregeln nachläffiger wird, 
die allgemeine Ueberzgeugung, daß Die Stantsgewalt zu ihrem eigenen 


Schutze ftarf genug fei, wodurd Diejenigen, die der beftehenden Re- 


gierung günftig find, zur Unthätigfeit veranlaßt werden; der Verrath 
eined oder mehrerer hoher Staatödiener im Augenblide allgemeiner 
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Roth oder Gefahr; der zufällige Zufammenftoß zwiſchen der bewaffneten 
Macht und einem Volksauflaufe, wobei jene unterliegt, fönnen einzelne 
gegen bie Staatögewalt gerichtete Angriffe gelingen machen. Die große 
Zahl der gelungenen Verſchwörungen, von welchen uns die Geſchichte 
berichtet, zeigt ung, daß die Fälle, wo die Staatsgewalt durch eine im 
Verhältnis ſchwache Partei überrafcht und für Augenblide befiegt wer- 
den kann, nicht einmal unter die feltenen gehören. Die wahren Schwie- 
tigfeiten einer Revolution beginnen aber erft nach diefen erften Erfol- 
gen, und ihr endlicher Sieg hängt immer von zwei Dingen ab: 
| 1) ob man der Staatögewalt, die man durch Ueberrafhung für 
einen Augenblid befiegt hat, zugleich die Möglichkeit, ſich aufzuraffen 
und den Kampf zu erneuern, zu entziehen vermag; 

2) ob Diejenigen, welche die Staatögewalt verdrängt haben, fid) 
als Regierung zu conftituiren und das Bedürfniß einer geordneten 
Staatsverwaltung zu befriedigen vermögen. 

Hat man der befiegten Staatsgewalt nicht zugleidy die Möglich- 
feit, fidy neu zu conftituiren, entzogen, fo wird fie fich von ihrer Ueber- 
rafchung bald erholen. Ans einem Theile ihres Gebietes verdrängt, 
findet fie in dem anderen ihre Stüge, aus der Hauptftabt vertrieben, 
wird jeder Dirt, wo fie fi für den Augenblid niederläßt, zum Mittel- 
punft, um den fich alle Freunde des Beftandenen und alle Feinde des 
gegenwärtig Beftehenden — die nad) dem Siege einer Revolution eben 
in ben Reihen der Sieger felbft am häufigften find — anfchließen, und 
bie Falle find felten, wo bei dem Kampfe ‚einer legalen Gewalt mit 
einer rein factifhen, wenn man jener die Möglichkeit gelaſſen, wenig- 
ftiend das Gerippe ihrer Organifation zu erhalten, ber endliche Sieg 
nicht der legalen Gewalt gehören würde, 

Eben fo erfolglos ift jeder über die Staatsgewalt erfämpfte Sieg, 
wenn man Diefe nur zu verdrängen, aber nicht zu erfeßen vermag. 


Denn da bei dem gegenwärtigen Grave der Gefittung vielleicht 


fein Bedürfniß durch die Mehrheit der Menfchen mehr gefühlt wird, 
als jenes einer zum Schuße ihrer Perfon und ihres Eigenthums ein- 
gerichteten Staatsgewalt, fo kann jede Partei, weldye die beftehende 
Drdnung umgeworfen, nur dann auf die Einwilligung der Mehrheit 


1 
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zählen, wenn fie ſtatt der, welche fie zerftört, allſogleich eine andere 
Ordnung zu begründen vermag. Kann fie diefes nicht, fo werben ſich 
Alle von ihr abwenden und fih dahin Fehren, wo fie die Befriedigung 
dieſes Beduͤrfniſſes am eheften erwarten fönnen, was in den meiften 
Fällen durch die Reftauration der früheren Verhältniffe am wahrſchein⸗ 
lichſten ift ®). 

Menn: wir aber nun alle Einrichtungen eines centralifirten Staa- 
tes vorurtheilsfrei unterfuchen, fo finden wir, daß diefe beiden Bebin- 
gungen des Gelingens jeder Revolution gerade nur in centralifirten 
Staaten zu finden find, und zwar in dem Maße, ald man das Prinzip 
der Centralifation confequenter und vollfommener-angewenbet hat. Wenn 
man allen einzelnen Theilen des Reiches das Recht, ja felbft die Fähig- 
feit, ihre eigenen Angelegenheiten zu beforgen, entzogen und durch 
die abminiftrative Gentralifation alle Einwohner des Staates daran 
gewöhnt hat, den Impuls und die Richtung, die fie befolgen, willenlos 
vom Mittelpunfte zu erwarten; wenn man alle Fäden der Verwaltung 
in diefem Mittelpunkt concentrirt, fo daß Diejenigen, die ſich für den 
Augenblick im Beige der Staatögewalt befinden, auch wenn fie dies 
felben gegen ven Willen der Mehrheit des Volkes erhalten hätten, über 
die Kräfte des ganzen Staates gebieten Fönnten; wenn die revolutionäre 
Regierung nicht vermöge ihres Rechtes, jondern vermöge der Gewalt, 
in deren Beſitz fie fich befindet, jeden Widerftand nieverfchlagen und, 
da in centralifirtten Staaten der Staatögewalt immer nur Indi⸗ 
viduen gegenüberftehen, diefe, auch wenn es Millionen wären, zum 
Gehorfam zwingen kann; wenn man mit einem Worte den Staat nad 
dem Mufter Frankreichs eingerichtet: fo ift zum Gelingen jeder Revo- 
lution nichts nothwendig, als daß fie Die beftehende Regierung von dem 
Mittelpunkt zu verdrängen und ſich des Punktes, wo alle Fäden ber 
Regierung und Verwaltung des Staates zufammenlaufen, zu bemeiftern 


*) Eben barin liegt Die Macht des legitimen Koͤnigthums, daß, indem bie 
Staatögewalt hier einer und zwar einer beflimmten Perfon angehört, diefe zwar in 
ihren Regierungsfunctionen geflört, aber nie besorganifirt werben fann. In einem 
legitim monarchiſchen Staate kann Dasjenige, was die Revolution zerftört, nämlich 
die Legitimität, durch Niemanden erfeßt werben. 


—  — 


verftehe! Denn wie Diejenigen, welche die Verſchwörung oder den 
Aufftand geleitet, fich bei einer ſolchen Organifation des Staates gleich, 
im erſten Augenblid im Befl einer georpneten Staatögewalt befinden, 
und daher die Stelle der verdrängten Regierung vollfommen erfegen 
fönnen, fo find diefer, wenn fie einmal vom Mittelpunkt verdrängt tft, 
auch alle Mittel, fich neu zu conftituiren oder als legitime Regierung 
aufzutreten, genommen. Cine Stunde wilder Energie ‚von der einen, 
eine Stunde der Schwäde und Rathlofigfeit von der anderen Seite 
haben alle Stellungen vollfommen umgeftürzt. Ein Feiner Haufe von 
Empörern ift zur Regierung des Staates, die legitime Regierung zu 
einem Haufen von Empörern geworben, die fich ihren Gegneru 'gegen- 
über ganz in berfelben Stellung befinden, in welcher dieſe einige Stun- 
den früher ihr gegenüber geftanden haben; mur mit dem Unterſchiede, daß 
Diejenigen, weldhe die Macht gewaltfam an fich gerifien, ſich feltener 
überrafchen laſſen und die unendlihen Mittel, welche ihnen durch 
bad Syſtem der Gentralifation geboten find, fchonungslos zu ge- 
brauchen pflegen. 

Um jedem Verdacht der Mebertreibung zuvorzufommen, will ich hier 
Dasjenige anführen, was einer der größten Bewunberer der Bentrali- 
fation, Cormenin *), über die Folgen diefer Staatsform ausgefprochen: 

„Wirklich gehört die Gentralifation immer Demjenigen, ver ſich in 
ihren Beſitz gefebt (au premier occupant), und ‘geht mit der Herr: 
fhaft aus den Händen Desjenigen, der fie befaß, in die Desjenigen 
über, der fie genommen, Unfere Gefchichte der legten 50 Jahre beweift 
dies. Der Convent, mehrere Male in feinem eigenen Palaſte be- 
lagert, war öfters in Gefahr, der Emente zu unterliegen. Später 
haben die Grenadiere Bonaparte’8 die Eonftitution vom Jahre II aus 
den Fenftern der Orangerie von St.Cloud fpringen laſſen. Als Paris 
genommen war, blieb Napoleon. nichts übrig als die Unterzeichnung 
feiner Entfagungsacte auf dem Tifche zu Fontainebleau. Als Karl X. 
feine Hauptflabt verlor, verlor er fein Reich. Wenn die Regierung 
nicht immer die Augen offen, den Arm erhoben behält, um jeden Auf: 


) De la centralisation (Paris 1842), S. 12. 
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ftand, wie er das Haupt erhebt, mit der Keule der Eentralifation zu 
zermalmen, wenn fe Die Tuilerien verläßt, die Barrieren überfchreitet, 
ift e8 um fie gefhehen; Schag, Telegraph, Prefſe, Boft, Armee, Ber- 
waltung, Reich, Alles ift für fie auf einmal verloren, fie wird aus 
einer Iegitimen Regierung zum Ufurpator; aus der Herrfcherin zum Un- 
terthan; aus Derjenigen, Die Andere in Acht erklärt, zur Geächteten; 
fie flieht, fie rettet fih. Was bliebe fonft übrig? fie ift gefullen. Wo⸗ 
bin fol fie fih wenden? man hat fie in Bann gelegt. Es ift Feine 
Regierung, feine Macht, Fein König mehr, es ift ein Menfch, we- 
niger als ein Menfch, ein Schatten, ein Verlafener, ein Verdammter, 
ein Unding. AU feine Kraft Fam ihm vom Mittelpunft und dieſer 
Mittelpunkt gehört einem Anderen. Wollt ihr willen, wer zwifchen zwei 
Prätendenten ber legitime fei? fragt nicht, wer das Recht, fondern 
wer Paris für ſich hat; der Paris hat, regiert, der Paris hat, hat 
Frankreich.“ 

Ohne Zweifel würde und dieſe Darſtellung der Folgen der Cen⸗ 
traliſation uͤbertrieben erſcheinen, wenn uns nicht außer der Geſchichte 
Frankreichs ) auch jene Roms zur Zeit der Bürgerkriege und der 
Caͤſarenherrſchaft, fo wie jene aller despotiſchen Staaten *) eine Reihe 
von Beifpielen für den Sag liefern würde, daß Revolutionen immer 
in dem Grade fchnell und vollfommen gelingen, als man in der Ber- 
faflung dad Prinzip der Gentralifatton verwirklicht hat. | 

Wenn man, wie Cormenin, von der Ueberzeugung ausgeht, daß 
Paris allein für ſich genug Generale zähle, um die Armeen von Ruß⸗ 


*).Die Erfahrung der 10 Jahre, bie feit dem Exfcheinen von Gormenin’s Schrift 
yerflofien find, beflätigen das Yrühere noch mehr. 

*") Da die Despotie nichts Anderes als der Beſitz einer unbegränzten Gewalt 
im Staate ift, fo zieht jede Despotie eben fo die Gentralifation als Nothwendigfeit 
nah fi, wie wir ung einen im Sinne der neueren Zeit centralifirten Staat immer 
als mit einer dem Einzelnen gegenüber ganz abfoluten, d. h. despotifchen Gewalt 
benfen müfjen; darum muß auch jeder despotifche Staat benfelben Gefahren aus» 
gefegt fein, denen jeder centralifitte Staat unterliegt, und die Sicherheit beider hängt 
nothwendig davon ab, in wie fern fie die Augen immer offen, den Arm immer ers 
hoben halten Fönnen, um den Aufſtand, wie er das Haupt erhebt, nieberzufchmettern. 


— 3136 — 


land, Deftreih und England zu commandiren, und genug Staatsmän- 
ner, um die ganze Welt zu regieren *), jo fann man diefe Macht der 
Hauptftadt für ein Glück halten, auch ift es gar nicht zu verwundern, 
wenn man in einer Zeit wie die unfere, wo der Begriff der Revolution 
mit jenem der Freiheit, der der Gontrerevolution mit jenem der Ord⸗ 
nung fo oft verwechjelt wird, eben die Schnelligkeit, mit welcher die 
Verfaſſung eines centralifirten Staates vollfommen verändert werben 
fann, als Empfehlungsgrund für diefe Staatsform anführt; hat ja 
doch Richelieu dafür, daß er Frankreich nivellirt und centralifirt, 
für das Verdienſt, die Revolution angebahnt zu haben, bei allen revo- 
Iutionären Parteien immer einen gewiſſen Grad der Popularität genof- 
fen, während Dasjenige, was die Männer der Revolution in Frankreich 
vollbracht, durch. die confervativften Regierungen mit Eifer nachgemacht 
worden ift. 

Es ift nicht der Ort, die Unrichtigfeiten diefer Anfichten darzu⸗ 
legen. Wenn e8 aber eine unläugbare Thatfache ift, daß Revolutionen 
in centralifirten Staaten am öfterften gelingen, und wenn und eine 
ruhige Unterfuchung davon überzeugt, daß das häufige Gelingen revo- 
Iutionärer Verſuche in Frankreich nicht dem Zufalle, fondern eben ver 
Organifation des Staated zuzufchreiben fei, fo muß man wohl zu— 
geben, daß die Widerftandsfähigfeit der Staatsgewalt, gegenüber inneren 
Gefahren, durch die Anwendung des Prinzips der Centralifation nicht 
vermehrt, jondern vermindert werde, und bloß darauf wollte ich hier 
aufmerkſam machen. 

Wenden wir uns nun Unterſuchung der Frage zu: welchen 
Einfluß die Anwendung des Prinzips der Centraliſation auf die Wider⸗ 
ſtandsfaͤhigkeit des Staates ſolchen Gefahren gegenüber —— —— 
welche denſelben von außen bedrohen. 


*) Cormenin, De la centralisation, ©. 39. 
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Elites Kapitel. 


Einfluß der Sentralifation auf die dem Staate von außen 
drohenden Gefahren. 





Bei dem gegenwärtigen Stande der Kriegsfunft ift das Beftehen 
einer Kriegsmacht ohne den hödhften Grad der Gentralifation undenf- 
bar. Wenn alfo das Maß der Sicherheit, welches der Staat Außeren 
Angriffen gegenüber befigt, von der Tüchtigfeit feiner Kriegsmacht ab- 
- hängt, fo ift nicht zu läugnen, daß ohne Eentralifation heutzutage auch 
fein Staat nad) außen gefichert fein koͤnne. Durch Die Vereinigung 
einer fo ungeheuren Macht in den Händen eines Cinzigen, wie fie bie 
Gentralifation der ganzen Kriegsmacht des Staates erfordert, muß die 
bürgerliche Freiheit befchränft, fie muß jedenfalld gefährdet werben; doch 
all dieſes beweift nur, daß, fo lange die zwilchen verſchiedenen Staaten 
beftehbenden Zerwürfniſſe durchs Schwert entichieden werben, Die bürger- . 
liche Freiheit weder ihr Höchftes Maß erreichen, noch ganz gefichert 
werden Fönne, nicht aber, daß man der Eentralifation entfagen müffe, 
da ja Dasfenige, ohne welches der Staat feine Selbftftändigfeit verlieren 
würde, auch wenn es die bürgerliche Freiheit fcheinbar befchränft oder 
gefährdet, doch immer die Bedingung der Freiheit aller Staatsangehö- 
rigen ift. 

Das Prinzip der Gentralifation fann aber in Staaten, wo eine 
nad) den Erforderniffen unferer Zeit geordnete Kriegsmacht befteht, 
durchaus nicht auf den Kreis jener Dinge befchränft werden, welche bie 
Leitung diefer Kriegsmacht direct betreffen. Alles was zur Ergänzung, 
zur Verpflegung, zur Bezahlung der Kriegsmacht gehört, muß gleidy- 
falls von einem Mittelpunfte geleitet werden; woraus ſich ergibt, daß 
in dem Maße, al8 der Staat zu feiner Sicherheit einer größeren Kriegs- 
macht bedarf, auch die Zahl jener Gegenftände, die man aus dem Mit- 
telpunft verwaltet, zunehmen müfle, d. h. daß man in einem Staate, 
defien Sicherheit von außen mehr gefährdet ift, eines höheren Grades 
der Gentralifation bebürfe, und fomit zwifchen der Anwendung des 

II. 17 
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Prinzips der Centraliſation und der aͤußeren Sicherheit des Staates 
wirklich eine gewiſſe Wechſelverbindung beſtehe ). Wenn man aber 
daraus, daß die Sicherheit des Staates nach außen ein gewiſſes Maß 
der Centraliſation erfordert, die Folgerung zieht, daß der Grad der 
Sicherheit des Staates nach außen eben in dem Verhältniß zunehmen 
müſſe, in welchem man das Prinzip der Centraliſation in demſelben 
weiter angewendet hat, fo handelt man meiner Ueberzeugung nach nicht 
um ein Haar vernünftiger, ald wenn man, von der Meberzeugung aus- 
gehend, daß ein gewifles Maß eines beftimmten Mittels zur Herftel- 
[ung des Kranken nothwendig fei, demfelben, um ihn noch gefünder zu 
machen, immer mehr von berfelben Arznei eingeben will, oder wenn 
man bie Waffen des Kriegerd, deren er zum Schutz umd Angriff be- 
darf, dreimal ſchwerer als nöthig verfertigen ließe, um fie zum Schuß 
und Angriff dreimal ftärfer zu machen; nämlich 

1) weit der Grad der Sicherheit des Staated nicht nur von 
feiner fhon organifirten Kriegsmadt, fondern nod mehr 
von den Mitteln, weldhe ihm zur Organifation einer Kriegs: 
macht zu Gebote fteben, d. 5. von dem Maße feiner wirklichen 
Kräfte abhängt; 

2) weil der Staat eben in Augenbliden, wo ihn die höchften 
Gefahren von außen drohen, durchaus nicht durch den Organismus 
feiner Verwaltung, fondern durch ganz andere Mittel erhalten wer- 
ben muß. 

Es unterliegt aber feinem Zweifel, daß es ein Maß der Gentrali- 
fatton gibt, durch welches eben diefe Bedingungen der Sicherheit des 
Staates wo nicht vernichtet, Doch bedeutend vermindert werben. 

Die Centralifation ift nur das Mittel, wodurd) es der Staats- 
gewalt möglich gemacht wird, fänmtliche im Bereiche Des Staates be- 
findlihen Kräfte zu einem beſtimmten Zwecke zu gebrauchen, woraus 


*) In Staaten, wo eine große Kriegsmacht erfordert wird, ift das Königthum 
eine Nothwendigfeit; wenigftens iſt es jene Form der Staatsverfafiung, wo bie bür- 
gerliche Freiheit durch das — einer großen Kriegsmacht unſtreitig am wenig⸗ 
ſten gefährdet wird. 
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fi) ergibt, daß zwiſchen Staaten, welche ein gleiches Maß der Kräfte 
befigen, für den Augenblid immer derjenige am ftärfften ift, wo man 
diefe Kräfte am beften zu centralifiren vermag *). Auch der größte 
Berwunderer centraliftifcher Staatseinrichtungen muß übrigens zugeben: 

1) daß die Centralifation den volften Gebrauch der im Staate - 
befindlichen Kräfte möglich macht, übrigens durchaus Feine neuen Kräfte 
erzeugt; und ‚ 

2) daß die Gentralifation felbft eine gewifle Menge ver im Staate 
befindlichen Kräfte in Anfpruch nimmt und verzehrt. 

„Daraus ergibt fi: | 

Daß durch die Gentralifation die Summe der im Staate befind- 
lihen und zur Vertheivigung des Staates anwendbaren Kräfte immer 
vermindert werden müffe, da ja al Dasjenige, was zur Bentralifation 
des Staates an Kräften erfordert wird, von der Summe ber verfüg- 
baren Kräfte abgezugen werben muß; daß daher in dem Falle, daß für 
die Gentralifation ein fehr großer Theil der Kräfte des Staates in An- 
ſpruch genommen wird, jehr leicht Verhältniffe eintreten können, wo der 
- Staatdgewalt zwar ſaͤmmtliche im Staate befindlichen Kräfte zu Gebote 
ftehen, die Summe diefer Kräfte aber fo gering ift, daß fie zum Schuße 
des Staates nicht mehr genügt **). 


*) In fo fern der größte Grad der Gentralifation nur durch die Mebertragung 
aller Macht in die Hände eines Einzigen möglich ift, ift es ficher am zweckmäßig⸗ 
fien, wenn man, wie dies in der römifchen Berfaffung gefchehen, die Dictatur zu 
einer regelmäßigen Inftitution des Staates gemacht hat, da nıan hierdurch die Art, 
wie diefe Gewalt übertragen werben fol, gewifle Sormen, an die fie gebunden ift, 
und vor Allem ihre Dauer zu beſtimmen vermag, während da, wo in ber Berfafjung 
"für feine SInftitution diefer Art geforgt ift, alles Diefes durch den Zufall, durch Lei: 
denfchaften und, was am gefährlichfien ift, Durch die Angft beflimmt wird; deun ba 
der Staat im NAugenblidle großer äußerer Gefahr body nur burch bie Gewalt der 
Waffen, d. h. durch die Macht eines Kinzigen gerettet werben Tann, fo muß der 
Trieb der Selbfterhaltung in Augenbliden der Gefahr immer eine Dietatur erzeugen, 
auch wenn dieſe durch die Verfaſſung noch fo verpönt wäre. 

") So fehr wir auch vorgefchritten, jo hat man es doch in Feiner Kunft fo weit 
gebracht als in der, fämmtliche im Staate befindlidden Kräfte der Staatsgewalt zur 
Berfügung zu flellen. Wenn man Dasjenige, was die einzelnen Satrapen bes bes. 
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Alle Kräfte, welche dem Staate zur Verfügung ftehen, werben 
durch das Zufammenwirfen von drei Elementen erzeugt, Diefe find: 

die Arbeit des Einzelnen; 

das Kapital; 

das Maß der Freiheit, womit der Einzelne ſeine Arbeit und fein 
Kapital verwenden kann. 

Je größer die Zahl Derjenigen ift, die ſich mit productiver Arbeit 
beichäftigen; 

je größer das Kapital ift, über welches ſie verfügen; 

je größer die Freiheit, mit der fie ihr — und ihre Kraͤfte ge⸗ 
brauchen koͤnnen; 

deſto groͤßer wird auch die Summe der Productlon ſein. 

Wo viele Einzelne der productiven Thaͤtigkeit entzogen; 

wo ein großer Theil des Kapitals zu anderen Zwecken verwendet; 

wo der Einzelne im freien Gebrauch feiner. Kräfte geſtoͤrt wird, 
da muß auch die Production Feiner fein und alfo die Summe der 
Kräfte, die dem Staate zur Verfügung ftehen, abnehmen. 

Es liegt nun aber in der Natur der Dinge, daß die Centralifation 
auf jedes dieſer Elemente, von welchen die productive Kraft der Ein- 
zelnen abhängt, ſchaͤdlich einwirkt. 

Durch jede entralifation wird, je nachdem fie größer oder Fleiner 
ift, eine größere oder Kleinere Zahl der Staatsangehörigen der probuc- 
tiven Arbeit entzogen; 


potifchen Perferreiches abgeliefert, wenn man felbfl Dasjenige, was die Khalifen von 
Gordova von ihren Unterthanen erpreßt, was in einem Zehntel der Einkünfte aller 
Art beftand, mit Demjenigen vergleicht, was auch in den wenigft befteuerten Staa- 
ten beutzutage für den Staat geleiftet wird, fo kann man ben Bortfchritt in biefer 
Hinficht nicht Yängnen. Seit man das Syſtem der Staatsfchulden, welches Gor- 
menin eines ber Hauptmittel der Bentralifation genannt, und welches er noch befier 
eines der Hauptergebniſſe derfelben hätte nennen fünnen, eingeführt bat, fcheint es, 
als wenn bie der Staatsgewalt zu Gebote ſtehenden Hilfsquellen faft unerfchöpflich 
wären; übrigens zeigt uns bie Erfahrung, daß das nicht der Fall fei, da ber 
Glaube an die Zahlungsfähigkeit des Etantes jährlich mit dem Wunder, daß man 
bie Interefien von 1000 oder gar 10,000 Millionen zu zahlen vermag, unterflüßt 
werden muß. 
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je mehr der Staat centralifirt ift, defto größer muß das Kapital fein, 
welches derfelbe dem Gebrauche der Einzelnen entzieht; 

je mehr er centralifirt ift, defto mehr muß die Freiheit ver Einzelnen 
befchränft werben. 

Daraus ergibt fich, daß jede Gentralifation nur auf Koften der 
im Staate befindlihen Summe der Kräfte gefchehen Fönne. 

Wenn ed nun außer allem Zweifel fteht, daß die im Staute be-. 
ftehende Summe der Kräfte für diefen als Ganzes nur in fo fern von 
Werth ift, ald er über diefelbe verfügen kann, daß mithin jeder Staat 
je nach den Behürfniffen ‚feiner Sicherheit eines gewiflen Grades: der 
Eentralifation bebürfe, fo folgt doch hieraus zugleih, daß, indem 
bie Mafje der productiven Kräfte durch die Gentralijation 
vermindert wird, jeder Schritt, den man bei Anwendung die— 
fes Prinzips über das nothwendige Maß hinausgegangen 
tft, den Staat nicht nur nicht ftärfer, fondern ſchwächer 
made und fomit feine Sicherheit, äußeren Gefahren gegen- 
über, nur vermindert. 

Die aufgeftelten Säbe werden uns durch ein Beifpiel noch 
klarer werben. 

Die Kräfte, über welche der Staat verfügen Tann, find: 

die Arbeit ſaͤmmtlicher Stantsangehörigen, das bewegliche und 
unbewegliche Eigenthum derſelben, welches fie durch ihre Arbeit be- 
feuchten, und das Refultat der Arbeit und des Kapitals, die jähr- 
lichen Renten. 

Nehmen wir an, die Zahl der arbeitsfähigen Einwohner des Staa⸗ 
te8 betrage 1,000,000 (der Kapitalmertb des | Eigenthums betrage 
500,000,000), vie jährliche Rente aller Art, theild an Lebensmitteln, 
theild an anderen Erzeugnifien, könne auf 100,000,000 berechnet werben; 

nehmen wir an, der Staat bebürfe zur Aufrechthaltung feiner 
Sicherheit nach außen einer geregelten. Kriegsmacht von 50,000 
Menfchen ; 

die Beforgung jener Gefchäfte, die der Staat nicht den einzelnen 
Communen überlaffen Fann, fol überdies die Thätigfeit von 10,000 
Individuen erfordern, die fi dem Staatsdienfte widmen; 
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nehmen wir an, daß zur Dedung all diefer Bebürfniffe des Staa- 
tes jährlich die Summe von 25,000,000 Gulden erforderlich fei: 

fo wird Dasjenige, was von den Kräften de8 Staates jährlich 
zur Erhaltung desfelben verzehrt wird, Die Arbeit von 60,000 Indi⸗ 
viduen und 25,000,000 Gulden von der Gefammtrente erforbern *). 

Nehmen wir nun einen an Hilfsquellen ganz gleichen Staat an, 
wo man das Prinzip der Eentralifation, wie z. B. in Franfreich, auch 
auf Die Leitung der Eommunalangelegenheiten und überhaupt a Alles, 
wo es nur möglich jchien, angewendet hat. 
| Das Bedürfniß einer geordneten Kriegsmacht, Das sine qua non 

der äußeren Sicherheit des Staates kann dadurch, daß man das 
Prinzip der Gentralifation auch auf die Communalangelegenheiten an- 
gewendet, nicht vermindert werden. Kein vernünftiger Menjch wird ber 
haupten wollen, daß darum, weil man das Heer der Beamten um 
Tauſende vermehrt, jenes Heer, welches die Gränzen des Landes zu 
vertheidigen hat, auch nur um einen Mann vermindert werden könne. 
Die erſte Bofition bleibt mithin unverändert und man muß annehmen, 
daß der Staat, welcher früher zur Erhaltung feiner Selbftftändigfeit 
einer Kriegsmacht von 50,000 Menfchen bedurfte, auch) wenn man ihn 
nad dem Mufter Frankreichs eingerichtet, einer gleich großen Kriegs⸗ 
macht bedürfen werbe. 

Wenn die Beforgung ver Staatsgefchäfte dort, wo man Die 
jelbe blos auf das Nothwendigfte befchränft, die Kräfte von 10,000 
Menichen in Anſpruch nahm, fo wird diefelbe unter Verhältniffen, wo 
man die Erziehung, den Eultus, das Gerichtöwefen und die gefammte 
Adminiftration ins Bereich der Staatsgefchäfte gezogen, wenigftens Die 
fünffahe Zahl erfordern, und man braucht blos die Statiftif Frank 


) Auch diefes ift bedeutend. Wenn man bedenkt, daß die Zahl der wirklich 
arbeitsfähigen Einwohner des Staates nicht einmal die Hälfte der Bevölkerung be: 
trägt, fo ift der Verluſt von fruchtbringenden Arbeitskräften immer ein empfindlicher, 
auh muß, da nur der Meberfchuß der Rente zur DBermehrung des Kapital 
verwendet werben kann, biejes in dem Maße weniger zunehmen, als ein größerer 
Theil der Rente für die Bedürfniffe des Staates in Anſpruch genommen wird. 
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reichs oder irgend eines nach feinem Muſter organifirten Staates in 
die Hand zu nehmen, um ſich zu überzeugen, daß die Zahl der Eivil- 
ftaatödiener jener des Heeres faft gleichfommt. Nehmen wir fie als 
gleich an, jo haben wir eine Zahl von 50,000 Staatsdienern. 

Da der Staatsdienft ein höheres Maß geiftiger Bildung er- 
fordert, da er ein Beruf fürd ganze Leben und nicht wie ber 
Striegsdienft blos die Beichäftigung einiger Jahre ift, und daher ber 
größere Theil der Staatödiener aus Familienvätern befteht, fu forbert 
Die Erhaltung von 50,000 Staatsdienern einen viel größeren Aufwand 
als die Erhaltung einer Kriegsmacht von 50,000 Menſchen, und die 
Ausgaben werben fich durch die Einführung einer ſtrengen Eentralifation 
mwenigftens auf das Doppelte, d. h. 50,000,000 jährlich erheben. 

Ale dieſe Zahlen find, wie ſich von felbft verfteht, rein ideal; 
wenn man übrigens auch das aufgeftellte Verhältniß als fehlerhaft 
annimmt und glaubt, daß wir die Behürfniffe einer auf das Rothwen⸗ 
digfte beichränften Centralifation zu niedrig, jene des franzöftfchen Re- 
gierungsfpftems zu hoch angenommen haben, Eines bleibt unläugbar, 
d. i. daß jeder im Sinne der neueren Berfaffungen centralifirte Staat, 
um zu beftehen, fowohl einer größeren Zahl Staatsdiener, die alle der 
fruchtbringenden Arbeit entzogen werden, als eines höheren Budgets 
bebürfe, d. h. daß ein folder Staat einen größeren Theil der dem 
Staate zu Gebote ftehenden Kräfte verzehre als andere. 

Wenn es nun auch wahr wäre, daß die Sicherheit des Staates 
nach außen ausjchließlih Dur die Größe und Organkfation feiner 
Kriegsmacht bedingt fei, fo ift e8 doch unläugbar, daß die Kriegsmacht 
des Staates nicht nach dem blos effectiv unter den Waffen ftehenden 
Heere, fondern vielmehr nad, der Möglichkeit, dasjelbe nach den Be- 
Dürfnifien des Staates zu vergrößern und im Falle eines Unglüds neu 
zu organifiren, gemeflen werden muß. Da nun diefe Möglichkeit 
von der Summe der in den Händen einzelner Bürger befindlichen 
Kräfte abhängt, jo müflen Einrichtungen, wobei der Staat, um zu be 
ftehen, in ruhigen Zeiten einen größeren Theil diefer Kräfte in Ans 
fpruch nimmt, venfelben äußeren Gefahren gegenüber ſchwächer machen. 
Und kann irgend Jemand, der die Gefchichte fennt, behaupten, daß auch 
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bas befte Heer zur Sicherheit des Staated gegen aͤußere Feinde in 
jedem Falle genüge? ° 

Ich wünfche nicht mißverftanden zu werden. Wie man auch über die 
Zuträglichfeit größerer ftehender Heere urtheilen mag, ihre Nothwendig⸗ 
feit im gegenwärtigen Augenblid wird Niemand, der die Lage aller 
Staaten des europäifchen Weftend ruhig betrachtet, laͤugnen Tönnen. 
Da die monardifche Form von allen diejenige ift, wo Das Beftehen 
größerer Heere für die bürgerliche Breiheit noch am wenigften gefähr- 
lich ift, und daher im Intereffe der Freiheit felbft erhalten werden muß, 
fo kann Seder, der fi) für republifanifche Staatseinrichtungen begeiftert 
hat, diefe Rothwendigfeit beffagen. Der Defonomift fann es bedauern, 
daß fo viele Taufend Fräftige Arme der productiven Arbeit entzogen, fo 
viele Millionen der äußeren Macht geopfert werden. Der Philanthrop 
mag es beweinen, daß in einem Jahrhunderte der Aufklärung mitten 
unter Bölfern, die fi alle auf diefelbe göttliche Lehre des Friedens 
berufen, der befte Theil der Staatskraͤfte darauf verwendet werben muß, 
den bewaffneten Angriff auf die Selbftftändigfeit anderer Staaten, oder 
die Vertheidigung gegen biefelben vorzubereiten; auch ift e8 vielleicht 
nicht ohne Nusen, wenn die Vertreter diefer Anſichten aus den ver- 
fchiedenen Ländern manchmal zufammentommen, fich gegenfeitig in der 
Hoffnung auf eine ſchönere Zufunft beftärfen, wo das Fauftrecht zwis 
hen Völfern eben fo unvernänftig erfcheinen wird, als ung jest jenes 
zwifchen Einzelnen erfcheint, und über Mittel nachfinnen, wodurch der 
eroige Friede‘ begründet, oder wenigſtens die Veranlaffungen des Krie- 
ges vermindert werden können. — Wer übrigens die Nothwendigfeit des 
Beſtehens geregelter Armeen für unfer Jahrhundert läugnet oder glaubt, 
daß felbft der einmüthige Beichluß aller Staaten des europäifchen We- 
jtend die ftehenden Heere auflöfen, das Bebürfniß derfelben aufheben 
fönne, fo lange im Norden eine Riefenmacht befteht, die eine auf ganz 
andern Grundlagen erbaute Eivilifation und fomit das Bedürfniß, fich 
ven Weften zu unterwerfen, befigt: der bewegt fich im Kreiſe reiner 
Utopien und kann höchftens zum Frommen Sener, die da fommen wer: 
den, über Staatswifienfchaften mitfprechen. 

Eben weil das Beftehen großer geordneter Heere ein Bebürfniß 
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ift, ift e8 das Beftehen größerer Staaten auch, und das Verkennen 
dieſer Thatſache ift die Duelle vieler Irrthümer, die in unferer Zeit in 
einem fo weiten Kreife zur Geltung gefommen find. Eine eben fo er- 
giebige Duelle von Irrthümern ift e8 übrigens, wenn man glaubt, ein 
mächtiges Kriegsheer, welches zur Sicherheit des Staates unerläßlich 
ift, Eönne für fich allein ſchon gemügen. 

Ich abftrahire davon, daß auch der Beſitz einer jehr bedeutenden 
Kriegsmacht für die äußere Sicherheit des Staates befondere Gefahren 
erzeugen kann. Die Staatögewalt, bie fich ihrer überlegenen Kriegs- 
macht bewußt ift, pflegt ſich derfelben, eben weil ihre Erhaltung mit fo 
vielen Opfern verbunden ift, nicht blos zur Sicherheit Des Staates zu 
bedienen; jedenfalls ift die Wahrſcheinlichkeit diefer Vorausfegung fehr 
oft ein Grund der Feindfchaft bei anderen. „Nemo potuit terribilis 
esse impune” paßt auf Staaten wie auf Einzelne, und mancher Staat 
ift in Augenbliden, wo er ſich in VBerlegenheit befand, darum angegrif- 
fen worden, weil man ihn zum Angriff anderer gut gerüftet ſah und 
diefem zuvorfommen wollte. — Doch abftrahiren wir hiervon; wie ge- 
fügt, gibt es wohl ein Heer, welches unbeflegbar wäre? Denn nur 
wenn man an ein ſolches glaubt, Fann der Sag, daß ein prächtiges 
Kriegsheer für ſich allein zur Aufrechthaltung der aͤußeren Sicherheit 
genüge, vernünftig aufgeftellt werben. 

Ich glaube, die Frage gehört unter jene, bie Feiner Antwort bes 
Dürfen. Die Gefchichte lehrt uns, daß weder Die Größe noch bie 
zwedmäßigfte Organifirung und Tapferkeit des Heeres irgend einen 
Staat gegen die Zufälle des Glücks zu ſchützen vermögen. Trotz⸗ 
dem kann der Staat für Augenblide der Uebermacht feiner Yeinde 
unterliegen, und von allen beftehenden Staaten ift England vielleicht 
der einzige, in deſſen Gefchichte wir nicht Momente fänden, wo ber 
Staat fremder Gewalt ganz erlegen zu fein ſchien. Müflen wir aus 
diefer langen Reihe gleihmäßiger Erfahrungen nicht Die Folgerung zie⸗ 
hen, daß jeder Staat, damit feine Selbftftändigfeit nach außen gefichert 
jet, außer der Größe und Tüchtigfeit feiner Kriegsmächt noch anderer 
Mittel bepürfe, daß, da Niemand fo Hoch fteht, daß er nicht für 
Augenblide nieverfinfen Fönne, die Sicherheit jedes Gemeinweſens vor 
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Allem davon abhänge, welde Mittel ihm zu Gebote ftehen, um 
fich wieder zu erheben? Ich glaube nicht, daß irgend Semand die 
adminiftrative Bentralifation unter diefe Mittel rechnen wird. 

Es gibt Feine Form der Staatsregierung, bei welcher der Wille 
des Einzelnen, oder wenigftend die Möglichkeit, venfelben zu äußern, 
der Staatdgewalt fo unbedingt unterworfen wäre, als dies bei abmini- 
ftrativ centralifirten Staaten der Fall ift; feine Form, wobei der Staat 
einen größeren Theil der Kräfte aller Einzelnen in Anſpruch nehmen 
fönnte, und ich gebe daher zu, daß Staaten, in denen man dieſes Sy- 
ftem befolgt, ein in Verhaͤltniß ihrer Kräfte mächtigeres Kriegsheer zu 
erhalten und dasfelbe, fo lange der innere Organismus des Staates 
. unangegriffen bleibt, öfterd zu erneuern vermögen. 

Es ift ein unläugbarer Vorzug der Gentralifation, wie überhaupt 
jeder Despotie, daß fie der Staatsgewalt mehr Mittel zum Angrifföfriege 
bietet al$ irgend eine andere Art der Staatseinrichtungen. Doch denfen 
wir uns den al, daß der Staat felbft angegriffen, daß. fein’ Heer ver: 
nichtet, daß feine Hauptitadt erobert ift — wir brauchen nicht einmal 
weiter als das gegenwärtige Jahrhundert zurüdzugehen, um in allen 
Staaten ähnliche Ereigniffe zu finden —, ift e8 wohl die abminiftrative 
Gentralifation, die den Staat erretten kann? Wird der fiegreiche Feind, 
dem die Kriegsheere ded Staates erlegen find, fidy vor dem Beamten- 
heere zurüdziehen? wird er in heiliger Scheu das wunderbare Kunft- 
werk eined abminiftrativ centralifirten Staates nicht anzutaften wagen? 
oder das eroberte Land räumen, weil Diejenigen, die es bisher ver- 
waltet, ihm ihre Dienfte verfagen? 

Die Geſchichte hat uns über die Art, auf welche einzelne Staaten 
eben in folchen Augenbliden errettet worden find, viel Wunderbares zu 
erzählen. Wir lernen aus ihr, daß Spanien, nachdem es der Gewalt 
ber Mauern erlegen, feine fpätere Größe dem feften Glauben weniger 
Krieger, die fih vor dem Sturm nad) Afturien zurüdgezogen, zu danfen 
habe, dag Schweden dur einen Haufen dalefarliiher Bauern vom 
Joche befreit wurde, daß Frankreich durch die begeifternde Macht einer 
Jungfrau feine Selbftftändigfeit wieder gewann. Bon einem Yalle, wo 
ein Staat die verlorene Selbftftändigfeit dadurch wieder gewonnen hätte, 
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weil der Eroberer Niemanden gefunden, der ſeine Befehle abgeſchrieben, 
überfet, Die ausgefchriebenen Steuern eingefammelt, mit einem Worte, 
bie unter ber legitimen Regierung des Staates eingerichtete Adminiftra- 
tion fortgeführt hat, von einem ſolchen Falle berichtet ung die Gefchichte 
Nichts; ja wir fehen aus ihr vielmehr, daß in dieſen Augenbliden höch- 
fter Gefahr von außen der fremde Feind eben durch die adminiftrative 
Eentralifation in diefelben günftigen Verhaͤltniſſe geftellt werbe, welche 
die inneren Feinde des Staates, wenn fie die legale Regierungs- 
gewalt auf einen Augenblid zu verbrängen vermocht, dieſer gegen- 
über einnehmen. 

Da eine geregelte Adminiftration für den größten Theil Der: 
jenigen, die in centralifirten Staaten damit beauftragt find, ein noch 
größeres Bedürfniß ift als für den Staat felbft, da alle die un- 
zähligen Glieder des riefenhaften abminiftrativen Körpers, an Die 
unbedingte Erfüllung jedes Befehld gewöhnt, ihrer Stellung nad) jedes 
Unglüd für Feiner halten als jenes, wenn ihnen Niemand befiehlt: fo 
wird der auswärtige Feind des Staates, der ſich des Mittelpunfts be- 
mächtigt, in der Mehrzahl der Beamteten eben jo willige Werkzeuge 
feines Willens finden, als fie es für eine Partei, welche die Iegale Re⸗ 
gierungsgewalt aus ihrer Stelle verdrängt hätte, gewejen wäre, oder 
als fie ed für Die legale Staatsgewalt gewefen if. Von Menfchen, 
die man zu willenlofen Werkzeugen erzogen, Gefinnungstüchtigfeit zu 
fordern, oder von einem Mechanismus, deſſen Vorzug eben in der Leich- 
tigkeit befteht, mit der er von einem gewiffen Punkte aus bewegt wer: 
den kann, Widerftand zu erwarten, ift Thorheit. 

In Augenbliden der höchften Gefahr können Staaten nur durch 
große Männer oder große Prinzipien gerettet werden, und obwohl man 
zugeben muß, daß die Form der Staatsverfaffung allein weder das 
Entftehen eines großen Mannes noch die Begeifterung für ein großes 
Prinzip hervorrufen Fönne, fo it Doch nicht zu Täugnen, daß es ge- 
wiſſe Staatseinrichtungen gibt, Durch welche Beides erfchwert wird, und 
unter Diefe gehört ficher aud) das Eyftem abminiftrativer Gentralifation. 

Einer der Hauptzwede der adminiftrativen Gentralifation in neueren 
Staaten und unftreitig die Haupturfache jener ‘Bopularität, welche 
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diefes Syſtem genießt, ift die Gleichheit, welche durch dasſelbe zwar 
nicht vollkommen, aber doc, mehr als durch jedes andere erreicht wir. 
Auch in centralifirten Staaten, die eine freie Verfaffung genießen, Tann 
ſich der Einzelne über feine Mitbürger erheben; doch eine ſociale Poſition, 
durch welche der Einzelne, der diefelbe nimmt, gleichfam der Natur der 
Dinge nah zum Mittelpunft einer größeren Zahl feiner Mitbürger 
würde, eine foldhe Stellung gibt e8 in centralifirten Staaten nicht ”). 
Menigftens ift jede Stellung dieſer Art ald eine Abnormität zu be 
trachten und es iſt nur confequent, wenn man biefelbe in centralifirten 
Staaten möglihft zu untergraben trachtet. ; 

Ich gebe gern zu, daß die vollfommene Gleichheit aller Staats⸗ 
bürger für Sene, die fi im Beſitze der Staatögewalt befinden, fehr . 
angenehm fein könne. Minifter, die im Namen parlamentarifher Ma- 
joritäten regieren, wiflen e8 eben fo gut als einzelne Gewaltherr- 
ſcher, daß eine unendliche Menge Sand höcjftens eine Schwierigfeit 
ift, während einige Felsblöde ung in der Bahn, die wir verfolgen, zum 
unüberwindlihen Hinderniß werden fönnen. Das den meiften Menfchen 
. angeborene Bebürfniß, zu irgend etwas Höheren hinaufzubliden **), 


*), Man pflegt den Adel gewöhnlich als die feftefte Stüge des Thrones, als bie 
befte Garantie der Ordnung zu betrachten, und mit Recht. Da der ganze 
Nechtszuftand bes Staates fo innig zufammenhängt, daß das Recht auch im kleinſten 
Kreife nicht verlegt werben Tann, ohne daß dadurch jedes Recht gefchwächt und ge- 
fährbet würde, fo muß jenen Klaſſen der Gefellfchaft, die ein hohes Maß der Be- 
rechtigung befigen, am meiften an ber Aufrechthaltung des Rechtszuſtandes gelegen 
fein. Die höheren Klafien der Gefellichaft find — außer in Augenbliden, wo fie 
terrorifirt find — immer confervativ, und bie Centraliſation oder Decentralifation 
hat auf ihre Gefinnungen wenig Einfluß. Um fo größeren Einfluß übt die Einrich⸗ 
tung des Staates auf die Stellung, welche die höheren Klaffen der Gefellfchaft im 
Staate einnehmen und wodurch es ihnen erft möglich wird, ihre der Ordnung freund- 
lichen Gefinnungen auf eine dem Staate nüßliche Art zu bewähren. Nur wo Kleine 
Kreife beftehen, können Einzelne hervorragende Stellungen einnehmen und einen Ein» 
fluß gewinnen, ber für den Staat felbft wichtig ft. Wer die höheren Klaſſen der 
Geſellſchaft bei einer ſolchen Einrichtung des Staates für fih hat, kann fich ficher 
fühlen. In centralifirten Staaten ift der Einfluß diefer Klaffen immer unbedeutend, 
"weil auch das am höchften geftellte Individuum im Vergleiche zum ganzen Staate 
unbedeutend erfcheint. 

») Das „erecto ad sidera vertice” ift bei Vielen nicht die Beranlaffung, den 
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bewirkt es, daß ſich da, wo kein Anderer iſt, vor dem man ſich 
beugen kann, Viele der Regierung anſchließen, deren Kraft ſich in 
dem Maße vermehrt, als ſich ihr gegenüber jeder Einzelne ohnmächtiger 
fühlt. Daher mag ein folder Staat in ruhigen Augenblicken leich⸗ 
ter und angenehmer zu regieren fein als jeder andere; daß aber dieſe 
Form der Entwidlung großer felbftftändiger Individualitäten, wie fie ° 
dem Staate im Augenblide großer Gefahr nöthig find, weniger als 
jede andere günftig ſei, wird Jeder zugeben müſſen. Es find Diejenigen, 
"die lieber die Erften in einem Dorfe als die Zweiten in Rom find, in 
deren Reihen in Augenbliden, wo der Staat einer großen Individualität 
bedarf, diefe zu fuchen ift. Die Schule, in der fie fich zu ihrem großen 
Berufe vorbereitet, it die Leitung jenes Fleineren Kreifes, in Dem fie 
fich früher bewegt haben *). Der erfte Schritt ihrer großartigen Lauf- 
bahn ift die Achtung, die fie ſich in ihrem befcheidenen Kreife zu ver⸗ 
fchaffen gewußt. 

Man wird diefen Sägen die Erfahrung entgegenftellen. Iſt nicht 
unfer Jahrhundert troß aller Gentralifation, die wir in den meiften 
größeren Staaten eingeführt finden, unendlich reich an großen Män- 
nern? In allen conftitutionellen Staaten finden wir zwei, manchmal 
drei Reihen Männer, die in der Regierung abwechfeln, ohne daß 
man an ihr eine Veränderung merfen würde. Ich glaube, daß Die 
Zukunft, mit der Gefchichte des Jahres 1848 in der Hand, über den 
Reichthum unferer Zeit an großen Männern anders urtheilen wird. 

Doch zugegeben, daß Alle, die auf den Titel eines großen Mannes 
Anfpruch machen, es wirklich find, welche Mittel ftehen wohl dem Eins. 


Blick zum Himmel zu erheben; die Meiften find fchon zufrieden, wenn fie nur etwas 
Höheres finden, vor dem fie fich recht tief erniedrigen koͤnnen. 

) Man fagt gewöhnlich, daß man, um zu befehlen, gehorchen lernen müfle. 
Sch will mich nicht in die Unterfuchung der Frage einlafien, ob son Senen, die am 
beiten zu befehlen verflanden, nicht fo Manche im Gehorfam weniger ausgezeichnet 
gewefen find. Sicher iſt übrigens Eins, daß ſich das Befehlen in größeren Kreifen 
nur durch das Befehlen in Fleineren Kreifen lernen läßt. Derjenige, ber eine Ge: 
meinbe felbfifländig gut zu verwalten weiß, wird den Staat befler regieren als der 
erfte Commis eines Minifteriums. 
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zelnen, wenn er auch nod) fo groß und ausgezeichnet wäre, zu Gebote, 
wodurd er das Vaterland, wenn feine Selbftftändigfeit durch einen 
äußeren Feind gefährdet ift, retten koͤnnte? 

Denken wir uns einen centralifirten Staat, welcher der Uebermacht 
feiner Feinde erlegen ift; d. h. deſſen Hauptftabt fi) in Feindes Hand 
befindet. Selbft die Gefchichte Frankreichs bietet uns mehrere Bei- 
fpiele hierfür. 

Unter Karl VII. befand fi Paris in den Händen der Engländer. 
Nach langem angeftrengtem Kampfe hat das Land feine Selbititändig- 
feit wieder errungen, es errang fie durch eigene Kraft, durch die 
tapferen Thaten feiner eigenen Männer. In dem Augenblide, wo Paris 
nicht mehr der Sig des Königthums war, hatte e8 aufgehört die Hauptftadt 
des Landes zu fein. Da Hundert Orte der Hauptitadt gegenüber ein 
bedeutendes Maß der Autonomie befaßen, war auch jeder derfelben 
nicht nur fähig, fondern gewohnt, felbftftändige Bahnen zu verfolgen, 
jeder derfelben konnte als Grundftein benubt werden, auf weldyem man 
den Neubau des Stuates beginnen konnte. Denfen wir uns Franf- 
reich unter Karl VI. centralifirt, denfen wir und die Autonomie feiner 
einzelnen Theile vernichtet, die Bevölkerung an unbedingten Gehorfam 
gegen jeden vom Mittelpunkte ausgehenden Befehl gewöhnt: glaubt 
man wohl, daß alle gläubige Begeifterung der Jeanne d’Arc, alle 
Tapferkeit Dunois' und La Tremouille's, der Patriotismus von Hun- 
derttaufenden, denen aber jedes Mittel ſich zu organifiren fehlt, etwas 
Anderes als höchftend partielle Aufftände zur Folge gehabt hätten, die 
am Ende nur zur Berfhärfung der ‘Polizeimaßregeln der Staatögewalt 
geführt haben würden? Es ift übrigens gar nicht nothwendig, unfere 
Phantafie anzuftrengen. Im Jahre 1814 und 1815 tft Frankreich wie- 
ber der Waffengewalt fremder Mächte erlegen, und es hat wieder feine 
GSelbftftändigfeit zurüderhalten; doch in beiden Faͤllen wahrlich nicht 
durch feine eigene Kraft. Die Klugheit ver Diplomatie hat Frankreich 
vor dem Unglüd einer Theilung bewahrt, die Achtung feiner Eroberer 
vor dem Prinzip der Legitimität ift die Urfache, daß man den Thron 
ver legitimen Dynaftie wiedergadb. Dem Sande felbft fehlte, nachdem 
feine Hauptftabt einmal genommen war, jedes Mittel, Demjenigen, was 
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Fremde über vasfelbe beftimmt, zu widerftehen. „Paris pris, Napol&on 
n’a qu’ä souscrire son abdication — qui a Paris a la France.” 

Wenn man Baris ald die Hauptftabt der Welt, als die Leuchte 
der europäifchen Menfchheit, ja felbft als Heiligthum betrachtet *), fo 
mag dies als großes Lob erſcheinen; übrigens ift es zugleid das Be- 
fenntniß, daß centralifirte Staaten auch äußeren Feinden gegenüber 
größeren Gefahren ald andere ausgeſetzt find. Jever Staat dieſer Art 
gleicht den Helden der Sage, die nur an einem ‘Punkte, aber an Diefem 
immer tödtlich verwundet werben; der Unterfchien ift nur der, daß die- 
fer verwundbare Fled Allen befannt ift, und ich glaube, daß diefer Un- 
terfchied, was die Sicherheit betrifft, ein wefentlicher ift. 


Zwölftes Rapitel. 


Bad der Einzelne im Namen der Freiheit vom 
Staate fordert, 


Wir haben bis jegt unfere Aufmerkſamkeit der Frage zugewendet, 
ob durch eine ftrenge Gentralifation, wie wir fie In Frankreich und an⸗ 
deren nad) dem Mufter Frankreichs eingerichteten Staaten finden, die 
Kraft und Sicherheit des Staates wirklich größer werde, und ich glaube 
im Borgehenden bewieſen zu haben, daß dies nicht der Fall fei. 

Da in centralifistien Staaten die Etaatögewalt als Preis 
eined nie endenden Kampfed aus einer Hand in die andere übergeht, 
und daher nie den gehörigen Grad der Conſequenz entwideln kann; 

ba fie den Kreis ihrer Thätigkeit nicht vollkommen ausufül- 
len und den Zweck, den man ihr vergezeichnet, mit ben Mitteln, die 
ihr zu Gebote ftehen, niemals ganz zu erreichen vermag; 

da in Staaten, welde nad diefem Syſteme eingerichtet find, 
der größte Theil der dem Staate zu Gebote ftehenden Mittel dazu 


*) Cormenin, De la centralisalion. 
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verwendet werden muß, um den verwidelten Mechanismus der Verwal- 
tung in Ordnung zu halten und in Bewegung zu fehen; 

da endlich Die Staatögewalt durch dieſes Syſtem eben in Au- 
genbliden großer innerer oder äußerer Gefahren, flatt an Kraft zu- 


zunehmen, fchwächer wird und mit einem Schlage ganz vernichtet wer: _ 


den Tann: — fo muß dad Syftem der Centralifation, wie wir es in 
vielen conflitutionellen Staaten neuerer Zeit angewendet finden, die dem 
Staate drohenden Gefahren vergrößern, ohne daß dadurch die innere 
Kraft desfelben vermehrt würde, woraus fich ergibt, daß der Haupt- 
grund, welchen man für diefes Syſtem anzuführen pflegt, auf einer 
Reihe von Irrthümern beruhe. 

Der zweite Grund, weldhen man für dasfelbe geltend macht, ift 
ber: daß die Freiheit Aller durch die Gentralifation beffer ge- 
fihert werde, als Dies bei irgend einer anderen Form Der 
Staatseinrihtung möglich ift, und daß die Beſchränkung der 
individuellen Freiheit in centralifirten Staaten, weil fie auf 
die Vernunft gegründet ift, dem Einzelnen weniger brüdend 
erfcheine. Wenden wir und nun der Unterfuchung der Frage zu, in 
wie fern diefe Behauptungen richtig find, 

Ehe wir dies mit Erfolg thun Fönnen, ift ed nothwendbig, daß 
wir über die Stage: was unter Der individuellen Freiheit eigent- 
fich zu verftehen fei, und was der Einzelne im Namen der: 
felben vom Staate fordert, ins Klare fommen; und es gibt viel- 
leicht Teinen Gegenftand, wo die in den politischen Wifjenfchaften herr- 
chende Verwirrung der Begriffe größer wäre ald eben hier. 

Die Freiheit ift Die dem Einzelnen gegebene Möglichkeit, 
feine eigenen Kräfte und Alles, was ihn umgibt, zur Er- 
reihung felbftgewählter Zwede zu gebrauchen. 

Je ungehinderter er feine eigenen Kräfte gebrauchen, je mehrerer 
Gegenftände er fich zu feinen Zweden bedienen kann, um fo freier 
ift er; je mehr er ſich hierin befchränft fieht, um fo weniger ift 
er frei. 

Ein Menfh, dem Niemand befiehlt, der aber auch außer feinen 
perfönlichen Kräften durchaus nichts zur Erreichung feiner perfönlichen 
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Zwecke gebrauchen koͤnnte, waͤre (in ſo fern ſich ein une Zuftand 
denfen läßt) ficher nicht frei zu nennen. 

Da nun aber au die Herrfchaft blos in der Möglichkeit 
befteht, Alles, was und umgibt, zur Erreichung unferer perfönlichen 
Zwede zu gebrauchen, und fomit zwifchen der Herrſchaft und Freiheit 
blos in dem Maße, in dem ſich der Einzelne diefe Möglichkeit erworben 
hat, ein Unterſchied zu finden fft, fo kann zwifchen dem uns ange- 
borenen Trieb nad Freiheit und jenem nad Herrſchaft auch, Feine be- 
flimmte Gränze gezogen werden. 

Der Trieb der Herrſchaft ift am Ende nichts als der Trieb, ſich 
immer mehr fremde Kräfte zur Erreichung felbitgemählter Zwede zu 
unterwerfen, d. h. der Trieb nad dem hödhften Grade der Freiheit, 
und es ergibt fich von felbft, daß der Trieb nad Freiheit, wenn er 
fih ungehindert entwideln fann, immer zum Triebe nach SHerrfchaft 
führen muß. 

Wie nun der Trieb nach Freiheit allen Menjchen angeboren, ja 
für den Menfchen wie für jedes Wefen, welches zu feiner Erhaltung 
auf den Gebrauch feiner Kräfte angewiefen ift, eine Bedingung der 
Selbfterhaltung ift, fo muß auch der Trieb nach Herrichaft als ein 
allen menfchlichen Wefen gemeinfamer angenommen werden ), und 
wenn wir und den Menfchen blos durch diefen einzigen Trieb bewegt, 
d. h. als umnvernünftiges Weſen denken, fo ift gegen die Behauptung, 
daß der Trieb des Individuums nad abfoluter Freiheit mit dem Be- 
griffe des Staates, der nur durch eine bedingte Unterwerfung des Indi⸗ 
viduums möglich wird, im Gegenfage ftehe — nichts einzuwenden. Die 
Frage ift nur die: ob Diefer Trieb nad abfoluter Freiheit (denn 
nur diefer fteht ja mit dem Beftehen des Staates im Widerfpruche) 
beidem Menfchen im Allgemeinen als eriftirend angenommen 


) Es liegt in ber Natur, daß Jeder erft alle feine perfünlichen Kräfte, dann 
Alles, was ihn umgibt, PBerfonen und Dinge zur Erreichung feiner eigenen Zwecke 
zu gebraudhen, d. 5. zu beherrſchen ſuche. Der Begriff der abfoluten Freiheit und 
jener der abfoluten Herrfchaft find identisch, und der Trieb nach Beiden — ganz 
auf denſelben Anlagen des Geiſtes und des Gemüths. 


I. 18 
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werben müſſe; und ich glaube, daB man diefe Frage entjchieden ver- 
neinen muß. 

Das Streben nach Freiheit ift allerdings ein unbegränztes, d. h. 
je felbftftändiger der Einzelne feine Kräfte gebrauchen kann, je mehr er 
die ihn umgebenden Dinge feiner Madyt unterworfen, deſto lebhafter 
fühlt ex ſich dazu gedrängt, feinen Machtkreis noch weiter auszudehnen; 
der Begriff einer abfoluten Freiheit kann übrigens im Menfchen, 
wenn er nicht durch philofophifche Speculation zu demjelben gelangt ift, 
eben fo wenig entftehen als der Begriff anderer Dinge, die er nit 
nur nicht gefehen, fondern von denen er immer mur das Gegentheil er- 
fahren bat. Der Menfh muß feiner Natur nad) jede Schranfe, die 
fi) dem Gebrauch feiner Kräfte entgegenftellt, zu überwinden fuchen, 
weil es ihm Bebürfniß ift, feine Kräfte immer weiter auszudehnen — 
daß er übrigens biefes Streben nie ganz befriedigen könne, daß er nicht 
Alles vermag, d. h. nie abfolut frei ſei — Dies. ift ihm eben fo be 
fannt, als daß er z. B. nicht fliegen Tann. 

Wer daher behauptet, daß der Gegenfaß, welcher zwifchen dem 
Triebe des Individuums nach abfoluter Freiheit und dem Begriffe des 
Staates in der Theorie befteht, die Begründung gevrdneter Staaten 
praftifch unmöglich made, thut ganz Dasfelbe, ald wenn er fügen 
würde, daß das Beftehen georbneter Staaten darum unmöglich fei, 
weil es mit einer Idee im Widerfpruche ſteht, welche Jeden, der dies 
jelbe im praftifchen Leben als Richtſchnur feiner Handlungen annehmen 
wollte, ins Irrenhaus bringen würde. 

Nicht der Trieb nach einer abfoluten, fondern nur der nach einer 
“ unter ben gegebenen Verhältnifien möglichft großen Freiheit, und 
das Streben, den Kreis derfelben immer weiter auszudehnen, ift dem 
Menfchen angeboren. Und diefer Trieb ift mit dem Beftehen eines ge⸗ 
ordneten Staates fo wenig im Widerſpruch, daß er vielmehr als 
eine der Urfachen zu betrachten ift, durch welche Menfchen zur Er⸗ 
richtung ber bürgerlichen Geſellſchaft geführt worden find 9. Wie 


*) Nimmt man an, daß zum Beſtehen des Staates eine ganz abfolute Gewalt 
besfelben über alle Handlungen feiner Angehörigen nothwendig fei, fo iſt der Begriff 
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die Ratur dem Menfchen den “Trieb gegeben, die ihn umgebenden 
Dinge zu beherrfähen, fo belehrt ihn die Erfahrung, daß die Zahl der 
Dinge, die er ſich mit eigener Kraft zu unterwerfen vermag, ſehr ge 
ring fei. Ehen der Trieb, ſich Alles zu unterwerfen, d. h. möglichft 
frei zu fein, muß daher den Menfchen als vernünftiges Wefen noth⸗ 
wendig dazu führen, daß er ſich die Hilfe Anderer zu ſichern ſuche, d. h. 
zur Geſellſchaft. 

Jede menſchliche Geſellſchaft, welche über die Familie hinausgeht 
(dieſe laͤßt ſich wohl aus den ſexuellen Beziehungen und einem dem 
Menſchen in einem hoͤheren Maße als anderen Thieren gegebenen In⸗ 
ſtinet für feine Kinder zu ſorgen erklaͤren), findet feinen natürlichen 
Grund in dem Streben nach Freiheit (d. h. in dem Streben, fih an- 
derer Dinge zur Erreichung feiner Zwede zu bebienen), und es ergibt 
fi hieraus, daß das Beftehen des Staates mit dem Triebe der In- 
dividuen nad Freiheit nicht nur nicht im Widerfpruche ftehe, fondern 
dag wir den Staat vielmehr als eines der Mittel betrachten müffen, 
durch welches das Individuum fich feine Freiheit, d. h. feine Macht 


ber Freiheit auch in der Ausbehnung, in welcher: fein Dafein nicht geläugnet werden 
fann, mit dem Beflehen des Staates im Gegenfabe; übrigens entfleht Hier wieber 
die Frage, ob ber Begriff einer fo abfoluten Gewalt des Staates im praftifchen 
Leben mehr Geltung habe als jener der abfoluten Sreiheit des Individuums; und 
da finden wir, daß diefer Begriff in der Wiflenfchaft,zwar oft aufgeflellt und durch 
Männer der Theorie, denen es vor Allem um logifche Bollfommenheiten zu thun if, 
mit vielen Gründen vertheidigt worben, daß es aber außer den Communiften und 
Soeialifien Niemandem in den Sinn gefommen ift, benfelben praftifch, zu verwirf- 
lichen. Man hat in den Verfaſſungen des Alterthums und jenen ber neueften Zeit, 
feit man in der Politif zu den Grundfäßen des Alterthbums zurückgekehrt it, dem 
Staate eine ungeheure Gewalt eingeräumt; doch haben felbft die größten Freunde 
der Stantsgewalt für biefelbe nur immer eine relativ größere, nie aber eine abfolute 
Gewalt über alle Beziehungen des Individuums in Anſpruch genommen. Wie ber 
Einzelne nur nach einer relativ immer größeren Freiheit firebt, fo Tann auch im 
Staate nur von einer relativ größeren ober kleineren Gewalt die Rede fein; die 
Frage, ob ber dem Menfchen angeborene Trieb nach Freiheit mit dem Beftchen des 
Staates im Widerfpruch flehe, läͤßt fich mithin bloß dann beantworten, wenn wir 
den Grad, in bem ſich diefer Trieb äußert, richtig. beobachten und dann unterfuchen, 
ob der. Staat nicht fo eingerichtet werben Fönne, baß er mit dem Maße der Freihett, 
wonach die Mehrheit firebt, nicht im Gegenſatze flehe. 
18* 
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über die ihn umgebenden Dinge in jenen Fällen zu fichern fucht, wo 
er alle anderen Mittel, welche ihm hierzu zu Gebote flehen, als unge- 
nügend erfannt hat. 

Der höchſte Grad der Sicherheit für alle materiellen und 
moralifhen Güter, die er befikt, dies ift es, was der Ein- 
zelne im Namen der Freiheit vom Staate in Anfprud nimmt*). 
Wer die Möglichkeit des Staates laͤugnet, hat, flatt die Freiheit des 
Individnums zu begründen, Diefelbe vielmehr in Hinficht all jener Be⸗ 
ziehungen, die fi der Menſch nur unterwerfen kann, wenn er zu grös 
feren Staatsgemeinichaften zufammengetreten ift, vernichtet; und wenn 
uns die Gefchichte bei Fleineren Gefellfchaften fortwährend das Streben, 
fich zu Staaten zu conftituiren, bei Fleineren Staaten jenes ſich aus⸗ 
zubehnen zeigt, und wenn uns die Erfahrung unferer Tage den Ber 
weis Liefert, daß da, wo alle Bande des Staates für Nugenblide ge- 
waltfam zerrifien worden find, das Volk alfogleih den Staat wieder 
herftellt, fo ift e8 eben der Trieb nach Freiheit, dem wir Diefe Er- 
fcheinung zufchreiben müfjen. 

Derfelbe Trieb, der, wenn wir uns ber Menfchen als unvernünf- 
tiges Weſen denken, zu einem Kriege Aller gegen Alle führen müßte, 


en 


2) Montesquien hat (Buch XI, Kap. 6) die politifche Freiheit jene Ruhe des 
Geiftes genannt, welche in den Cinzelnen durch das Gefühl ihrer Sicherheit erzeugt 
wird. Da nun das Beftehen bes Staates immer einen gewifien Grab der Ginilifa- 
tion, d. h. einen Zufland, wo ber Einzelne außer feinem Leben noch andere materielle 
Güter, die er fi} erworben, und moralifche Bedürfniſſe, deren Befriedigung zu feinem 
Glüde nothwendig ift, zu fichern fucht, der Grad der Eivilifation aber und mit ihm 
die Zahl und Art der moralifchen und materiellen Güter, in beren Sicherung ber 
Einzelne feine Freiheit findet, nothwendig immer verfchieden ift, fo müflen auch bie 
Bedingungen, von benen es abhängt, ob er ſich im Staate frei fühle, verfchieben 
fein. Immer ift hierzu aber nothwendig, daß er nicht nur feine Perfon, fondern aud) 
feine materiellen und moralifchen Güter gefichert fehe. 

Es ergibt fich hieraus, daß, obwohl die Aufgabe des Staates immer eigentlich 
biefelbe, d. 5. jene bleibt, dem @inzelnen die vollſte Sicherheit für feine Güter, d. h. 
bie größtmöglichfte Freiheit zu bieten, die Anforderungen, welche der Einzelne an den 
Staat flellt, doch fehr verfchieden fein müflen, und daß ſich daher, da diefe nicht all⸗ 
gemein beftimmt werben koͤnnen, auch jener Begriff, welchen einzelne Völfer mit der 
Sreiheit verbinden, nicht im Allgemeinen feftftellen läßt. 


% 
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wird Durch Die Vernunft, d. h. die dem Menfchen gegebene Anlage, ſich 
die zur möglichft größten Befriedigung feiner Triebe nothwendigen Mit- 
tel zu wählen, die Beranlaffung, die ihn zuerft in die Gefellfchaft führt; 
und je höher die Stufe der Gefittung ift, die er erreicht, d. h. je mehr 
der Gebrauch der Vernunft über feine Inftincte das Uebergewicht er- 
langt hat, deſto mehr wird fich Diefe ſociale Natur des Triebes nad 
Sreiheit äußern, deſto Flarer muß es dem Menfchen werden, baß, 
da es Berhältniffe gibt, wo wir des Staates zu unferer 
Sicherheit bedürfen, und Zwede, die wir nur durch den Staat 
erreichen Fönnen, die Freiheit. eben nur durch die vernünftige 
Unterwerfung unferer Individualität erreicht werden könne. 

Doch fo fehr man aud den Staat al8 eine der Grundbedingungen 
der Streiheit betrachten mag, fo kann doc das Streben des Inbi- 
viduums nach Sreiheit Dadurch, ‘daß man ihm die Möglichkeit gegeben, 
in eine geordnete Stantöverbindung zu treten, nicht als befriedigt be- 
trachtet werben: 

1) darum, weil das Individuum, fo weit feine perfönlichen Kräfte 
ausreichen, immer auch feine perfönliche Freiheit in. Anfpruch nimmt; 

2) weil der Staat weder Die erfte noch einzige menfchliche Gefell- 
fhaft ift, zu der uns der Trieb nach Freiheit geführt hat, und weil 
daher die Befriedigung dieſes Triebes ebenfo das Beftehen Diefer 
engeren Beziehungen, zu denen er den Menfchen geführt, wie jenes des 
Staates erheifcht. | 

Der Staat if, auch wenn er durd) Vertrag entftanden wäre, nicht 
aus einem Vertrag inzelner, fondern auf jeden Fall aus einem fol- 
hen, welchen ſchon früher beftandene kleinere Geſellſchaften gefchloffen 
haben, hervorgegangen. Kein Staat würde fi in einzelne Individuen, 
fondern jeder muß ſich in kleinere Gefellfchaften, je nad) dem Grade 
der Gefittung in Gefchlechter und Bölferfchaften, oder in Städte- und 
Landgemeinden auflöfen *). | 


*) Ich habe früher (Buch III, Kap. 1) darauf aufmerffam gemacht, daß Die- 
jenigen, die fih zur Erklärung ber im Staate beftehbenden Rechtsbeziehungen ber 
Theorie des Staatsvertrags bedienen, den Fehler zu begehen pflegen, daß fle als 
Subjert diefes Vertrags eine Abflraction, d. h. den Menfchen im Naturzufland, und, 
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Wie der Einzelne nicht vereinzelt, fondern al8 Glied einer Familie, 
einer Bölkerfchaft, einer Gemeinde, eined Landes oder Volkes in den 
Staat getreten ift, oder in demfelben lebt, fo muß er auch nit nur 
für feine eigene Berfon, fondern aud für jene Beziehungen, 
in weldyen er zu feiner Familie, zu feiner Gemeinde, zu ſei⸗ 
nem Lande oder Volke fteht, Sicherheit vom Staate in An- 
fprud nehmen, und Tann ſich nur in fo fern frei fühlen, als er Diefe 
Sicherheit auch in Hinficht diefer Beziehungen befibt. | 

Unfere Eiviltfatton iſt nicht von geſtern. Wohin wir auch unſere 
Dlide wenden mögen, wir finden feinen Staat in Europa, wo außer 
den Beziehungen, in welchen der Einzelne zum Staate fteht, nicht noch 
andere beftännen. Jedes Volk hat feine Gefchichte und macht in Folge 
feiner Erinnerungen gewiffe Rechtsanfprüche. Wenn man daher dem 
Einzelnen auch feine Perfon und fein perfönliches Eigenthum vollfom- 
men gefichert, aber dafür feine Stellung in der Familie, in der Ge 
meinde, der er angehört, zum Opfer fordert; wenn man feine Ratio- 
nalität und alle hiftorifchen Rechte jener Gefammtheit, mit der er in 
ben Staat getreten ift, vernichtet, jo muß fich derfelbe in feiner perfön- 
lichen Freiheit befehränft fühlen. 

Zwar wird ſich der Menfch ald vernünftiges Wefen, in fo fern es 
das Beftehen des Staates erfordert, auch ſolchen Beſchraͤnkungen feiner 
individuellen Freiheit willig unterwerfen; Doch nur dann, wenn er von 
der Nothwendigkeit überzeugt wird, jedenfalls aber wird er die Verfaſ⸗ 
fung des Staates für um fo vorzüglicher erfennen, als fie dieſes Opfer 
in geringerm Maße von ihm erheifcht. 

Um ven Grad zu beurtheilen, in dem fich der Einzelne den Be- 
ſchraͤnkungen feiner Freiheit fchwerer oder leichter unterwirft, fönnen ung 
zwei Regeln als Richtfchnur dienen: 


nicht Menfchen, die fi auf einer gewiffen Stufe der Cultur und unter gewiſſen Bere 
bältniffen befinden, angenommen haben. ine Folge diefes Irrthums iſt die, daß 
man angenommen, biefer Bertrag könne zwifchen einzelnen Individuen, bie, indem fie 
in den Staatsverband treten, in durchaus Feiner anderen Beziehung ftehen, vollzogen 
werden. Ob man. den Staatsvertrag als hiftorifchen Entflehungsgrund des Staates, 
oder als Rechtsgrund besfelben angenommen: diefe Vorausfegung ift gleich falfch. 
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I. Daß der Einzelne feiner individuellen Freiheit in dem Maße ſchwe⸗ 
rer entfagt, als der Gebrauch derfelben ein Gut betrifft, was ihm höher 
oder näher fteht, und ſich daher vor Allem in Hinficht jener Dinge frei 
fühlen will, bie mit feinem täglichen Leben oder feinen moralifchen 
Ueberzeugungen im Zuſammenhang ftehen. 

I. Daß der Einzelne dem Beftehen des Staates einen Theil feiner 
Freiheit zwar willig zum Opfer bringt, doch nur in fo fern er von ber 
Kothwendigfeit diefes Opfers überzeugt ift, und der Staat ihm für 
Dasjenige, was er aufgegeben, einen Erſatz zu bieten vermag. 

Das Erite bebarf wohl kaum eines Beweifes. Wer aber einen ſolchen 
wünfcht, der nehme die Gefchichte zur Hand, und er wird in allen Jahr— 
hunderten die Erfahrung beftätigt finden, daß der Widerſtand gegen Die 
Staatsgewalt immer da am ſtaͤrkſten und anhaltendften gewefen if, wo 
diefelbe Die Freiheit des Individuums in Hinficht gewiſſer moralifcher Be- 
dürfniſſe, in Hinftcht feiner Religion, feiner Nationalität, feines Chr: 
gefühls beeinträchtigt hat, oder mit den Sitten und Gewohnheiten des 
Volkes in Gegenfah getreten iſt. Der Indifferentismus und jene allge- 
meine Charafterlofigfeit, mit der man in einem ber größten und, wie man 
fagt, eivilifirteften Länder Europas vom Königthum zur Republif, von 
diefer zum Kaiſerthum, dann wieder zum Königthum, und wieber zur 
Republik u. ſ. w. übergegangen ift, ift durchaus nicht blos als Eigenthüm- 
lichkeit dieſes Volkes, fondern als eine Manifeftation jener allgemeinen Er- 
fahrung zu betrachten, daß der Einzelne gegen alle Dinge in dem Maße 
indifferent ift, als er ihnen fern fteht, und Dasfenige, was ihn, wie Die 
im Staate vorgehenden Beränderungen, nicht direct betrifft, um fo ruhiger 
nimmt, al8 feine perfönlichen Verhältniffe dadurch weniger berührt wer- 
den. Seber fteht fich felbft am nächften, dann fommt feine Familie, dann 
der Kreis, in dem er ſich täglich bewegt, die Gemeinde, die Graflchaft, 
die Provinz, und erft am Ende der Staat, worauf nody allenfalls Die 
ganze Menfchheit Das Intereffe des Einzelnen in Anſpruch nehmen fann, 
doch ficher in viel geringerem Maße. 

Wie die erfte franzöfifche Revolution, obwohl diefelbe in den er- 
ften Tagen Prinzipien aufgeftellt, durch welche die ganze Staatsorb- 
nung verändert wurde, erft dann auf Widerſtand geftoßen ift, als fie- 
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durch ihre Gefege und Einrichtungen mit dem Glauben und den Sitten 
des Volkes in Gegenfah getreten ift, und bie perfönlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe der Einzelnen mit gewaltfamer Hand umgeftaltet bat, jo kann 
eine conftitutionelle, ja vepublifanifche Staatsform in eine monardyifche 
umgeändert werben, wenn dies, ohne die Sitten und Gewohnheiten des 
Bolfes zu verlegen, gejchehen kann. | 

In Hinficht des Zweiten ift zu bemerfen, daß, in fo fern der Trieb 
nah Herrfchaft mit jenem nach Freiheit (wie oben bemerkt) identiſch 
ift, und ein höherer Grad der Herrſchaft nur als Freiheit in ihrer 
höchften Potenz betrachtet werden kann, der Einzelne da, wo ihm der 
Staat ein hohes Maß der Herrfhaft einräumt, gern eine beveutende 
Beichränfung der eigenen Freiheit dulden wird. 

Um zu entjcheiven, ob die Eentralifation — wie man behauptet — 
die der Freiheit aller Staatsbürger günftigfte Regierungsform, oder 
wenigftens diejenige fei, wobei ſich des Einzelne der ihm auferlegten 
Beſchraͤnkung am willigften unterwirft, ift es mithin nothwendig, daruͤ⸗ 
ber ins Klare zu fommen: 

1) ob der Einzelne in centralifitten Staaten in Hinficht jener 
Beziehungen, die ihm am naͤchſten ftehen, mehr perfönliche Freiheit 
genieße, ald man ihm unter anderen Regierungsformen gewähren 


kann; 


2) ob dem Einzelnen für jene Beſchraͤnkungen, denen man ihn 
im Intereſſe des Staates unterworfen hat, in centraliftrtten Staaten 
durch eine wirkliche Theilnahme an der nn ein Erſatz gebo- 
ten werden Tönne. 
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Breizehntes Bapitel. 
Einfluß der Sentralifation auf die individuelle Freiheit. 


Wenn wir unfere Aufmerffamfeit den Staaten unferer Zeit zu- 
wenden, fo finden wir, daß das Recht, über fich felbft und Das, was 
uns am naͤchſten fteht, zu verfügen, nirgends größeren Beichränfungen 
unterworfen fei al8 da, wo man das Prinzip der Gentralifation am 
firengften befolgt *). 

Bon der Geburt bis zum Grabe ift jede der Handlungen eines 
conftitutionellen Staatsbürgers ein Object polizeilicher Vorſchriften. 
Es ift der Staat, der ihn erzieht, der Staat, der die Bedingungen 
feftfegt, unter denen er eine Yamilie gründen und über fein erworbe⸗ 
nes Eigenthum verfügen darf. Er befipt Fein Recht, hätte es auch 
die Verfaffung zehn mal als eines der Grundrechte erklärt, welches 
nicht, wenn es das Wohl des Staates erfordert, nad) dem poetifchen 
Ausdruck der franzöftfhen Revolution, mit einem Schleier bedeckt wer- 
den kann; es ift Feine Handlung fo geringfügig, die nicht durch) den 
Staat zum Verbrechen erklärt werden kann; mit einem Worte, Alles, 
was er ift und vermag, hängt vom Staate ab. 

Er muß dem Staate feine individuelle Freiheit zum Opfer brin- 
gen, um von dem Staate durch die Herrfhaft — die ja nur ein ho- 
heres Maß der Freiheit ift — entfchäbigt zu werden. Und worin befteht 
nun biefe Herrſchaft? Wenn uns die Freude, die Handlungen Anderer 
nad) unferem Willen zu leiten — die Luft zu befehlen —, irgend eine 
Befriedigung gewähren Tann, fo ift es wohl das Gefühl, im eigenen 
nen Haufe Herr zu fein, worin man biefe Befrievigung vor Allem 
fuchen wird. 


*) Hat man einmal den Begriff einer ganz abfoluten Staatsgewalt als Grund⸗ 
lage aller Rechtsverhältniffe angenommen, fo hängt das Maß der Befchränfung der 
individuellen Freiheit — der Grab der Despotie, welcher der Einzelne unterworfen 
it — lediglich von dem Maße der im Staate herrfchenden Ordnung ab, und wer 
wird den Staaten der Gegenwart biefen Vorzug flreitig machen? 
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Für Denjenigen, dem man die Herrichaft des ganzen Staates zu- 
gefagt, fiheint die Borderung, daß er Herr im eigenen Haufe fei, eine 
ziemlich befcheidene, und doch Fann bei der gegenwärtigen Organifation 
des Staates auch dieſer nicht entfprochen werden. 

Der Staat muß für die Sicherheit, die Gefundheit, ja felbft für 
bie äfthetifchen Genuͤſſe feiner Bürger bedacht fein, es ift daher ganz 
natürlich, daß man die Art, ja felbft die Form, in der fih der Ein- 
zelne fein Haus baut, nicht feiner Wilführ überlaffen Fann. Der 
Staat hat überdies dafür zu forgen, daß die Gefinnungen der Staate- 
bürger der Verfaſſung des Staates entfprechend feien, und fann daher 
die Erziehung der Kinder eben fo wenig den eltern überlaffen, als er 
die Art, in welcher der Vater unter denfelben über fein Cigenthum 
verfügt, den Eingebungen feines Herzens oder feiner Laune anvertrauen 
darf. Alles, was der Staat thun kann, befteht darin, daß er dem 
Einzelnen in dem Augenblide, wo man ihm das Recht, über fein eige- 
ned Haus und feine Familie zu verfügen, entzieht, das Recht einräumt, 
mit derfelden Machtvollfommenheit zu gebieten, mit weldem Fremde 
über das Seinige verfügen können. 

Bei Menfchen, die, ohne conftitutionelle Bildung, blos ihrer rohen 
Vernunft folgen, würde unter dieſen Berhältniffen fiher der Wunfch 
entftehen, die Rechte, welche man ihnen als jouverainen Bürgern ein- 
geräumt, in dem Kreife auszuüben, der ihnen am nächſten fteht, deſſen 
Bedürfnifie fie fennen, und deſſen Einrichtungen auf ihr eigenes Wohl- 
befinden den größten Einfluß ausüben. Die Herrfchaft im Kreife der 
Gemeinde bietet dem Individuum fo manche Vortheile und Gemüfle 
bar, denen zu Liebe er, wie uns die Gefchichte der Alten Welt zeigt — 
felbft der indivipuellen Freiheit gern zu entfagen pflegt. Da jedoch 
nad den Theorien unferer Zeit die Freiheit ded Individuums blos 
darin befteht, daß es an der Herrfchaft des Staates Theil nimmt, und 
daher Alles, wodurch diefe Herrfchaft befchränft wird, alfo vor Allem 
die Autonomie der Gemeinde blos als Befchränfung diefer Freiheit zu 
betrachten ift, fo ergibt es ſich von jelbft, daß auch dieſem Wunfche 
nicht entfprochen werden kann. 

Ganz Dasselbe gilt, wenn Jemand das Recht freier Bewegung, 
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das man ihm im eigenen Hauſe und der Gemeinde entzogen, in der 
Grafſchaft oder in der Provinz, in der er ſich allein heimiſch fühlt, in 
Anſpruch nehmen will. Eben damit keinem conſtitutionellen Buͤrger das 
erhabene Recht, über den ganzen Staat und Alles, was ſich in dem— 
felben befindet, zu herrfchen, gefehmälert werde, ift e8 nothwendig, daß 
Niemand über einen gewiflen Gegenfland nah Willführ verfüge. 

Nur dann ift man frei, wenn man die volle Sicherheit beftgt, durch 
Riemanden in feinen Handlungen geftört zu werden. Nun fann aber 
der Einzelne nur dann diefe Sicherheit erlangen, wenn man allen 
Uebrigen die Freiheit entzieht, ergo ift der Einzelne um fo freier, als 
alle Anderen gebunden find. Weil aber in einem conftitutionell=demo- 
fratifchen Staate Alle gleich, frei fein ſollen, und die Freiheit eines jeben 
Einzelnen durch die Freiheit eines jeden Anderen gefährdet werben Fann, 
fo fann die Freiheit Aller nur dadurch gefichert werden, daß man fie 
jedem Einzelnen entzieht. 

- Dies iſt ungefähr die Gedanfenfolge, weldye wir in Allem, was 
man für die conftitutionellen Einrichtungen Frankreichs anführt, wieder⸗ 
finden. AU diefes mag den hochgelehrten Männern, die ſich in unferen 
Tagen mit politifchen Wiffenfchaften befchäftigen, eben fo klar und un- 
widerlegbar fcheinen, als einige Iahrhunderte früher die Gründe der 
Scholaſtiſchen Bhilofophte anderen Gelehrten gefchienen haben. Doch 
ift es eben fo gewiß, daß Gründe ähnlicher Art der gemeinen Bauern- 
vernunft, die Doch in demofratifchen Staaten auch bei der Entfcheivung 
wichtiger Fragen berüdfichtigt werben follte, durchaus nicht einleuch- 
tend find. 

Fragt jeden Einzelnen, ob er den Staat beherrfchen wolle, und 
er wird es vermuthlich bejahen; doch fragt ihn, ob er um biefen ‘Preis 
das Recht, über feine Familie, feine Gemeinde, feine Provinz frei zu 
verfügen, aufgeben wolle, und er verneint e8 gewiß. “Denn die Idee, 
den Staat zu beherrfchen und dabei der willenlofe Sklave der Geſammi⸗ 
heit zu fein, ift fv großartig, daß fie der gemeinen Bernunft faft Iä- 
cherlich erfcheint®). | 


*) Der conflitutionelle Bürger unferer Zeit nimmt gerade die entgegengefeßte 
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Die Aufgabe, welche man dem Staate in unferem Jahrhundert 
geftellt, ift ganz biefelbe, welche im Mittelalter bie Fatholifche Kirche 
zu löfen verfucht hat. 

Der Staat fol Alles, er ſoll von den materiellen Bedürfniſſen 
bis zu den Anſprüchen der Eitelkeit Alles befriedigen, foll, wenn auch 
nicht fuür Idie Nechtgläubigfeit, doch wenigftens dafür forgen, daß ber 
Einzelne nichts glaube, was in den Kran des Stantes nicht paßt. 
Der Staat fol nit mur für die Erziehung des Kindes, er foll aud) 
für den Erwachfenen jeven Augenblid forgen, daß er ſich nicht in feiner 
Freiheit Schaden zufüge. Der Staat fol feine Millionen am Gängel- 
bande führen. Iſt es zu verwundern, wenn er hierzu eines ftarfen 
Seils, ja oft der Ketten bedarf? 

Und welde Refultate hat diefe Richtung, die man befolgt, wohl 
hervorgebracht? 

Das Streben, dem Staate Alles zu unterwerfen, hat ben Staat 
ganz in diefelbe Stellung gebracht, in welcher fich Jahrhunderte früher 
die Fatholifche Kirche befunden. Wie ſich damals alle Oppofition gegen 
den Papft, fo hat fie ſich jet gegen den Staat gewendet. Könnte 
diefes der Fall fein,- wenn jene Herrfchaft, die man dem Einzelnen im 
Kreife des Staates. — aber ausſchließlich nur in Diefem — eingeräumt, 
durch Ale als Erfab für ihre perfönliche Selbſtſtaͤndigkeit betrachtet 
würde? und die Anfprücde, Die man vermöge des natürlichen Trie- 
bes nad) Freiheit an den Staat zu fielen gezwungen ift, befriedigt 
wären? 

Diejenigen, welche die Gentralifation als eine Schutzwehr der in⸗ 
dividuellen Freiheit betrachten, pflegen ſich zum Beweiſe ihrer Anſichten 
auf die Erfahrung zu berufen. Es ſind zwei ſcheinbar ſehr wichtige 


Thatſachen. 


Die erſte iſt der unlaͤugbare Fortſchritt, welchen wir in Frankreich 


Stellung des römiſchen Papſtes im Mitelalter ein. Wie ſich dieſer servus servo- 
rum genannt, und die höchſte Gewalt über Alles ausgeübt, ſo nimmt man für jenen 
alle Titel der Macht in Anſpruch, während er doch nichts als ber wahre servus 
servorum ift. | 


— 285 — 


wahrnehmen, ſeit man in jenem Lande mit der erſten Revolution das 
Syſtem der Centraliſation eingefuͤhrt. 

Die zweite, daß jede Decentraliſation die Begründung einer Ari⸗ 
ftofratie zur Folge habe. : Hebt die Gentralifation heute auf — fo fa- 
gen unfere Gegner —, beichränft die Macht des Staates auf Das- 
jenige, was zur Erhaltung desfelben unumgänglidy nöthig ift, und in 
dem Augenblide, wo ihr dem Einzelnen mehr individuelle Freiheit ge- 
geben, in dem Augenblide, wo ihr, flatt des einen großen Kreifes, der 
eben durch feine Größe die relativen Unterfchiede verfhwinden macht, 
eine Menge Eleinerer Kreiſe - des öffentlichen Lebens gefchaffen, wird 
in jedem derfelben eine Individualität hervorragen und alle übrigen 
beherrfchen. Die Derventralifation ift der Boden, auf dem jede Arifto- 
fratie entfteht. | 

Wenn wir die Regierung, welche Sranfreid vor der Revolution 
unter der NRegenfchaft und Ludwig XV. zu erbulden hatte, betrachten, 
und in Erwägung ziehen, daß während der Revolution und fpäter 
jede der übeln Folgen, welche das frühere Syitem für das Wohl des 
Volkes gehabt hat, and Licht gezogen wurde, ift der Widerwille, mit 
dem man in Frankreich und überall auf diefe Zeit zurüdblicdt, fehr zu 
begreifen, auch ift e8 unläugbar, daß diefes Land feit dem Jahre 1789 
in mancher Hinficht bedeutend vorgefchritten ift; nur muß man, um durch 
einen Bergleich der Gegenwart mit der Vergangenheit nicht zu Irrthuͤ⸗ 
mern verleitet zu werben, wohl berüdfichtigen, daß ein großer Theil 
jener Xeiden, welche Branfreich unter dem ancien-regime zu erbulden 
hatte, eben der Wilfführherrfchaft, weldhe die Staatsgewalt damals 
ausgeübt, und daher nicht dem Mangel, fondern vielmehr dem Ueber- 
maße der Gentralifation zuzufchreiben ift, daß mithin auch die Verbeſ⸗ 
ferung der Zuftände Sranfreihs aus der Umgeftaltung der Gentral- 
gewalt, und nicht daraus erflärt werben Tönne, daß man durch eine 
eonfequentere Durchführung des Prinzipes der Gentralifation die Staate- 
gewalt felbft noch abfoluter gemacht hat. 

Biel wichtiger ift der für die Eentralifation angeführte zweite 
Grund, daß durch eine dem Einzelnen und befonderd Gemeinden ein- 
geräumte größere Selbftftändigkeit das Entftehen einer Ariftofratie vor- 
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bereitet werde, und es iſt natürlich, daß bei dem krankhaften Widerwillen 
unſerer Zeit gegen jede Ariſtokratie dieſer Grund um ſo mehr überzeugende 
Kraft beſitzen müſſe, als die Thatfache, auf der er beruht, richtig iſt. 

Dei der unendlichen Berfchiedenheit ver geiftigen und materiellen 
Kräfte, welche zwiſchen ven Menfchen befteht, muß jede dem Indivi⸗ 
duum eingeräumte Freiheit eine der Verſchiedenheit der Kräfte entfpre- 
chende Berfchiedenheit der ſpeciellen Stellungen erzeugen. Ie mehr 
man die Gelegenheiten, in welchen der Einzelne fich feiner überwiegen- 
den Kraft bewußt wird und diefe Anderen fühlbar macht, vervielfäl- 
tigt, Defto ſchneller und ficherer wird Dies gefchehen, und fo ift es ganz 
wahr, daß jede Derentralifation das Entftehen einer Ariftofratie zur 
Folge haben müſſe. Die Trage ift nur die: „ob das Beſtehen einer 
Ariftofratie in diefem Sinne, d. h. eine im Berhältniß der Ver- 
fhiedenheit der Kräfte beftehende Verſchiedenheit der Stel: 
lungen mit dem herrichenden Begriffe der Freiheit im Gegenfage ſei?“ 
und diefe Frage kann nur verneinend beantwortet werben. 
‚ Die Freiheit in dem Sinne, unter welchem man biefelbe als den 
herrſchenden Begriff unferer Zeit anerfennen muß, ift — wie ich im 
erften Buche diefes Theiles bewiefen zu haben glaube — nichts Ande- 
res als die dem Einzelnen gebotene Möglichkeit, feine eigenen Kräfte 
und all Dasjenige, was ihn umgibt, zur Erreichung felbftgewählter 
Zwecke zu gebrauchen. Der Begriff ver Gleichheit, welcher jenem der Frei⸗ 
heit zur Seite fteht, hat denfelben weder verdrängt nodh den Sinn 
besfelben verändert, fondern blos die allgemeine Ueberzeugung zur 
Folge gehabt, daß jeder Menſch ohne Unterſchied zur Freiheit, d. h. 
zum freien Gebrauch feiner Kräfte berechtigt ſei. 

Aus diefer dem Begriff ver Freiheit in unferer Zeit beigelegten 
Bedeutung ergibt ſich, daß 

1) in fo fern der Begriff der Freiheit ebenſo verlegt wird, wenn 
man das Individuum zum Sklaven einer Gefammtheit, ald wenn man 
es zum Sklaven eines Einzelnen gemacht bat, auch die unbedingte 
Unterwerfung des Individuums unter den Staat — welche die Be: 
bingung und zugleich Folge der Gentralifation ift — mit dem herrfchen- 
den Begriffe der Freiheit im Gegenſatze ſtehe; 
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2) daß, da der Gebrauch verfchienener Kräfte eine Verſchiedenheit 
des Einfluffes und der Stellung erzeugen muß, eine ſolche Verſchieden⸗ 
heit der Stedungen, d. h. die Ariftofratie in diefem Sinne mit dem 
Begriff der Freiheit nicht nur nicht im Widerfpruche ftehe, fondern viel 
mehr als nothwendige Folge derfelben zu betrachten fei. 

Bei dem heftigen Widerwillen, welchen man in unferer Zeit ſchon 
gegen den Namen Ariftofratie zur Schau trägt, wird dieſe Behauptung 
vieleicht reactionär gefunden werben; übrigens beruht dieſer Wider- 
willen fo wie die Begeifterung, mit der man fi für Staatseinrichtun- 
gen, durch welche das Eniftehen einer Ariftofratie verhindert wird, aus⸗ 
fpricht, einzig und allein auf der ganz irrigen Anſicht, welche man 
über den Zweck des Staates aufgeſtellt hat. 

Nicht darin, daB man das Entftehen einer Ariſtokatie verhindere, 
fann die Augabe des Staates gefucht werden. Wäre biefes der Fall, 


fo würde die Despotie, wodurd das Entftehen einer Ariftofratie noch | 


ficherer verhindert wird als durch Die entralifation, jeder anderen 
Einrihtung vorzuziehen fein. 

Die Aufgabe des Staates ift die Sicherung der iaterletlen und 
moralifchen Güter aller Einzelnen, vor Allem die Sicherung ber indivi— 
duellen Freiheit, welche der moraliſchen Güter höchftes, und zugleich 
bie Bedingung ift, von welcher die Befriedigung der materiellen Be 
dürfniſſe größtentheild abhängt. Die Zwedmäßigfeit jeder Verfafſung 
hängt daher lediglih davon ab, in wie fern fie zur Erreichung dieſes 
Zweckes als Mittel dient. 

Die Behauptung, daß bei der zwiſchen den — der Einzelnen 
beſtehenden Verſchiedenheit das Entſtehen einer Verſchiedenheit der Stel⸗ 
lungen, d. h. die Begruͤndung einer gewiſſen Ariſtokratie, nur durch ſtrenge 
Centraliſation verhindert werden koͤnne, iſt daher nicht nur Fein Grund 
für, fondern der wichtigfte gegen diefe Staatsform, denn da überall, 
wo eine Verſchiedenheit der Kräfte befteht, die Verſchiedenheit der Stel- 
lungen eine nothwendige Folge der Freiheit ift, fo iſt es unmöglich, 
jene zu verhindern, ohne daß dieſe vernichtet würde. 








Bierzehntes Rapitel. 


Einflinß der Sentralifation auf die politifche Freiheit. 


Wenn uns aud der felbfiftändige Gebrauch unjerer Kräfte am 
meijten in Hinficht jener Beziehungen ein Bedürfniß ift, Die und am 
naͤchſten ftehen, fo ift ed Doch eine Thatſache, daß ſich der Menfch durch 
den Beſitz der Herrichaft felbit für den gänzlichen Verluft feiner per- 
fönlichen Freiheit entſchaͤdigt fühlen Fönne*); doch muß, wenn dies 
gefchehen fol, der Beſitz der Herrfchaft ebenſo ein wirklicher fein, als 
es die Beichränfung der perfönlichen Freiheit ift. 

Männern der Wiſſenſchaft kann die Ueberzeugung, daß fie einem 
Prinzip Anerkennung verfhafft, alle Folgerungen, die man daraus 
gezogen, angenehm, ja wünſchenswerth erfcheinen Iafien. Maſſen wer- 
den aber nie durch die Schönheit des Prinzipes zur Anerkennung der 
Folgerungen, fondern durd Die Heilfamfeit der Folgerungen zur Aner- 
fennung des Prinzipes bewogen, an dem fie immer nur in dem Maße 
des praftifchen Nutzens fefthalten. So gebildet ift fein Volf, daß es 
ſich durch die Idee der Herrfchaft für den praftifchen Genuß feiner Frei- 
heit entichädigt fühlen würde **). 

‚ Um zu beurtheilen, in wie fern die Theilnahme an der Beherr- 
[hung des Staates durch, den Einzelnen ald Erfag für die Befchrän- 
fung feiner Selbftftändigfeit anerfannt werben kann, d. h. in wie fern 
er fich durch die politifche Freiheit für feine individuelle Freiheit entſchä⸗ 


*) Da der ung angeborene Trieb nach Freiheit und jener nach Herrfchaft ganz 
auf denfelben Gemüthsanlagen beruht, fo ift es natürlich,‘ daß durch den Beſitz der 
Herrfchaft jene Gemüthsanlagen, die ung nach Freiheit zu fireben zwingen, ihre 
Befriedigung finden Eönnen. j 

») Man hat diefe Eigenfchaft des Menfchen oft eine traurige genannt; übrigens 
lehrt uns die Gefchichte, daß es immer zu einer Duelle ımendlicher Leiden ward, 
wenn biefer wefentlich praftifche Sinn des Bolfes in Augenblicken großer Aufregung 
in ben Hintergrund getreten ifl. 
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digt fuͤhlen wird, muß daher unterſucht werden, ob jener Antheil, welchen 
der Einzelne in centraliſirten Staaten an der Beherrſchung des Staates 
genießt, von praktiſcher Bedeutung ſei. 

Meiner feſten Ueberzeugung nach iſt dieſes nicht der Fall. 

Der Antheil, welchen der Einzelne in größeren Staaten an der 
Herrſchaft beſitzt, beſchraͤnkt ſich auf das Recht der Wahl. 

Die Garantien der politiſchen Freiheit, d. h. die Garantien, welche 
in conſtitutionellen Laͤndern dafür beſtehen, daß weder das dem Volke 
zukommende Recht der Wahl, noch die den gewählten Vertretern bes 

Bolfes übertragene Macht gefcehmälert worden, find: 
1) das den Bolfövertretern- zufommende Recht, alle Staatsdiener 
zur Verantwortung zu ziehen; 

.2) das gleichfalls den Vertretern des Volkes übertragene Recht der 
Steuerbewilligung; endlich 

3) in gewiſſen äußerſten Fällen, wenn die Vertreter des Volfes 
die ihnen übertragenen Pflichten verlegen, und mit der Regierung ver- 
eint dasfelbe zu unterdrüden fuchen, die für das Volk beftehende Mög- 
lichfeit, fich der ungefeglichen Gewalt zu widerſetzen. 

Es Tiegt aber außer allem Zweifel, daß nicht nur das dem Ein- 
zelnen zufommende Recht der Wahl, fondern auch Das ver Gefeßgebung 
übertragene Recht, die erecutive Gewalt zur Verantwortung zu ziehen, 
und durch das Recht der Steuerbewilligung ihr alle Mittel der Macht 
zu entziehen, ja felbft die Möglichkeit, ſich einer ganz ungefetlichen 
Gewalt zu widerſetzen, ihre praftifche Bedeutung in dem Maße verlie- 
ren und für den Staat um fo gefährlicher werden müffen, als dieſer 
mehr centralifirt a 


A. Das Recht der — 


Die praktiſche Bedeutung, welche das Recht der Wahl für den 
Einzelnen hat, haͤngt von drei Dingen ab. 
a) Von dem Verhältniſſe, in welchem das Individuum zur Ge⸗ 
ſammtzahl Derjenigen ſteht, die dieſes Recht mit ihm theilen. 
b) Bon der Möglichkeit, ll Recht frei und mit vollem. Be: 
wußtfein auszuüben. 
I. : 19 
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c) Bon den Reſultaten, welche die Ausübung dieſes Rechtes auf 
die Verhältniffe des Einzelnen hervorbringen. 

Für den Staat ift die Ausübung dieſes Rechtes um fo gefährli- 
cher, als 

1) durch die Ausübung desſelben ein hoͤherer Grad der Aufregung 
hervorgerufen wird; 

2) das Recht der Wahl Solchen übertragen iſt, die zur Ausübung 
desfelben weniger Fähigkeit befiten, oder Dee Recht zur Erreichung 
felbftifcher Zwecke mißbrauchen; 

3) muß das Recht der Wahl für Bi Staat um fo gefährlicher 
fein, als die Folgen, welche die Ausübung dieſes Rechtes auf den Staat 
hervorbringt, größer find. 

In centralifirten Staaten, wo man das Recht der Wahl auf dag 
Recht, fich einen Vertreter zur Gefebgebung zu wählen, befchränft hat, 
und wo jeder Einzelne bei der Größe unferer Staaten diefes Recht 
mit Hunderttaufenden, ja mit Millionen theilt, muß der Einfluß, wel 
hen er hierdurch auf Die Leitung des Staates ausübt, ein höchſt ges 
ringer fein. 

Sn dem Maße, als man den Einzelnen der Staatdgewalt unter- 
worfen und den Befig der Gewalt von den Refultaten der Wahl ab» 
hängig gemacht, hat man für Jene, die fich im Beſitze derfelben befin- 
den, das Intereſſe, die Wahl zu beeinfluffen, vermehrt, für alle Ein: 
zelnen aber die Möglichkeit, diefem Einfluß zu widerſtehen, vermindert, 
während dadurch, daß man in centralifirten Staaten alles öffentliche 
Leben blos im Mittelpunfte zufammendrängt, und jene Fleineren Kreife 
vernichtet, in welchen fich der Einzelne das Vertrauen feiner Mitbürger 
erwerben und feine Fähigfeit und Gefinnungstüdhtigfeit beweifen Eönnte, 
dem ſchlichten Bürger zugleich die Möglichfeit entzogen wird, das ihm 
übertragene Recht der Wahl mit Bewußtlein zu gebrauchen. 

Die Refultate, welche der Gebraud des Wahlrechtes in centrali- 
firten Staaten auf die nächften Berhältuiffe der Einzelnen ausübt, find 
hingegen fehr gering. Obwohl nämlich der Beſitz der Stantögewalt 
durch die Maforität der Geſetzgebung bedingt ift, und die Ergebniſſe 
der Wahl daher einen ‚bedeutenden Einfluß auf den Gang der großen 
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Angelegenheiten ausüben, ſo iſt doch ihr Einfluß auf das Wohlbefin- 
den der einzelnen Bürger gewöhnt ein geringer y. 

Und hieraus iſt zu erflären, warum das Recht, ſich Bertreter 
bei der Gefeggebung zu wählen, obwohl basfelbe, fo zu fagen, bie 
Summe der politiihen Freiheit in conftitutionellen Staaten ausmacht, 
body immer von einem ſehr großen Theil der Wähler gar nicht ber 
nugt zu werden pflegt. 

In demfelben Maße, als das Recht der Wahl in centralifirten 
Staaten feine praftiihe Bedeutung für den Einzelnen verliert, muß 
die Ausübung desſelben aber zugleid für den Staat felbft gefährlicher 
werben. 

Wenn man den Staat fo PN hat, daß Millionen, die man 
berufen, an der Regierung des Staates Theil zu nehmen, den ihnen 
zufommenden Einfluß nur durch Die Wahl der Gefepgebung in feft- 
gefegten Zeiträumen — alle drei oder fünf Jahre — ein mal ausüben 
koͤnnen, ift e8 ganz natürlich, wenn bei diefer Gelegenheit im feftge- 
ſetzten Angenblick eine beveutende Verwirrung entfteht **). 

Eben fo unläugbar iſt e8, daß in centralifirten Staaten das Recht 
der Wahl Spulen übertragen werben müſſe, die zur Ausübung des⸗ 


) Nicht die großen Angelegenheiten des Staates, fonbern jene der Commun 
ber fie angehören, find es, wodurch die Zufriebenheit der meiften Menfchen bebingt 
wird, und der Wechfel der Minifterien ift auf biefe von geringem Ginfluß. 

») Die frühere Behauptung, daß die Ausübung des Wahlrechtes in centrali- 
firten Staaten wenig praftifche Bedeutung für den Einzelnen Habe, zu deren Beweis 
ich den geringen Grad der Thellnahme angeführt, welchen die Wähler in vielen con: 
fitutionellen Staaten bei dem Gebrauch ihres Rechtes an den Tag legen, feheint mit 
Demjenigen, was ich Hier gefagt, im Widerſpruche zu ſtehen, übrigens ift biefes nicht 
ber Ball. Bei der großen Zahl Derjenigen, bie fih in conflitutionellen Staaten um 
den Beflb der Gewalt bewerben, und Derjenigen, bie, weil fle wenig eigene Ges 
f&häfte zu beforgen haben, fi mit Leidenfchaft jener des Staates annehmen, und 
jeder politifchen Bartei als Mittel dienen, Fann auch da, wo bie Mehrheit der Bürger 
gar feinen Antheil an ven Wahlen nimmt, ein fehr bedeutender Grab ber Aufregung 
entfichen. Der Einfluß, welchen die geringe Theilnahme der ruhigen und nüglidy‘ 
befchäftigten Staatsbürger in biefer Hinficht ausübt, ift blos ber, daß ſich diefe Klafs 
fen an ber politifchen Aufregung nicht betheiligen, wodurch fie nur gefährlicher für 
den Staat werben muß. 
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ſelben fehr wenig Fähigkeiten befiten. Allerdings ift der Menfch zur 
Freiheit geboren, und da die politifihe Freiheit die Folge und höchſte 
Garantie jeder Freiheit ift, fo fann man wohl mit Recht fagen, daß 
der Menfch auch zur politifhen Freiheit geboren fei, d. h. daß ihm bie 
Ratur jene Anlagen gegeben habe, welche zum Genuß der politifchen 
Freiheit erfordert werden. Doc es hat ja die Natur dem Menfchen 
auch jene Anlagen gegeben, deren er zum Erbauen feiner Wohnung, 
zur Beftellung feines Feldes bedarf, er ift ebenfo zum Baumeifter 
und Oelonomen ald zum freien Staatsbürger geboren. Wer würde 
darum behaupten, daß er von feinen Anlagen den richtigen Gebrauch 
machen, feinem Felde das gehörige Erträgnig abgewinnen koͤnne, wenn 
er diefelben durch Uebung nicht entwidelt, wenn er Dasjenige, was er. 
im Großen leiften fol, nicht früher im Kleinen verfucht hat. Gerade 
fo geht ed und mit jenen Anlagen, welche wir zum Genuß der poli- 
tifchen Freiheit befigen. Nur wer diefe Anlagen in Eleineren Kreiſen 
geübt, wird zum Genuß der politifchen Freiheit im Kreife des Staates 
fähig fein. BIN man die Theilnahme des Einzelnen an öffentlichen 
Gejhäften blos auf die Angelegenheiten ded Stautes befchränfen — 
wie dies in allen centralifirten Staaten der Fall iſt — fo muß man 
darauf vorbereitet fein, diefe Rechte durch Solche ausgeübt zu fehen, 
bie dazu ganz unfähig find *). 

Freilich find die übeln Folgen, welche jeder bei Wahlen begangene 
Fehler auf den Staat ausüben muß, in centralifirten Staaten um 
Unvergleichliches groͤßer, als ſie es ſonſt irgendwo ſein koͤnnen; denn 


*) Man hat ganz Recht, wenn man behauptet, daß nicht jedes Volk zum Genuß 
politifcher Rechte fähig ſei, übrigens täufcht man fich, wenn man annimmt, biefe 
Vähigfeiten Tönnen durch eine zweckmäßige Schulbildung erworben werben. Nicht 
bie Menge der Begriffe, fondern bie praftifche Tüchtigfeit des Volkes ift es, wovon 
feine praftifche Fähigkeit abhängt. Wiſſenſchaftliche Bildung Fann, ja fle muß ein 
Streben nach politifcher Freiheit erzeugen, bie Wähigfeit, fie zweckmäßig zu gebrau- 
hen, gibt fle uns nicht. Wil man dem Volke dieſe geben, fo gebe man ihm Ge- 
legenheit, fih mit öffentlichen Gefchäften in engeren Kreifen zu befchäftigen. Das 
inzige Mittel, ein Volk zur politifchen Freiheit zu erziehen, ift die Autonomie der 
Gemeinde. 
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da die Frage, in weſſen Haͤnden ſich die Staatsgewalt befinden 
ſoll, in conſtitutionellen Staaten durch die Reſultate der Wahl entſchie⸗ 
den wird, ſo muß in einem Staate, wo man der Staatsgewalt die 
Erziehung des Volkes, die Entſcheidung über Glaubensſachen und die 
Adminiſtration aller Gemeinden übertragen, das Refultat jeder Wahl 
von unberecdhenbaren Folgen fein. 

Eine unglüdlihe Wahl kann zur Desorganifation des Staates 
im Ganzen und in feinen einzelnen Theilen führen, und dadurch dem 
Staate die Möglichfeit, den begangenen Zehler wieder gut zu machen, 
entziehen, während fonft die Folgen eines begangenen Fehlers blos auf 
"Die allgemeinen Angelegenheiten des Staates befchränft bleiben würben, 
und es ift ficher nicht die fchlechte Verwaltung des ganzen Staates, 
wohl aber die allgemeine Desorganifation aller einzelnen Theile des⸗ 
felben, wodurch fein Beftehen am meiften gefährdet wird. 


B. Das Recht, Diejenigen, denen man die Leitung der 
öffentlihen Angelegenheiten übertragen, zur Berantwor- 
tung zu ziehen. 


Die praktifche Bedeutung, welche das conftitutionelle Recht, Jene, 
denen man die Ausübung der Staatsgewalt übertragen, zur Verant⸗ 
wortung zu ziehen, für den Einzelnen hat, hängt davon ab, in wie 
fern der Einzelne in jedem befonderen Falle, wo er fich durch die Staats⸗ 
gewalt verlegt fühlt, von dieſem Rechte Gebrauch machen kann. Nun 
liegt e8 aber in der Natur der Dinge, daß diefe Möglichkeit für den 
Einzelnen in eben dem Maße abnehmen müfle, als der Staat mehr 
centralifirt ift. 

Die Bedingung jeder Gentralifation ift die Abhängigkeit der nie- 
deren Organe der Staatögewalt von den höchften. Je mehr ein Staat 
centralifirt ift, defto größer muß auch dieſe Abhängigkeit fein. Iſt man 
von der Anficht ausgegangen, daß die Sicherheit des Staates dad 
Zufammenfliegen aller Fäden der Verwaltung im Mittelpunkte erfor- 
dere, und hat man den Gemeinden die felbftftindige Verwaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten entzogen, fo kann man den niederen Organen 
der Staatögewalt noch weniger eine ſolche Selbitftändigfeit einräumen. 
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Hieraus folgt, daß in centralifirten Staaten für alle Handlungen, wo⸗ 
durch ſich der Einzelne verlegt fühlt — in fo fern Diefelben eine Ueber: 
fchreitung der Amtögewalt enthalten — nur die Minifter zur Berant- 
wortung gezogen werden koͤnnen. 
Wenn man nun die unendliche Gntfernung bedenkt, welche zwifchen 
dem einzelnen Bürger und Ienen, welche den Staat regieren, auch in 
conftitutionelen Staaten befteht; wenn man all jene Schwierigkeiten, 
in Erwägung zieht, mit welchen ein gewöhnlicher Bürger, troß aller 
Grund⸗ und Menfchenrechte und der feierlichen Erklärung des Prinzi⸗ 
pes der Gleichheit, zu kämpfen hat, nur um feine Klage bei dem Mi⸗ 
nifter felbft anzubringen; wenn man bedenkt, mit welchen, Gefchäften 
diefer überlaben, und wie unmöglich es ihm ift, fich über jeden ein- 
zelnen Fall die gehörige Kenntnis zu verfchaffen: fo wird man beur- 
theilen koͤnnen, in wie fern das Recht, die Diener des Staates zur 
Verantwortung zu ziehen, durch Einzelne gebraucht werden könne ®). 
Wenn man den vorliegenden Gegenftand ohne jene Poeſie unter- 
fucht, womit man Alles, was in der Berfaffung ausgefprochen, ſchon 
als verwirklicht (als Errungenſchaft) zu betrachten pflegt, wird man 
. finden, daß fich die einzelnen Bürger conftitutioneller Staaten in Rüd- 
ſich jener Regterungshandlungen, durch welche fie ſich perfünlich. verlegt 
- fühlen, ganz in verfelben Lage befinden, als die Einwohner der mei- 
ften abfoluten Monarchien, d. h. daß ſich der praftifche Vortheil, den 
ihnen die Refponfabilität gewährt, auf Das Recht -befchränft, gegen alle 
Handlungen nieberer Behörden, Durch welche fie fih beeinträchtigt glau- 


*) Die feierliche Anerkennung eines wahren oder edeln Grundſatzes iſt immer 
von Bedeutung — fo tft auch der Grundſatz der Berantwortlichkeit immer von gro- 
er Wichtigkeit in conflitutionellen Staaten; nur beruht diefe Wichtigkeit mehr auf 
dem moralifhen Einfluß, welchen die Anerfennung biefes Prinzipes auf die Megies 
rung bes ganzen Staates ausübt, und es if eine arge Täufchung, wenn man glaubt 
- ben Einzelnen dadurch in die Möglichkeit verfegt zu haben, die Regierung bes 
Staates für alle Handlungen, durch welche ex ſich verlegt fühlt, wirklich zur Ver⸗ 
antwortung zu ziehen. Und doch ift es eben die Sicherheit gegen folche Rechte» 
verleßungen, wodurch die Refponfabilität für die Mehrheit der Bürger erſt wichtig 
wird, 


ben, bei den Miniftern Klage zu führen, während diefe blos für Die 
Art, in welcher fie fh ihres Ernennungsrechtes bebient, und dann 
zur Verantwortung gezogen werden koͤnnen, wenn fie bie ihnen vorge- 
legte Klage zu unterfuchen verweigern follten. 


Daß aber die Berantwortlichleit in Hinficht der Art, in welcher - 


man fi) des Ernennungsrechtes bedient — Fälle offenbarer Geldbeſte⸗ 
hung ausgenommen —, blos eine moralifhe fein koͤnne, tft eben fo 
einleuchtend, als daß die Unterfuchung ber Klagen gegen niebere Be- 
hörden — welche in einem civilifirten Staate, auch wenn berfelbe noch 
fo abfolut regiert wird, ja niemals verweigert zu werden pflegt — 
unter Berhältniffen, wo bie Unterfuchung wieder durch Beamte geführt 
werben muß, nur wenig praftifche Refultate hervorbringen wird. 

Welche Holgen das den Miniftern übertragene Recht, alle Behör⸗ 
den zu ernennen, auf die Verwaltung ausüben zeÜlle, mag dahin 
geftellt fein *). 

Die Folge dieſes Rechtes auf das Prinzip der Refponfabilität, 
befteht jevenfalls darin, daß für jene Handlungen- der Adminiftration, 
buch welche ſich der Einzelne in feinen Rechten verlegt fühlt, eigentlich 
Riemand zur Verantwortung gezogen werden fann, denn wie der nie- 
dere Staatsbiener, von dem die Verlegung Direct ausgegangen, blos 
als willeniofes Werkzeug einer höheren Gewalt zu betrachten ift, und 
daher zu niedrig fleht, um zur Verantwortung gezogen zu werden, fo 
ſtehen Diejenigen, bei denen ſich alle Refponfabilität concentriren follte, 
viel zu hoch. 

*) Wenn man bedenkt, daß man in centralifisten Staaten das Recht, Laufende 
von Staatsbienern zu ernennen, Solchen übertragen muß, 

bie fehr oft in einem ganz- anderen Fache thätig waren, als jenes if, wofür 
fie nun alle Stellen befeßen ſollen, 

bie ihr Amt nur furze Zeit führen, 

bie von ihrer PBartel und der Krone abhängig find, 

bie von ihren Ernennungen im Berbältniß wenig perfünlichen Schaden zu bes 
fürchten haben: — fo fann man, chne eben zu fehr für die Inflitutionen des Mittel 
alters eingenommen zu fein, meinen, daß troß aller Nachteile die Wahl der Ver⸗ 
waltungsbehörden durch Diejenigen, auf die fich der Kreis ihrer Verwaltung erfiredt, 


doch noch zwedmäßiger fei als jenes Syſtem, welches man in den Staaten ber 
Reuzeit befolgt. 


1) Weil es trotz aller Recdhtsfictionen, auf welchen man in un- 
ferer Zeit den Staat und die bürgerliche Yreiheit zu begründen fucht, 
der gefunden Vernunft wiverftreitet, daß man den Minifter für Hand⸗ 
lungen, die er weder gethan noch vermöge feiner übrigen Gefchäfte 
auch nur hätte thun Fönnen, blos darum verantwortlich mache, weil 
Jener, von dem die Rechtöverlegung ausgegangen, durch ihn ernannt 
worden ift. 

2) Weil die Frage: ob man Jemanden zur Verantwortung ziehen 
fönne, nicht von den Paragraphen der Berfaffung, worin von ber - 
Berantwortlichfeit die Rede ift, fondern von ber verhältnißmäßigen 
Stellung Desjenigen, der zur Berantiwortung gezogen werben fol, und 
Desjenigen, der denfelben zur Verantwortung ziehen will, abhängt, 
und weil in Staaten, wo man den Einzelnen der unendlichen Staats- 
gewalt ganz vereinzelt gegemübergeftellt hat, diefer fi in einer Stel- 
fung befindet, welche zu fubordinirt-ift, um ihm den praftifchen Ge⸗ 
brauch feiner onftitutionellen Rechte. möglich zu machen. 

Die Erfahrung bat, wie ich glaube, die Richtigkeit diefer Anfich- 
ten genugjam bewiefen, denn obwohl das “Prinzip der Refponfabilität 
in allen conftitutionelen Staaten beſteht und als eine ber wichtig⸗ 
ften Garantien Der Freiheit betrachtet wird, und obwohl die Ber- 
waltung in diefen Staaten nicht immer mufterhaft zu nennen tft, 
ja oft einen ſolchen Grad der Unterdrüdung auf die inzelnen 
ausgeübt hat, daß fich bei ganzen Claſſen der Staatsbürger ein, ent- 
ſchiedener Widerwille gegen die Staatsgewalt entwidelt hat, fo wird 
man "mir doch feinen Fall anführen können, wo ein Minifterium 
wegen ber im Detail der Adminiftration begangenen Fehler wirklich 
zur VBerantivortung gezogen worden wäre, ja auch nur feine Popula- 
‚ rität verloren hätte. - | | 

Das Prinzip der Refponfabilität Tann in centralifirten Staaten 
immer nur in Hinficht jener Regierungshandlungen zur Anwendung 
fommen, welche den ganzen Staat betreffen, und verliert dadurch einen 
großen Theil feiner praftifchen Bedeutung, welche das Recht, jeden 
Beamten zur Verantwortung zu ziehen, für den Einzelnen in folchen 
Staaten hat, wo jene Behörden, denen man die Berwaltung ber ein- 
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zelnen Gemeinden übertragen, nicht als willenlofe Werkzeuge der Cen⸗ 
tralgewalt betrachtet werden, und daher für ihre Handlungen direct 
zur Verantwortung gezogen werden fönnen. 

Eine weitere. Unterfuchung dieſes Gegenftandes zeigt uns aber, 
daß durch die Eentralifation das Prinzip der Refponfabiliiät auch in 
Hinficht jener Dinge, welche den ganzen Staat betreffen, fehr viel von 
feinem heilfamen Einfluß verlieren muß. 

Jedes Geſetz über die Berantwortlichkeit gehört feiner Natur nad 
in den Kreis der Strafgeſetzgebung. Sol es feinem Zweck enifpre- 
chen, fo ift es noihwendig, daß vor Allem die Uebertretung, für 
welche eine gefebliche Strafe feftgefegt wird, Har definirt fei, dann, 
- daß man dem Schuldigen alle Mittel, der gefeglichen Strafe zu entge- . 
hen, möglichft entziche. Da nun eine Elare Definition jener Uebertre⸗ 
tungen, die durch die Refponfabilität verhindert werden follen, unmög- 
lich ift, wenn man den Kreis, auf welchen ſich die höchſte Gewalt bes 
Staates erftredt, nicht Mar beſtimmt hat, und da man dem Minifte- 
rium in centralifirten Staaten unter dem Vorwand, daß es ja für 
Alles verantwortlich fei, auch die größten Mittel, fich jeder Verantwor⸗ 
tung zu entziehen, eingeräumt hat, fo ift es Har, daß alle Gefege über 
Berantwortlichkeit, auch in fo fern fich Diefe blos auf Die wirklich 
gemeinfamen Angelegenheiten des Staates beichränfen foll, in cen- 
trafifirten "Staaten ihrem Zweck weniger entfprechen müflen als 
da, wo die Pflichten der höchften Stantsdiener, aber auch die Mit- 
tel, deren fie fi zur Sicherumg ihrer Stellung bedienen fönnen, klei⸗ 
ner find. | 


C. Das Recht der Steuerverweigerung. 


Es ift eine allgemein angenommene Anficht, daß die bürgerliche 
Freiheit gegen alle ihr von der erecutiven Gewalt drohenden Gefahren 
durch nichts beffer geflchert werden Fönne als durch Das der gefeßge- 
benden Gewalt übertragene Recht, Die Steuern zu verweigern, wodurch 
die Vertreter des Volkes der Regierung alle Mittel, ihre Gewalt fort- 
zufegen, entziehen können. 

Ss wenig ſich gegen diefe Anficht theoretifch fagen läßt, fo fcheint 
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es mir doch, daß man ſich in Hinſicht der praktiſchen Folgen des 
Steuerverweigerungsrechtes darum, weil man biefen Gegenftand nur 
theoretifch unterfucht, großen Illuſtionen hingibt. 


Die Frage, wen das Recht der Befteuerung zufommen follte, iſt 


mit ber der Freiheit im innigften Zufammenhange. 

Wenn man der Staatögewalt das unbegränzte Recht der Be⸗ 
fteuerung einräumt, kann weder von einer bürgerlichen, noch von einer 
individuellen Freiheit die Rebe fein *). 


Nur Die Despotie, wie fle im Orient befteht, und der Communis- 


mus, d. 5. die Despotie einer im Ramen der Mehrheit regierenden 
Staatsgewalt, Tönnen auf das unbegränzte Befteuerungsrecht Anſpruch 
machen. = 

Die abfolute Monarche, die von der Despotie eben dadurch ver⸗ 
ſchieden iſt, daß ſie gewiſſe Rechte der Einzelnen, vor Allem das Ei⸗ 
genthumsrecht anerkennt, muß auch in Hinſicht des ihr zukommenden 
Beſteuerungsrechtes immer gewiſſe Graͤnzen anerkennen, wenn dieſe 
auch nur in der religioͤſen Ueberzeugung dem Rechtsgefuͤhl, und der Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit des Regenten ihre Garantie finden. 

Da das Recht, die Steuern zu verweigern, eine nothwendige 
Folge des Rechtes, ſie zu bewilligen, tft, fo kann dieſes Recht con- 
ſtitutioneller Geſetzgebungen in der Theorie nicht gelaͤugnet werden. 
Die Frage, in wie fern ſte ſich dieſes Rechtes praktiſch bedienen koön⸗ 


nen, hängt aber weder won den in der Berfaffung aufgeſteilten Grund⸗ 


fügen nody von dem Willen der Gefebgebung, fondern ganz allein von 
jenen Folgen ab, welche die Verweigerung der Steuern auf den Staat 
und die einzelnen Bürger haben würbe. 

Unter Berhältniflen, wie wir fie im Mittelalter finden, wo der 
Begriff des Staates mit jenem des Königthums iventifh war, und 








*) Da jeder Werth ein Product der Arbeit ift, und ein großer Theil der Staats: 
bürger aller Staaten das Einkommen, woraus er feine Steuer zu entrichten hat, 
durch Arbeit erwerben muß, fo ſchließt das Necht, die Stantsangehörigen unbegrängt 
zu befteuern, jenes, fie zur Arbeit zu zwingen, in fi, und ich wüßte nicht, worin 
"zwifchen biefem Rechte und der Sklaverei ein Unterfchleb beſtaͤnde. 


bie Macht desfelden mehr von der Größe ded Kronguted und der Pri- 
vatmacht des Königs als von der Theilnahme der Staatsbürger ab- 
hing; wo jeder Staat faft ifolirt daſtand und von einer europäifchen 
Politik noch nicht die Rede war; wo jeder Bafall und jede Staats⸗ 
gemeinde im Bereich ihrer Gerichtsbarkeit alle öffentlichen Gefchäfte ſelbſt 
beforgten, und die Nothwendigkeit, die Eultur und Induſtrie durch den 
Staat zu fhüsen, noch kaum geahnt worden tft; wo man von dem 
Staate faft nichts geforbert, und daher zu feiner Erhaltung auch wenig 
beigetragen: da Fonnte die Bewilligung oder Verweigerung der Steuern 
auf die Verhältniffe der Einzelnen feinen wefentlichen Einfluß ausüben, 
daher Fonnte die Geſetzgebung fich des Steuerverweigerungsredhtes, bei 
befien Ausübung man damals mehr feine Sympathien für den König 
als die Bedürfniſſe des Staates zu berüdfichtigen hatte, unbefchränft 
bedienen, Wer wird hieraus aber folgern wollen, daß die Geſetzgebung 
bei der Ausübung dieſes Rechtes auch jegt eben fo unumfchräntt 
verfahren Fönne, wo die regelmäßige Einzahlung der Steuern nicht 
nur für den Staat, fondern für alle Einzelnen ein Bebürfniß gewor- 
den ift? | 

Die Schweiz ausgenommen — Die diefe erceptionelle Stellung ihrer 
eigenthümlichen Lage, und vielleicht noch mehr den Berhältniffen, in 
denen fi, ihre Rachbarftaaten gegenfeitig befinden, verbantt. — gibt 
es heutzutage feinen Staat in Europa, der ohne Steuern auch nur 
einen Monat beftehen Fönnte. 

Das Recht, die Steuern zu verweigern, hat mithin für den Staat 
biefelbe Bebentung, welche für den Einzelnen die Möglichkeit, ſich felbft 
zu töbten, befigt, Die man als lebte Zuflucht. der Verzweiflung, doch 
ficher nicht als Mittel, ſich ein zufriedenes Dafein zu verfchaffen, 
betrachten kann, woraus fich ergibt, Daß das Recht der Steuerverwei- 
gerung in conftitutionelen Staaten heutzutage nur Darum wichtig ift, 
weil man in folchen Staaten bei beiden Theilen das gehörige Maß 
der Bernunft vorausfegen kann, daß Feine es zu dem wirklichen Ge⸗ 
brauch dieſes Rechtes kommen laſſen werde. 

Da keine Regierung ohne Steuern ihre Gefchäfte aus eigenen Mit- 
ten fortfegen, und Fein Volk eine Regierung, welche dieſes durch 
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die Unterſtützung fremder Mächte vermöchte, dulden kann, ſo iſt die 
wirkliche Verweigerung der Steuern mit der Revolution gleichbedeutend; 
weil man aber mit der Verweigerung der Steuern gewöhnlich die Ver⸗ 
fügung verbindet, daß die beftehenden Steuern noch bis zu einem 
gewiſſen Zeitpunkt erhoben werden follen, fo ift das Ganze nichts als 
eine Drohung, deren Wirkungen nothwendig davon abhängen müflen, 
ob die Verwirklichung bderfelben mit mehr oder weniger Schwierigfeiten 
verbunden fei. Bei einer ruhigen Ueberlegung aller Berhältnifie ift es 
aber Teicht, fich davon zu überzeugen, daß die mit der Verweigerung 
der Steuern verbundenen Schwierigkeiten in dem Maße größer fein 
müffen, als der Staat mehr centralifirt ift. 

1) Sind in einem Staate, wo die Bertheilung und Erhebung der 
Steuern von der Eentralregierung abhängigen Behörden übertragen ift, _ 
der Regierung mächtige Mittel in die Hände gegeben, wodurch fie die 
Gorterhebung der Steuern aud) gegen den Beichluß der Geſetzgebung 
durchzuſetzen vermag. — 

2) Muß die Verweigerung der Steuern da, wo durch dieſe Maß- 
regel nicht nur Die Regierung des Staates, fondern der Lebensunter- 
halt mehrerer hunderttaufend Staatsdiener gefährdet wird, nicht nur 
bei der Regierung, fondern bei allen Denjenigen, die mit den Staate- 
dienern in Familien oder anderen Beziehungen ftehen, felbft in Fällen 
offenbarer Berfaffungsverlegung auf den größten Widerftand ftoßen. 
Endlich 

5) laſſen fich Berhältniffe denfen, wo in einem Staate, in wel- 
chem fi) der Einfluß der Staatsgewalt blos auf einige ganz allgemeine 
Angelegenheiten, und auf Die Beziehungen, in welchen der Staat zu 
anderen Staaten fteht, befchränft, eine Unterbrechung der Thaͤtigkeit 
verfelben auf einige Zeit nur mit geringen Gefahren für das Beftehen 
des Staates verbunden iſt; wenn aber der Staat für Alled forgen 
- fol, wenn man Erziehung, Gerechtigfeitspflege und Adminiftration, 
wenn man alle Mittel, wodurd die Sicherheit der Perſon und. des 
Eigenthums erhalten werden, dem Staate übertragen hat, fo kann bie 
Zhätigfeit der Staatögewalt faum auf Tage unterbrochen werden, 
ohne alle Bande des forialen Lebens zu zerftören, und Verhaͤltniſſe her- 
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vorzurufen, Die zu furchtbar find, als daß die Meiften nicht lieber Alles 
von der Regierung ertragen, als ſich diefen ausfeßen würden. 

Daraus ergibt fih, daß auch das Recht der Steuerverweigerung, 
welches man als eine der Hauptgarantien der bürgerlichen Breiheit 
betrachtet, in centralifirten Staaten weniger praftifche Bedeutung befige 
als da, wo die Ausübung desfelben zwar mit großen Schwierigfeiten 
verbunden ift, aber wenigftend nicht die vollfommene Auflöfung jeder 
Sicherheit zur Folge haben muß. 


D. Die Möglichkeit des Widerſtandes. 


Nur Dasjenige befigt man wirklich, was man-zu vertheidigen ver- 
mag, und Durum liegt auch die Garantie jedes Rechtes in conftitutio- 
nellen Staaten in der Möglichkeit, allen Angriffen, denen es ausgeſetzt 
ift, zu widerftehen, und obwohl man in neuerer Zeit das Recht des 
MWiderftandes, welches man im Mittelalter in vielen Staaten durch 
eigene Gefege den Ständen zuerkannt, wegen der vielen höchft gefähr- 
lichen Folgen, weldye diefe Geſetze hervorrufen, nicht in der Ber- 
fafjung ausgeſprochen hat, fo ift Doch bie Möglichkeit des Widerftan- 
des — welche ja ohnehin nicht auf vem Buchftaben der Verfaffung, 
fondern auf Thatfachen beruft — auch heutzutage ebenfo als die letzte 
Garantie der bürgeslichen Freiheit zu betrachten, wie man die Möglich- 
feit des Widerftandes auch als die unerläßliche Bedingung der Sicher: 
“heit jeder Staatsgewalt betrachten muß. Denn da ein conftitutioneller 
Staat bei der ſchrankenloſen Freiheit Aller nicht beftehen kann, fo 
muß fowohl die Staatögewalt als das Boll in dem SKreife, welchen 
die Verfaffung der Macht der erfteren und der Freiheit bes letzteren 
angewiefen hat, auch die Mittel befiben, um jedem Angriff zu wider- 
ftehen. 

Ich wünfche nicht mißverftanden zu werben. Ich bin weit davon 
entfernt, behaupten zu wollen, daß Berhältnifle, wobei der Staatsgewalt 
oder dem Volke die materiellen Mittel des Widerftandes fehlen, allfogleich 
die fehranfenlofe Gewalt der Regierenden oder die fhranfenlofe Frei- 
heit des Volkes zur Folge haben müflen. Wie ein hoher Grad der 
Vernunft das Bolf von den Gefahren, welche ein Streben nad) un: 
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begraͤnzter Freiheit zur Folge hat, bewahren kann, ſo hat — wie uns 
die Geſchichte lehrt — die Religioſitaͤt, das Rechtsgefühl und die Tu⸗ 
genden des Regenten manche Staaten vor dem Uebel der Willkühr 
kraͤftiger geſchützt als jede Verfaſſung. Nur fo viel ſcheint mir gewiß, 
daß man hierauf nie mit Sicherheit zählen kann, und Die ganze Ge⸗ 
fchichte Liefert und den Beweis, daß fowohl die Macht der Staats: 
gewalt als die Freiheit des Volkes in conftitutionellen Staaten nicht 
von den Beftimmungen der Verfafiung, und oft nicht einmal von dem 
Willen des Regenten, dieſe zu ſchützen, jondern für die Dauer immer von 
der gegenfeitigen Stellung beider, d. h. von den Mitteln abhängt, die der 
Regent und das Volk zur Vertheidigung ihrer gefeblichen Rechte befiten *). 

Eben fo wenig will ich behaupten, baß ver thätliche Wider⸗ 
ftand als Garantie der Freiheit betrachtet werben Eönne Nur fo 
lange ein fefter Rechtszuſtand befteht, kann die Freiheit als geft- 
chert betrachtet werden, und Die Anwendung materieller Gewalt, 
weiche auch für die Stantögewalt immer gefährlich ift, muß wenig- 
ſtens für die Zeit, in ver man fich derfelben bedient, immer zum Unter: 
gange der Freiheit führen. Uebrigens befteht zwifchen der Möglich- 
feit des Widerftandes und einem wirklich thätlihden Wider: 
ftand ein weiter Unterfchleb, ja. die Urfache, wegen welcher wir bie 
erftere ald eine Garantie der bürgerlichen Freiheit in conftitutionellen 
Staaten zu betrachten haben, Tiegt eben darin, weil bort, wo bie 
Möglichkeit des Widerftandes in Fällen, wo das Volk oder die Staats: 
gewalt ihre Graͤnzen überfchrittten haben, Allen einleuchtend ift, Die 
thätliche Anwendung desfelben am beften vermieden wird. 

Der Werth, welchen die Möglichkeit des Widerftandes als Garantie 
ber bürgerlichen Freiheit beſitzt, hängt aber Inımer von zwei Dingen ab: 

1) ob ſich die Möglichkeit des Widerftandes auf jene Fälle be- 
fchränft, wo Die bürgerliche Freiheit wirlich angegriffen ift; 


*) Daß bier blos won conflitutionellen Staaten die Rede fein kann, verftcht 
fi) von felbft, da das Volk in abfolut monardifchen Staaten auf feine anderen 
Garantien, als die ihm die Sittlichkeit und Religiofltät des — bieten, An⸗ 
ſpruch machen kann. 
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2) in wie fern jene Mittel, durch welde man den Angriffen 
‚gegen die bürgerliche. Breiheit widerfteht, ohne die Anwendung materiel- 
ler Gewalt gebraucht werden können. 

Da nun.in centralifirten Staaten die Möglichkeit, der Staats⸗ 
gewalt zu widerflehen, nicht Davon abhängt, ob Die Berfaflung wirklich 
angegriffen worden fei, fondern vielmehr von dem Verhaͤltniß, in. wel 
chem fich die materiellen Widerſtandsmittel einzelner Barteien zu jener 
ber Regierung befinden, und der Widerftand, den man der Staatsgewalt 
leiftet, in folchen Staaten immer nur in thätlicher MWiderfeblichfeit und 
der Anwendung materieller Gewalt beftehen kann, fo ift es Far, baß 
jene Gefahren, welche aus der Möglichfeit des Widerftandes für den 
Staat entftehen, in jedem centralifirten Staate größer fein müflen, und 
man braucht blos ſich Desienigen, was in Frankreich feit einem halben 
Jahrhundert gefchehen, zu erinnern, um von der Richtigkeit der ange⸗ 
führten Säte überzeugt zu fein. 

Der Zwed einer jeden Bentralifation ift die Begründung einer 
abfoluten Staatsgewalt. Das Mittel, wodurch, man diefen Zwed zu 
erreichen ftrebt, ift die Vermehrung der materiellen Macht der Regie- 
rung einerfeitS, andererfeitd die Vereinzelung der Staatsbürger und Die 
möglichfte Bevormundung derfelben durch Die Staatsgewalt. Das 
Kefultat ift für Jene, die ſich im Beſitze der Staatsgewalt befinden, 
das. Bewußtfein ihrer unwiderftehlichen Kraft, für alle Uebrigen das 
Gefühl unendliher Schwäkhe*). 

Sch glaube nicht, daß die Ueberzengung der Regierenden, Alles 
thun zu fönnen, für die bürgerliche Freiheit ungefährlich ſei, eben fo 
wenig ift es das Gefühl der Schwäche und Bereinzelung, woburd in 
eentrahifirten Staaten das Selbftbewußtfein der Kraft in den Bürgern 
zerftört wird. Man täufcht fich jenoch, wenn man glaubt, daß durch die 
Gentralifation blos die Freiheit allein gefährdet werde. 


*) Ob man dieſe abfolute Gewalt einem Einzelnen, ober im Namen der Volfe: 
fouverainetät einer Mehrheit übertragen, ift gleichviel. Der Zweck der Gentralifa- 
tion muß immer bie abfolute Unterwerfung des Individuums unter die Befehle ber 
Staatsgewalt bleiben. - 
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Wie die Freiheit des Volkes im Staate gewiſſe natürliche Graͤnzen 
hat, die fie nicht überfteigen Fann, und wie das Streben, die Regie- 
rung mehr zu befchränfen, als die Natur der ihr übertragenen Ber: 
pflichtungen zuläßt, immer Das zur Folge haben muß, daß die Staats- 
gewalt die ihr im Gefeße verweigerte Macht thatfächlich ergreift, und 
dadurch das Geſetz, weldyes die Grundlage jeder bürgerlichen Freiheit 
bilden follte, vernichtet: ebenfo hat’ auch Die Gewalt der Regierung 
gewiffe natürliche Gränzen, die fie nie gefahrlos überfteigen Fann. Die 
Allmacht ift fo ausfchließlich ein Attribut der Gottheit, Daß jedes menſch⸗ 
liche Weſen, welches hierauf Anſpruch macht, immer auch das Streben, 
ſeiner Gewalt zu widerſtehen, hervorrufen muß. Hat man nun den 
Staat fo eingerichtet, daß ſich Die Regierung desſelben für unwiderſteh⸗ 
fich halt, fo ift mit MWahrfcheinlichkeit vorauszufegen, daß fie vermöge 
des dem Menfchen eingeborenen Triebes, feine Macht immer weiter 
. auszudehnen, die Freiheit immer mehr befchränfen, und hierdurch das 
Streben, ihrer Gewalt zu widerftehen, hervorrufen werde, welches um 
jo gefährlicher ift, als die Mittel des Widerftandes, welche das Volk 
jeder Regierung gegenüber befigt, demfelben durch Geſetze niemals ganz 
entzogen werben können. 

Man Fan in einem centralifirten Staate ber Gemeinde Das Recht 
der Selbftverwaltung entziehen, daß aber bei all den focialen Bezie⸗ 
hungen, in welchen die Bewohner derfelben Gemeinde zu einander 
ftehen, und der Gemeinfamkeit ihrer Interefien auch das Gefühl der 
Einheit in den einzelnen Gemeinden vernichtet werde, vermag die Ver: 
faffung eben fo wenig, als fie verhindern Fann, daß da, wo Taufende, 
ja Hunderttaufende zufammen wohnen, nit das Bewußtſein einer 
großen Kraft entftehe, oder daß man, weil die Verfaffung den Einfluß 
der Bürger_auf das Recht der Wahl befchränfen wollte, fich wirklich 
blos dieſes Mittel bediene, um feine Anfprüche geltend zu machen. 
Daraus ergibt fih, daß in centralifirten Staaten, wo der Trieb, 
der Staatsgewalt zu widerftehen, in dem Maße größer ift, ale 
diefe im Gefühle ihrer unwiderſtehlichen Macht fi immer wei⸗ 
ter auszudehnen geneigt ift, die Mittel des Widerſtandes nie ganz 
vernichtet werden Tonnen, nur daß bie Anwendung berfelben für 
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das Beftehen des Staates unter folhen PVerhältniffen immer gefähr- 
licher ift. Ä 

1) Weil die Mittel des Widerftandes in centralifirten Staaten 
nicht durch Das Geſetz beftimmt find, und Niemand ſich derfelben bedienen 
fann, ohne auch die Berfaffung des Staates anzugreifen. 

2) Weil in centralifirten Staaten der Widerftand gegen die Staats- 
gewalt immer heimlich vorbereitet fein muß, und daher nie vom gan- 
zen Volke, ja nicht einmal von der Majorität desfelben, fondern immer 
von einer im Berhältniß Heinen Fraction ausgeht. 

3) Weil unter Verhältniffen, wo man dem Bolfe alle conftitu- 
tionelen Mittel des Wiverftandes entzogen, dieſer nothwendigerweife 
mit einem thätlichen Angriff auf das Beftehende beginnen muß: 

Jede Garantie Der bürgerlichen Freiheit ift eine Befchränfung der 
Staatögewalt, und wenn, wir bei Diefer den Willen und die Fähigkeit, 
ftetS das Beſte des Staates zu befördern, vorausfehen, unjtreitig ein 
Uebel. | 

Auch die Möglichkeit des Widerftandes ift daher, eben weil wir 
fie als die ftärffte aller Garantien betrachten müflen, nicht ohne übele 
Folgen für den Staat denkbar, und die Geſchichte des ganzen Mittel: 
alters, fo wie all jener Staaten, wa man einzelnen Klafjen oder Kör- 
perfchaften einen hohen Grad der Selbftftändigfeit eingeräumt, und da⸗ 
durch Die Wiverftandsfähigfeit derfelben der Staatsgewalt gegenüber ver- 
größert hat, zeigt uns manche Fälle, wo die beften Abfichten einzel: 
ner Regenten an dem ihnen entgegengeftellten Widerftand gefcheitert 
find. Obwohl nun aber die übeln Folgen ähnlicher Einrichtungen nicht 
geläugnet werden können, und obwohl diefelben, weil fle nicht nur den 
zu fchnellen, fondern manchmal jeden Fortjchritt verhindern, oft Die 
Gefahren der Stagnation für den Staat hervorbringen, fo find doch 
diefe Uebel Heiner als jene, welche die Befolgung eines entgegengefeh- 
ten Syſtems in unferer Zeit hervorgebradht hat, und man braucht blos 
die Gefchichte der leuten fünfzig Jahre mit jener der frühern Zeiten zu 
vergleichen, um fich hiervon zu überzeugen. 

Menden wir unfere Aufmerkfamfeit der Gefchichte Frankreichs zu. 
Da man das Prinzip der Gentralifation in feinem Staate in einer 
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weiteren Ausdehnung angewendet, und da das Syſtem, welches man in 
anderen Staaten nachzuahmen ftrebt, dort ſchon am längften in Wirf- 
famfeit ift, kann das Beifpiel Frankreichs am beiten über bie Folgen 
der Centralifation belehren. 

In feinem Lande hat man dem Einzelnen alle Mittel, der Staats- 
gewalt zu wiberftehen, fo vollflommen entzogen als hir. Man hat 
alle focialen Stellungen möglichft nivellirt, hat die Autonomie der Pro- 
vinzen und Gemeinden zeritört, ia felbft die biftorifchen Erinnerungen 
des Volkes durch eine neue Eintheilung des Staatsgebietes zu ver- 
nichten gejucht. 

Nirgends fteht der Einzelne der Staatögewalt mehr vereinzelt, 
nirgends fteht er ihr fo ohnmächtig gegenüber. Nicht nur unter der 
Herrichaft des Gonvented und Napoleon’s ift die perfünliche Freiheit 
des Einzelnen in Frankreich mehr als fonft irgendwo befchränft worden, 
auch unter der milderen Herrfchaft der Reftauration und Ludwig Phi- 
fipp’s ift dasfelbe der Fall gewefen, und das Ereigniß vom 2. Der 
cember liefert uns den beften Beweis, wie fehr das Volk zum Ertragen 
einer ganz fchranfenlofen Hertichaft vorbereitet war; und Doch wird 
man mir fein Land nennen, in welchem man der, Staatsgewalt in 
einem Zeitraum von fünfzig Jahren öfter Wiverftand geleiftet, Feines, 
wo der Widerſtand einer Gemeinde, ja eines oft geringen Theiles der⸗ 
felben die Staatsgewalt fo oft 'geftürzt, ja die Verfaffung des ganzen 
Staates geändert hätte. Sranfreich, welches im 17. und 18. Jahr- 
hundert das Mufterland des Abfolutismus gewejen, ift in unferem 
Sahrhundert zum Mufterland der Revolution geworden, und eben weil 
damals jo viele Negenten fid, alle Mühe gegeben, Ludwig XIV. nad} 
zuahmen, — weil wir aus jener Zeit jo viele Duodez » Auflagen von 
Berfailles befigen, und man in feiner Bewunderung für das große 
Vorbild felbft für Stellvertreterinnen der Damen Maintenon, Pom⸗ 
pabour und Dubarry bedacht war, ift fpäter durch Andere, obwohl zum 
Glück mit eben fo wenig Erfolg, verfucht worden, auch die Dantons 
und Robespierres nachzuahmen. Ludwig XIV. und Alle, die ihm nach⸗ 
gefolgt, haben, indem fie den Staat centralifirt, das Gefühl der indi- 
viduellen Freiheit, und mit demfelben die einzige fichere Grundlage 
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jeder politiſchen Freiheit zerftört, Doch indem fie Died gethan, indem fie 
alfe früher beftandenen Mittel, der Staatsgewalt zu widerftehen, zu 
vernichten gefucht, haben fie zugleich auch bie Revolution vorbereitet. 


Fünfzehntes Rapitel. 
Einfluß der Eentralifation auf den Fortfchritt. 


Ich glaube im Vorhergehenden bewiefen zu haben, daß das Sy⸗ 
ftem ftrenger Gentralifation der Breiheit, auch wenn man darunter blos 
die Theilnahme an der Leitung des Staates, die fogenannte politifche 
Freiheit, verftehen will, nicht günftig fein Fönne, da durch die Cen⸗ 
tralifation alle Garantien diefer Freiheit gejchwächt werben. 

Wir wollen uns nun zur Unterfuchung der Frage wenden, ob 
das Syftem der Gentralifation, wie man glaubt, der gei- 
ftigen und materiellen Entwidlung der Staatsangehörigen 
förderlich fei, und den mächtigen Hebel, ja die Bedingung 
des allfeitigen Fortſchrittes bilde, auf den unfer Jahr- 
hundert mit Recht fo ftolz if? j 

Wie die Berührung verfchiedener Elemente in der Natur neue 
Verbindungen erzeugt, wobei ſich Wärme und Leben entwidelt, und Die 
Fülle verfchtedener Geftalten, der unerfchöpfliche Reichtum an neuen 
Formen, die nie unterbrochene Entwidlung der materiellen Welt, die 
uns zur Bewunderung hinreißt, nur als ein Ergebniß folcher Berüh- 
rungen betrachtet werden muß; ebenſo Eönnen fid Die geiftigen und 
materiellen Kräfte des Menfchen nur durch Berührung mit Anderen 
entwickeln 

Iſolirt man den Einzelnen, fo werben ſich die Kräfte desſelben, 
fo freigebig ihn die Natur auch ausgeftattet, ficher niemals entwideln 
fönnen. 

Die zweite Bedingung jeder Entwidlung ift das Bebürfniß. 

In dem Maße, als wir unfere Eörperlichen Kräfte weniger gebrau⸗ 
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chen, werden biefe erlahmen, während jedes befondere Bebürfniß, wie 
wir Dies an dem Beifpiel wilder Völferfchaften, oder Jener, die irgend 
ein Glied oder Organ verloren haben, fehen —, immer auch eine ent- 
fprechende Entwicklung unferer Körperlichen Fähigfeiten zur Folge hat. 

Gerade fo geht es mit den Kräften unferes Geiftes, ja felbft mit 
ven Anlagen unferes Gemüthes. Es ift die Nothwendigkeit, der koir 
die Entwidlung aller unferer Kräfte zu danken haben. 

Das Maß, in welchem gewiffe Einrichtungen des Staa— 
te8 der Entwidelung unferer geifligen und materiellen 
Kräfte förderlih find, muß daher von dem Maße abhän- 
gen, in welchem durch diefelben die Berührung zwiſchen 
den Einzelnen vermehrt, und das Bedürfniß, unfere gei- 
tigen und materiellen Kräfte zu gebrauden, vergrößert 
wird. 

Weil nun durch eine — Centraliſation der Einzelne möglichft 
vereinzelt wird, und Verhaͤltniſſe, wo man die Theilnahme der Einzel» 
nen an öffentlichen Gefchäften auf das Recht, fi ihre Vertreter zu 
wählen, befchränft und Jeden der größten Bevormundung durch den 
Staat unterworfen hat, auch das. Bedürfniß, unfere Kräfte zu gebrau- 
chen, Heiner machen: fo kann die Gentralifation die geiftige und koͤr⸗ 
perlihe Entwicklung ber Staatsangehörigen unmöglih in dem Maße 
befördern, als dies von ſolchen Einrichtungen des Staates zu erwarten 
ift, bei welchen der Einzelne nicht nur mit dem Staate, fondern aud) 
mit kleineren Gemeinfchaften und einer großen Zahl feiner Mitbürger 
in tägliche Berührung fümmt, und bei denen er in Hinficht der meiften 
Dinge, worin der centralifirte Staat dem Einzelnen beihülflich ift, auf 
feine eigenen Kräfte angewiefen ift. 

Da nun aber jeder Fortfehritt nur das Nefultat der indivi⸗ 
duellen Beftrebungen Einzelner ift, und daher von der Entwidlung 
der geiftigen und materiellen Kräfte der Einzelnen abhängt, fo kann 
eine Einrichtung des Staates, welche der Entwidlung der geiftigen 
und materiellen Kräfte der Einzelnen nicht förderlich ift, auch dem Fort- 
ſchritt im Allgemeinen nicht günſtig ſein. 

Wir wollen uns jedoch jeder weiteren theoretiſchen Discuſſion 
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dieſer Frage enthalten. Die Politik iſt eine Wiſſenſchaft der That⸗ 
ſachen. Wo diefe fehlen, bei dem Eintritte nie dageweſener VBerhält- 
niffe, mag man aus der Natur der Dinge oder aus Analogien Schlußfol- 
gerungen für die Zufunft ziehen, wo aber, wie hier, eine lange Reihe 
von Erfahrungen vorliegt, ift es überflüffig, unfere Schlußfolgerungen 
auf dem ſchwankenden Boden theoretifcher Gründe zu erbauen. Die 
Frage, welchen Einfluß das Syftem der Gentralifation auf die geiftige 
und materielle Entwidlung der Einzelnen und den Fortfchritt im All⸗ 
gemeinen auszuüben geeignet feien, Fann daher am beften dann beant- 
wortet werden, wenn man unterfucht, welchen — dieſes Syſtem 
bis jetzt ausgeübt hat. 

Eine gründliche Beantwortung diefer Frage würde eine Geſchichte 
der ganzen Entwidlung unferer Givilifation erfordern. Da ich über: 
dies bei meinen Leſern gefchichtliche Kenntniffe vorausfegen muß — 
für Iene, denen die Gefchichte unbekannt ift, ift es ohnehin überflüffig, 
über Politik zu fprechen —, und da alle Erfahrungen, aus welchen 
fich der Einfluß der Gentralifation auf den Fortfchritt beurtheilen Täßt, 
einander gleichen, genügt ed, wenn wir von ben hierauf bezüglichen 
gefchichtlichen Thatfachen blos die befannteften Furz erwähnen. 

Die ganze Eivilifation des Alterthums ift — wie ich fo oft be- 
merft — von ber der Gegenwart wefentlich verfchieden. Der Unter- 
fchied befteht darin, daß ber Begriff der Berechtigung des Individu⸗ 
ums als einer freien Perſoͤnlichkeit dem Alterthbum fehlte, und daß jedes 
Recht blos als ein vom Staate abgeleitetes und durch defien Beftehen 
bedingtes betrachtet wurde. Dasjenige, was wir unter der Yreiheit 
des Individuums in unferer Zeit verftehen, wird man Daher im Alter 
thum umfonft fuchen, und die Urfache, wegen welcher die Civilifation 
des Alterthums, troß aller Bewunderung, welche wir derfelben zu zollen 
gelernt haben, damals nicht jene Höhe erreicht Hat, zu welcher ſich 
‚mehrere Völker gegenwärtig aufgefehwungen, ift eben in Diefem Mangel 
und ber daraus hervorgehenden Beichränfung der felbftfländigen Thaͤ⸗ 
tigfeit des Einzelnen zu ſuchen, übrigens bietet und auch die Geſchichte 
des Alterthums Thatfachen, aus welchen ſich die vorliegende Frage 
entſcheiden laͤßt. 
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Zwei Völfer des Alterthums ziehen unfere Aufmerkſamkeit fa 
ausſchließlich auf fih: das Volk der Griechen und jenes der Römer. 
Bet jenem finden wir die größte Zerftüdelung, den höchften Grab ber 
Serbfiftändigfeit aller einzelnen Theile, einen faſt gaͤnzlichen Mangel 
der Einheit. In Rom fehen wir eine Centralifation, weniger voll 
kommen, als fie in manchen Staaten gegenwärtig befteht, Doch größer 
als fie das Alterthum bei fonft irgend einem Volke aufzuweiſen hat. 
Griechenland hat alle Gefahren, welche die Zerftüdelung, Rom alle 
Bortheile, welche die Centralifation für den Staat haben kann, erfah- 
ren; wenn wir aber nun nad den Refultaten fragen, welche biefe 
Verhältniffe auf die Entwidlung beider Völker, auf den Fortfchritt der 
Civiliſation in Rom und Griechenland hervorgebracht, müffen wir ge 
ftehen, daß in diefer Hinficht der Vorrang nicht der Beherrfcherin ver 
Welt zugefprochen werden koͤnne. Während wir in Griechenland ſelbſt 
in Augenbliden der höchften inneren Zerrifienheit, im Zeitraum bes 
Peloponnefifchen Krieges, der Herrichaft der Nachfolger Alerander’s und 
der Römer ein reges geiftiged Leben finden, hat Rom, flatt felbfiftän- 
dige Bahnen der Geſtttung einzufchlagen, fi) blos Dasjenige. ange: 
eignet — und mit wenigen Ausnahmen nicht einmal felbftftändig weiter- 
gebildet —, was es in Griechenland vorgefunden. Es hat fich feine Bil- 
dung erobert, und Dasjenige, was feine Sflaven erzeugt, gebraucht, 
ohne viel andere Verdienſte für die Civiliſation zu haben, als daß 
es den Begriffen, die e8 in Griechenland gefunden, den Stempel feiner 
Sprache aufgedrüdt und diefelben auf dem großen Markte der Welt in 
Circulation gebracht hat. 

Man wäre vielleicht geneigt, die geringen Fortſchritte, welche das 
römische Volk in feiner Gefittung gethan, anderen Urfachen zuzufchrei- 
ben. Die weltgefchichtliche Aufgabe, welche Rom gelöft, war die Be- 
gründung des Staates, die Entwidlung des Begriffes bürgerlicher Frei- 
heit. Wie hätte ein Volk, deffen ganzes Streben nad} diefem Ziele 
gerichtet war, in Mitten all ber Kämpfe, mit welchen es flch die Herr- 
fchaft der Welt erworben und biefelbe erhalten hat, viel für den 
Fortſchritt der geiftigen Bildung thun können? Wenn übrigens Rom 
in diefer Hinficht Geringes geleiftet, fo ift dies überdies ficher mehr ber 
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Despotie, der es erlegen, als der Bentralifation zugufchreiben, auch ift 
der große Unterſchied, welcher, was die geiftige Entwicklung betrifft, 
zwifchen dem römifchen und griechifchen Wolfe befteht, nicht politifchen 

Inſtitutionen, fondern einer ae Begabung beider Völker zu: 
zuſchreiben. 

Was das Erſte betrifft, jo war ja die Thätigkeit des römiſchen 
Volkes ſeit Auguſtus weder auf die Vervollkommnung des Staates noch 
auf die Begründung ber bürgerlichen Freiheit gerichtet, und das Kaifer- 
thum genoß durch lange Zeit der größten äußeren und inneren Ruhe, 
ohne daß fi darum die Civilifatton weiter entwidelt hätte. Ya, ale 
alle politifchen Kämpfe aufgehört und die Sicherheit des Reiches durch 
Regionen, und nicht durch dad Schwert der Bürger beſchuͤtzt wurde, 
fehen wir Rom in Hinfiht feiner geiftigen Bildung und feines mate- 
riellen Wohlftandes immer tiefer finfen. In der Literatur, wo an bie 
Stelle der großen Redner und Dichter, welche die Republif dem entite- 
henden Kaiſerthum als Vermaͤchtniß hinterlaffen, eine Reihe wortreicher 
Rhetoren auftritt; im focalen Leben, mo uns die Roheit, mit der 
man fih rein materiellen Genüffen hingab, faft mehr anefelt, al8 uns 
die Unfittlichfeit empört; endlich in Hinficht des allgemeinen Wohlftan- 
des und der Landescultur, welche immer eines der ficherften Zeichen 
ift, nach welcher ſich die Geftttung eines Volkes beurtheilen läßt — in 
jeder Hinfiht ift Rom während diefes Zeitraumes zurüdgegangen. 

Je vollfommener man ale Macht in der Hand eines Einzigen 
‚vereint, je mehr. man das felbfiftändige Leben aller Städte und Pro⸗ 
vinzen zerftört, je weiter man, mit einem Worte, in der Anwendung 
bes Prinzipes der Centralifation fortgefchritten, defto mehr finden wir 
die Provinzen des weiten Reiches entvölkert, das Land unbebaut, die 
Bevölkerung elend. 

Da der Staatögewalt in jener Zeit weder Eifenbahnen noch elef- 
trifche Telegraphen zu Gebote ftanden, fo fonnte das Syſtem der Gen- 
tralifation im römiſchen Reiche niemals gleichmäßig eingeführt werden, 
und man war genöthigt, in entfernteren Provinzen eine gewifie Selbit- 
fHändigfeit beftehen zu laſſen. In dem befchränkten Maße als Dies 
der Fall war, haben fi in biefen Provinzen Refte der alten Eultur 
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erhalten. Wer nach der Geſittung des Alterthums im dritten und vierten 
Jahrhundert frägt, muß fie in Gallien, Griechenland, Kleinaſien, Afrika, 
Aegypten fuchen, überall wird er mehr von ihr finden als in Italien, 
‘wo alles Leben dem Drud einer allmädhtigen Staatögewalt erlegen ift, 
und das ſtolze Rom mit feinen Marmorpaläften und Unflat, einem 
Ungeheuer gleich, zwifchen den blutigen: und ausgefogenen Reften aller 
italtenifchen Völker daliegt, als das Einzige, was noch eine Spur des 
Lebens an ſich träg. 

Und kann man Denjenigen, bie diefe unläugbaren Thatfachen 
nicht der Eentralifation, fondern der deöpotifchen Gewalt der Cäfaren 
zufchreiben wollen, kann man ihnen nicht antworten: daß das Sy- 
ftem abfoluter Gentralifation nothwendig die ganz abfolute Gewalt 
eines Einzigen zur Folge haben muß, und daß auch Die abjolute Ger 
walt eines Cinzigen nur durch die Gentralifation zu einer wirklich des⸗ 
- potifchen werden kann, daß daher, weil wir in ber Caͤſarenherrſchaft 
6108 die nothwendige Folge jener Grundfähe erbliden, welche der römi- 
ſche Staat befolgt, dieſe Grundfäge auch als Duelle all jener Uebel 
betrachtet werben müflen,; welche Rom, nachdem es der Gewalt Ein: 
zelner unterworfen wurde, betroffen haben? 

Auch hat ja die Entvölferung Italiens und die Verwüftung feiner 
einjt blühenden Landfchaften nicht erft mit dem Kaiſerthum begonnen. 
Zange, ehe hiervon nur die Rede war, haben die größten Bürger 
Roms die Abnahme eines Fräftigen Bauernftandes und die Verände- 
rung des Aderlandes in Weideland beflagt: Italien war zum Vor⸗ 
theil der Hauptftadt verwüftet, lange ehe ein Kaifer die Stufen des 
Capitols hinangefchritten. | 

Wenn man gewifle Erfeheinungen im Leben der Bölfer überhaupt 
nicht zu erklären vermag, oder nicht aus gewiſſen Urfachen erflären 
will, fo pflegt man ſich gewöhnlich auf Die angeborenen Anlagen eines 
Volkes zu berufen. | 

Wie man alle Handlungen des Einzelnen aus der Gonformation _ 
feines Schaͤdels herzuleiten fucht, jo hat man lange, bevor noch von 
einer Wiffenfchaft der Phrenologie die Rede war, in Hinficht ganzer 
Voͤlker ein ähnliches Berfahren befolgt. Wieviel hierdurch zur Elaren 
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Einfiht der Vergangenheit gewonnen worden fei, welche Ergebnifle 
die Phrenologie troß der vwiflenfchaftlihen Bormen, in die man fie 
gebracht, und troß des fanatifhen Glaubens, mit dem man an ihr 
fefthält, für die Wiſſenſchaft der Gefchichte haben werde, mag dahin- 
geftellt bleiben. Im vorliegenden Falle iſt jedoch die Erklärung der 
Verſchiedenheit der römifchen und griechifchen Cultur aus der Verſchie⸗ 
denheit der natürlihen Anlagen beider Bölfer auf Feinen Ball anzu- 
nehmen, aus zwei Gründen: 

1) war das römiſche Volk, vom erften Augenblide an, wo es 
in der Geſchichte auftritt, niemals eine beſondere Nationalität, und die 
übeln Folgen der römifchen Verfaſſung für die Eultur haben ſich mit 
der Herrfchaft Roms allmälig faft auf alle Völker des Alterthums 
erſtreckt, unter welchen wir felbft in Italien Völkerfchaften griechifchen 
Urfprunges finden; 

2) treten uns nad) der Theilung des römijchen Reiches, fowohl 
im Often ald Weften, gerade entgegengefebte Erfcheinungen entgegen. 
Während wir im byzantinifchen Kaiſerthum, wo wir — wenn aud 
nicht unvermifcht — die Refte des griechifchen Volkes zu fuchen haben, 
die höchfte geiftige Stagnation und ein allmäliges Hinfterben der Ge⸗ 


fittung wahrnehmen, hat fih Italien unter fcheinbar viel ungünfti- 


geren Berhältniffen vom 6. bis ins 15. Jahrhundert immer mehr ent- 
widelt, und zu ber Zeit, als Konftantinopel endlih erlag, in Hinficht 
der Eultur unter allen Ländern des damaligen Europas den höchften 
Plag eingenommen. 

Wer ſich mit der Gefchichte des Mittelalters auch nur — 
beſchaͤftigt, muß zugeben, daß ſich waͤhrend des ganzen Zeitraums vom 5. 
bis ins 11. Jahrhundert kein Staat in einer dem Fortſchritte ſcheinbar 
günſtigeren Stellung befand als das, byzantiniſche Kaiſerthum. Die 
Fluth der Voͤlkerwanderung, welche die Gebilde der roͤmiſchen Geſittung 
im Weſten zerftört, hat dieſelbe in einem Theile des byzantiniſchen Kai⸗ 
ſerthums nicht zu vernichten vermocht. Das Kaiſerthum befand fort 
mit einer in gewiſſen Zeiten höchft bedeutenden äußerlichen Macht, mit 
al dem Pompe und der Unbefchränftheit, die Diocletian der Faiferlichen 
Würde gegeben; die Gränzen des Reiches umfchlofien die fchönften und 
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damals cultivirteften Länder der Welt; wir finden ed im Beſitze einer 
der vollfommenften Sprachen, deren ſich der Menfch, um feine Gedan⸗ 
fen und Gefühle auszudrücken, bedienen fann, im Beſitze jener ganzen 
Literatur, welche, als fie dem weftfichen Europa zugänglich ward, als 
Grundlage der neueren Entwicklung der Wiflenfchaften gedient hat: 
und doch hat ſich im Werften Europas, wo man Alles, was die Ge- 
fittung des Alterthums gefchaffen, faft vollkommen zerftört hat, wo ſich 
aus den hundert Sprachen und Mundarten jener kriegeriſchen Horden, 
Die das weftliche Reich vernichtet, jene Sprachen, die der Gefittung 
neuerer Zeit ald Mittel dienen follten, erft allmälig bilden mußten, 
wo außer einigen Bruchftüden der römifchen Literatur kaum irgend 
etwas erhalten war, was der Wiflenfchaft als Anknüpfungspunkt hätte 
dienen können — und doc, hat fich die Bivilifation eben im Weften Eu- 
ropas, mitten im Getümmel nie endender Kriege und eines für ung 
faft unbegreiflichen Zuftandes der Unficherheit immer mehr entwidelt, 
während fle im Oſten immer mehr herabjanf. | 

Wohl weiß ih, dag man auch biefes anderen Urfachen zuzuſchrei⸗ 
ben pflegt. Man liebt es fehr, die Schidfale der Völker nach Reaumur 
und Bahrenheit zu beftimmen, und den Grad der Entwidlung oder 
Verſunkenheit der Wölker aus den Graden des Tchermometers der 
Mitteltemperatur jener Länder, die fie bewohnen, zu erflären; auch 
ift die hohe Begabung des germanifchen Volfsftammes, durch wel- 
chen die Welt verjüngt ward, faft zum Dogma geworben, für wel- 
ches alle Wunder der neuen Civilifation als Beweis angeführt werden. 

Wenn man aber bedenkt, daß alle Gefittung, fo weit fich Die 
Spuren berfelben verfolgen laſſen, von jenen Ländern ausgegangen ift, 
bie ihrer Mitteltemperatur nad zur Entwidlung der geiftigen Kräfte 
bes Menfchen ungünftig fein follen, und daß ber. größte Theil jener 
Begriffe, welche wir über die bürgerliche Freiheit und die Mittel, Die 
felbe zu begründen, befiten, eben da entflanden find, wo das byzanti- 
nifhe Reich fpäter feinen Geift und Gemüth tödtenden Einfluß bewährt 
bat, wenn man fih davon überzeugt, daß die Anfänge der neueren 
Gefittung eben in jenen Ländern Eräftiger auftreten, wo — wie in 
Gallien und Italien — das’ germanifche Element weniger zahlreich ver: 
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treten ift, und Daher einen geringeren Einfluß ausüben konnte, und 
daß fich die Civiliſation auch in diefen Ländern eben in jenen Kreifen 
zuerft entwidelt hat, auf welche ſich der Einfluß des germanifchen 
Elements am wenigften ausgedehnt, d. h. im Kreife der Stadtgemeinde: 
jo wird man wohl zugeben müflen, daß ſich der Fortſchritt der Givili- 
fation, den wir während des Mittelalters im Weften Europas im Ber- 
gleich mit dem Oſten wahrnehmen, weder aus Flimatifchen Berhältnif- 
jen, noch aus ben befonderen Eigenfchaften des germanifchen Volkes 
erflären laffen,. fondern daß die Urſache desfelben eben in ben ftaatli- 
hen Einrichtungen des Mittelalters zu fuchen fei. 

Denken wir uns die Völfer des weftlihen Europa in Zuftänden, 
wie wir fie im byzantinifchen Kaiferthum finden; denken wir uns das 
Ideal des weftlichen SKaiferthums verwirklicht, Die Kirche der weltli- 
hen Macht, alle Könige und Fürften dem Kaifer unterworfen; nehmen 
wir an, daß das weitliche Kaiferthfum jene kriegsmuthigen Horden, 
deren Streichen es endlich erlegen ift, allmälig in feinen Schoß auf- 
genommen, und — wie ed im Anfange gefchehen — in feinen entvöl- 
ferten Provinzen angeſtedelt hätte, und daß Die Macht der Gäfaren, 
ohne den Organismus des Reiches zu zerflören, dauernd in die Fräfti- 
gen Hände eines Barbarengefchlechted übergegangen wäre, oder daß 
fih die Einrichtungen Karls des Großen erhalten hätten, daß es den 
Herzogen und Grafen nicht gelungen wäre, ihre Würde erbli und 
ſich felbft vom Kaiſer unabhängig zu machen, wodurch der großartige 
Gedanke des Kaiſers, das ganze Reich durch feine Diener zu verwal- 
ten, vernichtet wurde; nehmen wir an — um mid kurz zu faflen —, 
daß das weitliche Kaiſerthum — wie wir dies bei dem öftlichen fehen — 
ununterbrochen fortbeftanden wäre, over daß man basfelbe in einer 
jener Epochen des Mittelalters herzuftellen vermocht hätte, wo Die ein- 
zelnen Staaten in ihrer Bildung noch nicht genug fortgefchritten waren, 
um den Anſprüchen des Imperators zu widerftehen: fo würde fih im 
Weften Europas ohne Zweifel dasfelbe Schaufpiel wiederholt haben, 
welches wir im Oſten gefehen, und die chriftliche Givilifation würde 
hier wie dort der Fräftigen Hand des Islam unterlegen fein, ohne 
fich je zur vollen Blüthe zu entfalten. 
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Ale jene Verhältnifie, denen wir die Entwidlung unferer Eivilifa- 
tion zu danfen haben, find blos durch die Zerftüdelung, wie wir fie 
im Mittelalter finden, möglich geworden. Neben einem ftarfen Kaifer- 
thum, welches die Fäden alles öffentlichen Lebens in feinen Händen 
vereinigt hätte, wäre weder das Beftehen einer felbftftändigen Kirche, 
noch die Entwidlung des Städtelebens möglich geweſen, und ftatt des 
Hortfchrittes, welcher eben durch die fortwährenden Berührungen des 
Berfehiedenartigen im Mittelalter entftanden ift, würbe uns Die allen 
Fortſchritt hemmende Allgewalt eines Einzigen entgegentreten. 

Indem fie durd die Zerftörung des römischen Reiches 
die Welt von der erdrüdenden Laſt einer Alles centralifti- 
renden Gewalt befreit, und die Begründung einer ähnli- 
hen Gewalt fpäter verhindert, dadurch haben die Völker 
germanifhen Urfprunges die neue Eivilifation möglich 
gemacht und können die Begründer derfelben genannt werden, ob- 
wohl jene Begriffe, welche unferer Civilifatton als Grundlage dienen, 
größtentheild dem Chriftenthum und Altertbum angehören, und Die dem 
Fortſchritte günftigen Verhältniffe im Anfange weniger durch die Ger- 
manen felbft, als durch andere Völker benutzt worden find. 

Das Bild, weldyes und die Gefchichte des Mittelalters im Ein- 
zelnen bietet, mag unerquicklich erfcheinen. Wohin wir ung auch wen- 
den, überall! treten uns Die fchroffften Gegenfäge entgegen, ein vaftlofes 
Ringen in jeder Richtung; eine unabfehbare Verwirrung aller Verhaͤlt⸗ 
niſſe. Völker, die auf einige Zeit unſere Aufmerkſamkeit auf ſich gezo- 
gen, und die zu einer großen Zukunft berufen fcheinen, verfchwinden 
vor unſern Bliden, neue tauchen auf, und während an einem Otte 
ſich aus der höchften Zerriffenheit allmälig, wie in Sranfreih, große 
Reiche geftalten, fallen große Reiche, wie Deutichland, immer mehr 
auseinander, und andere verfehwinden, indem fie theild mit fremden 
zu einem feften Ganzen zufammen wachfen, theils ſich zu neuen felbft- 
ftändigen Staatskörpern geftalten. 

Es ift ein Schaufpiel, jenem ähnlich, welches wir in unferer Zeit 
im Weften Amerifas fehen. An taufend Orten ift die Thaͤtigkeit des 
Hinterwälbler8 vorgedrungen, indem Jeder für fich arbeitet, Jeder, blos 
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ber eigenen Kraft vertrauend, den Kampf mit der Natur felbitftändig 
fortfegt, find mitten im Urwalde blühende Pflanzungen entftanden; wei- 
ter fieht das einfame Blodhaus, deſſen Bewohner den finftern Cypreſ⸗ 
fenwald erft zu lichten begannen, während in größeren Entfernungen. 
der Platz einer Stadt ausgeftedt ift und an einzelnen diefer Plaͤtze ſchon 
das rege Leben einer arbeitfamen Bevölkerung den Reiſenden überrafcht. 

Auch hier tritt uns das Bild unendlicher Verwirrung entgegen, 
auch hier wechfelt der Zuftand roher Natur mit jenem einer beginnen- 
den, ja fortgefchrittenen Cultur. Was für einige Zeit der Wildniß ab- 
gewonnen ſchien, finft zurüd in feinen früheren Zuftand, indem ber 
Menich, der ein Stück Erde urbar gemacht, feiner Mühe erlegen, ober 
in der Hoffnung, einen günftigeren Schauplag für feine Thätigfeit zu 
finden, weiter gezogen if. Doch mitten in diefer allgemeinen Verwir⸗ 
zung tritt uns eine Weberzeugung entgegen, welche uns das Chaotifche 
der Erfcheinungen vergefien, ja biefelben fehön und- erfreulich finden 
läßt. Immer weiter Tichtet fich der Urwald, immer flegreicher tritt uns 
das Banner der Cultur entgegen, immer unwiberftehlicyer drängt ſich 
uns die Vleberzeugung auf, daß Dasjenige, was für den Augenblid nur 
Verwirrung fcheint, blos der nothwendige Beginn einer großartigen Ge- 
ftaltung einer ‚neuen Civilifation fei, welche Alles, was die Welt bis 
ießt gefehen, an Ausdehnung und Sruchtbarfeit vielleicht übertreffen wird. 

Gerade fo wird Derfenige, der die Gefchichte des Mittelalters im 
Ganzen betrachtet, diefelbe al8 eine der großartigften Erſcheinungen er- 
kennen. Es ift das große Werk alkfeitiger Givilifation, dem wir in 
feinem DBerlaufe beimohnen, und fo unerfreulich uns die feheinbare Ber: 
wirrung, fo unleidlic ung Die Zuftände im Einzelnen fdjeinen mögen, 
fo EHar muß ‘es jedem Denkenden fein, daß das große Werf der Eivi- 
Iifation im Mittelalter, wie jenes der Civilifation Amerikas, nur unter 
Verhältnifien gelingen konnte, durch weldye die angeftrengtefte Thätigfeit 
Adler hervorgerufen und immer rege erhalten wurde. 

Dap die Eivilifation im Mittelalter eben fo wenig ihren höchſten 
Grad erreichen Fonnte, als bie vereinzelte Thätigfeit des Hinterwäldlers 
das Land in einen Garten zu verwandeln vermag, liegt außer Zweifel, 
und die Geflttung, welche wir am Ende des 15. Jahrhunderts in den 
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einzelnen Laͤndern Europas finden, fteht eben fo weit hinter jener ber 
Gegenwart zurüd als die Eultur der weftlihen Staaten Amerifas 
gegen jene Neuenglands. Die Entwidlung der Givilifation bedarf nicht 
nur der Zeit, fie bedarf auch jener Sicherheit der Verhältnifle, welche 
wir nur in geordneten Staaten finden; fie bedarf, um ihren hödhften 
Punkt zu erreichen, ded Zufammenwirfens unzähliger Kräfte, wie fie 
in der Bereinzelung des Mittelalterd nicht möglich war, und eben vieles 
Bedürfniß ift es, dem wir die allmälige Kräftigung der Staatsgewalt 
und das Entftehen großer Staaten zu danfen haben. 

Wenn aber das Entitehen größerer Staaten und die Erweiterung 
des Wirfungsfreifes der Staatögewalt, in fo fern Beides zur Begrün- 
dung einer feften Ordnung und -Sicherheit nothwendig war, dem Fort⸗ 
ſchritte zutraͤglich gewefen ift, fo war Dies Doch immer nur in. dem 
Maße der Fall, ald man die individuelle Freiheit hierdurch weniger be- 
fchränft hat, und wie uns die Gefchichte der legten drei Jahrhunderte 





den Beweis liefert, daß ein höherer Grad der Gefittung ohne das Be 


ftehen einer Fräftigen Staatögewalt, d. h. ohne Gentralifation in Hin- 
ficht jener Dinge, welche in den Kreis des Staated gehören, nicht er- 
reicht werben kann, fo zeigt fie uns zugleich, daß die Gefittung immer 
dort die bewunderungswürdigften Sortfchritte gemacht, wo das Prinzip 
der Gentralifation diefe Gränzen nicht überfchritten hat. 

Man vergleiche die Zuftände Englands, der holländifchen Freiſtaa⸗ 
ten, der Schweiz und Rordamerifas mit jenen Frankreichs und Spa⸗ 
niens, feit dieſes Land durch Karl V. feine mittelalterlichen Inftitutionen 
verloren bat, und man wird zugeben, daß die größten Ergebnifle in 
Hinficht des geiftigen und materiellen Fortſchrittes auch im Verlaufe 
der legten Jahrhunderte nicht durch eine ſtarre Gentralifation erreicht 
worden find. 
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Bechszehntes &apitel. 


Mittel, durch welche den Gefahren der Gegenwart begegnet 
werden kann. 


Ich glaube im Vorgehenden bewieſen zu haben, daß alle jene 
Gründe, welche man für die Centraliſation anzuführen pflegt, unhaltbar 
feten, und daß Staatseinrichtungen, wie man fie in Frankreich einge- 
führt, weder die Kraft der Staatsgewalt nody Die individuelle und 
politifche Sreiheit der Einzelnen noch den Kortfchritt der Geſittung be- 
fördern Finnen, 

Je mehr man über Die Sage der Gegenwart nachgedacht, defto 
mehr wird man ſich daven überzeugen, daß eine der Haupturfachen 
aller uns 'drohenden Gefahren eben in dem Syſteme ſchroffer Gentrali- 
fation zu ſuchen fei. 

In einer Zeit, wo man die Sflaverei als ein Verbrechen gegen 
die Natur betrachtet, wo man das Recht ber Selbſtbeſtimmung für Alle 
in Anſpruch nimmt und die Unterwerfung des Individuums unter einen 
fremden Willen nur in ſo fern als rechtlich begründet anerkennt, als 
dieſelbe durch die Nothwendigkeit, oder wenigſtens durch einen augen⸗ 
ſcheinlichen Nutzen gerechtfertigt werden kann, müſſen ſolche Einrichtun- 
gen des Staates, bei denen man von dem Grundſatze der unbedingten 
Unterwerfung des Individuums unter die Geſammtheit ausgegangen, 
wo man Feine Graͤnzen beſtimmt hat, innerhalb welcher ſich das In⸗ 
dividuum ober Eleinere Gemeinfchaften frei bewegen Tönnen, wo man 
dem Staate das Recht, alle Beziehungen des Lebens zu regeln, einge 
räumt, ohne ihm — wie dies der Sorialisumms viel folgerichtiger ge: 
than — die Verbindlichkeit aufzuerlegen, für das Wohlbefinden der 
Staatsangehörigen Sorge zu tragen: — — in einer folchen Zeit müffen 
jolhe Einrichtungen mit den Rechtsbegriffen der Menfchen um fo mehr 
im: Gegenfage ftehen, als diefelben den Sitten und Gefühlen der Völ⸗ 
fer widerftreben. | 

Man hat den Begriff des Rechts mit dem ber Gewohnheit in Ge⸗ 
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genſatz geftellt, hat jedes Gefühl Der trodenen Vernunft zu unterwerfen 
verfucht, ja die Sitten des Volkes verhöhnt; feine Gefühle mit Füßen 
getreten: ift e8 da zu verwunbern, wenn die Mehrheit desjelben Dasjenige, 
was mit al feinen Sitten, Gefühlen und Rechtsbegriffen im Wiber- 
ſpruch ftand, nicht als vernünftig anerfennen wollte? daß es troß, der 
logifchen Folgerichtigfeit, mit der man die einzelnen Verfügungen der 
Berfaffung von dem Prinzipe der Volfsfouverainetät abgeleitet, zur 
Annahme derfelben mit materieller Gewalt gezwungen werden mußte, 
und nur durch materielle Gewalt von der Zerftörung jener Form, in 
welche man es hineingezwängt, abgehalten werden kann? 

Man will alle Leiden, welche die Menfchheit in neueſter Zeit 
burchgemadht, der Herrfchaft des demofratifchen Prinzips zufchreiben. 
Meiner Meberzeugung nad) ift Dies ein Irrtum). Wie ed Verhält- 
niſſe gibt, wo Die Herrichaft eines Einzigen im Staate nothwendig ift, 
jo gibt e8 foldye, wo die gleihe Theilnahme Aller an der Staatögewalt 
al8 die einzig legitime Macht anerkannt werden muß. Die Urſache der 





*) Die Gefahr der Demokratie (ich meine hier nicht jenen brutalen Einſluß, 
welchen Maſſen auf die Regierung in neuerer Seit ausgeübt haben, fondern die ge: 
fegliche Gewalt, welche man dem Volke durch das allgemeine Stimmrecht auf die 
Leitung des Staates einräumt) Liegt durchaus nicht darin, daß man bie Leitung all 
gemeiner Staatsangelegenheiten der Menge überläßt. Wie fich jener Grad ber Ein: 
ficht, den die wirkliche Leitung bes Staates erfordert, auch bei Senen, die bei einem 
ziemlich hohen Genfus politifche Rechte ausüben, nicht vorausfeßen Täßt, und ſich der 
Einfluß derfelben daher immer auf das Recht befchränfen muß, Jene zu controlliren, 
die man mit der wirffichen Leitung des Staates beauftragt hat: fo fann meiner 
Anfiht nach in allen den gefammten Staat betreffenden Angelegenheiten ein ähnli- 
her Einfluß der Gefammtheit der Staatsbürger ohne Gefahr übertragen werben. 
Am Ende liegt ja die Ehre und das Wohl des Staates dem Tagelühner nicht we- 
niger als dem Epicier am Herzen. Die Gefahr des Vote universelle liegt darin, 
dag man dem Staate eine abfolute Gewalt über Dinge zufchreibt, die nicht ben 
ganzen Staat betreffen, durch welche der numerifchen Majorität die Entſcheidung von 
Fragen übertragen wird, wozu fie — weil fle nicht die Angelegenheiten des ganzen 
Staates, fondern jene Feinerer Gemeinfchaften betreffen — weder das Necht noch bie 
Fähigkeit befist. Daß aber diefe Gefahr nur eine Folge des Prinzips der Gentras 
lifation ift, welches man im Staate angewendet, ift ſchon darum Flar, weil diefelben 
Mebel und ‚Gefahren, wenn auch in Heinerem Maße, in allen Staaten beftehen, wo 
man bas Prinzip der Gentralifation befolgt hat. 
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meiften Uebel ift vielmehr darin zu fuchen, Daß man die Staatöge- 
walt durch das Syftem der Bentralifation zu einer ganz ab- 
foluten gemacht, und fo lange diefer Irrthum befteht, wird auch den 
Leiden, die wir erfahren, nicht abgeholfen werden, ob man die Stants- 
gewalt einem Einzigen, ob man fie einer Klaſſe oder dem geſammten 
Volke übergibt. 

Ueberall, wo man von dem Grundfag ausgeht, daß all Dasjenige, 
was für den Staat auch nur mittelbar wichtig ift, durch die Staats⸗ 
gewalt geregelt werden müfle, werden an Diefelbe Anforderungen geftellt, 
welchen fie nicht einmal annähernd zu entfprechen vermag *). 

Ueberall, wo die Leitung aller Gefchäfte im Mittelpunfte concen- 
trirt ift, muß fich jede Unzufrievenheit in diefem Mittelpunfte concentriren 
und das Streben nad) PVerbeflerung auf die Veränderung der ganzen 
Staatögewalt gerichtet fein, und darum muß, auch überall, wo man 
centralifirt, das Beftehen der Staatsgewalt immer gefährdet werden. 
In conftitutionellen Staaten dadurch, daß blos ein Punft gegeben ift, 
auf dem die Gefammtheit der Staatöbürger von ihrem Rechte, an der- 
Leitung des Staates Theil zu nehmen, praftifch Gebrauch machen Fann, 
und daher nothwendig auf dieſem einen Punkte ein Drängen und Trei- 
ben entftehen muß, welches für den Staat gefährlih iſt; im abfolut 
monardhifchen dadurch, weil die Unfähigkeit ded Regenten, wenn fie 
nicht nur die Leitung der allgemeinen Angelegenheiten bed Staates, 
fondern audy alle Intereffen der einzelnen Bürger gefährdet, immer 
auch das monarchiſche Prinzip, auf welches der ganze Staat begründet 
ift, in Die höchfte Gefahr bringen muß. . 


) Wenn wir in conflitutionellen Staaten fo oft die Klage hören, daß alle Par- 
teien, wenn fie zur Macht fommen, immer zu benfelben Mitteln greifen, welche. fie 
an ihren Gegnern verdammt, fo iſt Die Urfache diefer Erſcheinung weber in ber 
größeren Verderbtheit unferer Zeit, noch in dem bemoralifirenden Einfluffe der Macht, 
fondern darin zu fuchen, daß man ben Regierungen conftitutioneller Staaten insge⸗ 
fammt eine unmögliche Aufgabe geftellt, und daher Iene, bie fi im Beflge ber 
Macht befinden, dazu gezwungen hat, um nur ihren Berheißungen als Staatsmänner 
nachzukommen, felbft ſolche Mittel anzuwenden, die fie als Menfchen nicht ganz gut⸗ 
heißen fönnen. Wenige wiffen es, wie oft ſich Minifter in conflitutionellen Etaaten 
in einer Art von Nothſtand befinden. 
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Lin Volk beſteht aus Milltenen Individuen, dach alle zuſammen 
find auch nur Menfchen und Fönnen, collectiv genommen, fein Recht 
über den Einzelnen ausüben, welches mit der Würbe des Menfchen im 
Gegenſatze ſteht. Die Sklaverei einer Geſammtheit gegenüber ift 
eben jo naturwidrig ale jene, wo der Herr ein Einzelner if. Wenn 
die Freiheit des Individuums durch die Verfaffung gegen die abfolute 
Gewalt eines Einzelnen gefchüst werden muß, fo bedarf fie daher auch 
einer Mehrheit gegenüber eines foldyen Schubes und zwar um jo mehr, 
als eine Bielheit von Menichen ſich niemals felbft zu befchränfen ver- 
mag und die Gewalt des Volkes, eben weil fie größer als die eines 
einzelnen Herrſchers ift, auch feftere Schranfen nöthig bat. Ohne 
ſolche Schranken tft die Herrfchaft der Mehrheit nichts als die Unter⸗ 
drüdung ber Rechte des Individuums, welche fh aus der materiellen 
Gewalt der Maſſen erklären, aber niemals rechtfertigen läßt, eine 
Despotie, die um fo druͤckender ift, als man fie im Namen der Frei- 
beit ausübt. 

Und wodurch foll den in fe vielen Staatem beſtehenden Uebeln 
und Gefahren abgeholfen werden? 

Wenn die Urſache derſelben wirklich in der zu abſoluten Gewalt 
des Staates zu ſuchen iſt, ſo iſt mir nur ein Mittel wodurch 
dieſe wirklich beſchraͤnkt werden kann. 

Man hat ſich ſeit einem Jahrhundert daran gemöhnt, die einzige 
Garantie gegen den Abſolutismus in der Theilung ber Gewalten 
zu ſuchen. 

Ic; glaube bewiejen zu haben, daß es allerdings im Intereſſe der 
Freiheit liege, daß die Staatsgewalt nicht ausfchließlich. durch ein In⸗ 
bividuum oder eine Klaffe ausgeübt werde, daß aber jene Gewalten, 
beren der Staat, um zu beftehen, bedarf, weder jemals wirklich getheilt 
worden find, noch, ohne ven Staat zu gefährden, getheilt werben können. 
Nicht indem wir die Trennung der Gewalten, d. h. ein in fi unmög⸗ 
liches Ziel verfolgen, kann die Gewalt des Staates befchränft werben, 
die einzige wahre Garantie gegen ihr Mebermaß befteht darin: daß 
wir den Kreis, in welchem fich die ihrer Natur nad untheil- 
bare und im Intereffe der Gefammtheit unwiberftehliche 
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Staatsgewalt bewegt, auf die Leitung des gefammten Stan- 
tes und jener Intereffen befchränfen, welche allen Angehö— 
rigen des Staates gemeinfam find. 

Bei dem jeder Gewalt zufommenden Beftreben, ſich immer weiter 
auszudehnen, ift aber die theoretifche Feſtſtellung gewiſſer Gränzen, über 
welche fich die Stantögewalt nicht ausdehnen fol, nur in fo fern von 
Bedeutung, als man Dasjenige, was man der Staatsgewalt 
entziehen will, Anderen überträgt, die zur VBertheidigung 
ihres rehtlihen Wirfungsfreifes ftark genug find. Sol die . 
Staatögewalt befchränft werben, fo muß daher auch dafür geforgt fein, 
daß der Einzelne derjelben nicht vereinzelt gegenüber ftehe, 

_ Das einzige Mittel, durch welches man ſich gegen Die Allmacht des 
Staates in unferer Zeit ſchuͤtzen Tann, ift alfo ganz Dasfelbe, mit dem 
man fi) durch Jahrhunderte gegen jede Art des Abfolutismus verthei- 
digt hat; es befteht darin, daß man der Gemeinde, der Provinz 
‚ und überhaupt jenen Organismen, weldhe ſich im Staate 
befinden, und durch welche das Individuum mit dem Staate 
zufammenhängt, einen gewiffen Kreis der ſelbſtſtändigen 
Thätigfeit anweifet und dadurch der Staatsgewalt praktiſch 
fefte Grängen fledt. | 

Die Gränzen, die man ber Staatögewalt anweiſen muß, find nad 
der verfchievenen Lage, in welcher fid einzelne Staaten befinden, 
verfchieden. 

Se Fleiner der Staat ift und je mehr derfelbe zum Schutze feiner 
Selbſtſtändigkeit aller feiner Kräfte bedarf, um fo größer muß der Kreis 
jener Dinge fein, deren Leitung der Stantögewalt ausichließlich zus 
fömmt; im entgegengefesten alle ift es klar, daß, da die Zahl 
jener Interefien, welche allen Staatsangehörigen gemeinfam find, mit 
der Ausbehnung des Staats abnimmt, ſich der directe Einfluß der 
Staatsgewalt in größeren Staaten immer auf weniger Gegenflände 
erftredden müfje, daß ſich aber Fein Staat der Neuzeit *), fo fehr der⸗ 


*) Eben weil in den Staaten des Alterthums die meiften Interefien. aller Bürs 
ger des Staates gemeinfam waren, konnte ſich die Stantögewalt, ohne Rechtebegriffe 
zu verleßen, auf fo Vieles erfizeden. 
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ſelbe auch der Concentration feiner Kräfte bedarf, in einer Lage be— 
finde, wodurch die Vernichtung jeder felbftftändigen Bewegung der Ge- 
meinde oder Provinz gerechtfertigt wäre, ift -eben jo gewiß, als daß 
e8 gegenwärtig feinen Staat gibt, worin auch nur der größte Theil 
der Interefien der Mehrheit gemeinfam wäre; und hieraus ergibt fich, 
daß auch Fein Staat zu finden fei, wo bie Anwendbarkeit dieſes Mit- 
tels mit Gründen des Rechtes oder der Nothwendigfeit geläugnet wer: 
den Eönnte, 

Ob wir und das Entftehen der Staaten durch Eroberung oder 
Vertrag erklären, ob wir annehmen, daß das Bedürfniß, fich gegenfeitig 
anzufchließen, oder äußerer Drud der Begründung unferer Staaten zur 
Beranlaffung gedient; man hat weder einzelne Individuen erobert, noch 
ift ein ſolcher Vertrag durch einzelne Individuen eingegangen worden, 
und die Einheiten, aus deren freiwilliger Vereinigung der Staat her: 
vorgegangen ift, find, wie es ſich ın allen Staaten des weftlichen Eu⸗ 
topas mit der größten hiftorifchen Gewißheit nachweifen läßt, nicht 
Sndividuen, fondern Fleinere Gemeinfchaften gewefen. Kein 
Staat würde ſich, wenn heute alle Bande, welche denfelben zufammen- 
halten, gelöft wären, in einzelne Individuen, jeder würde fich in Pro⸗ 
vinzen, Grafichaften, Gemeinden auflöfen und die Bande, Die den 
Einzelnen an feine Provinz, Nationalität und vor Allem an feine Ge- 
meinde Fnüpfen, find fo mächtig, daß es felbft in Frankreich trog der 
eonfequenten Anftrengungen von mehr ald einem halben Jahrhundert 
nicht gelungen iſt, diefelben zu zerftören. — Um, diefe zu Fräftigen, um 
der Provinz, Nationalität, und vor Allem der Gemeinde eine Stellung 
zu geben, in der fie der Staatögewalt als Schranke dienen Eönnen, ift 
daher faft nichts nöthig, ald daß man fie von dem Drud befreit, unter 
welchem dieſelben feit der franzöftfchen Revolution verfünmert find, und 
dies ift meiner feften Ueberzeugung nad der Weg, auf welchem bie 
Sreiheit und durch fie der Staat wirflidy gefichert werden Tann, und 
jene Gefahren, vie felbft unferer Civilifation drohen, abgewendet wer- 
den müflen. 

Man Hat fich bisher faſt ausfchließlich mit der Srage befchäftigt, 
wie die höchſte Gewalt im Staate einzurichten fei, man bat’ darüber 
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nachgedacht, wie fi die Kuppel des Staatsgebäubes recht großartig 
wölben laſſe, ohne Die niederen Theile des Baues, auf welchen fie ruhen 
ſoll, zu berüdfichtigen. Iſt e8 zu verwundern, wenn man auf diefe Art 
dazu gefommen, daß man ftatt eines mächtigen Domes — man erlaube 
mir den Vergleich — ein riefenhaftes Parapluie errichtet, welches aber, 
weil ed fo groß war, jedem Sturme, ja feiner eigenen Schwere er⸗ 
legen ift? j 

Nur wenn die höchſte Staatsgewalt auf einer feften Grundlage 
ruht, kann diefe felbft gegen alle Gefahren gefichert werben, und das 
Material, aus welcher fich eine folche erbauen läßt, ift nur da zu finden, 
wo jene Fleineren Gemeinfchaften, welche die Zeit zu einem großen Staate 
zufammengebaut hat, Die gehörige Seftigfeit befiten. + 

Wo folhe beftehen, da wird in dem Augenblide, wo für bie Flei- 
neren Gemeinfchaften das Bepürfniß der Vereinigung entftanden iſt — 
wie es in unferer Zeit überall befteht —, ein fefter Staat begründet 
fein; ohne dieſe kann weder bie Freiheit noch die Macht der Staats- 
gewalt jemals gefichert werden. Denn da für die große Mehrheit der 
Menſchen nicht Das, was auf dem Gipfel des Staates, fondern Das- 
jenige, was in dem engeren Kreife, worin fie fich bewegen, geichieht, 
von Wichtigkeit ift, fo Tann die Freiheit nur da als gefichert betrachtet 
werden, wo viele Einzelne diefelbe praftifch genießen, und da der Be- 
griff jedes Beſitzes durch den gewifler Grängen beftimmt ift, fo kann 
auch der Beſitz der Macht für Die Staatsgewalt nur dann als gefichert 
betrachtet werden, wenn man biefer Macht, fo groß ſie iſt, gewiſſe 
Graͤnzen vorgezeichnet hat. 

Die Grundlage jeder Freiheit, welche das Individuum im Staate 
genießt, iſt jene Freiheit, die man ihm im Kreife feiner Gemeinde ein- 
geräumt, Die befte Garantie feiner Abhängigkeit von dem Staate ift Die 
Abhängigkeit, in der er ſich feiner Gemeinde gegenüber befindet; nur 
wo jeder einzelne Staatsbürger ſich an die Ausübung Politifcher Rechte 
und die Erfüllung politifcher Pflichten in Eleineren Kreifen gewöhnt, ift 
in einem größeren Staate der Befig politischer Freiheit ohne Unord- 
nung, und .die Begründung einer feften Ordnung ohne Despotie mög- 
lih, Ob Beides in den einzelnen Staaten möglich fei, ob ftatt der 
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Schwankungen der Gegenwart ein feſtes dauerndes Staatögebäube be⸗ 
gründet werben könne, hängt ganz davon ab, in wie fern in den eit- 
zelnen Staaten die Begründung eines fräftigen Gemeindelebens möglich ift. 

Daß es Staaten gibt, in denen Dies mit großen Schwierigfeiten 
verbunden fein mag, liegt außer Zweifel, und in Frankreich z. B., wo 
man bie Ölteverung des Staates gewaltfam zerftört und. die Gemein- 
den ſeit einem halben Jahrhundert zu vollfommener Unmündigkeit er- 
zogen hat, mag ber Augenblick noch fern fein, wo Die volllommene Her- 
ftellung Deffen, was man ganz vernichten wollte, endlich gelingen wird; 
eben fo ficher iſt es aber, daß jene Gliederungen, deren der Staat zu 
feinem Leben bedarf, felbft in Sranfreich zum Theil wenigftens noch be- 
ftehen, und daß die Begründung der Freiheit, ja die Begründung eines 
geordneten Staates daher aud hier nur Davon abhängt, daß man, 
ſtatt wie bis jegt die durch die Geſchichte entflandenen Gebilde zu zer 
flören, diefelben zu Fräftigen und ſich ihrer im Intereſſe des Staates 
zu bedienen fucht. 

Ob mun bald zu diefer Einficht fommen wird? 

Ich glaube ja. 

Die neuefte Zeit hat den Völkern die Lehre gebracht, daß ſich 
Dasjenige, was Jahrhunderte erzeugt, niemald Durch den Willen eines 
Augerfblides — und wenn es auch der Wille von Millionen wäre — 
serftören laſſe. Sollte die Thatſache, daß der Staat nicht ein nad 
dem Plane Einzelner errichtetes Gebäude, fonbern ein durch Jahrhun⸗ 
derte erwachfener Organismus ift, nicht Allen Har geworben fein ? 
Nicht Die Symmetrie, nicht das Gleichgewicht der Hefte Kalt ven Baum, 
jedes ſcheinbar unregelmäßig an den Aeſten hängende Blatt ſaugt Le 
bensfraft aus der Luft für das Ganze, jede Safer feiner vielverzweigten 
Wurzel ift ein Band. mehr, welches ihn in feiner Stellung fefihält. 
Wenn man die Krone des Baumes regelmäßig befchneiden will, ent- 
sieht man ihm” feine Lebenskraft, wenn man ihn feiner verzweigten 
Wurzeln beraubt, hat man ihm die Kraft, dem Sturme zu widerſtehen, 
genommen: follte man nicht zu ber Heberzeugung fommen, daß eine 
ähnliche Behandlung bes Staatsorganismus ganz : Folgen er- 
zeugen müfle ? 
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Schon hat man eingefehen, daß eine Univerfalmonardyie für Die 
Dauer unmöglich fei, man hat eingefehen, daß die Einrichtung einer 
folhen für das Menfchengefchledht ein Unglück wäre, weil es nicht 
denkbar ift, daß eine Regierung die Angelegenheiten der ganzen Welt 
zwedmäßig zu leiten im Stande fei, follte man es ſich noch lange ver- 
hehlen wollen, daß biefelben Gründe nichts von ihrem Gewichte ver- 
lieren, wenn man fie gegen —— ——— wie wir ſie 
in Frankreich finden? 

Ale Staaten der Gegenwart erinnern und an jenen Koloß, deſſen 
Haupt, wie uns die Sage berichtet, von Bold, defien Füße von Thon 
geformi waren. Statt das ſchwere Gebäude des Staates auf feften 
Maſſen organifch verbundener Gemeinfchaften zu begründen, follten ihm 
die einzelnen Individuen, zwifhen welchen man jeden Zufammenhang 
zerftört, al8 Grundlage dienen. Ich glaube, wir haben der Erfahrungen 
genug gemacht, um einzufehen, daß ſich das Gebäude des Staates 
eben fo wenig als ein anderes auf beweglichem Sande erbauen läßt, 
und daß die Macht, welche der Wille des Staates über alle Glieder 
desfelben ausüben fol, durch andere Mittel zweckmaͤßiger erreicht wer- 
den könne, als wenn man,‘ um den einzelnen Gliedern des Staates 
die Fähigkeit zu entziehen, dem ———— zu widerſtehen, jedes 
derſelben verſtümmelt. 





Fünftes Bud. 


Durch welche Mittel das Streben der einzelnen Theile 

des Staates nad) vollfommener Selbftitändigfeit und das 

Streben der Staatsgewalt nach unbeſchränkter Herrichaft 
in den gehörigen Schranfen gehalten werden Tann. 


Erlſtes Bapitel. 


Ueber. das Maß, in welchem das Prinzip der Selbfiregierung 
im Staate anzuwenden ift, 


(Cine der Urfachen jener Ruthlofigkeit, in der wir uns in Hinſicht der 
Frage befinden, durch welche Mittel den Gefahren, die faft alle Staa- 
ten bedrohen, abgeholfen werden Fönne, liegt darin: daß wir Das⸗ 
jenige, was vor und gefchehen, nicht unferer Aufmerkfamfeit würdigen 
und gar nicht darüber nachdenken, ob jene ‘Aufgabe, an deren Löfung 
wir uns fo fruchtlos abmühen, nicht fchon früher befriedigend gelöft 
worden fei. 

Es tft natürlich, wenn wir uns durch die Civilſation des Alter⸗ 
thums mehr als durch jene des Mittelalters angezogen fühlen. Der 
Anblick eines vollendeten Organismus iſt immer anziehender als der 
eines ſich erſt entwickelnden, auch haben wir ja ſo lange gegen das 
Mittelalter gekämpft, daß wir uns mehr gewöhnt haben, ung mit feinen 
Ichlechten als mit feinen guten Seiten zu befchäftigen. Wenn wir uns 
aber davon überzeugt, daß die Menfchheit troß jener Fehler, welche in 
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‚ ven flaatlidhen Einrichtungen des Mittelalters unläugbar vorhanden 
waren, in diefer Epoche beveutend vorgefchritten ift, fo mäffen wir ein- 
iehen, daß mitten, zwifchen den fehlerhaften Einrichtungen des Staates 
in jener Zeit auch etwas höchft Zweckmäßiges beftanden haben müffe, 
woraus fich diefer Fortſchritt der Gefittung erflären läßt. Es Tiegt 
dieſes aber unftreitig in der Organifation Eleinerer Gemeinfchaften 
im Staate. 

Wie der allfeitige Fortſchritt, den wir in dieſer Epoche wahrneh- 
men, dem Beftehen unzähliger, in einem befchränften Kreiſe faft felbft- 
ftändiger Gemeinfchaften zu danken ift, die alle gleichzeitig an ihrer 
eigenen Entwidlung gearbeitet haben, und deren jede für einen gewiffen 
Kreis ald Mittelpunkt der Geſittung gedient hat; jo fonnte die Achtung 
vor dem Rechte, welche die Grundlage jeder geordneten Staatseinrich- 
tung ift, in einer Zeit wilder Leidenfchaften und geringer Aufklärung 
nur dadurch erhalten, der Begriff des Rechts mit jenem der Breiheit 
nur dadurch innig verbunden, ja identifch werben *), daß die Zahl 
jener Kreife, in weldyen der Einzelne Berechtigungen genoß, und daher 
die Zahl der, wenn auch nur in einem engen Kreiſe Berechtigten fo 
groß war und Geber, indem er am eigenen Rechte fefthielt, die Rechte 
Anderer achten lernte. — Kur duch die Municipaleinrichtungen des 
Mittelalter ift das Individuum vor der Unterbrüdung durch Die 
Staatögewalt, wie fle im römifchen und byzantiniichen Kaiferthume 
beftand, gefhügt worben, nur file find es, die der bürgerlichen Freiheit 
bis in die neuefte Zeit als Garantie gedient haben **), und es ift 
meine fefte Ueberzeugung, daß all den fehweren Uebeln, welche gegen- 
waͤrtig felbft die Eriftenz des Staates zu gefährden jcheinen, wieder nur 
durch dasfelbe Mittel, nämlich durch eine vernünftige Anwendung des 
Prinzips der Selbftregierung (selfgovernment), abgeholfen werden könne. 


*) Es ift befannt, daß im ganzen Mittelalter das Wort Freiheit für Dasjenige 
gebraucht wurde, was wir mit dem NAusdrud Recht bezeichnen; Hiervon Fümmt es, 
daß dasfelbe gewöhnlich auch in der vielfachen Zahl gebraucht wurde und eigentlich 
immer blos von Freiheiten, nicht aber von der Freiheit die Rede war. 

*) Nur wo man an den mittelalterlichen Einrichtungen fefthielt, haben’fich we- 
nigſtens Refte ber bürgerlichen Freiheit bis in bie neuefte Zeit erhalten. 


— 30 — 


Ich glaube, daß ſich Guizot wenigftens im Ausdruik getäuſcht, 
wenn er bie Urfache der meiften Uebel der Gegenwart im Prinzip ber 
Demokratie zu finden glaubt, ebenfo täufchen fich aber meiner feften 
Veberzeugung na auch Diejenigen, welche alle Leiden, die wir erfah⸗ 
ren, den Mangel conftitutioneller Einrichtungen in Hinficht jener Dinge, 
bie den ganzen Staat betreffen, zufchreiben. 

Die Urfache jenes allgemeinen Unbehagens, welches ſich in allen 
Berhältniften des Lebens äußert und, weil es MAllen fühlbar if, ven 
Staat am meiften gefährbet, kann nicht darin gefucht werben, daß man 
die höchfte Stantsgewalt im Namen des Prinzips der Bolfsfou- 
verainetät einer Berfammlung, oder im Namen des göttlichen Rechts 
einem Einzigen übertragen hat”. Die Urfahe muß tiefer gefucht 
werden, und wie wir bie Größe des Uebels nur dann in feiner ganzen 
Ausdehnung zu beurtbeilen vermögen, wenn wir unfere Aufmerkſamkeit 
nicht ausichließlid dem Staate — ald einem Ganzen — zuwenden, 
fondern vielmehr über die Berhältnifle, Anfichten und Beftrebungen der 
einzelnen Klafien und Individuen, aus welchen der Staat befteht, klar 
zu werben fuchen, fo ift die Erflärung dieſes Uebels nur in den Stel⸗ 
lungen, weldhe man dieſen Klaſſen und Individuen im —— ange⸗ 
wieſen, zu finden. 

Guizot hat in feinem Werke „Ueber Die Demokratie in Frankreich⸗ 
ausgeſprochen, daß es das größte Gebrechen aller Staaten der Gegen⸗ 


*) Die abfolute Demokratie wie die abfolute Monarchie ift immer nur eine 
Mebergangsitufe, and unter gewiffen Verhaͤltniſſen eine nofhwendige zu anderen, zweck⸗ 
mäßigeren Einrichtungen des Staates. Wie jene überall zur Herrfchaft fommen 
muß, wo man bie Nriftofratie, welche früher im Staate beftand, gewaltſam vers 
nichtet, und doch nur einer neuen Ariftofratie als Ausgangspunkt dient, die fi von 
felbft entwidelt, wenn die DVerfchiedenheit der einzelnen Stellungen zum Borfchein 
tömmt: fo Fann die abfolute Monarchie bei einem geringen Grabe der Gefittung, auf 
welchem fich die Einwohner des Staates im Allgemeinen befinden, ober der großen 
Gefahr, welche der Selbfiftändigfeit des Staates von außen, oder feiner Exiſtenz 
von innen droht und die Goncentration aller Kräfte erfordert, für eine gewiſſe Zeit 
eine Nothwendigfeit fein, muß aber, wenn fid; biefe Verhältaifte ändern, allmälig 
einer anderen Regierungsform Platz maden; wie dies felbft die größten Staats⸗ 
männer abfoluter Monarchien immer auerfannt haben. 
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wart fei, daß in denfelben das Individuum der ungebeuren 
Staatögewalt vereinzelt gegenübergeftellt werde. Nur wenn 
Jeder feine Rolle vollfommen fpielen wird, wenn man dem 
Einzelnen die Möglichkeit, fich zu erheben, bietet, ohne Daß 
er Andere herabzugiehen braucht, wenn man, wie es die Hol- 
länder in ihrem Lande gethban, für Dämme und Kandle ge- 
forgt, um dem @inbrud der Fluthen einer ungeregelten De- 
mofratie zu widerftehen, Eönnen wir — feiner Anficht nad) — einer 
befjeren Zukunft entgegenfehen. 

Sch bin ganz derſelben Anſicht, nur glaube ich, daß feine viefer 
Bedingungen einer befferen Zukunft anders zu erreichen iſt, ald wenn 
man von dem Prinzip der Centralifation, welches man in allen 
Staaten neuerer Zeit befolgt, abgeht, und indem man die Thätig- 
keit des Staates auf Dasjenige befchränft, was Direct den 
Staat betrifft, oder nur durch den Staat geleiftet werden 
kann, alle Aufmerffamfeit einer feften und zwedmäßigen 
Drganifation der Gemeinde zuwendet. 

Nur ein feſt begründetes Gemeindeleben ift das Mittel, durch wel- 
ches Die Vereinzelung, in welcher ſich das Individuum der ungeheuren 
Gewalt des Staates gegemüber befindet, aufgehoben werben kann, ohne 
daß dadurch die Eriftenz des Stantes geführbet würde; nur wenn man 
in den einzelnen Bommunen die gehörige Zahl von Schaupläben er- 
öffnet, worauf Taufende irgend eine Rolle fpielen können, ift e8 zu er- 
warten, daß Jeder feinen Part tücdhtig durchführen werde. Soll taufend 
Ambitionen eine Befriedigung, fol aud dem niedriger Geftellten die 
Möglichkeit, fi zu erheben, geboten werben, fo müffen viele niebere 
Stufen beftehen, an deren Erklimmung bie Kraft von Tauſenden ihre 
Beichäftigung findet, und nur die Commune ift es, Die ung foldhe Stu- 
fen bietet. Ein den Staat in allen Richtungen durchziehendes Commu⸗ 
nalleben ift daB Bett, worin das Bedürfniß, ſich geltend zu machen 
und auf öffentliche Gechäfte Einfluß zu gewinnen, ohne den Staat zu 
gefährden, fich ergießen Fannz in ihm hat man das Syitem der Kanäle, 
worin fi die brohende Fluth der Demokratie ruhig vertheilt, während 
eben in dem Beftehen feft organifirter Communen auch die gehörige 
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Zahl jener Dämme gefunden wird, an denen fi die Macht der De- 
mofratie, auch wenn fie den Staat ald Ganzes regiert, im Einzelnen 
allmälig brechen muß. | 

Nur durdy die Begründung felbitftändiger Communen Tann ber 
Staat gegen die Gefahren, mit welchen ihn das allgemeine Streben 
des Volks bedroht, an der Leitung öffentlicher Angelegenheiten Theil 
zu- nehmen, gefichert werden, und das befte Mittel, durch welches 
bie Freiheit des Einzelnen gegen die Uebergriffe der Staats— 
gewalt in demofratifchen Staaten gefhüst werben Fann, ift 
demnach dasſelbe, mit welhem man die Freiheit des Indivi- 
duums monardifchen Staatdgewalten gegenüber durch Jahr— 
hunderte gefhüst hat, nämlih die Begründung feſt organi- 
firter Gemeinden. Mebrigend find al diefe Gründe, fo wichtig fie 
und fcheinen mögen, nody immer nicht genug, damit wir uns unbedingt 
für Diefes Syftem entfcheiden. 

Wenn wir aud) von der Ueberzeugung ausgehen, daß jeder Staats- 
förper einer gewiffen Gliederung bedürfe, und daher das Streben, jedes 
eigenthümliche Leben Fleinerer Gefelfchaften zu zerftören, befonders in 
größeren Staaten als höchft zweckwidrig betrachten müſſen, fo ift doch 
hiermit die Frage: weldhes Maß der Selbftftändigfeit man den 
einzelnen kleineren Gemeinfhaften im Staate einräumen könne, noch 
nicht entfchieden, und eben diefe Frage ift von der höchften praftifchen 
Wichtigkeit. Iſt ja doch die ganze Politik nichts als die MWiffenfchaft 
des rechten Maßes, in welchem verfchievene Grundfäge angewendet 
werden follen! 

So verſchieden die Rage der einzelnen Staaten des weftlichen Eu- 
ropas auch ift, fo find doch bei Entfcheidung diefer Frage überall zwei 
Thatfachen zu berüdfichtigen: | 

1) daß das Beftehen großer und zur Vertheidigung ihrer ftaat- 
lichen Selbftftändigfeit Fräftig organifirter Staaten in unferer Zeit eine 
Nothwendigkeit if; 

2) daß man bei jeder Heineren Gemeinfchaft, in dem Maße als 
fie ſich felbftftändiger fühlt, das Streben, den Kreis ihrer Selbftftän- 
Digfeit zu erweitern und ſich von jener Abhängigfeit, in welcher 
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fie ſich dem Staate gegenüber befindet, ganz zu befreien, voraus⸗ 
ſetzen müſſe. 

Aus dem Erſten ergibt ſich, daß die Selbſtſtaͤndigkeit, welche man 
der einzelnen Gemeinde einraͤumt, nie jenen Grad erreichen dürfe, 
wodurch dieſelbe für das Beſtehen größerer Staaten gefährlich wird. 

Aus dem Zweiten folgt, daß das Maß der Selbftftändigfeit, wel- 
ches man der Gemeinde im Staate einräumt, um fo ‘größer fein 
könne, als die Einheit des Staates durch zweckmäßige Inftitutionen 
beſſer gefichert ift und gewifle Verhältnifie beftehen, durch welche das 
Streben nach vollfommener Unabhängigfeit, welches wir bei einzelnen 
Gemeinden vorausfegen, im Gleichgewicht erhalten wird. 


Zweites Rapitel. 


Das Maß der Selbitftändigkeit, welche man Eleineren Gemein- 
fchaften im Staate einräumen kann, hängt von dem Grade der 
Feſtigkeit ab, die der Staat ald Ganzes befigt. 


Menn wir am Schluffe des Mittelalters ftatt einer Unzahl Elei- 
nerer faft felbtftändiger Gemeinweſen, in welche die Völfer des weſt⸗ 
lichen Europas im Beginne dieſes Zeitraums getheilt waren, eine kleine 
Zahl größerer Staaten finden, fo iſt es nicht der gewaltige Wille 
Einzelner, dem wir dieſe fo allgemeine Erfcheinung zufchreiben müf- 
fen. Andere, viel wichtigere Urfachen find e8, welche derfelben zu 
Grunde liegen, 

Die erfte und wicdhtigfte dieſer Urſachen finden wir im 
Ehriftenthbum. Da die Sitten und Rechtsbegriffe jedes Volkes in 
der innigften Verbindung mit der Religion vesfelben ftehen, fo daß jede 
Veränderung in der religiöfen Anfchauungsweife des Volkes eine ent- 
Iprechende Veränderung in den Sitten und Recdhtsbegriffen desfelben her: 
vorrufen muß und jede Veränderung der Sitten und Rechtsbegriffe 
eine Veränderung ber Religionsanfichten nach fich zieht, fo konnte fich 
jene Zerftüdelung, welche im Beginne des Mittelalters durch die Völker- 
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wanderung und die niedere Stufe der Geſittung, auf welcher ſich die 
Menſchheit damals befand, entſtanden war, bei der Herrſchaft einer 
Religion, welche bie Brüderlichkeit aller Völker und die Einheit des 
ganzen Menfchengefchlechtes als Grundſatz aufgeftellt, unmöglich lange 
erhalten. — Wie bie firenge Sonderung der Staaten des Alterthums 
auf den religiöfen Anfichten beruhte, wonach jever Staat feine eigenen 
Götter befaß, und wie ſich die religiöfen Anfichten des Alterthums von 
dem Augenblide an, wo ſich die einzelnen Staaten erit näher traten, 
dann ihre Selbftftändigfeit verloren, allmälig umgeftaltet haben: fo 
ftand der Begriff der Einheit, welchen das Chriftenthum aufgeftellt, 
mit ber ftarren Sonderftelung Fleinerer Gemeinfchaften im Widerfpruch, 
und wenn man auch auf dem Gebiete Der weltlichen Macht diefe Ein- 
heit nicht zu verwirklichen im Stande war, und die Beftrebungen, im 
römifchen Kaifer das Analogon des römischen Papftes zu fchaffen, 
immer mislungen find, fo mußte doch der Begriff der Einheit der gan- 
zen Chriftenheit um fo mehr als Mittel der Vereinigung dienen, als 
die Macht, welche die Religion auf das Gemüth der Menfchen damals 
ausübte, größer war. 

Die zweite Urſache liegt in der Stellung, in welder fid 
das römiſche Chriſtenthum im Verlaufe des Mittelalters be— 
fand. Dur den Islam, der es in feiner Eriftenz bebrohte, durch Die 
Begeifterung, dad Grab des Erlöfers. aus den Händen ber Ungläubis 
gen zu befreien, find alle chriftlichen Völker zur Vereinigung ihrer Kräfte 
gezwungen worden, um dem gemeinfamen Beinde gegenüber als ein 
großes Ganzes zu erfcheinen, woburd mit dem Bewußtſein der Vor⸗ 
theile, welche die Vereinigung bietet, aud) das Streben, aus ber ifolir- 
ten Stellung, in ber man fich früher befand, herauszutreten ‚aus 
nehmen mußte. 

Endlid war drittens, als durch Das — dieſer 
Urſachen und mehrerer anderer — worunter wir vor Allem das Be- 
bürfniß friedlichen Verkehrs, welches eine nothwendige Folge der zu- 
nehmenden Gefittung ift, zählen müſſen — einzelne größere Staaten 
entjtanden waren, für alle anderen die Nothwendigkeit gegeben, ſich 
entweder ſolchen größeren Staaten anzufchließen, ober, um dieſen 
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gegenüber ihre Selbftfländigfeit zu bewahren, ſich mit anderen kleineren 
Stanten zu verbinden. | 

Alle diefe Urfachen, denen wir das Entftehen größerer Staaten im 
Mittelalter zufchreiben müflen, wirken auch heutzutage fort. 

Wenn man auch annimmt, daß das Ehriftenihum als Religion 
viel von feiner Macht auf dad Gemüth der Menfchen verloren habe; 
fo find doch jene Begriffe, die wir dem Chriftentbum verdanfen, und 
unter dieſen der Begriff der Einheit des ganzen Menfchengefchlechtes in 
unferer Zeit mächtiger als je; der Gegenfah, in welchem fid) das ge- 
ſammte Ehriftenthum mit dem Islam befand, hat viel von feiner Wich⸗ 
tigfeit verloren; übrigens befteht, wenn wir bie Völker, die fich unter 
dem Einfluß der römifhen Kirche entwidelt, im Ganzen betrachten, 
zwifchen der Givilifation des weftlichen und jener des öftlichen Chriften- 
thums ein mächtiger Gegenfaß, der in vielleicht Furzer Zeit einen ebenfo 
mächtigen Platz in der Weltgefchichte einnehmen wird; und bei ber 
Größe und Macht fo vieler Staaten ift das Beftehen Eleinerer felbft- 
ftändiger Gemeinfchaften heutzutage noch weniger möglich als es vordem 
war. Hieraus ergibt fi, daß die Auflöfung der gegenwärtig 
beftehenden größeren Staaten eben fo wenig von dem ®Vil- 
len Einzelner abhängt, als wir das Entftehen derfelben dem 
Willen Einzelner zuſchreiben fönnen, daß mithin das Streben 
des einzelnen Landes, der Nationalität, der Gemeinde und des Sndivi- 
duums nur in fo fern ein vernünftiges genannt und bei der Ein- 
richtung des Staates berüdfichtigt werden kann, als durch dasfelbe das 
Beftehen größerer Staaten nicht gefährdet wird. 

Da nun jene Selbftftändigfeit, welche man einzelnen Theilen des 
Staates oder Bolfes eingeräumt, für den Staat ald Ganzes in dem 
Maße weniger gefährlich fein muß, als dieſer ftarf und widerftands- 
fähig iſt; fo ergibt fi von felbft, daß das Maß der Selbftftän- 
digkeit, welches man der Brovinz, der Nationalität, der Ge— 
meinde und dem Individuum im Staate vernünftigerweife 
einräumen fann, um fo größer fein müffe, als man den 
Staat durch zweckmäßige Einrichtungen ſtark gemacht hat, 
bag mithin jene Einrichtungen des Staates, durch welche dieſer gefräftigt 


_ 336 — 


wird, mit dem Beftehen provinzieller, nationaler und communaler Selbft- 
ftändigfeit nicht nur nicht im Widerfpruche ſtehen, fondern als Bedin⸗ 
gung zu betrachten find, wodurch Diefe erft praftiih möglich wird *). 

Und dies ift der erfte Grundfag, welchen wir, wenn es fih um 
die Vermehrung der Selbftftändigfeit der einzelnen Theile des Staates 
handelt, nie aus den Augen verlieren bürfen. 


Brittes Bapitel. 


Einige Folgerungen diefes Grundſatzes. 


Es ift befannt, daß die Macht des Staates im Mittelalter fehr 
gering war. — Aud nachdem das feudale Königthum große Länder- 
complere nominell feiner Gewalt unterworfen hatte, war dod der Ein- 
fluß, welchen der König (d. h. die Staatögewalt) damals auf’ die ein- 
zelnen Theile ausübte, äußerſt bejchränft; ja dieſer Einfluß mußte, 
auch wenn ihm das Streben aller einzelnen Theile nach Eelbitftändig- 
feit weniger hindernd in den Weg getreten wäre, ſchon darum dußerft 
befchränft bleiben, weil der Regierung des Staates bei dem geringen 
Grade damaliger Gefittung all jene Mittel, durch welche die Concen⸗ 
tration der Kräfte eined großen Staates möglich wird, fehlten. 

Eben weil die Staatsgewalt fo ſchwach war, weil man fie in 
- Folge der nody nicht überwundenen materiellen Hindernifje nicht ftarf 
genug zu organifiren vermochte, war jede Selbftftändigfeit der einzelnen 
Theile für die Einheit de8 Ganzen damals fo gefährlich. 

In unferer Zeit ift Died nicht der Fall. Weil uns alle Mittel zu 
Gebote ftehen, um die Staatsgewalt ungeheuer flarf zu machen, Fann 


*) In fo fern es feine Regierungsform gibt, wo die Staatsgewalt durch die 
Eonfequenz, mit welcher .man ſich ihrer ‚bedienen fünnte, flärker wäre als in ab- 
foluten Monardhien, fo ift auch dieſe Form diejenige, unter weldyer man den ein- 
zelnen Theilen des Staates — im Interefie des Ganzen — ein ae Maß der 
Selbfiftändigfeit einräumen könnte. 
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auch den einzelnen Theilen des Staates, ohne Gefahr für fein Beftehen, 
ein größeres Maß der Selbftftändigfeit eingeräumt werden; nur muß 
hierbei dafür gejorgt fein, daß 

a) Die Staatsgewalt innerhalb des Kreiſes, den fie auszufüllen 
berufen ift, vor Conflicten, welche ihrer Macht, auch im alle fie Sie: 
gerin bleibt, immer gefährlich find, moͤglichſt bewahrt werde; 

b) daß der Staatsgewalt der freie Gebraudy jener Mittel gefichert 
fei, deren fie zur Erfüllung ihrer Aufgabe bedarf. 

Es folgt hieraus: 

1) daß, da Alles, was zur Gefeßgebung, Regierung und Ber- 
tretung des Staats gehört, nur durch die Staatsgewalt felbft gefchehen 
fann und jeder einzelne Theil des Staates zwar analoge Rechte, aber 
nur in dem befchränkten Kreife eines befonderen Gemeinwefens aus- 
zuüben berechtigt ift, das Recht der einzelnen Gemeinde, in ihrem Kreife 
gewiffe Normen feftzufegen (das Statutarrecht), fo wie jenes, fich felbft 
zu regieren, eben fo wenig unbegrängt gedacht werden könne, ald man 
einzelnen Theilen des Staates das Recht einer bejonderen Vertretung 
anderen Staaten gegenüber zugeftehen darf. Wie das Recht, ſich inner: 
halb eines gewiffen Kreifes felbft zu regieren, für die Gemeinde eine 
nothwendige Folgerung des Prinzips der individuellen Sreiheit ift, fo 
ift der Grundfag, daß die Gränzen, innerhalb welcher Fleinere 
Gemeinfhaften diefes Recht ausüben Fönnen, durch den 
Staat beftimmt werden müffen, eine nothwendige Folge des Be- 
pürfnifjes, zu welchem das Beftehen größerer Staaten für und gewor: 
den ift. Nimmt man für die einzelnen Theile des Staates ein höheres 
Map der Selbftftändigfeit an, oder gibt man das Recht des Staates, 
die Gränzen zu beftimmen, innerhalb welcher die Gemeinde fich felbit- 
ftändig regieren kann, in der Theorie zu, läugnet aber das Recht der 
Stantdgewalt, jede Gemeinde, im Fall fie ihren gefeglichen Kreis über- 
fchritten, factifch in ihre Gränzen zurüdzuweifen, fo hat man Grumd- 
ſätze aufgeftellt, welche mit dem Beftehen des Staates im Gegenfate 
ftehen. Wie man von der Anficht ausgegangen, daß das Beftehen 
größerer Staaten eine Rothwendigfeit fei, jo muß man aud) die Unter- 
ordnung der einzelnen Theile unter die Gefammtheit als nothwendig 

II. 22 
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anerfennen, da ja ein Staat ohne diefe eben fo wenig beftehen Fann, 
al8 wir ung überhaupt irgend eine Gefellichaft denfen können, wo in 
Fällen des Conflictes die Intereſſen des Einzelnen jenen der Gefammt- 
fammtheit nicht untergeordnet würden. 

2) muß dem Staat der freie Gebrauch jener Mittel gefichert werben, 
deren berfelbe zur Xöfung feiner Aufgabe bedarf; wie wir alfo das Recht 
des Staates, feine Angehörigen im Berhältniß der allgemeinen Bebürfnifie 
zu befteuern, nicht in Zweifel ziehen fönnen, fo muß demfelben das 
Recht, eine Kriegsmacht zu halten und ſich der zur Beforgung feiner 
Gefchäfte nöthigen Zahl von Beamten zu bedienen, zuerkannt werben. 

Es ift befannt, daß der Staat im Verlauf des Mittelalters feine 
eigene Kriegsmacht, fondern nur das Recht befaß, fich der Kriegsmacht, 
über welche die einzelnen Theile des Staates zu verfügen hatten, zu 
feinen Zweden zu bedienen, oder ſämmtliche Staatsangehörigen zu den 
Waffen zu rufen, und es ift zu begreifen, wenn bei den großen Ko- 
ften, mit welchen die Erhaltung größerer Heere verbunden ift, und bei 
den Gefahren, welche durch fie für die bürgerliche Freiheit entftehen können, 
bei Bielen der Gedanke Raum faßt, ob es nicht befier wäre, auch in 
unferer Zeit ein ähnliches Syſtem zu befolgen. Wenn man übrigens 
bedenft, daß bei dem gegenwärtigen Stand der Kriegsfunft der Kricgs- 
dienft nur durch geübte Truppen zwedmäßig geleijtet werden Tann, und 
daher, im Fall man dem Staate das Recht, eine eigene Kriegsmacht 
zu halten, abfprechen will, man den einzelnen Theilen des Staates bie 
Pflicht, dies zu thun, auferlegen müßte, wodurch diefe im Verhältniß 
zum Gefammftaat ein Mebergewicht der materiellen Kräfte erhalten wür⸗ 
den; — wenn man bedenkt, daß durch Diefes Syitem viel mehr an der 
Einheit der Kriegsmacht verloren würde, ald man an den Koften ihrer 
Erhaltung erjpart; wenn man bedenkt, daß der Staat feiner Kriegs⸗ 
macht nicht nur Äußeren Feinden gegenüber, fondern unter gewiſſen 
Berhältniffen aud, im Inneren des Staates beburf, und daß es eben 
biefer Mangel einer eigenen Kriegsmacht war, dem die Schwäche der 
mittelalterlichen Staaten zuzufchreiben. ift, fo müflen wir ung für un 
jere Zeit wenigftens entfchieden. gegen dieſe Anficht erflären. 

In Hinfiht der Frage: ob der Staat nicht den größeren Theil 
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feiner Gefchäfte den einzelnen Gemeinden, oder vielmehr Jenen über: 
tragen Fönne, welche mit der Leitung der Communalangelegenheiten 
beauftragt find, ift meine Anficht der obigen aͤhnlich. Wenn ich aud) 
feinen der Uebelftände, mit welchen eine zu große Zahl von Beamten 
verbunden ift, Iäugne, und alle Vortheile einer fo bedeutenden Erfpa- 
rung der Aominiftrationdfoften ‘ganz zu würdigen weiß, fo glaube ich 
doch, daß überall, wo man biefes Syſtem befolgt, der Staat ben ein- 
. zelnen Gemeinden gegenüber nie das gehörige Maß der Kraft befigen 
fann. Wohl fann man in den Gefepen feftftellen, daß der Kommunal: 
beamte in Hinficht aller Dinge, die er für die Staatsgewalt verwaltet, 
blos diefer verantwortlich ſei; daß er aber bei einer doppelten Verant- 
wortlichkeit fich in Fällen von Gonflicten eher der Commun als dem 
Staat zuneigen wird, it eben fo gewiß, als es vorauszufeßen ift, dag 
die Commun das entgegengefehte Verfahren ihrer Diener, die auch dem 
Staate verantwortlich, aber doch von ihr abhängig find, in den mei- 
ſten Fällen entgelten würde. — Eben weil es im Intereſſe des Staates 
liegt, daß der Rechtskreis des Staates und jener feiner einzelnen Theile 
— der Provinz, der Gemeinde — ftreng gejondert werbe, eben weil 
die Selbftftändigfeit der fih im Staate befindenden Kleinen Gemein- 
haften nur dadurch gewahrt werden kann, wenn man dieſen das Recht 
der Selbfiverwaltung, d. h. das Recht, fi) ihre Berwaltungsbehörben 
ohne Einfluß der Staatögewalt zu wählen — eingeräumt, ift es noth- 
wendig, daß auch der Staat feine Gefchäfte eigenen, und nur von ihm 
abhängigen Dienern übertrage. Ohne dieſes muß die Bereinigung 
verſchiedener Functionen bei denfelben Perfonen immer zur Verwirrung 
der Nechtsfreife führen, die man eben vermeiden wollte *). 


*) Es ift ein Irrthum, wenn man glaubt, daß durch die Webertragung von 
Staatsgefhäften an Communalbeamte das Entftehen von Conflicten zwifchen der 
Staatsgewalt und der Commun vermieden werben fünne. Wo ein wirklicher Gegen- 
fat zwifchen ven Staates und Gemeindeintereffen befteht, befteht auch diefer Conflict, * 
und es iſt für den Staat und die Gemeinde befier, wenn er von den Behörden, denen 
fie ihre Gefchäfte übertragen haben, offen ausgefämpft wird, als wenn jene Indivi⸗ 
duen, von denen die zwedmäßigfle Beforgung aller öffentlichen Gefchäfte abhängt, 
weil man ihnen widerfprechende Pflichten aufgetragen, mit fich felbft in Conflict gerathen. 

22% 
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Viertes Kapitel. 


Garantien der Staatsgewalt. 
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Wenn man Alles, was zur Geſetzgebung, zur Regierung und zur 
Vertretung des ganzen Staates gehört, ausſchließlich der Staatsgewalt 
übertragen, und das Recht der Selbſtregierung, welches man den ein- 
zelnen Theilen des Staates eingeräumt, auf den Kreis der inneren Angele- 
genheiten der Provinz oder Gemeinde befchränft hat; wenn man an dem 
Grundſatz feftgehalten, daß dieſer Kreis durch die Gefehgebung des Ge— 
ſammtſtaates zu beftimmen fei, und der Staatögewalt das Recht zuerkannt 
hat, in allen Fällen, wo einzelne Theile ihren Rechtsfreis überfchritten, die⸗ 
felben in ihre Schranfen zurückzuweiſen, d. h. in allen Fällen des Eonflictes 
bis zur rechtlichen Verhandlung der Frage factifchy darüber zu entfcheiden; 
wenn man dem Staat Das Recht der Befteuerung, die gefammte Kriegsmacht 
und eine unbefchränfte Autorität über alle Diejenigen, welche die Staats⸗ 
gewalt mit der Beforgung der Staatsgefchäfte beauftragt, gefichert hat: 
jo wird, fo lange die der Staatsgewalt eingeräumten Rechte nicht ge: 
fchmälert werden, biefe durch Die bedingte Selbſtſtändigkeit der einzelnen 
Theile des Staates ficher nicht gefährdet werden; eben fo gewiß ift es 
aber, daß fid, im Staate, wo man ber individuellen Freiheit ein weites 
Geld eröffner, ein ftarres Fefthalten an diefen Grundfägen nur dann 
erwarten läßt, wenn jene Macht, die man dem Staate eingeräumt, 
nicht blos auf der Verfaffung und dem Gefeb, fondern auf Berhält- 
nifjen begründet ift, durch welche diefelbe zur Nothwendigfeit wird. 

Da der Trieb nach Sreiheit (oder Herrſchaft) und Allen angebo- 
ven ift, und in Folge dieſes Triebes jede Vereinigung von Menfchen 
den Kreis ihrer Macht immer zu erweitern ftreben muß, fo werben, 
wenn man aucd ben Rechtöfreis des Staates und der Gemeinde duch 

° Die Berfaffung noch fo ſcharf gefchieven hat, ſowohl jener als dieſe ihre 
Macht auszudehnen fuchen, wodurch, im Falle eines ver beiden fich 
entgegenftehenden Elemente ftärfer oder das Streben, die Gränzen 
feiner Macht auszudehnen, bei einem verfelben bedeutend größer ift, 
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bie durchs Geſetz feitgefegten Gränzen allmälig verrüdt werben müffen. 
Wenn man nun bedenkt, daß das Bepürfniß, ſich auf Die Leitung öf- 
fentlicher Angelegenheiten einen Einfluß zu verfchaffen — und ſich hier- 
durch für die Freiheit, der man zu Gunften der Gefellfchaft entfagen 
muß, zu entfchädigen —, in Heineren Gemeinden viel befier als im Staate 
befriedigt werden Fann*), und daß die Intereffen der Commun, eben 
weil fie dem Einzelnen näher ald jene des Staates ftehen, ver Mehr- 
heit auch wichtiger erfcheinen: fo wird e8 uns klar, daß troß der über- 
wiegenden Kraft, welche der ganze Staat im Vergleith feiner Theile 
befigt, bei einem fortgefegten Conflicte der Kreis, welchen man ber 
Staatögewalt eingeräumt, in dem Maße mehr befchränft werben muß, 
al8 das gefammte Volf, d.h. Diejenigen, welche nach der Ausdehnung 
ber Selbftftändigfeit der Commun ftreben, auf die Geſetzgebung des Stag- 
tes einen Einfluß ausübt, wenn wir ung nämlidy nicht andere Urfachen 
als wirfend denfen, welde dieſem Streben der einzelnen Theile des 
Staates als Gegengewicht dienen. 

Die Frage, ob, ohne die Einheit des Staates zu gefährben, den 
einzelnen Theilen desfelben ein bedeutendes Mas der Selbftjtändigfeit 
eingeräumt werden fönne, kann mithin nur. Dann bejahend beantwortet 
werden, wenn wir und überzeugt, daß in den Begriffen, Gefühlen und 
Bedürfniffen der Individuen Momente liegen, die dem Streben der ein- 
zelnen Theile des Staates nach vollfommener Selbftftändigfeit als 
Gegengewicht dienen. Solche Momente find 

a) das Streben nach individueller Freiheit, 

b) die Intereffen der einzelnen Staatsangehörigen. 


*) Während der Einfluß des Individuums im Staate faft nur ein idealer ift, 
ift jener, den dasfelbe in der Commun ausübt, immer von ber größten praftifchen 
Wichtigkeit. 
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Fünftes Rapitel. 


Das Streben nach individueller Freiheit ald Garantie der 
Staatögemwalt. 


v 


Auch wenn man der Gemeinde ein beveutendes Maß der Selbft- 
ftändigfeit eingeräumt und den Einzelnen dadurch, daß er an der Lei- 
tung der Gefchäfte feiner Gemeinde Theil nimmt, einen Einfluß auf 
jene Gefchäfte gefichert hat, die für ihn eben am meiften Intereſſe ha- 
ben, fann das Bebürfnig nach individueller Freiheit nicht vollfom- 
men befriedigt werben. 

: Wie die Provinz, die Gemeinde, überhaupt jeder Theil des Staa- 
tes, der ſich in Folge feiner Vergangenheit oder feiner Verhättniffe als 
moralifche Perfönlichkeit fühlt, dem Staate gegenüber nach Selbitftän- 
digfeit ftrebt, fo ftrebt der Einzelne der Gemeinde gegenüber nad) im⸗ 
mer größerer perfönlicher Freiheit, und Diefes Streben des Individuums 
iſt um fo lebhafter, da jede Beichränfung, je enger der Kreis ift, durch 
den wir uns befehränft fühlen, immer drückender erſcheint. 

Je mehr Selbftftändigfeit man der einzelnen Gemeinde eingeräumt, 
je größer daher die Herrfchaft ift, welche die Majorttät in der Gemeinde 
über die Minorität und jeden Einzelnen ausübt, um fo häufiger müffen 
Sale vorfommen, wo fich der Einzelne durd die Gemeinde in feinen 
Rechten und Intereſſen gefränft fühlt und das Bedürfniß einer höhe- 
ren ſchützenden Macht empfindet, woraus fich ergibt, Daß in dem Maße, 
ul8 man das Prinzip der Selbftregierung in der Gemeinde anerfannt 
und dadurch das Bebürfniß der Selbftftändigfeit, Durch welche die einzelnen 
Theile des Staates mit dem Staate ald Ganzem in Gegenfab getreten 
find, befriedigt hat, auch das Streben nach perfönlicher Freiheit, wo⸗ 
mit das Individuum der Gemeinde entgegentritt, größer werden, und 
dem Staate gegen das Streben ber einzelnen Gemeinden nach voller 
Selbftftändigfeit zu fefterer Stüße dienen muß. 

Sch verzichte auf jeden theoretifchen Beweis dieſer Behauptung. 
Welchen Anlagen des menfchlichen Geiftes und Gemüthes wir es zu: 
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zufchreiben haben, daß ung jeder Drud um fo unerträglicher erfcheint, 
als wir Jene, die ihn ausüben, für geringer halten *): dieſe pfycho- 
Logifche Frage mögen Andere unterfuchen; die Thatfache ift unläug- 
bar, und eben dieſe ift es, ber wir das Entftehen größerer Staaten 
faft überall zu danfen haben. 

Wenn wir in der Gefchichte fehen, wie fi im Verlaufe des Mit- 
telalters bie Macht des Königthums eben dadurch allmälig vergrößert 
hat, weil jeder Unterbrüdte das Bedürfniß eines höheren Schubes 
empfand, und jede Partei, welche fih in der Provinz oder Gemeinde 
durch, die Majorität beeinträchtigt fühlte, an der Vergrößerung der 
 Staatögewalt gearbeitet hat, bis endlich unter dem Namen ber zum 
Schutze der individuellen Freiheit nöthigen höheren Aufficht jedes felbft- 
ftändige Leben der Gemeinde vernichtet war, fo wird man, glaube ich, 
zugeben müffen, daß Dasjenige, dem wir die. überwältigende Stellung, 
welche der Staat heutzutage einnimmt, zu danfen haben, aud) jeßt 
als eine der ftärfften Garantien betrachtet werben kann, durch welche 
bie nothwendige Gewalt des Staates gegen das Streben ber ein- 
zelnen Theile desfelben nad vollfommener Selbftftändigfeit gefichert 
wird. 

Doch wenn das Bedürfniß eines höheren Schutzes jener Gewalt 
gegenüber, durch die wir ung zunächft bedrückt fühlen, eine nothwen- 
Dige Folge des Strebend nach perfönlicher Freiheit ift, fo iſt dieſes nicht 
der einzige Weg, auf weldhem das Streben Aller nad Yreiheit zur 
Befeftigung des Staates beiträgt. 

Es ift eine der größten Aberrationen unferer Zeit, daß man ſich 
faft ausfchließlihh mit der Frage, wie die Adminiſtration einzurichten 
fei, befhäftigt. Da der Staat und die Gemeinde nicht, wie im 
Alterthum, für alle Bedürfniffe ihrer Angehörigen zu forgen haben und 
ſich in unferer Zeit eigentlich blos mit der negativen Aufgabe, jeden 


*) Den meiften Menfchen erfcheint die Despotie eines Weltbeherrfchers oder die 
tegellofe Gewalt einer Maforität, welche aus Millionen befteht, im Bergleich der 
Heinen Pladereien eines Duodez-Tyrannen und der Uebermacht einiger Hundert Spieß: 
bürger faft wünfchenswerth. 
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Einzelnen gegen Angriffe zu fchügen, befchäftigen, fo follte man nie 
vergeffen, daß die Befriedigung des größten Theiles unferer Bedürfnifie 
der Thätigfeit der Individuen überlaffen bleibe. 

Da nun der Kreis jener Dinge, welche ſich Jeder von uns durch 
feine perfönlichen Kräfte erwerben kann, äußerft Fein ift, und Die 
Gemeinde eben fo wenig als der Staat übernehmen kann, den Ein- 
zelnen mit al Demjenigen zu verforgen, was er vereinzelt nicht zu 
erreichen vermag, fo können die Einrichtungen des Staates nur in fo 
fern ihrem Zweck entfprechen, als durch diefelben dem Einzelnen cuch 
zur Befriedigung diefer Bedürfniſſe ein Mittel geboten wird. 

Diefes Mittel ift Das Recht der Affoctation. 

Das Recht, zur Erreichung gewiffer Zwede mit Anderen in Ge: 
felfchaft zu treten, ift eine birecte Folgerung des Prinzipes der indi- 
vinuellen Freiheit; denn wenn die Freiheit nichts Anderes ift als die 
Möglichkeit, unfere geiftigen und materiellen Kräfte zur Erreichung 
gewifler Zwede zu gebrauchen, fo ift Feine Freiheit denkbar, wenn man 
dem Einzelnen nicht das Recht eingeräumt, feine Kräfte auf jene Art 
. zu gebrauchen, durch weldye die Erreichung des vorgeftedten Zieles erft 
möglid) wird. Hieraus ergibt fi, daß das Streben nad) inbini- 
dueller Freiheit nothwendigerweife zur Begründung von Affociationen 
führen muß, welche, ihrem Zwed und ihrer Ausdehnung nad) von der 
Gemeinde verfehieden, dem Staate ald Gegengewicht gegen die Ueber- 
griffe der Gemeinde dienen können. 

Che ich dieſes beweife, oder beſſer gefagt, ehe ich ven Leſer auf 
die nothwendigen Folgen des Afjociationsrechtes aufmerffam mache, 
da ſich die Wichtigkeit desjelben für den Staat von felbft heraus- 
jtellt, ift e8 nothwendig, einen in neuerer Zeit fehr allgemein ange- 
nommenen Irrthum zu berühren, dem es allein zuzufchreiben ift, daß 
man die wirklichen Folgen des Affociationsrechtes verfannt, und indem 
man dasfelbe vorgeblich im Interefje des Staates befchränft, diefen eines 
der beiten Mittel beraubt hat, durch welche e8 gegen das Streben ver 
einzelnen Staatstheile nach Selbftftändigfeit gefichert werden kann. Ich 
meine hier den Irrthum, nach welchem das Recht, politifche Clubs zu 
bilden, als nothwendige Folgerung des Afforiationsrechtes angefehen, 
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und jede Beſchränkung desfelben als mit ber Beichränfung des Affo- 
ciationgrechtes im Allgemeinen gleichbedeutend betrachtet wird. 


Sechstes Kapitel. 


Wefentlicher Unterfchied zwifchen dem Affocintionsrechte und den 
Clubs. | 


Man nimmt gewöhnlid an, daß das Recht, politifche Clubs zu 
bilden, eine nothwendige Folge des Aſſociationsrechtes fei, ja daß das⸗ 
jelbe in politiſch freien Staaten eben den wichtigften Theil des Affo- 
ciationsrechtes bildet, und daher ohne die individuelle Freiheit (worauf 
das Recht, fich mit Anderen zu gewiflen Zweden zu verbinden, begründet 
ift) zu verlegen, nicht befchränft werden könne. | 

Man braucht blos über die Verbindung, in welcher die Freiheit 
des Individuums mit dem Afjociationsrechte fteht, und die Urfachen, 
wegen weldjer wir das letztere als nothwendige Folge der erfteren 
betrachten, nachzudenfen, um ſich von der Unrichtigfeit diefer Anficht 
zu überzeugen. 

Da ein großer Theil jener Dinge, weldye und auf einer höheren 
Stufe der Gefittung zum Bedürfniß geworden find, durch Die vereinzel- 
ten Anftrengungen von Individuen nicht zu erreichen ift, und daher 
das Mittel, unfere geiftigen und materiellen Kräfte zwedmäßig zu ge- 
brauchen, in der Möglichkeit, ſich zur Erreichung gewifler Zwede mit 
Anderem zu verbinden, gefucht werden muß, fo Tann da, wo biefe 
Möglichkeit nicht gegeben ift, von Freiheit — Die ja nur im ungeftör- 
ten Gebrauch all unferer Kräfte befteht — nicht die Rede fein. 

Soll ſich der Einzelne frei fühlen, fo muß er fih daher zur Er- 
reihung jener Zwecke, wozu feine eigenen Kräfte nicht ausreichen, mit 
Anderen verbinden können. Doch ich frage: folgt wohl hieraus, Daß 
der Einzelne, wenn er fi zur Erreihung gewiffer Zwede 
mit Anderen fhon einmal verbunden hat, dann, ohne Diele 
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Verbindung aufzulöſen, zur Erreichung derſelben Zwecke neue 
Verbindungen eingehen kann? Und doch müßte man dieſes behaupten, 
wenn man das Streben, durch politiſche Clubs auf die Leitung der Ange⸗ 
legenheiten des Staates einen Einfluß zu gewinnen, als Folge der in⸗ 
dividuellen Freiheit rechtfertigen wollte. 

Wenn wir den Staat nicht als göttliche Einrichtung oder als 
Ergebniß der Gewalt betrachten, fo iſt derſelbe nichts als die Vereini— 
gung freier Individuen zur Crreihung gewiſſer Zwecke. 

Seine Grundlage ift ein Vertrag *). 

Ale Pflichten und Rechte der Einzelnen muͤſſen aus dieſem Ver⸗ 
trage abgeleitet werden. — Es folgt hieraus, daß dem Einzelnen das 
Recht zukomme, den Vertrag aufzulöſen, und indem er aus dem Staats⸗ 
verbande tritt, allen Pflichten, aber auch allen Rechten, worauf er als 
Glied des Staatsvereins Anſpruch machen kann, zu entſagen. Daß er 
aber alle Rechte erhalte, während er ſich zugleich von jenen Pflichten 
frei macht, ohne deren Erfüllung fich der Zweck, für welchen man den 
Vertrag eingegangen, nicht erreichen läßt, fteht mit dem Begriffe bes 
Bertrages ebenfo in Widerfpruch, wenn der Zweck, wegen deflen man 
ihn eingegangen, die Begründung eines Staates ift, ald in jedem 
anderen Falle. Und die erfte dieſer Pflichten ift ficher, daß ber Einzelne 
jenen Einfluß, den man ihm auf die Leitung der Angelegenheiten des 
Staates eingeräumt, in dem durch den Bertrag beftimmten 
Maße und in der dort beftimmten Form ausübe. 

Denn da der Staat nur in fo fern den Namen eines freien Staa- 
tes verdient, als der Einzelne für jenen Theil feiner individuellen Frei⸗ 
heit, die er dem Staate zum Opfer bringt, durch den Antheil, den 
man ihm an der Leitung der Angelegenheiten des Staates einräumt, 
entfchäbigt wird; dieſer Antheil an der Herrfchaft, des Staates für jeden 
Einzelnen aber nur in fo fern irgend eine praftifche Bedeutung haben 
fan, als ſich Alle dem in legaler Form ausgefprochenen Willen 


) Es ift nicht nothwendig, daß der Vertrag förmlich abgefchlofien fei, wohl 
aber, daß der Staat fo eingerichtet erfcheine, daß man das Eingehen eines ſolchen 
Dertrages von dem Einzelnen vernünftigerweife vorausfeßen fönne. 
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der Gefammtheit fügen: jo ıft alles Dasjenige, woburd man ben 
Einfluß eines Theiles der Staatsbürger auf die Leitung des Staates 
über das Durch die Gefete für Alle befiimmte Maß auszu- 
dehnen ſucht (und dies ift es ja, was durch jeden Club bezwedt 
wird), nicht nur feine Garantie der individuellen Freiheit, fondern viel- 
mehr eine Befchränfung, ja oft eine Vernichtung der Freiheit der Mehr- 
heit und kann, fo lange man nämlich an dem Prinzip der Gleichheit 
fefthält, aus dem Standpunkt des Rechtes eben fo wenig vertheidigt 
werden als jede andere Snftitution, wodurch die der Majorität ſaͤmmt⸗ 
licher Staatsbürger zufommende Gewalt befchränft wird. 

Do auch wenn wir von dem Standpunfte des Rechtes auf jenen 
der Zwedmäßigfeit hinübertreten, und die Frage, in wie fern man 
ben Einzelnen in freien Staaten das Recht, politifche Clubs zu bilden, 
einräumen Fönne, ausfchließlich aus diefem Gefichtöpunfte betrachten, 
müfjen wir uns überzeugen, daß dieſes Recht nicht nur feinen jener 
Vortheile biete, welche ſich vom Vereinsrecht im Allgemeinen erwar: 
ten lafien, fondern daß dasfelbe mit dem Beftehen eines georbneten 
Staates überhaupt im Gegenſatze ftehe. 

Nur zwei Gründe gibt e8, die man in freien Staaten (denn nur 
von dieſen kann hier die Rede fein, da in foldhen, wo der Staat mit 
abfofuter Gewalt durch Einen oder Wenige regiert werben foll, das 
Recht, politifche- Elubs zu bilden, durch Niemand vernünftig in Ans 
ſpruch genommen werden fann), nur zwei Gründe gibt es, die man 
für das Recht, politifche Clubs zu bilden, anführen kann. Man Fann 
nämlid, fagen: | : 

1) daß es in freien Staaten unumgänglidy nothwendig fei, daß 
fowohl das Volk über die wahren Ünterefien des Staates, als Jene, 
die fi im Beſttze der Staatsgewalt befinden, über die Wünfche und 
Anfichten des Volkes unterrichtet werden, und daß Beides am beften 
durch Clubs geleiftet werden kann, weldye, indem fle fortbeftchen und 
ſich augfchließlich der Ueberwachung der Staatsgejchäfte widmen, fowohl 
über die Bedürfniffe des Staates als über die Wünſche des Volkes 
am beften unterrichtet fein müflen; 

2) daß in freien Staaten immer ein lehhaftes Bedürfniß, fich mit 
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öffentlichen Gefchäften zu befaſſen, beftehen muß, welches durch das 
dem Einzelnen an der Wahl feiner Vertreter eingeriumte Recht nicht 
befriedigt werden kann. Weil nun aber dieſes Bebürfniß eine der beften 
Garantien einer freien Verfaſſung ift und der Inpifferentismus der 
Bürger endlich zur Vernichtung jeder politifchen Freiheit führen würde, 
fo ift es zwedmäßig, diefem Bedürfniß nach ypolitifhem Einfluß in 
dem Clubweſen eine Nahrung und zugleich ein Mittel der Befriedigung 
zu verfchaffen, welches durch die Deffentlichfeit, mit der alle Gefchäfte 
in den Clubs — da wo man ihrem Beftehen Feine Hinderniffe in den 
Weg legt — verhandelt werden, für den Staat gefahrlos ift. 

In Hinficht des erften Diefer Gründe habe ich zu bemerfen: 

a) daß es in einem politifch freien Staate, d.h. in einem foldyen, 
wo eine freie Preſſe und die größte Deffentlichkeit bei den Verhandlun- 
gen der Geſetzgebung befteht und man dem Volfe das Recht, fich zu 
verfammeln, der Gefeßgebung oder Regierung des Staates Petitionen 
zu überreichen und fich feine Vertreter frei zu wählen, eingeräumt, 
weder der Regierung an Mitteln, fich über die Gefinnungen der Staats- 
angehörigen Kenntniß zu verfchaffen, fehle, nach diefen die Möglichkeit, 
ſich über die wahren Interefien des Staates aufzuklären, benommen 
ſei. Jene Gefahren, welche freien Staaten drohen, entftehen niemals 
daraus,, daß über öffentliche Angelegenheiten zu wenig gefprochen wird, 
wohl aber fehr oft aus dem Gegentheil, indem ſich fo Viele als Wort- 
führer des gefammten Volkes aufwerfen, und fo viel über die Interef- 
fen des Staates verhandelt wird, daß im Gewirre von taufend Stim- 
men weder die Regierung noch das Volk das Richtige herauszufinden 
weiß, eine Gefahr , weldye durch das Beftehen politifcher Clubs, d. h. 
eigener großer Vereine, welche — in fo fern fie fich in ihren gefeßlichen 
Gränzen halten — eigens blos zur Befprechung öffentlicher Angelegen- 
heiten errichtet find, nur vermehrt wird; 

b) ift das Beſtehen ypolitifcher Elubs von allen Mitteln, durch 
welche fich die Gefinnungen des Volkes und die Intereffen des Staa- 
tes in freien Staaten erfennen laflen, unftreitig das fchlechtefte. Da 
ein freier Staat die Verbindung felbftftändiger Individuen zur Errei- 
hung gewifler allgemeiner Zwecke ift, wobei fi) der Einzelne in Allem, 
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was zur Erreichung dieſes Zweckes nothwendig iſt, dem Willen der 
Mehrheit unterwerfen muß, fo kann nur jener Staat politiſch frei g⸗ 
nannt werden, wo die Herrſchaft wirklich durch die Majorität des 
Bolfes ausgeübt wird. 

Der Zweck jedes politiſchen Clubs iſt aber ein ganz anderer. 

Dieſelben dienen der Minorität als Mittel, die Anſichten der 
Majorität zu verändern oder ihren eigenen Ueberzeugungen dadurch 
einen überwiegenden Einfluß zu verſchaffen, daß man dieſelben mit 
beſonderer Ausdauer oder Heftigkeit verkündet, und wohl auch die Mög- 
lichkeit durchſcheinen läßt, daß man ſich zur Durchführung derfelben je- 
ner materiellen Mittel bedienen könnte, welche einer durch das Elub- 
wefen zu einem felbftftändigen Ganzen organifirten Minorität zu Gebote 
ftehen. 

Oper man bedient ſich dieſes Mitteld, um eine Veränderung in 
den Anfichten der Majvrität zu verhindern. Da die Majorität, durch 
welche die von der Regierung des Staates zu befolgende Richtung 
beftimmt wird, oft fehr gering ift, da die Falle nicht felten find, wo 
Majoritäten durch künſtliche Mittel erreicht werden, ja da Diefelben oft 
blos dadurch entftehen, daß ein Theil der zur Theilnahme an öffent- 
lichen Angelegenheiten Berechtigten von feinem Rechte keinen. Gebrauch 
gemacht hat: *) fo gibt ed Verhältniffe, wo die Majorität fich des 
Clubweſens zur Erhaltung ihrer Macht bedient. Jedenfalls ift und 
bleibt e8 aber ein Mittel, deflen man nur fo lange bedarf, ald man 
fi) in der Minorität befindet oder in die Minorität zu kommen befürd- 
ten muß. Ich frage: ob Vereine dieſer Art vernünftigerweife als 
Mittel, die wahren Bebürfniffe des Staates oder die Gefinnungen der 
Staatsangehörigen zu erkennen, betrachtet werben können? 


*) Die Majorität kann auch dadurch zur Grrichtung von Clubs gezwungen fein, 
weil fie da, wo die Minorität diefes Mittel ergriffen, derfelben ohne feſte Organifa- 
tion nicht wiberflehen könnte. Dies beweift aber durchaus nicht, daß das Beftehen 
politifcher Clubs zur Sicherung des legalen Einfluffes der Majorität nothwendig 
fei, fondern nur daß man, um diefen zu erhalten, auch der Minorität das Recht, 
politifche Clubs zu bilden, entziehen müffe. 
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Die letzte Zeit ift auch in diefer Hinficht reich am Erfahrungen 
gewefen; ich fordere meine Lejer auf — auch Diejenigen, die das Club⸗ 
recht als nothwendige Folge oder als Bedingung der politifchen Frei⸗ 
heit betrachten und von den wohlthätigen Refultaten desfelben über- 
zeugt find —, fich felbft die Frage zu ftellen: ob Dasjenige, was in 
einer jener Clubverfammlungen, denen fie beigewohnt, als die Ueber- 
zeugung des gefammten Volkes aufgeftellt ward, je etwas Anderes als 
die ertreme Anficht einzelner Clubredner geweſen ift. 

Und fann es wohl anders fein? — Eine gewifle Zahl gleichge- 
finnter Menfchen verfammelt fi mit dem nominellen Zweck, gewiſſe 
Grundſätze durchzuführen, eigentlich “aber um Jene, die ſich im Befitze 
der Staatögewalt befinden, darin zu erhalten oder davon zu verbrän- 
gen. — Da bei der Verfammlung feine entgegengefegte Anficht vertre- 
ten ift und es fi nicht um die Discuffion einzelner Grundfäge, fon- 
dern blos darum handelt, wie die als unbezweifelt wahr angenommenen 
Grundfäße am ſchönſten und Fräftigften ausgebrüdt werden follen; da 
alle Wortführer das Bedürfniß, fi) durch Kühnheit und Rednergabe 
auszuzeichnen, die meiften Zuhörer der Wunſch, unter Gleichgefinnten 
für befonders gefinnungstüchtig zu gelten, befeelt; da jeder Club feiner 
Beftimmung nah) dad Drgan einer Partei ift, und der natürliche 
Drang jeder discutirenden Verfammlung, einzelne Grundfäge bis zu 
ihren Außerften Conſequenzen zu verfolgen, hier durch Feine Rüdficht 
ber Klugheit zurüdgehalten wird, weil die Meberzeugung, daß die 
im Club gefaßten Beichlüffe nicht Gefebe find und man von der Re 
gierung das Unmögliche forpern müffe, um nur Etwas zu erhalten, 
auch den ertremften Forderungen als Entichuldigung dient; da an den 
Verhandlungen der Clubs, auch wo das Beftehen verfelben in den 
Sitten liegt oder wo Die Thätigfeit derfelben in einer politifch aufge: 
regten Zeit das größte Maß erreicht, niemald das ganze Volk, fondern 
immer nur der am meiften befchäftigungslofe und der Aufregung bebürf- 
tige Theil desfelben Antheil nimmt, während die Leitung besfelben 
Solchen überlaffen ift, die ſich durch Verhältniffe oder Unfähigkeit von 
der Leitung der Staatsangelegenheiten ausgefchloflen fehen und ihren 
Einfluß im Club als Mittel einen Einfluß auf den Staat zu gewinnen 
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betrachten: — fo ergibt fi) von felbft, vaß die Clubs nicht als Organe 
ver öffentlichen Meinung angejehen werden fönnen. Jede Farbe mag 
durch befondere Clubs vertreten fein, Dasjenige, was in ihren Ver: 
fammlungen und Beichlüffen ausgedrüdt wird, ift aber der Natur der 
Dinge nad) blos die Baricatur aller im Stantefbeftehenden Meinungen, 
ein Mittel, um die Begriffe des Volkes zu verwirren und dasſelbe all- 
mälig zu ertremen Anfichten zu verführen, doch niemals ein Mapftab 
der öffentliche Meinung, deſſen ſich Die Gefehgebung und Regierung 
des Staates mit Nuten bedienen Eönnte *). 

Der zweite Grund, welchen man für das Elubwefen anzuführen 
pflegt, ift nody weniger geeignet, uns von der Nothwendigfeit desſelben 
zu überzeugen. | 

Es ift ganz richtig, wenn man fagt: daß in jedem freien 
Staate ein lebhaftes Bedürfniß, fi mit öffentlihen Ge— 
ſchäften zu befaffen, beftehe, dem man genügen müffe, ja 
jelbft in Staaten, welche durchaus Feine politifche Freiheit genießen 
ift der Wunſch, ſich auszuzeichnen, Einfluß und Macht zu gewinnen, 
das Bedürfniß fi zu bewegen, fo allgemein, daß es nie ohne 
Gefahr ignorirt werden kann. Brot und eine Befchäftigung für das 
Volk ift immer die befte Garantie der inneren Ruhe jedes Staates 
gewejen, und darum haben auch große Negenten in dem Maße, als 
man das Volk von der Leitung der Staatsangelegenheiten ausgefchloffen, 


*) Man hat fi der Clubs öfter auch als Mittel, gemäßigte Anfichten zu ver= 
breiten, bedient, die Erfahrung hat jedoch bewiefen, daß diefelben zur Erreichung die⸗ 
fes Zweckes unbrauchbar find, und die Urfache liegt in ber Natur der Dinge felbfl. Ges 
mäßigte Anflchten find nur dann flarf, wenn fie aus dem Kampfe extremer Anfichten 
hervorgegangen find. Der Plag, wo fie fich geltend machen koͤnnen, ift bei ber Gefep- 
gebung des Staates, und nicht in den Berfammlungen einer Partei zu fuchen. Ge⸗ 
mäßigte Parteien beftehen, außer ber geringen Zahl Derjenigen, welche die Nothwen⸗ 
digfeit, auch fremde Bedürfniſſe und entgegengefeßte Anfichten zu achten, einfehen, 
immer aus Denjenigen, die fih für fein Prinzip genug begeiftern, um dasſelbe bis 
zu feinen äußerften Folgerungen zu treiben, und die fich gemäßigten Grundſaͤtzen 
darum anfchließen, weil fie Hierdurch der Nothwendigfeit des Kampfes zu entgehen 
hoffen. Wie wäre anzunehmen, daß eine Partei, welche nur den Frieden will, den 
Kampf gegen zwei Extreme unternehmen follte! 
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den natürlichen Thatendrang desfelben durch Kriege, oder indem fie 
ihm andere Bahnen der Thätigfeit eröffnet, zu befriedigen gefucht. Auch 
in abfoluten Staaten — befonders da, wo der Abſolutismus neu ift 
und das Volk, oder wenigftens einzelne Claffen desfelben früher poli- 
tifche Rechte ausgeubt — ift e8 daher zwedmäßig, auf Mittel zu den 
fen, durch welche das Bedürfniß, fich auszuzeichnen und Einfluß zu gewin- 
nen, wo dies, ohne auf die Leitung des Staates ftörend einzumirken, 
möglich, ift, befriedigt werden fann. In freien Staaten gft dies noth- 
wendig, denn nur dadurch kann die Verwirrung vermieden werden, 
welche dann entfteht, wenn das Recht, an öffentlichen Gefchäften Theil 
zu nehmen, blos im Mittelpunkt des Staated geübt werden darf, und 
Taufende fih erft einen Pla erfämpfen müſſen, auf dem ihnen das 
Handeln möglich wird. 

Aus al diefem folgt aber durchaus nicht, daß jedes Mittel, 
durch welches man dem Volke die Möglichkeit, ſich mit öffentlichen Ge— 
fchäften zu befaflen, bietet, ver Ruhe des Staates zuträglich fein müffe, 
das Lebtere hängt vielmehr immer davon ab, in wie fern jener Kreis 
ver Thätigfeit, den man durch gewiſſe Inftitutionen dem Volke eröff- 
net, auf die Leitung der Angelgenheiten des Staates nicht ftörend 
einwirft. 

Handelt es ſich davon, eine freie Gemeindeverfaffung einzuführen 
oder die Begründung freier Vereine zur Erreichung gemeinnügiger 
Zwede zu erleichtern, fo ift der angeführte Grund allerdings von der 
höchften Wichtigkeit. Gebt dem Einzelnen die Möglichkeit, fi in dem 
Kreife, wo er ſich gewöhnlich bewegt, und von deſſen zwedmäßiger 
Einrichtung fein Wohlbefinden am meiften abhängt, einen Einfluß zu 
verfchaffen, gebt ihm Die Mittel, daß er für jene Intereſſen, welche 
ihm am nächſten ſtehen, im Vereine mit Gleichgefinnten thätig fein, 
daß er fi das Vertrauen feiner Mitbürger erwerben, daß er fich durch 
angeftrengte Thätigfeit und Aufopferung eine hervorragende Stellung 
in irgend einem Vereine erringen könne, und er wird befriedigt fein 

und fid) dadurch, daß er an ber Leitung des Staates feinen Antheil 
| nimmt, um fo weniger verlegt fühlen, als er fi in dem Kreiſe feiner 
Thätigfeit weniger beſchraͤnkt fieht. Manche Ambition, welche, wenn 
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man ihr alle anderen Bahnen der Auszeichnung verichloffen hätte, nach 
dem Beſitz der Stantsgewalt geftrebt haben würde, braucht nur ein 
näheres Ziel, um ſich befriedigt zu fühlen, und die Gemüthsanlagen, 
welche den Einzelnen nach der Stellung eines Gäfar oder Brutus zu 
ftreben zwingen könnten, würden für den Staat gefahrlos bleiben, wenn 
man ihm die Ausficht, fi zum Bürgermeiiter einer Gemeinde aufzu- 
jhwingen, oder die Stadt von ber Unterdrüdung ihrer gegenwärtigen 
BVorgefegten zu befreien, eröffnen. würde. Das Beſtehen einer freien 
Gemeindeordnung und eines freien Vereinsrechtes kann auf diefe Art, 
indem es für den Staat gefährlichen Anlagen andere Bahnen eröffnet, 
auch in abfoluten Staaten ald eines, der heiten Sicherheitsmittel für 
Die ungeftörte Thätigkeit der Stantögewalt berrachtet werben, in freien 
Staaten ift Beides zugleich Die befte Schule, wo ſich der Bürger in 
dem Gebrauch jener Rechte, welche man ihm im Staate eingeräumt, 
üben kann, und fi) den Entfcheidungen der Mehrheit zu unterwerfen 
lernt. — Die Refultate des Clubweſens find aber ganz entgegengefeßter 
Art, denn 

a) ift ja die Aufgabe, welche ſich politifche Clubs geftellt, Feine 
andere als die, auf die Zeitung der Staatdangelegenheiten einen Ein- 
fluß zu gewinnen, woraus fich ergibt, daß durd die Wirkſamkeit derr 
felben dem "Drang, ſich mit öffentlichen Angelegenheiten zu befchäfti- 
gen, feine nene Bahn eröffnet werde. Das Beftehen der Clubs dient 
vielmehr als Mittel, alle Beitrebungen auf den Mittelpunkt des Stan: 
te8 zu concentriven, und die Art, ‚auf welche dieſer geleitet wird, und 
die Srage, in weſſen Händen ſich die Gentralgewals befindet, als Dig 
einzig wichtige erfcheinen gu machen; 

b) iſt unftreitig der wichtigſte Grund, den man gegen die Einrich- 
tung autonemer Gemeinden und das Gewähren einer gewiſſen Selbft- 
ftändigfeit für Die einzelnen Provinzen anzuführen pflegt, ver, daß da- 
durch die Anhänglichkeit der einzelnen Bürger an den Gefammtftaat 
vermindert, und Dasjenige, was man im Spott den Kirchthurmpatrio⸗ 
tismus nennt, hervorgerufen werde; Durch Die MWirkfamfeit politifcher 
Clubs werben aber ganz ähnliche Uebelftände hervorgerufen. Je thär 
tiger fie find, je Fräftiger Die Organifation tft, die man ihnen gegeben, 

I. 23 
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deſto hiehr wird der Einzelne dem Staate entfremdet werden, deſto voll⸗ 
kommener wird die Liebe zum Vaterland durch die Anhaͤnglichkeit an 
die Bartei, der man angehört, verdrängt. Der Unterſchied beſteht blos 
darin, daß auch der fpießbürgerlichfte Kirchthurmpatriotismus dem Ba- 
terlande nie fo gefährli werden Fann als ein Parteigeift, wobei fich 
Jeder zu einer Farbe befennt, und das Panier des Stuates, worauf 
diefe Farben vereinigt find, nur wenige Vertheidiger findet. 

c) Die Macht jedes Staates hängt — wie id) früher gezeigt — 
von dem Berhältniß ab, welches zwifchen den dem Staate zu Gebote 
ftehenden Mitteln und der Aufgabe befteht, die man ihm geftellt. Die 
Wirffamfeit der dem Staate zu Gebote ftehenden Mittel kann aber nur 
dann richtig beurtheilt werden, wenn man bdiefelben mit den Hinder⸗ 
niflen vergleicht, welche der Staat zu überwinden hat. Nur indem man 
die Aufgabe des Staates befchränft oder jene Hinderniffe, welche demfelben 
entgegenftehen, vermindert, kann der Staat Fräftiger gemacht werben. 
Ueberträgt man einen Theil jener Gefchäfte, welche man gegenwärtig 
dem Staate aufgebürdet, an einzelne Gemeinden oder Vereine, fo hat 
man das Erſte gethan, durdy die abfolute Unterwerfung jeder Gemeinde 
unter die Staatsgewalt und die Beichränfung des Vereinsrechtes wird 
das Lestere erreicht, weil in dem Maße, als man die Bande, weldye 
den Einzelnen an größere Gemeinfchaften gebunden, zerriſſen hat, auch 
die Widerſtandsfähigkeit derſelben kleiner werden muß. Man ſieht hier⸗ 
aus, wie auf zwei ſcheinbar entgegengeſetzten Wegen derſelbe Zweck, 
d. h. die Kräftigung des Staates angeſtrebt werden kann. Das Er- 
gebniß politifcher Clubs ift gerade das entgegengefehte. — Je mehr ſich 
das Clubweſen in einem Lande entwidelt hat, defto mehr wird ſich das 
Prinzip abfoluter Centralifation in demfelben befeftigen, deſto mehr 
- wird man der Staatögewalt an Gefchäften zu übertragen fuchen *), 


*) Wie die Aufgabe jedes politifchen Clubs darin befteht, ſich der Staats- 
gewalt zu bemeiftern, oder wenigſtens einen Einfluß auf diefelbe zu gewinnen, und 
daher die Wichtigkeit jedes Clubs mit dem Kreiſe, den man der Staatsgewalt ange⸗ 
wieſen, größer wird, fo iſt dieſes Streben, die Macht bes Staates zu vergrößern, 
eine natürliche Folge des Clubweſens. Und wie das Beſtehen politifcher Clubs nur 


— 355 — 


während die Kraft des Widerftandes, welchen Die Staatsgewalt zu 
überwinden hat, da, wo derſelbe von feft organifirten Parteien aus⸗ 
geht, die größte ſein muß. Daraus ergibt ſich, daß das Clubweſen im⸗ 
mer nur die Schwaͤchung der Staatsgewalt zur Folge haben kann. 

Faſſen wir das Geſagte Furz zufammen. 

Das Recht, ſich zur Erreihung gewiſſer Zwede mit Anderen zu 
verbinden, ift die Bedingung und zugleich die nothwendige Folge der 
individuellen Freiheit. Ohne die Möglichkeit, fich zu affoeiiren, ift Feine 
Sreiheit denkbar; Da nun aber jede Aſſociation — wenigftens in fo fern, 
als durch diefelbe irgend ein Zweck erreicht werden fol — nur dadurch 
möglich wird, daß jene Bedingungen, unter welchen man ſich zu einem 
gemeinfamen Zwede verbunden hat, erfüllt werden, und der Staat felbft 
nur als eine Affociation zu beftimmten Zweden zu betrachten ift, fo 
ergibt ſich von felbft, daß das Recht, politifche Clubs zu bilden, d. h. 
zur Erreihung derfelben Zwede, welche man dem Staate geftellt, an- 
dere Verbindungen einzugehen und auf die Leitung der Angelegenheiten 
des Staates auf einem andern als dem durch die Verfaffung beftimmten 
Wege Einfluß zu gewinnen, nicht mur nicht als Folgerung des Prin- 
zipes der individuellen Freiheit zu betrachten fei, fondern vielmehr mit 
jenen Pflichten in directem Widerfpruche jtehe, ohne deren Erfüllung 
der Staat als freie Afjoriation feine Aufgabe niemals zu löſen vermag. 

Betrachten wir die praftifchen Yolgen des Elubwefens, fo finden 
wir, daß dasfelbe, flatt der Regierung als Mittel, die Anfichten des 
Volkes zu erkennen, und diefem als Mittel, fi) über die wahren Be- 
bürfnifie des Staates aufzuflären, blos dazu diene, jene irre zu leiten, 
und die Mafle an ertreme Anfichten zu gewöhnen, während es bie 
Kraft des Staates in demfelben Maße fchwächt, als es die Aufregung, 
und mit ihr die dem Staate drohenden Gefahren vermehrt, woraus 
fich ergibt, daß das Beſtehen politifcher Clubs mit der ruhigen Ent- 
wiclung des Staated ebenfo im Gegenfab fteht, als man das Recht 


in Staaten, welche bis zu einem gewiffen Grad centralifirt find, möglich iſt, fo wird 
durch das Clubweſen die Herrfchaft des Prinzipes der Centralifattion immer mehr 
erweitert werben. 
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der freien Aſſociation, in fo fern man dasſelbe nicht auf Dinge aus⸗ 
dehnt, welche zu dem natürlichen Wirfungsfreis des Staates, der Ge- 
meinde oder Provinz gehören, für eine der Bedingungen jeder ruhigen 
Entwidlung betrachten muß. 

Ein genauer Beweis diefer Säge durch eine Reihe hiftorifcher That⸗ 
fachen würde zu weitläuflg fein, doch hat man ſich in neuerer Zeit 
fo viel mit der Gefchichte verfchiedener Revolutionen befchäftigt — und 
die Geſchichte jeder Revolution ift immer auch jene des Clubweſens — 
daß ich die Unterfuchung der Frage, in wie fern meine Behauptungen 
- richtig find, dem Lefer überlaffen kann. Jeder, der diefen Gegenftand 
ohne vorgefaßte Meinung unterfucht, wird fich davon überzeugen, daß 
politiſche Clubs feit Clodius, defien Thaten uns aus Cicero's Schriften 
ziemlich befannt find, bis in die allerneuefte Zeit immer nur als Mittel, 
um einzelne Individuen oder Parteien verhaßt zu machen oder die Ein- 
richtungen des Staates gewaltfam zu verändern, gebraucht worden find, 
und es ift eine arge Täuſchung, wenn man glaubt, daß Dasjenige, 
wodurch die Stellung Jener, die fih im Befige der Stantsgewalt befin- 
den, gefährdet und Die Veränderung der Verfaffung erleichtert wird, als 
Oarantie der Freiheit zu betrachten fei”). 

Allerdings kann es auch in freien Staaten Verhaͤltniſſe. geben, 
wo die in der Verfaſſung gebotenen Mittel zur Abhülfe der im Staats⸗ 
leben beftehenden Uebel nicht ausreichen, und die Rettung des Staates 
nur durch die Dictatur oder eine Revolution ‚ welde immer zu ihr 
führt, möglich iſt; doch ift es eben fo thöricht, im voraus die Mittel, 
um dieſe zu erleichtern, in die Verfaffung aufzunehmen, ald wenn man 
bie Rothwendigfeit der Dietatur unter gewiſſen Verhaͤltniſſen einfieht 
und in freien Staaten irgend Jemandem Befugniffe einräumt, mittelft 
welcher Iener, der fie befigt, diefelbe jeden Augenblid ergreifen Tann. 


*) Jene Macht, welche man der Regierung des Staates einzuräumen gendthigt 
ift, wird der Freiheit immer in dem Maße gefährlicher werden, als die ihr gefeplich 
übertragene Gewalt, um ihre Stellung zu behaupten, ungenügend ift, und jede Vers 
faſſung kann nur in fo fern als Garantie ber Freiheit betrachtet werben, als fie 
gegen allzu ſchnelle Veränderungen gefichert ift und dem Einzelnen jene Sirherheit 
bietet, welche die Hauptbebingung der Freiheit ift. 
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In beiden Fällen ift es gleich wahrfcheinlih, daß man fich der 
gegebenen Mittel nicht blos Im Intereffe des Staates bedienen werbe. 

Alles was man für die Nothiwendigfeit der Clubs aus dieſem Ge- 
fichtspunkte anzuführen pflegt, Fann eben fo gut gebraucht werben, 
geheime Verſchwörungen zu vertheidigen, Die unter gewiſſen Berhältnif- 
fen gleichfalls zum Wohle des Staates dienen Fönnen. Der Unter- 
fchied zwifchen beiden liegt blos in der Deffentlichkeit. Nun ift es aber 
meiner Anficht nach eine arge Täufchung, wenn man glaubt, daß durch 
die Deffenlichfeit allein jene Gefahren, wegen weldyer man Verſchwö⸗ 
rungen immer al8 die größten Verbrechen gegen den Staat betrachtet 
hat, ganz befeitigt werben können, ja ich glaube, daß in allen Källen, 
wo e8 fih um den Umſturz der beftehenden Verfaſſung handelt, Ver: 
bindungen, die fi) unter dem Schube der Geſetze frei conſtituiren und 
ihre Zwecke bis zu dem Augenblick, wo fie ſich zur Anwendung thätli- 
cher Gewalt ftarf genug fühlen, mit allen Mitteln der Deffentlichfeit 
verfolgen fönnen, für die Ordnung und Ruhe des Staates nur noch 
gefährlicher fein müſſen. 

Man hat fi in neuerer Zeit fo allgemein für jene Grundſätze 
begeiftert, die man während der franzöftfchen Revolution über die Frei- 
heit aufgeftellt, daß die im Vorhergehenden über das Clubweſen aus⸗ 
gefprochenen Anfichten Bielen anftößig fcheinen mögen. Es fei mir er- 
laubt, über denfelben Gegenftand die Worte eines Manned anzuführen, 
der fi), was glänzende Rednergabe betrifft, den gefeierten Namen ber 
frangöftfchen Tribune nicht an die Seite flellen kann, wohl aber durch 
Weisheit und Tugend den größten und glüdlichften Freiſtaat begründet 
hat, den die Welt bis jett gefannt hat, Wafhington hat feine Anfich- 
ten über das Elubwefen auf folgende Art ausgefprochen: 

„Kann es etwas Abgefchmadteres, Anmaßlicheres oder Gefährliche 
res geben für den Frieden des Volkes, als wenn durch ſich felbit ge- 
bildete Körperfchaften fich zu fortwährenden Richtern aufwerfen, und in 
ihren Verfammlungen unter dem Dedmantel der Nacht die Beichläfie 
des Congreſſes für null und nichtig erklären, welche durch die bedacht⸗ 
famften und feierlichften Berathungen der Stellvertreter geheiligt find, 
die das Volk felbft wählte?" 
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„Keiner wird dem Volke das Recht abſprechen, gelegentlich Bitt⸗ 
fchriften einzureichen, die Regierung um irgend eine Einrichtung zu er- 
fuchen, oder gegen Befchlüffe derfelben Borftelungen zu machen. — 
Aber daß eine durch ſich felbft entftandene und erhaltene Genoſſenſchaft 
fi die Macht anmaßt, einen Beſchluß der Regierung für verfaffungs- 
widrig, und den andern für unheilvoll zu erklären, und daß ein Jeder, 
der es wagt, einen ihrer Lehrfäbe zu beftreiten, befchuldigt wird, er 
handle aus felbftfüchtigen Berweggründen, fiehe unter dem Einfluß 
fremder Mächte, und fei ein Berräther des Baterlandes, das iſt eine 
fo unverfchämte Frechheit, daß auch die edelften Beweggründe ihr 
nicht zur Entfehuldigung dienen fönnen.‘‘ *) 


Biebentes Bapitel. 


Wie durch das Beftehen freier Affociationen die Einheit des 
Staates befeftigt werden Tann. 


Die Urſache, der wir es zufchreiben müflen, wenn die Autonomie 
der einzelnen Theile des Staates (der Gemeinden, Grafſchaften, Pro: 
vinzen) der Einheit des Staates gefährlich wird, liegt darin, daß klei⸗ 
nere Gemeinfchaften, weil fie dem Einzelnen näher ftehen, weil er auf 
bie Leitung derfelben mehr Einfluß auszuüben vermag, und die Iden⸗ 
tität feiner eigenen Snterefien mit jenen der Gemeinfchaft klarer ein- 
fieht, immer viel compacter find als größere, und daher bei Con⸗ 
flicten zwifchen Heineren Gemeinfchaften und dem Staate — die Doch, 
da fidh die Kreife, worin fich beide bewegen, fo vielfach berühren, 
wenn man jenen ein gewiffes Maß der Selbftftändigfeit eingeräumt, 
faum zu vermeiden find — immer die allmälige Erweiterung des Ge: 
biete8 der Commun auf Koften desjenigen der en al8 wahr- 
ie anzunehmen tft. 


*) „Jared Sparks’ Leben und Briefwechfel G. Wafhington’s, herausgegeben 
von 8. von Raumer”, I, 511. 
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Alles, wodurd jene Bande, welche den Einzelnen an 
feine Gemeinde, feine Graffhaft oder Provinz binden, ge— 
Iodert, und die Macht, welche dieſe auf das Individuum 
ausüben, vermindert wird, fo wie Alles, wodurdh in den 
einzelnen Statsbürgern das Bewußtfein wach erhalten wird, 
daß fie nicht einer einzelnen Gemeinde oder Provinz, fon- 
dern dem Staate angehören, muß daher nothwendig zur 
Geftigfeit des Staates beitragen. Beides kann aber durch Fein 
Mittel beſſer erreicht werden als durch das Beſtehen freier Aſſocia⸗ 
tionen. 

Wie die Macht des Staates um fo größer iſt, je mehr ſich das 
Individuum der Staatsgewalt gegenüber vereinzelt fieht, fo muß jede 
Gemeinde eine um fo größere Gewalt auf die einzelnen Gemeindeglie- 
der ausüben, als fich diefe der Gemeinde gegemüber in einem Zuſtand 
der Vereinzelung befinden; fie wird aber der Staatögewalt gegenüber einen 
um fo compacteren Körper bilden, als fie den einzigen Mittelpunkt 
bietet, um-welchen ſich die Staatsbürger zur Wahrung der ihnen am 
nachften liegenden Intereſſen gruppiren können. Wie man nun jenen 
Gefahren, welche aus der ganz unumfchränften Macht der Staats— 
gewalt entitehen fönnen, dadurch am beften vorzubeugen vermag, wenn 
man durch Begründung zwedmäßig eingerichteter und in einem gewiſ— 
fen Kreife felbftftändiger Gemeinden ein Mittel fchafft, durch welches Die 
Bereinzelung, in welcher fi) das Individuum der Stantsgewalt gegen- 
über befindet, verhindert wird, fo Tann derſelbe Zwed in der Gemeinde 
blos durch die Bildung zwedmäßig organifirter Vereine erreicht werden, 
da diefe im Kreife der Gemeinde ganz zu denſelben Ergebniffen füh- 
ren, die eine freie Gemeindeverfaffung im reife des Staates her- 
vorbringt, daß fle nämlich jene Vereinzelung aufheben, in welcher fi 
das Individuum fonft der Gemeinde gegenüber befinden würde. 

Auch wenn man fi das freie Vereinsrecht auf den Kreis ber 
einzelnen Gemeinden befchränft denkt, würde dasfelbe dem Staate we⸗ 
fentlich nütlich fein, da durch das Beftehen freier Vereine auch in die- 
jem engen Kreife die Macht der Gemeinde über den Einzelnen ver- 
mindert, und mit ihr auf die Widerftandsfähigfeit verfelben dem Staate 
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gegenüber kleiner wird. — Bei den vielſeitigen Berührungen, welche 
zwiſchen den Bürgern besfelben Staates beftehen, Fönnen aber die Re- 
fultate des Vereinsrechtes tie auf den Kreis einzelner Gemeinden be- 
fchräntt bleiben. — Da jene Intereſſen, welche einen Theil ver Ge⸗ 
meinbeglieder zur Bildung befonderer Vereine bewegen, in fehr vielen 
Fällen mehreren Gemeinden gemeinfam, ja oft für ganze Claſſen ver 
Staatsangehörigen, welche ſich in allen Gemeinden des Staates ver- 
theilt befinden, gleich wichtig find, fo muß es als nothwendiged Er- 
gebniß des Vereinsrechtes betrachtet werden, daß durch dasfelbe Ver⸗ 
bindungen geſchaffen werden, welche weit über die Graͤnzen ber einzel⸗ 
nen Gemeinde und Provinz hinausreichen. — Wie Localverhaͤltniſſe fuͤr 
die Gemeinde, geſchichtliche Erinnerungen für die Provinz, ſo iſt es die 
Gemeinſamkeit der Intereſſen, welche Vereinen als Grundlage dient; 
woraus ſich ergibt, daß durch das Vereinsrecht ganz neue Gruppen 
gebildet werden, durch welche nicht nur die allzu ſchroffe Abſonderung 
der einzelnen Theile des Staates und die zu große Feſtigkeit derſelben 
verhindert wird, ſondern, in ſo fern gewiſſe Intereſſen ganzen Claſſen 
der Staatsangehörigen gemeinſam ſind, auch das Bewußtſein der Ein⸗ 
heit in allen wach erhalten wird, und eben das Bewußtſein, daß die 
Befriedigung gewiſſer Intereſſen durch die Einheit des Staates bedingt 
iſt, iſt es ja, wodurch dieſe am beſten geſichert wird. 


Achtes Kapitel. 
Einfluß der Bedürfuiſſe auf die Sicherheit des Staates. 


Wir haben im Obigen gezeigt, auf welche Art das Streben aller 
einzelnen Individuen nach Freiheit dem Streben ver einzelnen Theile des 
Staates nach Selbſtſtaͤndigkeit als Gegengewicht Diene und fo fehr zur Be⸗ 
feftigung des Staates beitragen könne. Noch größer ift ber Einfluß, den 
auf der Stufe der Geftttung, auf welcher ſich alle Voͤlker bes weftlichen 
Europas befinden, die Bedürfniſſe der Staatsangehörigen auf die Erhal- 
tung größeret Staaten ausüben. 


* 
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So weit wir in der Geſchichte zurückgehen, zeigt fih uns überall 
die Thatfache, daß der Grad der Gefittung, auf welchem fich einzelne 
Voͤlker in verfchiebenen Zeiträumen befinden, und die Größe und Fe- 
ftigfeit der gefellfchaftlichen Verhältniffe immer in einem beftimmten 
Berhältnig zu einander ftehen. Bei ganz rohen Völkern, wie wir fie 
in Amerifa und Yuftralien finden, trifft man immer nur ganz Heine 
Verbindungen. In Horden von einigen Hundert oder noch weniger 
Individuen zieht der Wilde auf den weiten Strecken feines Vaterlan— 
des umher, und nur das Bebürfniß, ſich bei der Jagd der Hülfe feiner 
Genoſſen zu bedienen, und ber inſtinctmaͤßige Trieb zur Geſellſchaft, ver 
dem Menfchen wie der Biene, dem Schafe oder anderen Thieren eigen zu 
fein feheint, find e8, durch welche folche Verbindungen auf der Stufe - 
der Gefittung zufammengehalten werden, In dem Maße, als der Grad 
‚der Gefittung, den wir fon bei Nomaden finden, höher ift, erweitert 
ſich die Geſellſchaft. Die Verbindungen werden größer, das Band, 
welches fie aufummenhält, wird ein fefteres, und fchon wird durch das 
Beduͤrfniß gegenfeitigen Schutzes und dad Beftehen gemeinfamer In- 
tereffen auch zwifchen verfchiedenen Bölferfchaften eine Annäherung und, 
wenn auch nur auf Fürzere Dauer, Verbindungen erzeugt. 

MWirkliche Staaten find nur bei einem höheren Grade der Gefittung 
zu finden. Ä 

Die Urfache diefer Erfcheinung liegt in dem Einfluß, welchen ber 
Fortfehritt in der Oefittung auf die Vermehrung der menfchlichen Be- 
bürfniffe ausübt, denn da in dem Maße, ald die Bebürfniffe Der 
Einzelnen größer find, die Befriedigung biefer Bedürfniſſe auch das 
Zufammenwirfen zahlreicher Kräfte, und baher das Beſtehen größerer 
Gemeinfchaften erfordert, fo muß ein höherer Grad der Gefittung im- 
mer aud) die Begründung größerer Gemeinfchaften zur Kolge haben. 

Daß Eroberungen, daß befonders die Regierung großer Herrfcher 
und jene Organifation, weldhe fie ihren Staaten gegeben, auf das Ent 
ftehen größerer Staaten einen bedeutenden Einfluß ausüben, liegt außer 
allem Zweifel. Die Bepürfniffe, und noch mehr die Art, in der man 
diefelben zu befriedigen fucht, hängt zum großen Theil von den Berhältnif 
ſen ab, in welchen man fich befindet. AU Dasjenige, wodurch verſchie⸗ 
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dene Völker in Berührung gebracht werden, alſo aud die gewalt- 
fame Unterwerfung mehrerer Völker unter eine Herrichaft, beſonders 
Alles, wodurd die Berbindung derfelben dauerhafter gemacht wird, kann 
daher zur Begründung eines feſten Staates als Beranlaffung dienen, 
übrigens nur in dem Maße, als es gewilfe Beduͤrfniſſe hervorgerufen. 
Der Staat ift immer und unter allen Berhältniffen ein Er- 
gebniß der Nothwendigfeit; wo diefe fehlt, kann weder die Ge- 
walt der Waffen noch der Geift eines Einzelnen den Staat für Die 
Dauer erhalten; wo dieſe eintritt, entfteht der Staat und entwidelt ſich 
zu immer größerer Seftigfeit, auch wenn der Regierung desſelben ſcheinbat 


alle Eigenfchaften, welche zur Begründung und Erhaltung des Staates 


nothwendig find, fehlen würden. Die Entwidlungsgefchichte aller ge- 
genwärtigen Staaten gibt dafür den klarſten Beweis. 

Wenn fi inmitten jener Zerriffenheit, welche im Weften Europas 
durch die Völferwanderungen entftanden war, das Streben zur Be- 
gründung größerer Staaten fo früh geäußert und troß dem Antago- 
nismus, der zwilchen den Eroberern und den Eroberten beftand, troß 
der allen germanifchen Völkern eigenthümlichen Neigung, kleinere Ge- 
ſellſchaften zu bilden, in verhältnißmäßig Furzer Zeit zu jo großen Refulta- 
ten geführt hat, fo ift e8 ficher mehr das Gefühl des Bebürfnifies größerer 
Bereinigungen als die Macht einzelner großer Herrfcher — obwohl aud) 
Diefe größtentheild auf das Berürfniß einer Fräftigen Regierung begrün- 
det ift —, der wir dieſes Ergebniß zufchreiben müſſen. 

In dem Maße, als ſich alle erobernden Völker durch ihre Berührung 
mit den Reften der alten Eivilifation zu einer höheren Stufe der Gefittung 
erhoben haben, hat fich die Zahl ihrer Bedürfniſſe vermehrt, und nicht blos 
die Sicherheit gegen äußere Feinde, auch das Bebürfniß eines feftbegründe- 
ten Rechtszuſtandes im Inneren des Staates, Die Vortheile eines geregelten 
und ungehinderten Berfehrs, ja das Bedürfniß gleicher Maße und Gewichte 
haben im Bereiche einzelner ®emeinden zur Errichtung von Gilden und Zünf: 
ten, im weiteren Kreife zum Bund der Städte, zur Verbindung der Ritter: 
haften einzelner Länder, zur Hanfa, und endlich, als man zur Einficht ge- 
fommen, daß den Bedürfniſſen nur durd das Beftehen größerer geordneter 
Staaten abgeholfen werben fönne, zur Begründung folcher Staaten geführt. 
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Nur weil den durch einen höheren Grab der Gefittung entftandenen 
Bepärfniffen, fo lange jener Grad der Selbftftändigfeit, welchen die ein- 
zelnen Theile des Staates im Mittelalter befaßen, beftand, nicht entipro- 
chen werben konnte, hat dieſe Selbftftändigfeit aufgehört, und zwar überall 
indem Maße, als ſich Die Gefittung entwidelt und mit ihr das Bebürfniß 
geordneter Verhältnifie im weiteren Kreiſe lebhafter empfunden ward. 

Wenn wir die Gefchichte Frankreichs mit jener Deutfchlands ver: 
gleichen”), Tönnen wir uns hiervon am beften überzeugen. 

Man pflegt das Verdienſt, einen georbneten einheitlichen Staat 
begründet zu haben, worin Frankreich allen anderen Ländern Europas 
vorangegangen, audfchließlich den Königen und jenen Männern zuzu- 
fhreiben, die, wie Suger, Richelieu ꝛc., dem Königthum. bei Die- 
jem großen Werke zur Seite ftanden. Da der Begriff der Einheit 
aller Gewalten nirgends früher entftehen fann als da, wo der Stuat 
in einem inzigen feine Berkörperung findet und die Begründung der 
Staatseinheit am meiften im Intereſſe ver Monarchie liegt, und dieſe 
die größten Mittel zur Durchführung diefes Grundſatzes befibt, jo muß 
bie Begründung eines einheitlichen Staates überall vor Allem das 
Werf des Königthums, fo zu fugen feine natürliche Aufgabe fein, und 
die Könige Frankreichs haben ficher nichts verfäumt, um diefe Aufgabe 
zu löfen. Uebrigens hat Deutichland von Heinrich dem Finkler bis zum 
Untergang der Hohenftaufen eine Reihe von Regenten aufzuweifen, bie 
mit wenigen Ausnahmen jenen Frankreichs in jeder Hinfiht voraus- 
ſtehen, und diefe haben das Ziel, einen einheitlichen Staat zu begrüns- 
den, mit eben der Eonfequenz und Feftigfeit verfolgt, als dies in Franf- 
reich gefchehen. Die Begründung eines einheitlichen Staates kann daher 
in Frankreich, wo derſelben in der Berfchiebenheit der Sprache und 
Rationalität noch größere Schwierigkeiten entgegenftanden, eben fo we⸗ 
nig ausfchließlich dem Königthum zugefchrieben werden, als man die 


*) In Italien ift durch die weltliche Macht des Papſtthums und die häufle 
gen Einmifchungen fremder Staaten, welche die Stellung des Papſtthums als eine 
allen chriftlichen Bölfern. gleich wichtige Angelegenheit betrachteten, der natürliche Ent 
wicklungsgang geflört worden. 
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Urfache des Mißlingens diefer ——— in Deutſchland der Monar⸗ 
chie zur Laſt legen darf. 

Ich weiß, daß man die Erklärung der verſchiedenen Schiefale 
Deutſchlands und Franfreihs gewöhnlich darin zu fuchen pflegt, daß 
- die höchfte Staatsgewalt in Deutfchland durch Wahl übertragen wurde. 
Obwohl ich jedoch weit davon entfernt bin, diefer Verfchiedenheit eine 
große Wichtigkeit abzufprechen, fo fcheint e8 mir doch, Daß man der- 
felben, in fo fern file und das Mißlingen der Verfuche, Deutjchland 
als einen Staat zu conftituiren, erklären fol, mehr Wichtigkeit beilegt 
als ihr zufömmt. 

1) Hat das. Prinzip der Erblichfeit im Berlaufe des Mittelalters 
auf alle wichtigen Beziehungen des Lebens einen fo mächtigen Einfluß 
ausgeübt, daß aud das deutſche Kaiſerthum trotz dem ‘Prinzip ber 
Wahl durch längere Zeiträume factiſch bei denfelben Familien geblie- 
ben it. 

2) Hat Jeder, dem man bie höchfte Gewalt — immer 
vor Allem die Intereſſen feiner Stellung vor Augen, und es iſt durdh- 
aus nicht nothwendig von derfelben Familie abzuftammen, um, wenn 
es fi von der Befeftligung der Staatögewalt handelt, als König eine 
confequente Polttit zu verfolgen. Auch im Ball jeder Regent aus- 
fchließlich nur dynaſtiſche Intereſſen verfolgen würde, ift die Begrün- 
dung der @inheit des Staated und Kräftigung der Staatögewalt fo 
unläugbar der befte Weg zur Erblichkeit, daß Tein Monarch leicht von 
demfelben abweichen wird. 

3) Bedarf ja endlich auch — im Fall man annehmen wollte, daß 
die Urfache, ver Verſchiedenheit der Entwidlung des Staates in Yranf- 
reich und Deutichland darin zu fuchen fei, daß Deutichland ein Wahl- 
reich gewefen — felbft die Thatfchache, daß das Königthum in Frank⸗ 


*) Wieviel hierzu die Sitten der germanifchen Völker, bei denen das Prinzip 
der Grblichkeit, wie wir aus Tacitus fehen, immer geachtet wurde, wieviel das Ehri- 
ſtenthum beigetragen, indem es die Grundlage des Erbrechtes, die Familie, feſt 
begründet, ift fchwer zu beweifen; ohne Zweifel hat Hierin Beides zu einem Zweck 
zufammengewirft, 
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reich fo früh zum erblichen wurde, während Dies in Deutſchland nicht 
gefchehen it, um jo mehr einer Erklärung, als dieſe weder in den 
Rechtsbegriffen der alten Gallier noch in denen ihrer Eroberer, die ja 
mit den Bewohnern Deutſchlands demſelben Volksthum angehört haben, 
zu finden ift. 

Die Urfache, der wir es zuzufchreiben haben, daß ſich Frankreich 
früher als Deutfchland zu einem feft conftituirten Staate entwidelt hat, 
ift meiner Ueberzeugung nach in dem verſchiedenen Culturzuftande bei- 
der Länder zu ſuchen. Nur diefen haben wir ed beizumefien, daß 
das Bebürfniß der Einheit in jenem Lande, welches Deutichland an 
Gefittung befonders im Beginne des Mittelalters weit voranftand, frü- 
her empfunden ward. | 

In dem Maße, als fi) auch Deutſchland zu höherer Geſittung erho- 
* ben, wurde Diefes Bebürfniß auch hier immer lebhafter empfunden, und 
dus Kaiferthum, welches in Hinficht des Strebens, eine feite Staatsgewalt 
zu begründen, im Anfange vereinzelt ftand, hat fpäter eben in jenen 
Kreifen der Gefellihaft, weldye ven übrigen in ber @efittung voran- 
gingen, -bei den Städten eine fefte Stüge gefunden. Bon der Golvenen 
Bulle, welche felbft fchon durch das Bedürfniß, den Gefammtftaat auf 
fefteren Grundlagen zu begründen, hervorgerufen warb, bis zu Maris 
milian I. ift das Bebürfniß der Einheit in Folge der ſich immer weiter 
verbreitenden Gefittung immer lebhafter empfunden worden, und ohne 
die Reformation, durch welche die Firchlichen Intereſſen allen übrigen 
vorangefeßt wurden, wäre die Einheit Deutfchlands im 16. und 17. 
Sahrhundert ebenfo begründet worden, als diefes Prinzip im Berlauf 
dieſes Zeitraums in allen einzelnen Ländern, welche fich durch Die Re⸗ 
formation zu factiich felbftftändigen Staaten geitalteten, zu immer grö- 
Berer Geltung gefommen tjt. 

Wenn ed nun aber die mit dem Kortfchritt in der Gefittung immer 
‚ größer werdenden Bebürfniffe find, denen wir Die dauernde Begründung 
größerer Staaten und bie Kräftigung der Staatögewalt in jedem ein- 
zelnen Staate zu banfen haben, fo müffen biefe Bedürfniffe ver Auflö- 
fung fchon beftehender größerer Staaten und einer allzu großen Be- 
Ihränfung der Staatögewalt auch um fo mehr Hinderniſſe entgegen 
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ſtellen, als durch das laͤngere Beſtehen des Staates die Zahl jener 
Bedürfniſſe, deren Befriedigung von der Erhaltung des Staates ab⸗ 
hängt, größer geworden ift. 

Die Hauptaufgabe ded Staates ift allerdings die Sicherheit der 
Staatsangehörigen, Doc ift der Staat, um diefen Zwed zn erreichen, 
eine feft organifirte Gefellfchaft, und zwar die größte und mächtigfte 
aller Gefelichaften, und daher zugleich ein Mittel, deſſen man ſich zur 
Erreihung jener Zwede, für welche Heinere Gemeinfchaften nicht aus⸗ 
reichen, zu bedienen genöthigt if; woraus ſich ergibt, daß, da Die 
Aufgabe ded Staates außer der Begründung der Sicherheit all Das- 
jenige umfaßt, was nur der Staat allein zu leiften vermag, auch all 
jene Interefien und Bedürfniſſe der einzelnen Staatsglieder als Garan- 
tien der Einheit des Staates zu betrachten feien, deren Befriedigung durch 
das Beitehen ded Staates bedingt ift. 

Und gibt es nicht hundert Rüdfichten, hundert Bebürfnifie, durch 
welche die Eriftenz der jebt beftehenden Staaten für den größeren Theil 
ihrer Bürger zur Rothwendigfeit wird? Die Interefien des Handels 
und ber Agricultur, das Beftehen einer Staatsfchuld, die Communica- 
tionsmittel, durch welche die einzelnen Theile des Staates unter fid} 
und mit einem Mittelpunft verbunden werden, felbft die Familien⸗ und 
Sreundfchaftsbande, Die durch eine lange Gemeinfchaft zwifchen den ein- 
zelnen Theilen des Staates entftanden, find es nicht eben fo viele 
Bande, durch weldye der Staat zufammengehalten wird, Bande, bie 
an Zahl und Stärke um fo mehr zunehmen müflen, als die Gefittung 
zunimmt? 

Richt die Centralifation der abminiftrativen Gewalt, die Einheit 
der Intereffen der Staatsangehörigen ift e8, durch welche der 
Staat zufammengehalten wird. Wo dieſe befteht — und fie befteht in 
jedem Staate, wo man bie Intereffen eines Theiles der Staatsangehö- 
rigen nicht auf Koften der Anderen unnatürlich zu begünftigen fucht 
oder in Folge der falfchen Anſicht, daß der Staat, um ftarf zu fein, 
der höchſten Gleihmäßigfeit und der abfoluten Unterwerfung aller Ver⸗ 
hältniffe unter die Staatsgewalt bebürfe, das Gefühl der individuellen 
Freiheit und gewifle moralifche Bebürfniffa der Staatsangehörigen verletzt 
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bat —, da kann jene Selbſtſtaͤndigkeit, welche man einzelnen Gemein⸗ 
den oder Theilen des Staates einräumt, der Einheit nie wirklich gefähr⸗ 
lich werben. N 

Da es eben die mit der Gefittung zunehmenden Bedürfniſſe find, 
denen wir das Entftehen größerer Staaten zu danfen haben, fo müf- 
fen dieſelben Bebürfniffe die Erhaltung desſelben am beiten garanti- 
ren, und es ift nicht anzunehmen, daß die ver Gemeinde oder größeren 
Theilen des Staates eingeräumte beſchränkte Gelbftftändigfeit das Be⸗ 
ftehen des Staates gefährden Fönnte, da ein viel größeres Maß der 
Selbftftändigfeit das Entfichen des Staates von dem Augenblid an 
nicht verhindern Fonnte, wo das Beftehen größerer Staaten zur Be- 


friedigung der Beduͤrfniſſe einer höheren Gefittung nothwe " 
⸗ GERT SE > B 






Die höchſten Garantien des Staates und der individuellen 
Freiheit. 


Wenn wir das lebhafte Bedürfniß nad) perfönlicher Freiheit be- 
trachten, welches heutzutage das vollfommene Aufgehen des Individu⸗ 
ums auch in Fleineren Gemeinfchaften nicht zuläßt, wenn wir den all- 
gemeinen Drang, felbitftändige Gefelfchaften zu bilden, beobachten, wel⸗ 
‚ cher unfere Zeit vor Allem auszeichnet, und bebenfen, welchen Einfluß 
das Beftehen ſolcher, befonders größerer Geſellſchaften auf die innere 
Feſtigkeit der einzelnen Gemeinden ausüben muß; wenn wir endlich die 
Zahl jener Intereſſen und Bedürfniſſe in Erwägung ziehen, welche das 
Beftehen größerer Staaten erzeugt hat, fo müflen wir zu ber Weberzeu- 
gung kommen, daß ed nicht Die Einheit des Staates, wohl aber die 
Selbftftändigfeit der einzelnen Theile desfelben (ver einzelnen Gemein- 
den oder Provinzen) fei, welche. bei Conflicten zwifchen beiden in un- 
ferer Zeit ernftlich gefährdet feheint. 

Sp oft der Staat feine natürlichen Oränzen überfchritten, und 
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dadurch mit dem Prinzip der individuellen Freiheit in einen Gegenſatz 
gekommen iſt, oder zwiſchen den Intereſſen der einzelnen Theile des 
Staates und jenen der Geſammtheit Conflicte entſtehen, oder der 
Staat gewiſſe moralifche Bebürfniffe feiner Angehörigen verlegt, wirb 
gegen die Macht desfelben eine Reaction entftehen, die fi da, wo man 
den einzelnen Theilen des Staates ein beitimmies Maß der Selbft- 
ſtaͤndigkeit eingeräumt hat, derfelben als Mittel bedienen wird; daß aber 
all diefe Conflicte, fo heftig fie fein mögen, am Ende immer mit dem 
Siege des Staates über die einzelnen Theile besfelben und der Be— 
fchränfung ihrer Selbitftändigfeit zu enden pflegen, ift eine Thatfache, 
welche durch die Gefchichte der neueren Zeit beftätigt wird, uud man 
braucht blos die Fortfchritte zu beobachten, welche die Staatögewalt in 
Hinfiht des Kreifes, auf welchen fich ihre Macht erftrect, felbft in 
England gethan hat (obwohl man in diefem Lande die Vortheile des 
Selfgovernments Har einfieht, und die Durchführung des. Prinzipes 
der Gentralifation nicht als beſonderen Zwed verfolgt), um ſich zu über- 
zeugen, wie fehr die Tendenz, die Macht des Staates auf Koften der 
Selbftftändigfeit der einzelnen Theile desfelben auszudehnen, durch Die 
Berhältniffe der Gegenwart und Die ganze Richtung unferer Zeit be⸗ 
günftigt wird. 

In einer Zeit, welche ſich für den Begriff der abfoluten Gleichheit 
begeiftert, muß die Idee einer ganz abjoluten Staatögewalt, welche 
das einzige Mittel ift, um den Begriff ver Gleichheit auch nur aund- 
hernd zu verwirklichen, um fo mehr Vertheidiger finden, als man ben 
Einzelnen einen — wenn auch praftifc fehr geringen — Antheil an . 
ver Regierung des Staates eingeräumt hat, und je häufiger und grö- 
Ber die Conflicte find — während weldyer das Bebürfniß einer allge- 
waltigen Staatögewalt immer am meiften empfunden wird —, deſto 
früher wird Diefe begründet fein. 

Iſt man davon überzeugt, daß ein großer Theil jener Uebel, 
welche wir in allen Staaten der Gegenwart wahrnehmen — wie id) 
bewiefen zu haben glaube — dem Beftehen einer ganz abfoluten @e- 
walt des Staates zuzufchreiben fei, und daß die ruhige Entwidlung 
ver Zukunft vor Allem eine feite Gliederung des Staates erfordere, 
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jo muß man daher einfehen, daß eine zweckmäßige Einrichtung bes 
Staates für die Dauer nur in fo fern möglich fei, al8 wir das Du- 
fein gewifler Yartoren annehmen können, Durch welche die fi, aͤußernde 
Tendenz, ‚die Staatögewalt zu verftärfen, befchränft wird, und man In- 
ftitutionen zu fchaffen vermag, durch weldye die zwifchen Dem Staate 
und einzelnen Theilen desfelben entftehenden Conflicte möglichft vermie- 
ben und fowohl ber Staat als jeder einzelne Theil desfelben in dem 
ihm angewiefenen Rechtskreis gegen jeden Angriff beſchützt wird. 


Behntes Rapitel. 


Achtung vor wohlerworbenen Rechten. 


Ss 


Der Hauptzweck des Staates ift Sicherheit. Nur in fo fern er 
biefem Zwecke entſpricht, kann er als Bedingung jedes wahren Fort- 
fchrittes betrachtet werden. Hieraus ergibt fich, daß jeder Staat, wenn 
er feiner Aufgabe genügen fol, den Einzelnen gegen jeden allzu fchnellen 
Wechſel der Berhältnifie beſchützen und ihn innerhalb des Staatsfreifes, 
den ihm das Gefek u vor Jever Beichränfung bewahren. 
müſſe. 

Man hat ſich in neuerer Zeit zu ausſchließlich mit den übeln Fol— 
gen befchäftigt, welche ein zu flarres Sefthalten an dem Beſtehenden 
für den Staat erzeugt. So wenig ich die Gefahren einer Stagna- 
tion läugne, fo iſt doch bei dem lebhaften Bedürfniſſe, immer fortzu- 
fhreiten, welches wir bei allen Völkern des weftlichen Europas wahr- 
nehmen, bie hödhfte Gefahr der Unbeweglichfeit eben darin zu fuchen, 
daß durch fie faft immer der gewaltfame Umfturz des Beftehenden vor- 
bereitet wird, und es fcheint mir ein fehlechtes Mittel gegen diefe Ger 
fahr, wenn man, nur auf die Beweglichkeit bedacht, den Staat fo ein- 
richtet, daß die Veränderung wichtiger Verhältniffe am alle Schwie- 
tigfelten gefchehen könne. 

Stagnirende Waſſer faulen, und wo die Veränderung der befte- 
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henden Gefege mit großen Schwierigkeiten verbunden ift, wird manchen 
Beduͤrfniſſen, welche plöglih entftanden ober allmälig wichtig gewor⸗ 
den find, nicht allſogleich entfprochen werben Eönnen, doch auch das 
Ueberftürzen hat feine Gefahren, und biefe find viel größer. — Denn 
wenn man auch in Folge des SBrinzipes der Bollsfouverainetät Alle zur 
Theilnahme an der Gefepgebung berufen hat, fo iſt Doch der Einfluß, 
welchen der Einzelne praftifh ausüben kann, immer ein geringer. Es 
fteht niemals in feiner Macht, die Geſetze des Staates feinen Zwecken 
anzupaflen, feine Aufgabe ift es, daß er die Gefehe des Staates ald 
etwas Gegebened annehme und feine Beftrebungen dieſen anpafle. 
Die Refultate feiner Beftrebungen müffen daher immer durch die Ste- 
tigfeit jener Verhaͤltniſſe bedingt fein, die er als Grundlage all feiner 
Berechnungen zu nehmen genöthigt if. Nur in dem Maße, ald er 
biefe findet, kann fi der Einzelne im Staate befriedigt fühlen, und 
wie der ‚größte Fluch der Despotie eben darin zu fuchen if, daß der 
Einzelne da, wo fie befteht, auf nichts mit Sicherheit rechnen Tann, fo 
muß jede Regierungsform, wo Alles ewigem Wechfel unterworfen ift, 
auf das Wohl der Einzelnen und den Yortfchritt ver Geſammtheit ähn- 
"liche Refultate hervorbringen, da ja die Anerkennung des Grundfages, 
daß der Einzelne innerhalb der durd das Geſetz beſtimmten Schranken 
fich jelbftitändig bewegen koͤnne, welcher die Grundlage jeder freien Ver⸗ 
faffung bildet, jede praftifche Bedeutung verliert, wenn diefe Schranfen 
jeden Augenblid verrüdt werden Tönnen. 

Je mehr man nun über den Staat und die praftifchen Refultate 
der verſchiedenen Staatsverfaflungen nachgedacht, defto mehr wird man 
ſich überzeugen daß diefe Stetigfeit der Verhältniffe, ‚ohne welche fein 
Staat feine Aufgabe zu löfen vermag, niemals durch Inftitutionen 
allein erreiht werben koͤnne. 

Seit man ſich mit der Politik wiſſenſchaftlich befchäftigt, hat Feine 
Frage die Aufmerffamfeit ber Denker mehr auf ſich gezogen als jene: 
wem bie höchfte Gewalt im Stante zu übertragen fei? Die unbes 
fhränfte Gewalt eines Cinzigen, die Herrfchaft des Volkes und eine 
aus beiden gemifchte Regierungsform find hundert mal als Banceen 
ber Ordnung und Wohlfahrt verkündet worden, und feinem dieſer 
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verſchiedenen Syſteme hat es an Beiſpielen oder theoretiſchen Gründen 
gefehlt. Nimmt man an, daß ſich die monarchiſche Gewalt immer in 
den Händen geiſtig und ſittlich ausgezeichneter Individuen befinden 
werde, geht man von der Borausfehung aus, daß das Boll immer 
tugendhaft und wernünftig fei, oder daß jenes Gleichgewicht der mon- 
archifchen, ariftofratifchen und demokratiſchen Elemente, worauf Die 
Sicherheit des Staated berußen foll, niemals geftört werben könne, 
fo iſt gegen die Richtigkeit aller diefer Anfichten nichts einzuwenden; doch 
eben darum find auch — da feine dieſer Vorausſetzungen durch die 
Erfahrung als wahr beftätigt wird — alle jene abfoluten Urtheile, 
welche man zu Gunften dieſer verfchiedenen Regierungsſyſteme gefällt, 
eben fo unrichtig als die entgegengejeßten. Denn wenn es auch wahr 
ift, Daß die abfolute Gewalt eined Einzigen zur unbeichränften Tyran- 
ne führen könne, die Herrfchaft des Bolfes manchmal die drückendſte 
aller Despotien,, und eine gemifchte Regierungsform, je nachdem ein 
oder das andere Element die Dberhand gewinnt, beiderlei Gefah⸗ 
ren ausgeſetzt fei, jo beruht doch all dieſes auf Vorausſetzungen, welche 
eben jo wenig allgemein angenommen werden Tönnen ald die entgegen - 
gefehten, und erinnert und nur daran, daß die höchſte Gewalt im 
Staate immer mißbraucht werden Eönne Cine Macht, die nur, fo 
lange fie zum Beſten Aller wirft, allmächtig ift, und wie fie ihrer 
Beftimmung untreu geworden, ihre Kraft verliert, gehört ins Reid) 
der Träume. Im wirklichen Xeben ift e8 unmöglidy, irgend Jemandem 
eine Gewalt zu übertragen, ohne ſich der Möglichkeit des Mißbrauchs 
auszuſetzen. Wenn daher fein Staat für die Dauer beftehen kann, 
wo die höchfte Gewalt nicht irgend Semandem übertragen wäre, und 
überall gewiſſe Perfonen und Formen beftimmt find, denen ſich Alle 
fügen müffen, fo kann die Möglichfeit des Mißbrauchs auch nie ganz 
aufgehoben werben, da Alles, wodurch man gegen den Mißbrauch 
der Staatögewalt vollfommen gefichert werben Fönnte, zur Vernichtung 
der höchften Gewalt im Stante und durch fie zum Untergang des Staa⸗ 
tes führen muß. 

Alles, wodurch der Mißbrauch der Gewalt erſchwert, Aue, wo⸗ 
durch man Jenen, denen man die Ausübung der höchſten Staatsgewalt 

24 * 


= 


übertragen, wenigftens an Webereilung hindert, muß wefentlih zum 
Wohle des Staates beitragen; dies ift die Urfache, wegen welder 
ſich die größten Geifter aller Zeiten für eine gemifchte Regierungsform 
entfchieden, dies der größte Vortheil, den uns das Prinzip der Selbft- 
regierung zu bieten vermag; übrigens kann trog aller Schranfen, mit 
welchen man die hödifte Gewalt im Staate zu umgeben füacht, der 
Mißbrauch der Gewalt erfchwert, niemald aber unmöglich gemacht 
werden ®). 

Die höchſte Gewalt befigt immer, ja fie muß im Intereſſe de 
Staates die Möglichkeit befigen, in Augenbliden, wo Died die Erhal- 
tung des Staates erfordert, Dasjenige, was fie in der Ausübung ihrer 
Macht ftört, zu befiegen"®), woraus ſich ergibt, daß durchaus Feine 
Snftitutionen zu finden find, durch welche der Mißbrauch der Staats- 
gewalt phyfifch unmöglich gemacht werden kann, daß mithin jeder 
Staat, um zu gebeihen, außer zwedmäßigen Inftitutionen auch ge- 
wiffer moralifher Garantien bedürfe, 

Eine foldhe moralifhe Garantie gegen den Mißbrauch der Staate- 
gewalt, ift die Achtung vor dem Rechte. 





*) Meiner Ueberzeugung nad) bietet ein abfolut monardhifcher Staat, wo man 
die Unabhängigfeit der richterlichen Gewalt bewahrt und den Einfluß der Staats⸗ 
gewalt auf Dasjenige befchränft hat, was den ganzen Staat betrifft, der Freiheit 
und Wohlfahrt der Staatsangehörigen mehr Garantien als eine Bolfsherrfchaft, bie 
fih unbegränzt auf Alles erftredt, wenn auch Niemand von der Theilnahme an ber- 
felben ausgefchlofien ift; und doch wird Niemand läugnen, daß in einem wirklich 
abfolut monarchiſchen Staate weder die Unabhängigfeit der richterlichen Gewalt, noch 
die Selbfifländigfeit der Gemeinde innerhalb eines gewifien Kreifes als gefichert be⸗ 
trachtet werben fönnen. Eben fo wenig Fünnen jene conftitutionellen Schranfen, mit 
welchen man die Volfsherrfchaft umgeben, als unfehlbare Garantien gegen ben 
Mißbrauch der Gewalt betrachtet werben. 

**) Meberall, wo man fich zu dem Grundſatz befannt, daß das Wohl der Gefammt- 
heit das höchfte Sefeb fei, wird es nie an Gelegenheiten hierzu fehlen, und da zwi⸗ 
ſchen der Anfchauungsart ver Regierten und Megierenden immer eine große Verſchie⸗ 
benheit befteht, und in größeren Staaten faum ein Interefie zu finden ift, welches 
für fich allein auf eine Majorität zählen Fönnte, fo fann diefe Möglichfeit, fich aller 
Schranken zu entledigen, in welcher fich die Stantsgewalt befindet, nie als gefahrlos 
betrachtet werben. 


* 
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Und was iſt das Recht? 

Für die Mehrheit der Menſchen — und nur in fo fern der Be: 
griff des Rechtes ein der Mehrheit gemeinfamer tft, Tann die Achtung 
vor biefem Begriffe dem Staate als Grundlage dienen — ift der Be⸗ 
griff des Rechtes mit dem Begriffe des Geſetzes innig verbunden, der 
erftere ift immer eine Folge des letzteren. Wie der Begriff des Eigen- 
thums den Menfchen erft dann klar wird, wenn eine Schranfe gefegt 
ift, über die hinaus es fich nicht erfireden darf, fo kann ein Hares 
Bewußtſein des Rechtes erft, nachdem bie Graͤnzen desſelben feftgefebt 
ſind, entſtehen. 

Die Geſetze ſind (nach Montes quieu' 8 Anſicht) nichts als Die 
nothwendigen Beziehungen, die ſich aus der Natur der Dinge ergeben. 
Betrachten wir den Einfluß, welchen unfere Begriffe auf die Erfennt- 
niß diefer Beziehungen ausüben, fo finden wir, daß jedes Geſetz, außer 
den nothwendigen Beziehungen, welche fi aus der Natur der Dinge 
ergeben, noch durch die Begriffe der Menfchen bedingt fei. Geſetze jind 
fonady nichts als die nothwendigen Beziehungen, weldye ſich aus jenen 
Begriffen ergeben, die man über die Natur der Dinge befist. Hier- 
aus folgt, daß, da weder die Beziehungen der Dinge und noch 
weniger die Begriffe der Menfchen über diefe Beziehungen unwan- 
velbar find, die Begriffe über das Recht ebenfo Beränderungen 
unterliegen müflen als die Geſetze, vie ihnen al8 Grundlage Dienen. 
Nur Eines bleibt fi) immer gleih, und das ift, daß, wie Fein 
‚Staat ohne Geſetze beftehen Tann, auch fein Staat ohne Rechtöbe- 
griffe denkbar fei. 

Da die irdifche Aufgabe des Menfchen, zu deren Löfung ihn alle 
Triebe und Bedürfnifle hintreiben, in der möglichften Entwidlung fei- 
ner materiellen und geifligen Kräfte beſteht, dieſe aber nur im geſell⸗ 
ſchaftlichen Zuſtande gelöſt werden kann, ſo müſſen jene Geſetze, ohne 
welche ſich keine geordnete Geſellſchaft denken läßt, und jene Rechte, 
welche ſich hieraus entwickeln, als durch die Natur beſtimmt angeſehen 
werden. Um das Beſtehen eines Naturrechtes in dieſem Sinne zu 
läugnen, müßte man entweder die Thatfache, daß der Menſch durch 
die Natur zur Geſellſchaft beftimmt fei, oder jene ald unwahr zurüd- 


— 3A — 


weifen, daß die Möglichkeit jeder Gefellfchaft an gewifie Bedingungen . 
gebunden fei. 

Unläugbar beftchen gewiſſe Geſetze, die, weil fie die Bedingungen 
jeder gefellfchaftlichen Ordnung find, ebenfo al8 Ergebniffe der menfch- 
lihen Natur zu beiradyten find wie der gefelfchaftliche Zuftand felbft. 

Es iſt die Aufgabe der Wiftenfchaft, diefe Geſetze aufzufuchen, die 
Aufgabe der Staatsfunft, diefelben im Staate anzuwenden; daß aber 
bei der Berfchiedenheit der menschlichen Anfichten dieſe Geſetze zur 
Erhaltung des Staates nicht genügen, wird Jeder anerfennen. 
Erft wenn biefe Geſetze durch die Macht des Glaubens, die Gewalt 
eines Einzigen oder die Uebereinftiimmung Aller eine Sanction erhalten 
haben, erft wenn Diefelben als pofitine Geſetze gegeben und an- 
erfannt worben find, ‚Eönnen fie dem Staate als Grundlage dienen. 
Aus eben diefen Gründen ergibt fih, daß auch die Adhtung vor 
dem Rechte nur in. fo fern als eine moralifche Oarantie der 
im Staate beſtehenden Berhältniffe betrachtet werben könne, 
als ſich diefe Achtung auf das pofitive (durch pofitive Ge—⸗ 
feße beftimmte) Recht erftredt. 

Se mehr die Geſetze des Staated wirklich nur ein Nefultat ber 
nothwendigen Beziehungen find, welche fi aus der Natur ber Dinge 


ergeben, je mehr fie den Begriffen ver Menſchen entſprechen, je mehr 


mit einem Wort die pofltiven Geſetze ſich den natürlichen Geſetzen 
nähern, defto glüdlicher ift der Staat: Denn das Geſetz iſt immer 
dann am flärfiten, wenn es auf fittlichen Grundlagen ruht und dem 
Begriff der Menfchen über ihre natürlichen Rechte angemeffen iſt. Wenn 
wir aber aus diefem Grunde das natürliche Geſetz als das höhere, 
‚wenn wir bie Achtung vor dem nafürlichen Recht als Dasjenige an- 
erfennen mäffen, was jeder zwedmäßigen Geſetzgebung als Richtſchnur 
dienen fol, fo tft e8 doch im Staate Die Achtung vor dem pofiti- 
ven Recht und den pofitiven Gefeben, deren man vor Allem 
bedarf, und die Gefchiehte aller Zeiten Iehrt uns, daß es immer zu den 
höchften Leiden, ja zum Untergang des Staates geführt hat, wenn 
man diefe Wahrheit. verfannt hat, und zwar darum, weil durch die 
Geringſchätzung des poſttiven Rechtes — welche da, wo man ſich blos 
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vor dem natürlichen Recht zur Achtung verbunden glaubt, immer ent- 
fieht — eben das wichtigfte aller Naturrechte verlegt wird. 

Denn wenn nach natürlichem Rechte jeder Menfch zur Freiheit ge- 
boren iſt; wenn Niemand der Sklave eines Anderen (weder eines Ein- 
zelnen noch einer Mehrheit) fein kann, und feine Unterwerfung unter 
ven Staat als Ergebniß feines vernünftigen Willens betrachtet werben 
muß; wenn wir dem Einzelnen überhaupt Rechte zuerfennen, denen er, 
um gewiffe Vortheile zu erringen, entfagen Tann, die man ihm aber 
niemald blos im Interefje Anderer entreißen darf, und die Herrichaft 
des Staats (wie es ſich überall, wo man ein Naturrecht anerkennt, 
von felbft ergibt) mur eine bedingte ift: fo muß jede Verlehung ber 
pofitiven Rechte im Staate als Berletung des wichtigften natürlichen 
Rechtes betrachtet werden, da ja die pofitiven Gefehe die Bedingungen 
find, unter welchen fich der Einzelne dem Staate unterworfen, und bie 
Herrichaft des Staated über den Einzelnen in dem Augenblide ihre 
naturrechtliche Grundlage verliert, al8 die Bedingungen, unter welchen 
er fih dem Staate unterworfen, 'einfeitig verlegt werben Fönnen. 

Man bat in nenerer Zeit viel gegen das hiftorifche Recht gefpro- 
hen und gefchrieben. Alte Gejebe des. Mittelalters, ja aller Zeiten, 
welche nad) unferen Begriffen mit den natürlichen Menfchenrechten und 
ver Wohlfahrt des Staates im Gegenfage fanden, wurden aufgezählt, 
um au beweifen, zu welchen Solgen ein Sefthalten am hiftorifchen Rechte 
führen fanı. Es wurde gefragt: ob wohl, da doch die Beitimmung 
des Menfchen im Yortfchritt zu ſuchen fei, ein Feſthalten an Demjenigen, 
was den Berhältnifien unferer Zeit nicht mehr entjpricht, dem Staate 
nügen koͤnne? Doc alle diefe Gründe, weldye gegeit jedes poſitive 
Recht gebraucht werben können *), genügen nicht, um und Davon zu 
überzeugen, daß Staaten ohne Stetigfeit ihrer pofitiven Geſetze, d. h. 
ohne Achtung vor den hiftorifchen Nechten, welche auf dieſe Geſetze be- 
gründet find, beftehen koͤnnen. 


*) Alle jene Rechte, deren Anerfennung wir als für den Staat wefentlich bes 
trachten, das Recht des Beſitzes, der Familie, der Theilnahme an der Geſetzgebung, 
gehören, in fo fern fie auf pofitiven Gefeßen beruhen, in die Reihe ber hiſtori⸗ 
ſchen Rechte. 
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Denn wenn ung auch, die ewige Veraͤnderlichkeit aller Verhältniffe 
und felbft der menfchlichen Begriffe, welche uns die Gefchichte zeigt, 
davon überzeugen muß, daß jede Verfafſung nur in fo fern ihrem 
Zwede entjprechen kann, als in ihr die Bedingungen, unter welchen, 
und die Art, auf welche die Veränderung des Gefeges vor fich gehen 


ſoll, feftgefegt find, fo folgt doch hieraus durchaus nicht, daß irgend ein 


pofitives Geſetz verändert, irgend ein pofitives Recht auf eine andere 
als die durch pofitive Gefege beftimmte Art und unter den 
feftgefegten Bedingungen aufgehoben werben könne. Ja die Noth- 
wendigfeit beftimmter pofitiver Geſetze auch für diefen Tal zeigt ung 
eben, wie wenig der Staat des Dafeins pofitiver Geſetze entbehren 


könne, und die Erfahrung aller Zeiten zeigt und, Daß es im Interefie 


des Staates liege, daß jene Bedingungen, an weldye die Beränderung 
des Geſetzes und der ſich aus denfelben aBebenDEn Rechte ne 
find, nicht zu leicht geftellt ſeien. 

Da jeder Fortſchritt das Refultat der Thaͤtigkeit des Eingelnen 
ijt, und die höhere Entwidlung der hriftfichen Givilifation über jene 
des Alterthums vor Allem der Anerkennung der Freiheit des Indivi- 
duums zuzuſchreiben tft; da wir entweder die Grundfäße. des Com⸗ 
munismus anerkennen oder geftehen müflen, daß der Etaat dem Ein- 
zelnen blos den Kreis zu fihern vermag, innerhalb deſſen er feine 
Kräfte zur Vermehrung feines Wohlbefindens gebrauchen kann; da 
auch im freieften Staate der Einfluß, welchen der Einzelne auf die 


Geſetzgebung ausübt, praftifch immer gering ift, und ‚berfelbe daher, 


ftatt die Gefebe des Staates feinen Zweden anpaffen zu können, Diefe 
vielmehr als. Gegebenes annehmen und feine Beftrebungen dieſen an- 
pafien muß; da endlich Fein Staat ohne irgend eine höchfte Gewalt, 
der fich Alle unbedingt fügen müfjen, möglich iſt, und diefe immer nur 
Menfchen übergeben werben kann: fo muß der Fortſchritt und das 
materielle Wohlbefinden Aller durch die Achtung bedingt 
fein, welche jedes auf pofitive Geſetze oder Thatfachen be: 
gründete pofitive Recht im Staate genießt. 

Ohne diefe werden alle Inftitutionen, durch welche man die Ruhe 
des Staates und die Freiheit der Einzelnen zu jichern ſucht, ewig 
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fruchtlos bleiben; denn nur die Achtung vor dem Rechte ift e8, welche 
_ jeder Inftitution ihre Dauer fihert. | 

Ohne dieſe moralifche Garantie, ohne Adytung vor dem poſi— 
tiven hiftorifhen Recht kann ven traurigen Zuftänden, welche wir 
in faft allen Staaten des weftlichen Europas fehen, durch das Auf- 
geben des Prinzips der Gentralifation, welches wir als unmittelbare 
Urſache derfelben bezeichnet, deſſen allgemeine Verbreitung aber felbft 
nur dem geringen Grade der Achtung pofitiver Rechte zuzufchreiben ift, 
nicht abgeholfen werden. Ohne Achtung vor dem Rechte entbehrt jede 
Gliederung des Staates, durch welche die individuelle Freiheit gegen 
bie Uebergriffe der Staatögewalt geſchützt werden fol, jeder Garantie. 

Da die Gewalt des Staates immer größer als die der einzelnen 
Theile desfelben fein muß, und fein Staat feine Aufgabe zu Iöfen ver- 
mag, wenn er nicht die materiellen Mittel, ſich Gehorfam zu erzwingen, 
befigt, man außerdem Das Streben, feine Macht zu erweitern und fich 
von jeder Schranfe zu befreien, bei Ienen, Denen man bie Ausübung 
der Staatsgewalt übertragen, in nicht centralifirten Staaten ebenfo 
wie in centralifirten vorausfegen muß, und es in Staaten, wo man 
den einzelnen Theilen ein bedeutendes Maß der Selbftfländigfeit einge- 
räumt, nie an Beranlafjungen fehlen Tann, durch welche dieſes Streben 
gerechtfertigt erjcheint, fo kann auch Diefe Organifation des Staates 
nur in fo fern von Dauer fein, als der Nechtsfreis, welchen die Ber- 
fafung dem Gefammtftaate und den einzelnen Theilen desfelben einge- 
räumt, geachtet if. Doc kann diefer Grund um fo weniger gegen 
Dasjenige, was wir zum Beweiſe der Zwedmäßigkeit diefer Staats- 
form angeführt, gebraucht werden, als: 

1) ohne Achtung vor Recht und Geſetz durchaus Feine Verfaffung 

von Dauer fein kann, und centraliftrte Staaten eben jo wenig diefer 
Garantie entbehren können als andere; 
9 weil Berfaffungen, bei welchen man die Mat. der Staats: 
‚gewalt auf den Kreis des unumgänglich Nothwendigen beſchränkt, und 
jedem Theile des Staates und jedem Individuum einen beftimmten 
Rechtskreis angewiefen hat, felbft am meiften zum Entftehen und zur 
Befeftigung der Achtung vor Recht und Geſetz beitragen. | 
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Das Erke braudt wohl kaum beiwiefen zu werden. Wenn 
wir um uns bliden und dann auf den Weg, auf welchem alle ein- 
zelnen Staaten zu jenen Zuftänden gekommen find, die uns mit fo 
großem Bangen erfüllen; wenn wir fehen, wie man erft im Snterefie 
des abfoluten Königihums nach der Vernichtung aller hiftorifchen Rechte 
geftrebt, bi8 man diefes Ziel erreicht, um dann im Namen Der ange- 
borenen Menfchenrechte die Hiftorifchen Rechte des Königthums anzu- 
greifen, endlich aber jedes pofitive Recht vernichtet und die Vernunft 
als das bei der Einrichtung des Staates einzig Maßgebende be 
trachtet hatz wenn wir fehen, wie man, um Die Herrichaft der Ber- 
nunft zu fidhern, dem Staate eine abfolute Gewalt eingeräumt, alle 
Einzelnen Diefer Gewalt gegenüber ohnmächtig gemacht; und wie es 
troß der allgemeinen Anerkennung jener Grundfäge, nad welchen man 
den Staat eingerichtet hat, trog aller Mittel, die der Staatsgewalt 
zur Eentralifation ihrer Sträfte zu Gebote ftehen, und der Anftrengungen, 
jeden Widerftand gegen den Staat phyſiſch unmöglich zu machen, 
doch nirgends gelungen ift, irgend etwas Feſtes zu begründen; wie der 
Befi der Staatsgewalt, ob ſich dieſe nun in ben Händen eines 
Monarchen befindet, oder im Namen der Sonverainetät des Volls 
ausgeübt wird, in dem Maße precär geworben ift, als man alle Rechte, 
welche der Gewalt des Staates hinderlich zu fein feheinen, und mit 
ihnen Die Achtung vor dem pofitiven hiſtoriſchen Recht zerftört 
bat: da wird man, glaube ich, zugeben, daß auc die finnreichften In⸗ 
flitutionen und alle durch die Bentralifation dem Staate gebotene ma- 
terielle Gewalt ihm jene Stüße nicht erfeben koͤnnen, welche er in der 
Achtung vor dem Recht befist, und daß weder das Königthum 
noch das Volf, indem fie ſich von den Schranfen Des hifto- 
rifhen Rechts befreit, etwa gewonnen haben. 

Eben fo leicht iſt es, fidh von dem Zweiten zu überzeugen. 

Die Achtung, welche der Einzelne vor jedem pofltiven Geſetze 
empfindet, ftebt immer im Verhältuiß zu den Vortheilen, welche ihm 
das Geſetz bietet. 

Wie wir jeve Schranfe dann am meiften achten, wenn fie nicht 
nur ein fremdes, fondern auch das eigene Eigenthum bezeichnet, fo ift Die 
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Achtung fremder Rechte mit dem Bewußtfein der eigenen innig verbunden. 
Derjenige, welchem man Die Fähigkeit, ein Eigenthum zu befiken, abge- 
fprochen, wird Feine Achtung vor dem Eigenthum, der Sklave Feine 
Achtung vor dem Recht empfinden. Sol das Geſetz im Staate ge 
achtet werben, fo darf e8 daher nicht als Privilegium Einzelner erfchei- 
nen, ed muß ein allgemeines Gut Aller fein, und wird dem Staate 
eine um fo feftere Stüge bieten, als Die Verbindung zwifchen dem Ge- 
ſetze und den perfönlichen Intereſſen der Einzelnen durch Alle klarer 
erfannt wird. Nur Dasjenige, worauf Das eigene Recht begründet 
it, wird durch Jeden als heilig anerkannt, und die Frage, ob das 
biftorifche Recht, oder ob gewifle Grundſaͤtze des Naturrechts auf ein 
höheres Maß der Achtung zählen Tönnen, hängt davon ab, ob bie 
Mehrheit der Einzelnen ihre Rechtsanfprüche. von jenem oder biefem 
ableitet. 3 

Wenn man dem Staate eine abfolute Gewalt über alle Berhält- 
niſſe eingeräumt und ‚die Rechte der Einzelnen gegenüber dem Staate 
auf die Theilnahme an der Gefeßgebung befchräntt hat, kann aus den 
angeführten Gründen das Bemwußtfein des innigen Zufammenhanges, 
welcher zwifchen der Achtung frember Rechte und den Interefien jedes 
Einzelnen befteht, niemals fo lebhaft fein als da, wo der Einzelne nicht 
nur durch den Stuat, fondern durch andere Gemeinfchaften mit feinen 
Mitbürgern in Beziehungen fteht, und indem er in Fleineren Kreiſen 
täglich zur Ausuͤbung gewiffer Rechte Gelegenheit findet, die Wichtig. 
feit diefer Rechte praktiſch einfleht. Ja der Grundfap der Omnipotenz 
des Staates, die verfaffungsmäßige Beſtimmung, daß. bie Mehrheit 
über Alles zu entfcheinen habe, muß Die Hebergeugung hervorrufen, daß 
e8 ber Wille der Mehrheit fei, der über jedes Recht mit abfoluter 
Macht zu entfcheiven hat, was alferbings zur Achtung vor dem Rechte 
der Mehrheit, doch nicht zur Achtung irgend eines Rechtes, welches 
diefer Mehrheit als Schranke dienen Tönnte, führen muß. — Der 
Grundfab einer ganz abfolnten Staatsgewalt fteht mit dem Begriffe 
jedes felbftbegründeten Rechtes ebenfo im Widerfprucdh, wenn Diefe Ge⸗ 
walt der Gefammtheit, als wenn fie einem Einzigen übertragen ift. 
Denn wenn es das Wohl oder der Wille der Mehrheit ift, von dem 


+ 
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jede Entſcheidung ber Mehrheit abhängt, und jeder Einzelne, der an 
diefen Entfcheidungen Theil nimmt, wieder nur feinen perfönlichen Wil⸗ 
len und fein eigenes Wohl zu berüdfichtigen braucht: fo muß der 
Grundſatz, daß die Duelle des Rechts im fouverainen Willen. ver 
| Mehrheit zu fuchen fei, nothwendigerweife in dem Einzelnen die Ueber⸗ 
jeugung hervorbringen, daß er in Allem nur fein eigenes Wohl zu bes _ 
rüdfichtigen habe, was offenbar die Adytung vor den Rechten Anderer 
fhwächen, ja den Begriff des Rechts felbft verwirren muß; während 
durch eine beftimmte Gliederung des Staates, wobei man bie abfolute 
Gewalt der Gefebgebung auf gewifle Dinge befchränft hat, in dem Ein- 
zelnen das Bewußtfein, daß er fich innerhalb eines gewiflen Kreifes 
ganz felbftftändig bewegen Fönne, und in Folge diefes Bewußtſeins die 
Ueberzeugung hervorgerufen wird, Daß er den Kreis, weldyen die Ge- 
feßgebung der felbftftändigen IThätigfeit Anderer angewiefen hat, ohne 
Gefährdung der eigenen Intereffen nicht verlegen könne. 

Was die Achtung vor dem Geſetz für den Einzelnen ift, das iſt 
die Achtung vor dem Rechte für den Gefeßgeber. Soll der Staat be- 
ftehen und gedeihen, fo ift Beides nothwendig Wenn man mın von 
der Ueberzeugung ausgeht, daß die Macht einer Vielheit — wenn fie _ 
den Einzelnen nicht verlegen ſoll — ebenfo gewiſſer Schranfen bedarf 
als Die eines Einzigen, ja daß diefe Schranken einer Vielheit 'gegen- 
über, eben weil eine Bielheit mächtiger und rüdfichtslofer ift, auch ſtaͤr⸗ 
fer fein müflen, und daß die abfolute Gewalt des Staates Durch Die 
Achtung vor dem Recht ficherer als durch. irgend eine Inftitution be⸗ 
fchränft werden könne; jo müfjen jene Einrichtungen, durch welche dieſe 
Achtung vor dem Recht erzeugt und wach erhalten wird, in dem Maße 
für das Beſtehen des Staates wichtiger fein, als die Staatsgewalt 
einer Vielheit übertragen iſt; und die Behauptung, daß Staaten, in 
welchen man die im Verlaufe dieſes Werkes aufgeftellten Grundſaͤtze 
befolgt, der Achtung vor dem Recht eben fo wenig entbehren können 
als andere, ift daher nicht nur fein Grund gegen, ſondern viel 
mehr der wichtigfte Grund für diefe Grundfäge, weil unter den ver- 
fhiedenen Formen, welche man dem Staate geben kann, ficher jene _ 
die vorzüglichfte ift, durch welche die moralifchen Grundlagen des 





— 331 — 


. Staates, vor Allem die Achtung vor Recht und Geſetz, am meiften 
verftärkt werden. 


Elftes Rapitel. 


Nothwendigkeit eines höchſten Gerichtshofes. 





In jedem Staate muß eines von beiden herrſchen, das Geſetz 
oder die materielle Gewalt. In dem Augenblick, wo man ſich 
der Herrſchaft des erſteren entzogen, hat man die Herrſchaft des lep- 
teren begründet. 

Bei der Berfchichenheit aller menfchlichen Anfichten und dem Ein- 
fluß, welchen unfere perfönlichen Anfichten auf unfer Urtheil ausüben, 
kann das Geſetz nur in fo fern herrfchen, als eine richterliche Gewalt . 
eriftirt, um das Geſetz auszulegen, auszufprechen und zu vollziehen. 
Daraus ergibt fih, daß, wenn die zwifchen dem Staat und den- ein- 
zelnen Theilen desfelben beftehenden Beziehungen durch Geſetze geregelt 
werden jollen, aud zur Aufrehihaltung der durch die Verfafiung bee 
ftimmten 'Berhältniffe Gerichte nothiwendig find, die in allen zwifchen 
der Staatögewalt und den einzelnen Theilen des Staates ſich ergeben- 
den Fragen darüber zu entfcheiven haben, ob der in Frage ftehende 
Gegenftand nad) dem Geſetze zum Wirfungsfreife des Staa- 
tes oder zu jenem der einzelnen Theile desfelben gehöre. 

Wie das Beftehen georbneter Gerichte, welche über alle Rechts- 
anſprüche der Einzelnen zu enticheiden haben, ein nothwendiges Be⸗ 
bingniß jedes geordneten Staates ift, fo muß in dem Augenblid, wo 
man in der Berfaffung den einzelnen Theilen des Staates einen be- 
flimmten Rechtskreis angewiefen, auch die Nothwendigkeit einer richter- 
lichen Gewalt, welche über alle ſich hieraus ergebenden Rechtöverhält- 
nifje zu entfcheiden hat, anerkannt, und den Entfcheidungen verfelben 
muß bei den zwifchen dem Staate und einzelnen Theilen desfelben ſich 
ergebenden ragen diefelbe Gewalt zuerfannt werben, welche jeder rich⸗ 
terlihen Entſcheidung bei allen Einzelne beireffenden Fragen der Natur 
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der Dinge nad) zulömmt; d. h. daß dieſelben weder durch Die geſetz⸗ 
gebende noch durch die vollziehende Gewalt für den einzelnen ge- 
richtlich entfchiedenen Fall umgeftoßen werden Fönnen. 

Derjenige, dem die Souverainetät im Staate zulömmt — fei es 
nun das Volk oder ein Einzelner —, kann die Berfaffung des Staates 
ändern, Jene, denen man die gefeggebende Gewalt übertragen *), fönnen 
einzelne Geſetze aufheben oder neue bringen, und dadurch der richter- 
lichen Gewalt neue Regeln, nad) denen fie zu entfcheiben hat, vor- 
fchreiben; fo lange jedoch die Verfaffung fteht und das Gefe nicht auf- 
gehoben ift, ſteht bie im einzelnen Fall gegebene Entſcheidung Des 
Richters höher als der Wille der Gefebgebung, höher als die Macht 
des Souverains. Diefe Suprematie der richterlichen Gewalt ift nichts 
als die Suprematie der Gelebe, und nur wenn man die Souverainetät 





*) Wo man dem gefeßgebenden Körper die Ausübung der vollen Souverainetät 
übertragen, fann das Recht desfelben, auch die Verfaſſung felbft zu verändern, nicht 
in Zweifel gezogen werben; übrigens ift dies durchans nicht überall der Fall. In 
den norbamerifanifchen Freiftanten, überhaupt überall, wo bie Art, in welcher das 
Orundgefeb des Staates verändert werben foll, in der Verfaffung beſonders beflimmt 
ift, kaun ſich die Gewalt des gefekgebeuden Körpers nicht auf die Veränderung bes 
Grundgefehes erfiredien; woraus fich ergibt, daß zwifchen dem Souverain und dem 
gefeßgebenden Körper in ſolchen Stanten ein wefentlicher Unterſchied befteht, und alle 
Handlungen des Tekteren, wobei man bie in ber Berfafiung ausgedrädten Bedingun⸗ 
gen der Vollmacht überfchritten, eben fo ungültig find als die Handlungen jedes Ber 
vollmächtigten, wenn derfelbe jene Vollmacht, vermöge welcher er handelt, überfchrit- 
ten hat. — Meberall, wo die Macht des gefebgebenden Körpers auf diefe Art 
befchränft it und das Orundgefeg, welches allein als der Wille des Souverains zu 
betrachten ift, auch durch die Legislatur bes Staates verleßt werben kaun, iſt bie 
Zweckmaͤßigkeit von Einrichtungen, durch welche die Entſcheidung der Trage, ob bie 
Geſetzgebung durch ihre Handlungen ihr Mandat nicht überfchritten, einem höchften 
Gericht übertragen wird, nicht in Zweifel zu ziehen; da, wenn man einmal von dem 
Prinzip einer unveräußerlichen Bolfsfouverninetät ausgegangen und den gefeßgeben- 
ben Körper blos als Repräfentanten des Söuverains, den diefer unter gewifien Bes 
dingungen mit ber Ausübung feiner Rechte beauftragt hat, betrachtet, in zweifelhaften 
Fällen die Entfcheidung entweder befonderen Gerichten oder dem Bolfe felbft über: 
tragen werden muß, und bie Behauptung, daß bie Legislatur des Staates nicht den 
Entſcheidungen einer richterlihen Gewalt unterworfen werben fünne, uns nothwendig 
zur Anerfennung des Rechtes ber Infurrection führen müßte. 
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in der Willführ fucht, und wenn man das für den Staat fo fehler- 
haft gebrauchte Epitheton der Allmacht bis zu den Außerften Gränzen des 
Abfurdums verfolgt und behauptet, daß die allmächtige Staatsgewalt 
ſich nicht einmal ſelbſt durch Geſetze befehränfen Fönne, Tann man glau- 
bei, daß dieſe Suprematie der richterlichen Gewalt mit dem Begriff der 
Souverainetät im Widerſpruch ſtehe. Da der Unterfchien zwifchen einem 
auf das Recht begründeten Staat und einer Despotie nur darin be- 
fteht, daß in jenem das Geſetz, in Diefem der Wille des Menjchen 
(gleichviel ob eines Einzigen oder Vieler) herrſcht, fo muß jeder Staat, 
wo man diefe Stellung der richterlichen Gewalt nicht anerkennt, immer 
als ein despotifcher betrachtet werden. 

Benjamin Conftant hat fehr richtig bemerkt, daß bei der Verſchie⸗ 
denheit der Intereſſen, dem allen Menſchen angeborenen Trieb, ihre 
Macht weiter auszudehnen, und den vielſeitigen Gegenſätzen, welche 
ſich hieraus in Staaten, wo man die Geſetzgebung nicht ausſchließlich 
einem Individuum oder einer Klaſſe übertragen hat, ergeben, der 
Staat, auch wenn man die Gewalten noch ſo vollkommen getheilt und 
jeder Klaſſe der Staatsbuͤrger einen gebührenden Einfluß auf die Ge⸗ 
ſetzgebung eingeraͤumt hat, ſeiner Aufgabe noch immer nicht zu genügen 
im Stande ſei, daß es vielmehr einer vermittelnden Macht be— 
dürfe, durch welche jede der im Staate thaͤtigen Gewalten innerhalb 
ihrer beftimmten Schranken erhalten und ihr Zuſammenwirken im Sinne 
der Berfaflung erzwedt wird *). 

Wenn aber B. Conftant weiter behauptet, Daß es ein großer 
Vorzug der conftirutionellen Monarchie fei, Daß durch dieſelbe in der 


*) Les trois pouvoirs politiques, tels qu’on les a connus jusqu’ici, le 
pouvoir executif, legislatif, et judiciaire, sont trois ressorts qui doivent coo- 
p6rer chacun dans sa partie, au mouvement general, mais quand ces ressoris 
deranges se croisent, s’entrechoquent et s’entravent, il faut une force qui 
les remette & leur place. Cette force ne peut pas &tre dans un de ces res- 
sorts, car elle lui servirait à detruire les autres; il faut quelle soit en de- 
hors, qu’elle soit neutre en quelque sorte, pour que son action s’applique 
partout oü il est necessaire qu’elle soit appliquee, et pour qu'elle soit pre- 
servatrice et röparatrice sans £tre hostile. 

Cours de Politique vonstitulionnelle I, 2. 
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Perſon des Könige eine ſolche vermittelnde Gewalt geſchaffen werde *), 
: fo ift er meiner Meberzeugung nach im Irrthum, und zwar darum, 
weil der König-in conftitutionellen Staaten faft niemals neutral ift, 
ja im Interefje des Staates und nach der Stellung, die man dem Kö- 
nigthum angewiefen, ohne Verlegung feiner Pflichten audy nie neutral 
fein darf, was B. Conftant bei der Anwendung feiner Gtundfäge im 
weiteren Verlauf feines Werkes felbft eingefehen hat **). 
Sch habe früher darauf aufmerffam gemacht, welche Rachtheile 
“ daraus für den Staat entftehen, wenn man das Königthum blos als 
das Haupt der erecutiven Gewalt betrachtet; jene, welche Daraus her- 
vorgehen würden, wenn man dem König blos eine vermittelnde Ge- 
walt zuerfennt, find nicht kleiner. WIN man Diefes, fo muß man dem 
Königthum entweder die Macht, alle im Staat beftehenden Gewalten 
zur Anerfennung feiner vermittelnden Entfcheidungen zu zwingen, d. bh. 
eine ganz abfolute Gewalt einräumen, oder dasfelbe auf das Recht 
einfacher Rathfchläge befehränfen und ben übrigen Gewalten machtlos 
gegenüber ftellen; Beides aber ift mit der Aufgabe, welche das König- 
thum in der conftitutionelen Monarchie zu löfen hat, unvereinbar. 

Er worin befteht diefe Aufgabe? 

MWenn jeder Staat einer hödhften Gewalt bedarf, die für Denfelben 
Geſetze gibt und ihn regiert, und das Beſtehen des Staates von der 


) La monarchie constitutionnelle a ce grand avantage, qu'elle crée ce 

pouvoir neutre dans la personne d’un roi. Ibid. 
j **) M. de Chateaubriand a adopte mon principe et jusqu aux developpe- 
mens qui l’appuient, et qu'il en a fait, dans le douzieme chapitre de la 
Monarchie selon la Charte, une tr&s eloquente paraphrase. Je l’en re- 
mercie; mes idees ne peuvent que gagner en éêtant reproduites par un inter- 
prete d’un talent si rare. Seulement il les exagere un peu; il pretend telle- 
ment reduire le monarque & la qualit& de spectateur qu’il dit en propres 
termes: Que le roi ne forgant point son ministre, si celui-ci ’ 
n’obtempere pas à l’avis du roi, leroin’insiste plus. Le ministre 
agit, fait une faute, tombe, et le roi change son ministere. 

Ce n’est certes pas ainsi que je l’entends. Quand le roi voit un mini- 
stre prôt à faire une faule, il ne reste pas impassible. Il ne laisse pas com- 
mettre une faute dont la nation porterait la peine. Il ne force pas son mi- 
nistre, mais il le renvoi& avant que la faute ne soit commise. Ibid. p. 191. 
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Kraft, welche diefe Gewalt befigt, bedingt ift; wenn dieſe Gewalt daher } 
au) weder getheilt noch gefchwächt werden darf, und die Sicherheit ı 
des Ganzen davon abhängt, daß der fouveraine Wille, wenn er: 
fih einmal in gefegliher Form geäußert, Tein erhebliches Hin⸗ 
derniß zu befämpfen habe: fo iſt Die Sicherheit, deren ber Einzelne 
einer ſo abſoluten Gewalt gegenüber bedarf, nur darin zu finden, daß 
man die hoͤchſte Gewalt im Staate (die Souverainetät) zwiſchen Mehre⸗ 
ven vertheilt und dafür forgt, daß diefelbe nur unter gewiffen For— 
men, durch welche man gegen Mebereilungen geſchützt wird, ausgeübt 
werben dürfe. Der Vorzug der conftitutionellen Monarchie befteht nur | 
darin, daß diefer Zwed unter dieſer Form befler ald unter irgend einer } 
anderen zu erreichen ift. 

Dur die Beftimmung, daß nichts ohne die Einwilligung des 
Königs zum Gefeß werben Fönne, und durch jene, daß zur Oiltigfeit , 
ver Regierungshandlungen des Könige die Contrafignatur feiner ver: ! 
antwortlichen Minifter nothwendig fei, hat man dem Königthum auf! 
die Gefebgebung und den Bertretern des Volkes auf Die Regierung 
einen bedeutenden Einfluß gefichert; fo daß in allen Fällen, wo ber: 
Natur der Dinge nady nur der fonveraine Staatswille zu enticheiden 
hat, Feiner jener Factoren, zwilchen welchen man die Souverainetät ge⸗ 
theilt, von der Theilnahme uusgefchloffen ift, während man durd das ' 
dem Königthum übertragene Recht, die Minifter zu ernennen, und durch 
die Verantwortlichkeit berfelben zugleich dafür geforgt hat, daß Jene, 
denen man bie erecutive Gewalt übertragen, von ber fouverainen Ge⸗ 
walt, d. h. fowohl vom König als von den Vertretern des Volks, zwi⸗ 
fchen welchen man die Souverainetät getheilt, immer abhängig feien. | 

Man hat feit einem halben Jahrhundert das Königthum fo ausfchließ- | 
lic, blos als Haupt der erecutiven Gewalt betrachtet, und fich fo viel über: 
den Sa le roi rögne et ne gouverne pas herumgeftritten, daß bie in : 
Obigem ausgeſprochenen Anſichten wahrſcheinlich als paradox erſcheinen 
werben; da aber alle Vortheile, welche ein feſt begründetes Koͤnig⸗ 
thum in conftitutionellen Staaten bietet, eben aus ber legislatori⸗ 
ſchen Thaͤtigkeit desſelben hervorgehen, und die wichtigſten Functionen 
desſelben nur in fo fern als vernünftig erſcheinen, als man ben König 

ll. 25 
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als einen integrirenden Theil der geſetzgebenden Gewalt, nicht blos als 
Repräfentanten, jondern als Theilnehmer an der Souverainetät des 
Staats betrachtet, fo ift e8 durchaus nothiwendig, daß man von dem 
über dasfelbe in der Wiftenfchaft aufgeftellten Borurtheil abgehe, fo ge- 
heiligt uns Diefes durch große Namen, pie dasſelbe vertheidigt, auch 
erſcheinen mag. Es wird der Staatsfunft niemals gelingen, ein Indi⸗ 
viduum, welches man fo hoch geftellt und dem man fo große Macht 
übertragen wie dem König in conftitutionellen Staaten, der natürlichen 


‚Attribute jedes Individuums, d. b. des Berürfniffes zum Wollen und 


feinen Willen durchzufegen, zu entkleiden. Eben weil Könige nurMen- 
ſchen find, wird jeder Verfuch, dies zu thun, immer ſcheitern, und ent- 
weder mit dem Untergang des Königthums oder dem Der bürgerlichen 
Freiheit enden. 

Wenn wir aber den König als einen Theil der gefeßgebenden Ge⸗ 
walt betrachten, was, wie gejagt, durchaus nöthig ift, wenn Die dem⸗ 
jelben übertragenen Redyte vernünftig erklärt werben follen, fo ergibt 
e8 fih von felbft, vaß der König die Stellung einer vermittelnden Ge 
walt (pouvoir neutre) nicht einnehmen könne, fondern daß in Fällen, 
wo zwifchen den verichiedenen Factoren der fouverainen Gewalt Con⸗ 
fliete entftehen, oder über den Rechtskreis, welchen die Verfaſſung dem 
Staate und den einzelnen Theilen desfelben angewiefen, Fragen zu ent- 
ſcheiden find, Die vermittelnde Gewalt ebenjo Gerichten übertragen wer- 
den müfle, als dies in Fällen, wo bie Intereflen und Anfprüche der 
Einzelnen in Gegenſatz treten, immer gefchieht *). 


*) 3, Gonftant iſt entgegengefeßter Meinung: Lorsque les citoyens divises 
entre-eux d’interöt se nuisent reciproquement, une autorité neutre les sé- 
pare, prononce sur leurs pretentions, et les preserve les ung des autres. 
Cette autorit6 est le pouvoir judiciaire. De m&me, lorsque les pouvoirs pu- 
blics se divisent et sont prefs à se nuire, il faut une autorit& neutre qui 
fasse & leur dgard ce que le pouvoir judiciaire fait A l’egard des individus. 
Cette autorite dans la monarchie constitutionnelle c’est le pouvoir royal. Le 
pouvoir royal est, en quelque sorte, le pouvoir judiciaire des autres pou- 
voirs. Ibid. p. 7. Wer kann läugnen, daß hierdurch die ganze Stellung des Koͤ⸗ 
nigthums weſentlich verändert, baß jene aller übrigen Gewalten im Staate ganz 
unhaltbar wärbe, im Fall man das Rönigthum, indem man es wit ber richterlichen 
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Diefe Suprematie ber richterlichen Gewalt über alle übrigen fteht 
mit dem Begriff der Souverainetät prinzipiell nicht im Gegenfab, fon- 


bern ift, wie uns die Erfahrung zeigt, als eine der feiteften Garantien _ 


aller im Staate beftehenden Rechte zu betrachten, und ift auch faft 
überall als ſolche anerkannt worden. 

Alle, die über die Berfaffung der nordamerifanifchen Freiftaaten 
nicht mit der DBegeifterung, mit welcher der Anblid einer fo großen 
Republif den Fremden erfüllt, fondern mit der Sachlenntniß gefprochen, 
welche nur Derjenige über die Folgen politifcher Inftitutionen befigt, 
ber unter ihnen gelebt hat, haben ſich einftimmig dahin erklärt: daß 
die Erhaltung der Union und die großartigen Refultate, welche bie 
nordamerifanifche VBerfafjung erzeugt, großentheils dem heilfamen. Ein: 
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flufie der Gerichte zugufchreiben feien. Ohne ven oberften Gerichtähof ! 
wäre bei den vielfeitigen Gegenſaͤtzen zwifchen den einzelnen Staaten ' 
und dem mächtigen Streben nad Selbfiftändigfeit in allen das Band 
der Union längft gelöft worden, oder an die Stelle der Bundesſtaaten 
wäre ein centralifiter Staat nad dem Mufter Frankreichs getreten. 
Die Beziehungen zwifchen dem Gefammtftaat und den einzelnen Theis : 
len wären längft geftört, und bie richtigen Graͤnzen, welche zwifchen : 
Demjenigen, was dem Staate, und Dem, was den einzelnen Theilen _ 
desſelben zukoͤmmt — deren Beftehen man es zufehreiben muß, daß die 


individuelle Hreiheit durch das Prinzip der abfoluten Volksſouverainetät 


und das Beftehen des Bundes durch das Recht der Selbftregierung in 


Amerika nicht gefährdet. wird — wären Längft niebergerifien, wenn ber 
Grundſatz: daß die Gerichtshöfe zum vermitielnden Körper 


swifchen der Legislatur und dem Volke beflimmt feien, zum 
Zwecke, um unter Anderem die letztere innerhalb der ihrer 
Gewalt angewiefenen Schranfen zu erhalten, in Amerifa nicht 
anerkannt und Die vermittelnde Gewalt der Gerichtöhöfe Durch die Le⸗ 
gisfatur und das Voll nicht ald einer der Grundpfeiler der Berfaflung 
betrachtet worden wäre, 


Gewalt bekleidet, nicht zugleich jener Mittel der materiellen Macht beraubt, welche 
dasſelbe jetzt befigt? 
25 * 


— .. 
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Es iſt übrigens nicht nothwendig, nach Amerika zu gehen, um den 
Grundſatz der Suprematie der richterlichen Gewalt über alle anderen 
Staatögemwalten in diefem Sinne anerkannt zu finden. 

Das berühmte Recht der franzöflfchen Parlamente, wonach Fönig- 
lihe Ordonnanzen erft dann Geſetzeskraft erhielten, wenn dieſelben 
regiftrirt worden waren, beruht ganz auf denfelben Grundſäatzen. 
Wenn man annahm, daß die monardhifche Gewalt in Frankreich nicht 
eine ganz wilführliche, fondern an gewiſſe Grundgefeße gebunden fei, 
die durch Diefelbe nicht überfchritten werben bürften (wie dies bis zu 
Ludwig. XIV. felhft das Königthum anerfaunt, und auch nach ihm die 
Mehrheit ver Gebilveteren immer behauptet bat), fo mußte auch die Noth⸗ 
wendigfeit einer Autorität eingefehen werben, welche darüber zu ent- 
fcheiden Hatte, in wie fern einzelne Ordonnanzen mit dieſen Grundge- 
fegen nicht im Gegenſatz ftehen und daher als folche zu beirachten feien, 
wobei das Königthum feine legalen Gränzen eingehalten und welchen 
daher. Jeder gehorchen müſſe. Mit dem Aufhören der Generalftaaten 
ift die. ganze gefeßgebende Gewalt in Frankreich auf das Königthum 
übergegangen; das durch die Parlamente in Anſpruch genommene Recht 
der Regiftratur ift aber nicht als ein Theil der geſetzgebenden Gewalt, ſon⸗ 
dern ganz aus demfelben Standpunkte zu betrachten, aus welchem wir 
das dem hochſten Gerichtshof in Amerifa übertragene Recht beurtheilen 
müffen, wonach demjelben audy die Entſcheidung der Frage zukömmt: 
ob die Statute der Gefehgebung mit der Verfaflung übereinftimmen. 
So wenig ſich hieraus der Schluß ziehen läßt, daß der hoͤchſte Ge⸗ 
richtshof in Amerifa über der Gefeßgebung fteht, fo lange fich diefe in 
ihrem conftitutionellen Streife bewegt, ober daß berfelbe an der Geſetz⸗ 
gebung theilnehme, eben fo wenig kann dies von den frangöfiichen 
Barlamenten behauptet werden. Wie das dem hoͤchſten Gerichtshof dort 
eingeräumte Recht nur eine Folge des Prinzips ift, Daß das in der 
Verfafſung ausgefprochene Grundgefeg über dem.Willen der einzelnen 
Legislaturen ftehe, fo war die den franzöfifchen Parlamenten einge- 
räumte Stellung eine natürliche Folge der Meberzeugung, daß auch in 
Frankreich gewiſſe Grundgefeße beftanvden, und daß Die Macht des Kö- 
nigthums nur innerhalb der durch dieſe Geſetze beftimmten Graͤnzen 
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eine abſolute ſei, und nur weil die Stellung der Parlamente aus die⸗ 
ſem Geſichtspunkt betrachtet eine vernünftige war, konnte dieſelbe fo 
vielen Angriffen gegenüber immer behauptet werden, bis man in der 
franzoͤſiſchen Revolution den Grundſatz aufgeſtellt — oder wenigſtens 
befolgt —, daß die geſetzgebende Gewalt des Staates durchaus durch 
kein Grundgeſetz beſchraͤnkt ſein könne, und hiermit die vernünftige 
Grundlage, auf welcher der Wirkungskreis der höchften GEEhiTe be⸗ 
ruhte, zerftört hatte, 

Durch Jahrhunderte hat man fih in Deutſchland abgemüht, ein 
dem höchften Gerichtshof Amerifas ähnliches Gericht zu fchaffen, und 
alle Beftrebungen, ein dem Zwede entſprechendes Kammergericht einzu: 
führen und die Autorität desfelben zu fichern, finden ihre Erklärung 
lediglich in der Elaren Einfidht davon, daß, wenn man den einzelnen 
Theilen des Reiches eine gewiffe Selbftftändigfeit eingeräumt, ohne 
darum bie Einheit auflöfen zu wollen, die Erhaltung der verfaffungs- 
mäßigen Stellung, ſowohl des Reiches als der einzelnen Theile, die Er- 
richtung eines höchften Gerichtshofes erfordere, dem in allen zweifel⸗ 
haften Fällen die höchfte Entfcheidung zufommt. — Dasfelbe finden wir 
in anderen Staaten, denn wenn wir auch die Stellung des Justicia in 
Aragon *) als eine ganz exrceptionelle betrachten wollen, fo nt es Doch 
gewiß, daß bei der innigen Verbindung, welche im ganzen Mittelalter 
zwifchen dem Rechte des Befibes und jenem der Jurisdiction beftand, 
und bei der Häufigfeit jener Fälle, wo über Die Auslegung gewiſſer 
VPrivilegien Zweifel entflanden, die Entſcheidung zweifelhafter Competenz- 


*) Eine der wichtigften Yunctionen bes Justicia von_Nragon beftand in dem 
ihm zufommenden Rechte, über die @iltigkeit aller Eöniglichen Befehle und Verord⸗ 
nungen zu entfcheiden. Der Grund ber ganzen Snflitution ift in einem der Gefeße 
des Fuero de Soprarbe (welches, wenn man auch an feiner Authenticität zweifelt, 
auf bie in Aragon im Mittelalter beſtehenden Rechtsanfichten einen eben fo bedeu⸗ 
tenden Einfluß ausgeübt als die Sfloorifchen Deeretalen auf das Kanonifche Recht) 
in folgenden Worten ausgebrüdt: Ne quid autem damni detrimentive leges 
aut libertates nostrae patiantur judex quidam medius adesto, ad quem 
a rege provocare si aliquem laeserit, injuriasque arcere si quas forsan rei- 
publicae intulerit, jus fasque esto. Blancas Commentarü p. 26 b. Prescolt’s 
History of the Reign of Ferdinand and Isabella. 


— 


— 390 — 


fragen zwiſchen dem Staate und einzelnen Theilen desſelben im Mittel⸗ 
alter überall der richterlichen Gewalt übertragen war, da ja die Ent⸗ 
ſcheidung Der Frage über den Beſitz, mit dem die Gerichtsbarkeit ver- 
bunden war, jene, wie weit fich die Jurisdiction des Königs und jene 
der einzelnen Gemeinden oder Bafallen erftreden follte, in fich fchloß. 

Meberhaupt hat das Königthum die Suprematie der ridhterlichen 
Gewalt in diefer Bedeutung nie in Zweifel gezogen, oder den Grund: 
ſatz praftifch zur Anwendung gebracht: daß es wefentlich in ber Natur 
der Souverainetät liege, feiner Klage irgend eines Patristen ohne ihre 
eigene Einwilligung unterworfen zu fein, ein Grundfab, den man in 
Amerika befolgt, und der da zu BE Mebelftänden Veranlaſſung 
gegeben hat”). 

Ya diefe Suprematie der richterlichen Gewalt iſt immer als die 
beſte Garantie aller beſtehenden Verhaͤltniſſe, und hierdurch als die 
feſteſte Stuͤtze des Thrones betrachtet worden. Da nun ſelbſt in ber 
abſoluten Monarchie die Entſcheidung von Rechtsfäͤllen, wobei das Ur⸗ 
theil durch die Interpretation der Verfaſſung beſtimmt wird (wie Dies 
bei den meiften Fällen der Majeftätsverbrechen und jenen über den dem 


"öffentlihen Beamten verweigerten Gehorfam der Ball ift), der richter- 


lichen Gewalt überlaffen ift, und man es niemals mit der Würde 
der Krone als unverträglich betrachtet hat, daß dieſe ihre Anfprädhe 


rn 


*) Here Oberrichter Jay macht in der Begründung feiner Abflimmung in bem 
alle von „Chisholm Executors v. Georgia’ zwifchen dem Yalle der Anflagbar- 
feit eines Staates und der Anflagbarfeit der Vereinigten Staaten von Seite eines 
Bürgers unter der Conftitution einen Unterfehied. „Bei allen Fällen von Klagen 
gegen Staaten oder einzelne Bürger”, fagt er, „werben die Rationalgerichte in jedem 
Theil ihres gefeglichen und verfaffungsmäßigen Verfahrens und Urtheils durch den 
Arm der vollziehenden Gewalt der Dereinigten Staaten unterflüßt. Aber in Fällen 
von Klagen gegen bie Vereinigten Staaten gibt es keine Gewalt, welche bie Gerichts⸗ 
höfe zu Hilfe rufen fönnen.“ „Bälle der graufamfien Härte und unerträglicher Vers 
zögerung kamen ſchon vor”, fo äußert fih 3. Story („Commentaries on the con- 
stitution of the United States‘), „in welchen verdiente Gläubiger in ſchwere Ver⸗ 
luſte und bisweilen in abfoluten Ruin durch die Langfamkeit der Juſtiz gekürzt 
wurden, welche erft nach vieljährigen demüthigen Bitten durch die Legislatur gewährt 
wurde. F. 3. Buß, „Das N der Bereinigten Staaten Nord⸗ 
amerikas“, ©. 730. 
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gegen Einzelne vor dem Richter geltend mache und den Einzelnen gleich⸗ 
falls vor dem Richter belange; ja da man das Erſtere als ein we⸗ 
ſentliches Kennzeichen, durch welches fi das abſolute Koͤnigthum von 
ber Despotie unterſcheidet, das Letztere als die einzig möglihe Ga⸗ 
rantie des Beſitzes, und ſomit Die einzig fihere Grundlage des Staa- 
te8 betrachtet hat, fo liegt gar Feine Urſache vor, wegen welcher wir 
annehmen könnten, daß es mit dem Begriff der Souverainetät unver: 
einbar fei, wenn die Entſcheidung jeder Aber den Rechtskreis des Staa- 
tes und den der einzelnen Theile desfelben entftehenden Frage gleich: 
falls Gerichten überlaffen wird. Selbft die Heiligkeit des Beſttzes ift 
für den Staat nicht wichtiger als das: daß ſich jede ber in demſel⸗ 
ben beftehenden Gewalten innerhalb ihres verfaffungsmäßigen Kreis 
ſes bewege. 

Ob fi die fouveraine Gewalt in ven Händen eines Cinzigen, 
oder in jenen gewählter Bolfsvertreter befinde, ift in dieſer Hinſicht 
gleichviel. Denn wenn die Bemerkung richtig ift, daß ſich die Gewalt 
immer von den Vielen zu den Wenigen fchleiche, fo gefchieht es eben fo 
oft, daß die Gewalt, wenn fie fih allmälig zu den Wenigen gefchlichen, 
denfelben dann immer durch Die Bielen gewaltfam entriffen wird, und 
daß man daher in jedem Falle dafür forgen müfle, daß jede Gewalt 
innerhalb ihrer durch die Verfaſſung beftimmten Gränzen bleibe. “Diefe 
Aufgabe kann aber nur durch die richterlihe Gewalt zum Vortheile 
des Staates gelöft werben, weil nur fle es ift, der man den Auftrag, 
Alles innerhalb gewiſſer Schranken zu halten, ohne die Gefahr, daß 
fie denfelben überfchreite, übertragen kann. Nur bie richterliche Gewalt 
ift ſchwach genug, um eine ſolche Stellung nicht zu mißbrauchen *). 


*) Die Macht der richterlichen Gewalt ift eine rein moralifche, fie ift die einzige 
Gewalt im Staate, bei der man das Streben, fih der ganzen Souverainetät zu be: 
mächtigen, vernünftig nicht vorausfeßen fann. Neberträgt man bas Recht, alle Ueber: 
geiffe der gefeßgebenden Gewalt oder der einzelnen Gemeinden zu verhindern, dem 
Konigtham, fo Eommt man in die Gefahr der Despotie, überträgt man es der Ge: 
febgebung, fo wird durch biefe allmaͤlig die Selbfifländigfeit der einzelnen Theile bes 
Staates zerfiört, überträgt man es dem Volke, fo droht die Gefahr der Revolution. 
Die richterliche Gewalt kann fi irren, fle kann, wenn ihre Selbitftänbigfeit nicht 
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Wie der höchfte Gerichtshof, der über die zwilchen dem Staate 
und den einzelnen Theilen besjelben entftehenden Competenzfragen zu 
entfcheiden hat, eingerichtet werben müfle, ift eine Frage, welche je nad 
den verfchiedenen Verhaͤltniſſen der einzelnen Länder, ihrem Eulturzuftand 
und den in denfelben herrfchenden Begriffen verfchieden beantwortet wer- 
den muß; doch gibt e8 auch im dieſer Hinficht gewifle allgemeine 
Grundfäte. Es find dies Ddiefelben, nach welchen jeder Gerichtshof. 
wenn berfelbe das allgemeine Vertrauen beflgen und verbienen fol, 
einzurichten ft. 

Wir wollen fie furz berühren. 

Jedem Menfchen ift der Sinn für Recht angeboten, wenigftens 
find die Vortheile eines fejtbegründeten Rechtszuſtandes fo offenbar, daß 
wir bei jedem Richter das Streben, im Sinne der Geſetze gerecht zu 
fein, vorausfegen können, in fo fern er in der Befolgung besfelben 
nicht durch befondere Urſachen gehindert wird. Die Aufgabe jeber 
swedmäßigen Gerichtsverfaflung befteht mithin blos darin, Diefe Urfachen 
zu entfernien oder wenigſtens zu entfräften. 

Um dies zu erreichen, find zwei Dinge nothwendig: 

1) muß der Richter die Mittel befiten, das Recht zu erfennen; 

2) muß er ſich in einer Lage befinden, in welcher er fein Urtheil 
ohne perfönlichen Schaden oder Nuten ausſprechen kann und Doch von 
dem Geſetz abhängig bleibt. 

Sp verfchieden man die Gerichte in den verſchiedenen Ländern 
eingerichtet hat, fo find es doch überall diefe Zwecke, die man hier: 
bei befolgt. 

Das erfte wirkffamfte Mittel, durch welches man dem Richter das 
Finden des Rechts möglich macht, iſt die Klarheit der Geſetze. Außer 
dem find die Theilung der Srage in die Frage der That und des Ge- 
fees, die Appellation, ein beftimmtes Alter, um richterlihe Aemter zu 


gefichert ift, die Anfprüce der Staatsgewalt ober ber einzelnen Gemeinden übers 
mäßig begünftigen; auf die Gewalt felbft Anſpruch machen kann fie nie, und eine 
Ufurpation iſt wenig zu befürchten, wenn Derjenige, durch den fie gefchehen muß, 
durch die Ufurpation Feine Gewalt gewinnt. 
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bekleiden, wonach das Juͤnglings⸗ "oder Greiſenalter als Ausſchlie⸗ 
Bungsgrund betrachtet wird, endlich beſtimmte Formen des Beweiſes 
eben ſo viele Mittel, durch welche die Richter vor Irrthum bewahrt wer⸗ 
den ſollen. | 


Wichtiger, aber auch um Vieles fchwieriger, ift es, die Unabhän- 
gigfeit der Richter durch Inſtitutionen ficher zu ftellen. Denn wie 
Alles, wodurch man dem Richter das Finden des Rechts möglich macht, 
da, wo die Unabhängigfeit fehlt, nuglos wird, und wirklich unabhängige 
Richter auch die fehlerhaftefte Gerichtsverfaffung wenigftend erträglich 
machen; fo hängt die Art, auf welche die Unabhängigkeit der Gerichte 
angeftrebt werden muß, großentheild von der Verfaffung des Staates 
und jener Gewalt ab, gegen welche die Selbftftänbigfeit der Gerichte 
geſchützt werben foll. 


Sol die Unabhängigkeit der Gerichte gegen die überwiegende Macht 
eines Einzigen gefchüst werben, fo ift wohl kaum eine beffere Form zu 
finden al8 die Jury. Demfelden Zwede Tann durch eine große Zahl 
der Richter, durch ihre Unabfegbarkeit, und in noch höherem Maße 
durch ihre Erblichkeit *) entiprochen werden. 


Endlich ift auch das Geheimniß des gerichtlichen Verfahrens in 
Staaten, wo jede Freiheit fehlt, als eine nothwendige Garantie der 
richterlihen Unabhängigkeit zu betrachten; denn wo bie Gewalt Feine 
Schranken hat, da bedarf das Recht des Schleiers, um gegen ihre Zu- 
muthungen gefichert zu fein. 


Uebt das Volk einen bedeutenden Einfluß auf den Staat aus, 
muß daher die Unabhängigkeit der Richter gegen den Einfluß der Maf- 
fen gefichert werben, fo Tann eine Jury, in fo fern diefe Inftitution 
mit den Gewohnheiten und Sitten des Volfs übereinftimmt, zur Ent- 
ſcheidung folcher Fälle, welche Einzelne betreffen, ſehr zwedmäßig fein; 


*) Die gerichtliche Organifation Frankreichs vor der Revolution und die Res 
fultate derfelben beweifen am beften, um wie Vieles die Unabhängigfeit der richters 
lien Gewalt wichtiger als alle anderen Rückſichten fei, die man bei der Gerichte: 

organifation gewöhnlich zu befolgen pflegt. 
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da, wo der Staat betheiligt ift, ift fie es ſicher nicht, weil 
alf jene Gründe, welche in abfolut monarchifchen Staaten für biefe 
Snftitution angeführt werden, in foldhen, wo das Wolf regiert, in eben 
dem Maße gegen diefelbe fprechen, und zwar um fo mehr, als der 
Einfluß, welchen das Bolf auf die Regierung des Staated ausübt, 
größer ift. — Ein Mittel gegen die der richterfichen Unabhängigfeit 
brohenden Gefahren Tann in foldhen Staaten in der großen Zahl ber 
Richter gefucht werden, Am beften bleibt es unter folden Berhältniffen 
immer, wenn bie Ausübung ber richterlihen Gewalt in Fällen, wobei 
der Staat betheiligt ift, beftändigen Richtern übertragen wird und ber 
Einfluß, den man dem Volke bei der Beſetzung diefer Richterftellen 
allenfalls einzuräumen genöthigt wäre, fich weder auf die Abſetzung 
der einzelnen Richter erftredt, noch in Hinficht der Waͤhlbarkeit unbe- 
ſchraͤuft iſt. 

Da die Unabhaͤngigkeit eine moraliſche Eigenſchaft iſt, welche daher 
auch immer mehr von der Individualität des Richters als von feiner 
Stellung abhängt, und all jene Momente, welde auf das Urtheil des 
Einzelnen einen Einfluß ausüben können, fich weder im Voraus be- 
rechnen noch Durch ſolche Mittel, über welche der Staat verfügen kann, 
entfräften Iaflen; fo ergibt es ſich von felbft, daß al jene Mittel, durch 
welche man die richterliche Gewalt unabhängig zu machen fucht, für 
fi) allein auch ungenügend find. 


Sollen die Gerichte ihrer Aufgabe entfprechen, fo iſt es nicht 
genug, daß der einzelne Richter von jedem fremden Einfluß unabhängig | 
fei, es ift vielmehr nothwendig, daß ſich derfelde immer vom Ge- 
fege abhängig fühle, was fid nur dann mit Sicherheit erwarten 
läßt, wenn man außer jenen Mitteln, durch welche man den Richter 
vor fremden Einflüffen zu bewahren ſucht, zugleich für Motive forgt, 
um denfelben zur Erfüllung feiner Pflicht anzueifern. 

Ein ſolches Motiv ift die Refponfabilität. 

Jede gerichtliche Refponfabilität, jedes Gefeg, wonach Richter — 
Falle von Beftehung und foldye ausgenommen, wobei die durch Das 
Geſetz beftimmten Formen duch den Richter offenbar verletzt worden 
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find *%) — vor einer höheren Autorität zur Verantwortung gezogen 
und beftraft werden Fönnen, ift meiner feften Ueberzeugung nad) un- 
zwedmäßig. 

Ich gebe zu, daß Fälle vorkommen können, wo alle Wahrfchein- 
fichfeit dafür befteht, daß das Geſetz durch den Richter wiffentlich 
verlegt worben fei, und es mag fonderbar fcheinen, denfelben auch in 
biefen Fällen von jeder Verantwortung frei zu fprechen, übrigens iſt 
das Uebel, welches aus ſolchen Recytsverlegungen durch die Richter ent- 
ſtehen kann, immer Fleiner als jene, welche die Vernichtung der richter- 
lichen Unabhängigkeit zur Folge haben würde; es ift daher immer 
befier, fidy jener Möglichkeit auszufegen, um fo mehr als Feine Autos 
rität zu finden ift, der man das Recht, die Richter zur Verantwortung 
zu ziehen, gefahrlos übertragen koͤnnte. Am wenigften ift hierzu Die 
gefeßgebenbe Gewalt geeignet, da ja die Unabhängigkeit der Richter in 
manchen Fällen eben diefer gegenüber am meiften des Schußes bedarf. 
Doch eben weil wir eine richterliche Reſponſabilität nicht zulafien 
fönnen, ift e8 nothwendig, daß bie richterliche Gewalt einer morali- 
ſchen Nefponfabilität unterworfen fei. Alles, was Bentham über die 
Vorzüge einzelner Richter vorgebradht **), das Wichtigfte, was fich für 
die Deffentlichfeit anführen läßt, beruht eben hierauf. 

Man hat viel über den wohlthätigen Einfluß gefprochen, welchen 
die Oeffentlichfeit dadurch ausübe, daß das Geſetz in weiterem Kreife 
befannt und die Achtung vor demfelben dem Volk praktiſch eingefchärft 
werde. Ich muß befennen, daß ich dieſe Anficht durchaus nicht theile, 

Wie die öffentliche Verhandlung civilrechtlicher Fälle, ganz einfache 
Fragen ausgenommen, wenig zu den Rechtöfenntniffen der nicht juriſtiſch 
gebildeten Stände beiträgt; fo ift die Deffentlichfeit der Criminalge- 


*) Es ift Har, daß Handlungen, wobei die gerichtlichen Formen offenbar vers 
legt worden find, nicht als Handlungen der richterlichen Gewalt zu betrachten find. 
**) La. probite d’un juge depend de sa responsabilite soit au tribunal de 
Fopinion publique, soit & celui des lois. Or cette responsabilite ne pese 
tout entiere que sur un juge unique. — — Il y a des devouements pour la 
vertu, il n’y en a point pour l’infamie. 
Bentham, De l’organisalion judiciaire, Chp. X. 
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richtsbarkeit meiner Heberzeugung nach in diefer Hinficht eher von ſchaͤd⸗ 
lichem als von nützlichem Einfluß. — In den meiften Yällen, in wel- 
hen man der Menge einen freien Eintritt zu den Verhandlungen der 
Gerichte geftattet, wo durch den DBertheidiger alle Entſchuldigungs⸗ 
gründe des Verbrechens hervorgehoben, alle Mittel, daöfelbe zu begehen 
und zu verheimlichen, weitläufig verhandelt werben, beftehen dieſelben, 
ja oft wichtigere Gründe gegen die Deffentlichkeit, als jene find, wegen 
beren man das Publicum bei der gerichtlichen Verhandlung fittenver- 
legender Verbrechen auszufchließen pflegt *). 

Der wahre Grund, wegen ‚defien man die Deffentlichfeit als eine 
ber beſten Garantien eines guten Strafverfahrens betrachten kann, iſt 
daher blos darin zu ſuchen, daß durch ſie der Richter fuͤr ſein Urtheil 
ber öffentlihen Meinung verantwortlich wird, und dieſer Grund iſt fo 
wichtig, daß er alle anderen Bedenken, welche ſich uns gegen bie Def 
fentlichfeit aufprängen, mehr ald aufwiegt. 

Wie bei jeder Gerihtöverfaffung, wenn biefelbe ihrem Zwede ent⸗ 
ſprechen ſoll, dem Richter die Moͤglichkeit, das Recht zu finden, geboten, 
ſeine Unabhaͤngigkeit beſchützt, ſeine moraliſche Reſponſabilitaͤt geſichert 
werden muß, fo iſt Dies wie natürlich in noch höherem Maße bei Ge⸗ 
richten der Fall, vie über die Aufrechterhaltung der Berfaffung zu wa⸗ 
hen und über den geſetzlichen Rechtskreis des Staates und der ein- 
zelnen Theile desfelben zu entjcheiden haben. “Durch welche Inftitutionen 


) Man mag die bier ausgefprocdhene Anficht eine parabore, ja eine bornirte 
nennen: Jene, die fi} mit ber Trage ernſthaft befchäftigt, werben zugeben müflen, 
daß die Deffentlichkeit, wie man fie heutzutage verficht, oft für ben NAngeflagten, 
aber nie für das Publicum nützlich fei, und daß eine Befchränfung berfelben, wenn 
bies, ohne die Bortheile der Deffentlichkeit aufzugeben, möglich ift, in NRüdficht der 
allgemeinen Sittlichfeit höchfl wünfchenswerth wäre. Was die Verbreitung gericht 
licher Verhandlungen durch die Sournaliftif, die allgemeine Sitte, jedes fehauerliche 
oder recht fchlau angelegte Verbrechen mit der größten Umftänplichkeit in allen Zei⸗ 
tungen zu behandeln, betrifft, fo kann diefe nur nachtheilig wirken, und es wäre fehr 
zu wünfchen, daß da, wo eine freie Prefle befteht, Diejenigen, welche über die Ors 
gane der öffentlichen Meinung zu verfügen haben, fih daran erinnerten, daß bie 
Redaction eines Blattes auch andere Rüdfichten befolgen follte als jene, die Zahl 
ihrer Abnehmer zu vermehren. 


dies in den einzelnen Ländern zu erreichen fei, kann übrigens hier wie 
in anderen ähnlichen Fällen nicht im Allgemeinen angegeben werben. 

Nur der Zwed, den man verfolgt, und der in allen Staaten der⸗ 
felbe bleibt, Kann durch die Staatswifienfchaft im Allgemeinen beftimmt 
werben; die Mittel, durch welche diefer Zweck im gegebenen Falle am 
beften zu erreichen ift, hängen immer von den Verhältniffen ab, und 
es gibt nur wenige Grundfäge, Die hier als allgemein gelten Eönnen. 
Solche find: 

1) daß, um den heilfamen Einfluß der richterlichen Gewalt in die⸗ 
fer Hinficht ficher zu fielen, vor Allem nothwendig fei, daß die Schei- 
bungslinie zwifchen dem gefeglichen Kreis des Staates und dem der ein- 
zelnen Theile desfelben in der Verfaſſung felbft Klar gezogen fei; 

2) daß die richterliche Gewalt Solchen übertragen werde, bie, weil 
fie weder abgeſetzt noch befördert werden koͤnnen, unabhängig und durch 
ihre hohe Stellung den Wirkungen der moralifchen Berantwortlichfeit 
_augänglicher And; niemals aber dem Volk oder Solchen, bie wie bie 
Geſchworenen nur gegen den Einfluß der Staatsgewalt, nicht gegen 
jenen ihrer Klaſſe geſichert ſind und keiner perſönlichen AN 
feit unterliegen. 

Daß die Einrichtung von Gerichten, welche dieſen Anordnungen 
entfprechen, niemals leicht, manchmal aber mit faſt unüberwindlichen 
Schwierigfeiten verbunden ift, Tiegt außer allem Zweifel; üßrigens ift — 
wenn man zur Einficht gefommen, daß ſich die Thaͤtigkeit der Staats- 
gewalt, um heilfam zu fein, auf die dem Staate gemeinfamen und den- 
ſelben Direct betreffenden Angelegenheiten befchränfen müfle, und ber 
Gemeinde und einzelnen Theilen des Staates eine gewifle Eelbftftän- 
bigfeit einzuräumen fei — die Begründung einer entfprechenven richter- 
lichen Gewalt ein unabweisliches Beduͤrfniß. Wenn man der einzelnen 
Gemeinde, Grafihaft oder Provinz einen gewiſſen Rechtskreis ange- 
wiefen, den auch die Stantsgewalt nicht überfchreiten darf, fo ift das Ent⸗ 
ftehen ftreitiger Competenzfragen nie ganz zu vermeiden; und die Ent: 
ſcheidung berfelben kann weder der Gefebgebung, die dadurch mit Ge⸗ 
Ichäften überladen würde und in vielen Fällen als felbft betheiligt nicht 
eompetent ift, noch der Regierung überlafien werben, bei der man. ba, 
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wo es ſich von der Ausdehnung ihres eigenen Machtkreifes handelt, die 
gehörige Unpartheilichfeit — auch wenn fie beftände — nicht voraus- 
ſetzt. Verhaͤltniſſe aber, wobei man die Webergriffe der Staatsgeiwalt 
dadurch zu verhindern fucht, daß man den einzelnen Gemeinden das 
Recht einräumt, fich gegen den ungefeglichen Einfluß der Regierung da⸗ 
durch zu fihügen, daß fie ihre Befehle nicht vollziehen — wie fie im 
Mittelalter beftanden —, find mit der Stellung und Aufgabe der Staa- 
ten unferer Zeit nicht verträglih. Die fogenannte vis inertiae_mag 
die befte Garantie der municipalen Selbftftändigkeit fein; übrigens ift 
fie es nur auf Koften der Kraft des Staates, und in einer Zeit, wo 
man fo viele Anſprüche an den Staat zu machen gezwungen ift, und 
die Selbftftändigfeit des Staates, durch welche die Freiheit Aller bedingt 
ift, ein fo großes Maß der Kraft erforbert, kann die Garantie der 
Freiheit vernünftigerweife nicht in der Entkräftung der Staatögewalt 
gefucht werben ®). 


Swölftes Kapitel. 
Einfluß der Religion auf den Staat, 


Es ift eine Thatjache, deren Richtigfeit Niemand, der die Gefchichte 
fennt, in Zweifel ziehen wird, daß fein Staat ohne Religion für die 
Dauer beftehen kann. Die Urfache liegt darin, weil jeder Staat, um 
zu beftehen, gewifler allgemein anerkannter Rechtsbegriffe bedarf und 
alle unfere Rechtöbegriffe immer auf der Grundlage religiöfer Ideen 
beruhen. 

Es ergibt ſich hieraus, Daß Alles, wodurch die religiöfen Begriffe 
bes Volks erjchüttert werden, immer auch für den Staat gefährlid, fei, 
und feine Form der Staatseinrihtungen den Bedürfniſſen entfprechen 


*) Man Tann die einzelnen Theile des Staates nicht mit der vis inertiae be 
Heiden, ohne diefem den defectus inertiae mitzutheilen. 
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fönne, wenn der Staat jener moralifchen Garantie, welche ihm nur die 
Religion geben Tann, entbehrt. 

Der innige Zufammenhang zwifhen Staat und Religion, bie 
Thatfache, daß die religiöfen Begriffe des Volks als die feftefte Stüge 
des Staates zu betraditen feien, ift durch Viele eingefehen und oft in 
falbungsvoller Rede auseinandergefeßt worden; es jcheint mir daher 
überflüffig, Säge, deren Richtigkeit in der Theorie durch Niemanden 
bezweifelt wirb, weitläufig auseinander zu feben. 

Nur fo viel muß ich bemerfen, daß man im praftifchen Leben, 
wenigftens fo oft es fi) von der Feftftellung des Verhaͤltniſſes zwifchen 
Staat und Kirche handelt, gunz fo verfährt, al wenn man von dem 
Entgegengefebten überzeugt wäre; und daß von diefem Tadel auch Jene 
nicht auszunehmen find, die ihre Achtung vor der Religion immer am 
lauteften verfünden. 

Die Epoche, wo man das Chriftenthum mit Leidenfchaft angegrif- 
fen, tft längft worüber, auch die Zeit, wo Indifferentismus in Glau⸗ 
bensfachen für einen Beweis höherer Bildung galt, ift vorbei, und bie 
Kapitaliften find, durch die ihnen drohenden Gefahren befehrt, wieder 
‚religiös geworden *). 

Seit Napoleon, der die Erbichaft der großen Revolution in allem 
Hebrigen ohne Bedenken angetreten, in feinem Benehmen gegen bie 
Kirche andere Bahnen eingefchlugen hat, wird durch jede Staatsgewalt 
bie höchfte Verehrung für die Religion zur Schau getragen. Man hat 
eingefehen, daß aud die hoͤchſte materielle Gewalt zum Schube des 
Beftehbenden, wenn dasfelbe mit den Interefien Vieler in Gegenſatz 
fteht, niemals hinreiche, und Daher die Kirche protegirt, in die Intereffen 
der Staatögewalt gezogen und diefelbe mit allen Beweifen der höchften 
Achtung umgeben. — Trog allem Diefem wird jeber Denfende ein- 
fehen, daß die Stelung, welche der Staat der Kirche gegenüber ein- 


) Man täufche fich nicht über die Refultate dieſer Erſcheinung: die Religion, 
bie, wenn fie ein Ergebniß unferer edleren Gefühle iſt, dem Menfchen die hoͤchſte 
Kraft gibt, ift für Denjenigen, der fach ihr nur aus Furcht zumendet, blos ein Grund 
der Schwäche mehr. " 
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genommen, zur Erreichung des vorgeſteckten Zieles ganz unzweck⸗ 
mäßig ſei: 

1) weil eine Religion, welche der Stütze des Staates bedarf, oder 
wenigftens ihre Stellung der Unterftägung der Staatsgewalt zu danken 
hat, diefem nie als Stüge dienen Tann; 

2) weil die Stellung, die man der Kirche im Staate angewieſen, 
eben mit jenen Grundfägen des Chriftenthums im Gegenſatz fteht, 
durch welche das Chriftenthum auf unfere ganze Gefittung einen fo 
großen Einfluß ausgeübt hat. 

Wenn wir den Staat nidt als das Ergebniß brutaler Gewalt, 
fondern als eine Rechtsanftalt betrachten, welche, zur Sicherung unferer 
materiellen und moralifchen Interefien errichtet, ihre wahre Grundlage 
in den Üeberzeugungen der Menjchen haben muß, fo können jene Grund- 
fäge, welche man im Staate befolgt, mit den religiöfen Ueberzeugungen 
des Bolfes eben fo wenig in Gegenſatz ftehen, als die Zwede, welche 
der Staat erreichen will, die Interefien der Staatsangehörigen ver- 
legen dürfen. | 

Es folgt hieraus, daß man bei der Verfaſſung des Staates vor 
Allem die religiöfen Begriffe des Volkes achten und die Religion als 
Dasjenige anerfennen mäffe, woburd die Gränzen des moralifch 
Möglichen für Die Staatsgewalt beftimmt werden. In fo fern 
‚auch dieſes zur Befeſtigung der religiöfen Ueberzeugungen des Volkes 
beiträgt und eine Unterftügung ber geiftlihen Gewalt durch die welt- 
liche zu nennen tft, fo ift der Staat im eigenen Intereſſe zu einer fol- 
hen verpflichtet und kann weientlich zur Kräftigung der religiöfen Be⸗ 
griffe beitragen. Weiter Tann fi) die Macht des Staates aber nicht 
erfireden, und obwohl die Religion die Grundlage ift, auf welcher das 
ganze Staatsgebäude ruht, ja eben weil es diefe Grundlage tft, 
fann der Staat nichts für fie thun, als daß er fich auf fie fügt. 

Eine Religion, welche der weltlichen Gewalt als Stübe bedarf, 
fann durch Feine Staatögewalt erhalten werden und finft in dem Maße 
zum bloßen Schaugepränge herab, als man dieſelbe mit äußerem 
Slanze zu umgeben bemüht ift und Dasjenige, was ben Gefeken 
des Staates als Grundlage dienen follte, durch Geſetze zu begründen 
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fuht. Die Geſchichte aller Zeiten liefert und hierfür den Elarften 
Beweis. 

Die Wichtigkeit der Religion für den Staat ward nie Harer ein- 
gefehen als in Rom. Auch als die gebildeteren Klaffen dem Glauben 
ihrer Väter längft entwachfen waren, und die Gottheiten ihres Olymps 
blos als Symbole moralifher Begriffe oder als große Menfchen - 
betrachteten, welche die Dankbarkeit der Nachwelt in die Reihe ber 
Götter erhoben Hatte, warb die Erhaltung der Bolföreligion immer -- 
als eine der wichtigften Aufgaben des Staates angefehen. Immer 
fchönere Tempel wurden erbaut, immer glänzender wurden die Spiele 
gefeiert, Augurien wurden gehalten, die Eingeweide der Thiere und 
die Sibylliniſchen Bücher befragt, Furz bei der höchften Glaubensloſig— 
feit der höheren Klaſſen der Gefellfchaft ward nicht gethan oder unter- 
fafien, woran der Volksglaube Anftoß nehmen konnte. Nie hat die 
Staatögewalt der Religion des Volkes mehr Achtung bewiefen, nie 
hat man ſich mehr bemüht, die finfende Macht des Glaubens durch 
Gefeße zu unterftügen. Wie oft haben es Senat und Kaiſer verfucht, 
die Verehrung fremder Götter oder die Einführung nener Culte zu 
verbieten, wie ftreng waren bie Gefeße, Durch welche der ſchaͤdliche Ein- 
fluß, den einzelne philofophifche Syfteme oder das Chriftenthum auf 
den Glauben an die Götter ausübten, beſchränkt werben follte, und wie 
fruchtlos find all diefe Anftrengungen in Rom und überall geblieben, 
wo man es jemals verfucht, Dasjenige durch den Staat zu befeftigen, 
was dem Staate als befte Garantie dient, wenn es in der Ueberzeu- 
gung der Menfchen feine Wurzeln hat.- 

Nur fo lange der Staat die Religion ale das Höhere 
erfennt, fo lange er ihre Gebote als die Richtfchnur feiner 
Handlungen betradtet, Fann fie ihm als Stüße dienen; will 
er fih ihrer als Mittel bedienen, als Inftitution, weldye 
die Aufrehthaltung des Staates zum Zwede hat, fo wird, 
und muß er fi dieſer Stüße eben dann beraubt fehen, 
wenn er ihrer am meiften bedarf. Dasjenige, was, wenn man 
fi) lange darauf geftügt, fo ftarf in den Boden geprüdt wird, daß es 
feine Gewalt erfchüttern fann, und, um recht feft zu ſtehen, Nichte 
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bedarf, als dag man fi darauf flüge, wird zu einer ſchweren, nutz⸗ 
loſen Laſt, wenn man es halten will. 

Ich bin feſt überzeugt, daß jede Beſchützung der Religion durch 
den Staat, welche ſich weiter als die Achtung vor den Grundſätzen 
der Religion erftredt, jene Macht, welche die Religion auf das Ge⸗ 
müth der Menfcyen ausüben fol, nur fchwächen Fönne. Je mehr der 
Staat die Angelegenheiten des Glaubens zu feinen eigenen macht, defto 
mehr werben fpäter dieſe Angelegenheiten ausfchließlich als Angelegen- 
“ heiten des Staates betrachtet, und befto mehr muß fich jede Oppofition 
gegen den Staat (welche bei dem häufigen Conflict der Intereffen doch 
nie ganz zu verhindern if), auch gegen die Religion wenden, und dieſe 
mit dem Staate zugleich gefährben. Um wie viel mehr muß dies da 
ber Fall fein, wo jeder Einfluß der Staatsgewalt mit den Grundfägen 
jener Religion, die man fhügen zu wollen vorgibt, fo offenbar im 
Widerſpruch fteht, wie dies beim Chriftenthum der Fall ift. 

Das Chriftenthum ift nicht die Religion eines befonderen Volkes 
oder Staates, nicht die Religion einer gewiffen Regierungsform. Das 
harafteriftifche Merkmal des Chriftenthums, dem wir bie Dauer und 
Ausbreitung besfelben verbanfen, ift Die Univerfalität desfelben. Non 
enim est distinctio Judaei et Graeci, nam idem dominus om- 
nium, dives in omnes qui invocant illum. — Omnis enim quicun- 
que invocaverit nomen domini, salvus erit. — Virtus enim domini 
est in salutem omni credenti *), 

Bon der Idee eines gemeinfamen Urfprunges ausgehend, eines 
gemeinfamen Sündenfall8 und einer gemeinfamen Erlöfung, ift bie 
Einheit des ganzen Menfchengefihlechtes der Grundgedanke, der alle 
Lehren des Chriftenthums durchdringt. Die Begründung eines Zu- 
ftandes, wo 'alle Völker der Erde im Berwußtfein ihrer Brüderlichfeit 
friedlich neben einander wohnen und zu einer Gemeinde vereint Gott 
als ihrem Herrfcher dienen: dies ift das Ideal, wonach das Chriften- 
thum ftreben muß. Es hat bie Berfchieenheit der Begabung und des 
Berufs, welche zwifchen Einzelnen befteht, anerfannt, und obwohl es 


) Paulus ad Romanos X, 12, 13; T, 16. 
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Allen die Pflicht gegenfeitiger Liebe und Unterftügung auferlegt, felbft 
die größte Verſchiedenheit der forialen Stellungen zwiſchen Individuen, 
wie fie zur Zeit, als das Chriſtenthum der Menfchheit verfündet wurde, 
beftand, nicht angegsiffen 9; eine WVerfchtedenheit der Begabung ' 
oder Berechtigung zwiſchen Völkern ift ihm aber fremd. Wie 
die Gegenwart Gottes nicht an ein irdifches Sion gebunden ift, ſon⸗ 
dern überall, wo fich Zwei im Namen des Herrn vereinigen, diefer mit 
ihnen ift, fo ift fein Volk zu größerer Seligfeit auserfehen, feines zur 
Unterbrüdung Anderer berechtige. So weit fich die Erde ausbehnt, 
fol das Geſetz Gottes herrfchen, und alle Völfer als Theile des großen 
Gottesreiches zufammen beten, daß der Wille des Herrn auf Erden 
wie im Himmel gefchehe. — Das Chriftenthum ift eine Reli-_ 
gion der Menfchheit, darum find auch ale Verfuche, eine Einheit 
zu trennen, welche zu feiner Weſenheit gehört, immer mißlungen: und 
wie man im Kreiſe der katholiſchen Kirche nie die volle Sonderftellung 
der einzelnen Nationalkirchen durchzuführen vermocht, fo hat der Ein- 
flug, welchen die Reformation dem Staate in Glaubensfadhen einge- 
räumt, das Band, weldes das Allen gemeinfame Wort Gottes um 
Alle fchlingt, nicht zerreißen koͤnnen. Der Begriff der Einheit ift fo mit 
ber Wefenbeit des Chriftenthums verbunden, daß alle religiöfen Strei⸗ 
tigfeiten denfelben nicht zerftören Fonnten und daß derfelbe, obgleich das 
Chriſtenthum durch die große Kirchenfpaltung des 16. Jahrhunderts 
“ für Iängere Zeit in zwei feindliche Lager zerriffen fchien, jest Fräftiger 
ift als es vordem gewejen. 

Das Ehriftenthbum ift eine Religion der Kreiheit. 

Es ift oft darüber geftritten worden, welchen Einfluß das Ehriften- 
thum auf die bürgerliche Freiheit geäußert? Da mit dem Gebote, daß 
wir den Nächften lieben follen wie uns felbft, nicht gemeint fein kann, 


*) Unüusquisque in qua vocatione vocalus est, in ea permaneat. Servus 
vocatus es? non sit tibi curae. Paul. ad Corinik. VII. Sicut enim in cor- 
pore multa membra habemus, omnia autem membra non eundem actum 
habent: ita multi unum corpus sumus in Christo, singuli autem alter alterius 
membra; habentes autem donationes secundum gratiam quae data est nobis 
differenter. Paulus ad Romanos XII. 
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daß uns die Tyrannei, welche Andere bedrückt, gleichgiltig ſein müſſe, 
und eine Religion, welche die Brüderlichkeit verkündet und bie Befol- 
gung derfelden moralifchen Grundfäge Allen zur Pflicht gemacht, noth- 
wendig dahin wirken muß, daß diefelben Grundfäge aud im Staate 
befolgt werben: fo fheint mir Die Meinung Derjenigen, Die dem Chri- 
ftenthum eine der bürgerlichen Sreiheit fchädliche Wirkung zufchreiben, 
eine ganz irrige zu fein, wie ja Dies auch Durch die Erfahrung bewiefen 
ift. In dem Maße als ſich das Ehriftenthum verbreitet, find die Sfla- 
venfetten gebrochen, die Würde des Menfchen anerkannt worden, und 
wenn wir auch in wenig Staaten jenes Maß der politifchen Frei— 
heit finden, welches in jenen des Alterthums der Bollbürger ge: 
noß, fo ift Doch durch das Chriftenthum das 2008 jener großen Mehr- 
heit, welche an der politifchen Berechtigung Feinen Antheil nahm, ge - 
mildert, die individuelle Freiheit Aller — wenigftens in’ einem 
befchränften Maaße — gefichert worden. — Wie man über dieſe Frage 


übrigens denfen, fo fehr man davon überzeugt fein mag, daß der Sab:. 


„jede Gewalt komme von Gott, und Derjenige, ber ihr widerſteht, 
widerfeße ſich Gott”, öfter zur Begründung der Tyrannei benußt worden 
ift, als man die Ausfprücdhe des Evangeliums über die Gleichheit aller 
Menfchen zu Angriffen gegen die beftehende Ordnung mißbraudyt hat: 
Eines liegt jedenfalls außer allem Zweifel, und das tft, daß bie 
Kirche als folche für Sich felbft, vaß das Ehriftenthum für 
die religiösſeleberzeugung der Gläubigen immer die größte 
Freiheit in Anfprud genommen, und daß biefe- Freiheit ebenfo 
zur MWefenheit des Chriftenthums gehört, als der Indifferentismus gegen 
politiſche Formen eben als ein Refultat ver Ueberzeugung zu betrachten 
iſt, daß die Freiheit für den Chriſten nur in Hinſicht ſeiner geiſtigen 
Bedürfniſſe, in Hinſicht feines Glaubens weſentlich ſei *). 

Sp ſehr ſich Luther für die abſolute Gewalt der Fuüͤrſten ausge- 
fprochen und durch feine Lehre zur Befeftigung ihrer Macht beigetragen, 
ſo hat er doch die Freiheit a Kirche in dieſem Sinne immer in 


) Quae sursum sunt quaerile. 





fpricht er ſich doch klar darüber aus, daß es nicht der weltliche Schub 
fei, dem die Kirche ihre Erhaltung zu banfen hat ***), 

Wenn wir nun das Chriftenthum als Religion der Menfchheit 
betrachten müffen, dazu beftimmt, daß fie allen Bölfern, die fich su 
ihr befennen, als höheres Band ber Bereinigung diene; wenn ihre 
volffte Freiheit in Allem, was in dad Gebiet der Freiheit gehört, eine 
nothwendige Folge jener Grundſätze ift, welche die Religion über das 
Verhältniß der geiftlihen und weltlichen Macht aufgeftelt 7): fo muß 
das Verhältniß der Protertion, durch welches die Religion einem ein- 
zelnen Staate gegenüber in Abhängigfeit geräth, weit entfernt, etwas 
zur Befeftigung des Chriſtenthums beizutragen, wielmehr den moralifchen 
Einfluß desjelben ſchwaͤchen, und hierdurch aud auf den Staat fchäd- 
lich zurückwirken. 

Ob jene Grundfäge, welche das Chriftenthum aufgeftellt, zur Be⸗ 
gründung feſter Staaten die günftigften feien, kann in Frage gezogen 
werden. Wo ſich die Religion auf das Gebiet eines einzigen Staates 
befchränft und der Glaube das individuelle Eigenthum eines Volkes 
ift; wo der Grundſatz: „Daß jedes Recht des Individuums blos eine 
Folge feines Bürgerthums fei und die höchfte Tugend des Einzelnen 
darin beftehe, daß er fi dem Staate ganz unterwirft, und feine per- 
fönlichen Sntereffen und Gefühle dem Wohle des Ganzen zum Opfer 
bringt”, wo dieſer Grundſatz durch die Religion geheiligt ift, da muß 
dieſelbe einzelnen Staaten eine feftere Stübe bieten, als dies vom 
Ehriftenthum zu erwarten ift. Eben weil das Chriftenthum zur Be: 


*) Chriſtus will haben, baß feine Kirche frei fei. 

*) Wo die Kirche fol erhalten werden, muß man fromme ürften haben, die 
fie beherbergen und fo viel Raum und Friede geben, daß die Lehre und der Gottes: 
dienft ausgebreitet und fortgepflanzt werden möge. 

*"*) Der Kaiſer ift nicht das Haupt ber Chriftenheit, noch Beſchirmer des Evans 
gelii oder des Glaubens. Die Kirche und. der Glaube müflen einen anderen Schupr 
heren Haben, denn der Kaifer und Könige find. 

+) Gebt dem Kaifer, was des Kaifers ift, und. Gott, was Gottes if. 
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grüändung der Orundfäge allgemeiner Humanität fo Vieles beigetragen, 
hat dasſelbe für bie einzelnen Staaten weniger geleiftet als die Reli- 
gionen des Alterthums. Da jedoch die Umgeftaltung der religiöfen 
Grundfäge niemals von dem Staate abhängt, am wenigften unter den 
gegenwärtigen DBerhältnifien, wo wir die ganze Givilifation als ein 
Refultat der durch das Chriftenthum aufgeftellten Begriffe betrachten 
müffen, und da der Staat, wenn er der Stüge der Religion bedarf, 
dieſe Stütze daher auch nur in der hriftlichen Religion finden kann: fo 
ergibt e8 ſich von felbit, wie unzweemäßig es fein müfle, wenn man 
unter dem Scheine der höchften Achtung mit der Abficht, die Religion 

| zu fchüßen, berfelben eine Stellung im Staate angewiefen, die mit den _ 
wichtigften Grundfägen derfelben im Widerſpruch fteht. 

Nicht wo man das Chriftenthum mit dem glänzendften Schau 
gepränge umgeben, wo man bemfelben die größten Tempel gebaut, 
und demfelben im Intereſſe des Staates die höchfte Achtung beweifet, 
fteht ed am feiteften. AU Diefes kann ein Beweis chriftlicher Gefinnung 
fein, wo dies aber eben nicht der Fall ift, wird alles Diefes eine chrift- 
liche Gefinnung nicht hervorrufen. Die Macht des Chriftenthums Tiegt 
im Gemüth der Menfchen. Daß es alle Einzelnen beffer, daß es fie 
innerlich zufriedener mache, darin befteht feine Aufgabe. Als Bermittle- 
rin fteht e8 da, welche den Schwachen zur Geduld, den Mächtigen an 
bie moralifchen Gränzen feiner Gewalt, Alle an ihre Pflichten mah- - 
nen foll: wie Fönnte es biefe Aufgabe Iöfen, wenn e8 als Schügling 
ver Staatögewalt in Fällen, wo ſich der Einzelne eben durch Diefe 
gefränft fühlt, feine Unabhängigkeit wenigftens fcheinbar verloren hat? 

Das Einzige was das Chriftenthum vom Staate in Anfpruc nimmt, 
ift die volle Freiheit; das Einzige, was biefer jeder chriftfichen Kirche 
gewähren foll, ift, daß er ihr dieſe Freiheit fichere; bie einzig natürliche 
Stellung, welche die Religion in chriftlichen Staaten einnehmen Tann, 
ift die, wenn Die weltliche und geiftliche Macht felbftftändig neben 
einander ftehen. | 

Wie alle Verſuche der Kirche, ſich die weltliche Macht zu unter: 
werfen, nicht zum Ziele geführt Haben, fo wird es, fo lange das 
Chriftenthum nicht 6108 der Form nad), fondern in feiner Wefenheit 
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befteht, niemals gelingen, die Kirche dauernd an die Staatögewalt zu 
binden, und wenn man fidh hierzu auch bloß goldener Ketten bedienen 
wollte. — Sol das Chriftenthum dem Staate als Stüge dienen, fo 
muß man ihm die Breiheit geben, ohne dieſe ift eine Staatsreligion, . 
aber Fein Chriftenthum moͤglich, denn jene Abhängigkeit, in welcher 
fi der Staat in Hinficht der durch die Religion aufgeftellten Grund- 
fäge befindet *), Fann und darf nicht gegenfeitig fein. 

Wohl gebe ich zu, daß eine foldye Stellung der Kirche im Staate 
mit dem Prinzip abfoluter Volfsfouverainetät — wie es die franzöfi- 
ſche Revolution aufgeftelt — nicht vereinbar fei. Die Grundſätze bes 
Chriſtenthums ſtehen, mit einer fo verſtandenen Vollksherrſchaft ebenfo 
in Gegenfag wie mit der Herrfchaft eines Einzigen, wenn ſich Diefe 
“auf das Gewiflen, auf Dinge, welche nicht des Staates find, erſtrecken 
will; doc) eben-hieraus folgt ja, daß man von den Grundſätzen des 
Ehriftenthums abgehen müfje, damit eine Herrfchaft, wie fie Die römi⸗ 
ſche Plebs oder die römifchen Cäfaren ausgeübt, wieder möglich werde, 
. und daß eine Stellung, wie man fie der Staatsreligion in Rom an- 
gewiefen, durchaus nicht zur Befeftigung des ChriftenthHums dienen 
fönne. | 

Wenn ed-aber in jedem chriftlichen Staute überhaupt als hoͤchſt 
unzweckmäßig erſcheinen muß, daß man, um ſich die Unterſtützung der 
Religion zu ſichern, ihr gegenüber eine Stellung einnimmt, welche mit 
den Grundſaͤtzen derſelben in Gegenſatz ſteht, fo iſt Died in Staaten, 
wo man die .abfolute Gewalt des Staates befchränfen und den einzel: 
nen Theilen vesfelben einen gewiflen Grad der Selbitfländigfeit einräu- 
men. will, ficher nody mehr der Sal. 


*) Wenn in einem Staate, ber nicht das Ergebniß rein materieller Gewalt ift, 
bie Begriffe des Bolfes einen beſtimmenden Einfluß auf die Leitung des Staates 
ausüben, und ein großer Theil diefer Begriffe — was wohl nicht geläugnet werben 
fann — als ein Ergebniß der religiüfen Weberzeugungen des Volks zu betrachten ift, 
ſo ergibt fich diefer Einfluß der Religion auf den Staat von felbft, derfelbe iſt aber 
mit der Freiheit durchaus nicht in Gegenfaß; ja da der Einfluß ber herrſchenden 
Begriffe auf den Staat um fo größer fein muß, als der Einfluß des Volks auf bie 
Leitung desfelben größer ift, fo muß die Religion einen um fo größeren Einfluß auf 
die Leitung des Staates ausüben, als diefer politifch u iſt. 
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Da es in feinem Staate an Gelegenheiten fehlen kann, wo eine 
Ausdehnung der Staatögewalt für den Augenblid im Interefie Aller 
zu liegen fcheint, und es immer fchwierig ift, Dasjenige, was die 
Staatögewalt, einmal in ihren Kreis gezogen, derſelben wieber zu ent- 
reißen, ber Begriff vollfommener Gleichmäßigfeit in der Leitung aller 
Berhältniffe aus einem Mittelpunft, al8 eine Garantie der Höchften 
Ordnung aber immer etwas Anziehendes hat, bejonders in einer Zeit, 
wo man fih an den Begriff der Allmacht des Staates gewöhnt, und 
für die Ideen vollfonmener Gleichheit begeiftert Hat: fo ift nicht 
anzunehmen, daß jene Gränzen, welche die Verfaſſung zwifchen dem 
Wirfungsfreis des Staates und jenem der einzelnen Theile desſelben 
gezogen bat, unverrüdt bleiben werden. Wie wir in Folge der großen 
Macht, welche man dem Staate in unferer Zeit einzuräumen genöthigt 
war, und ber Urfachen, welche zu einer immer größeren Ausdehnung 
diefer Macht zuſammen wirken, bei der Staatsgewalt ein fortwährendes 
Streben, ihren Kreis weiter auszudehnen, vorausfegen müſſen, fo wird 
biefes Streben durch den feit der franzöftfchen Revolution allgemein 
verbreiteten Begriff, daß dem Staate eine zwingende Gewalt über Alles 
zufomme, unwiderftehlih, wenn den Wirfungen diefes Begrif- 
fes nicht dadurch Einhalt gethan wird, daß man einen 
‚ Kreis feftftellt, auf weldhen fi die Macht des Staates 
unter gar feinen Berhältniffen erfireden darf. Ein folder 
Kreis kann aber nur die Kirche fein, weil nur fie es ift, Die fich auf 
einem von dem ded Staates ganz verfchievenen Gebiete bewegt, wo 
das Entftehen von Gonflieten vermieden werben Fann*), und weil in 
ihr ein Prinzip wirkſam ift, ftarf genug, um der Staatsgewalt, wenn 
ihre Selbftftändigfeit durch Diefe angegriffen würde, zu widerftehen. 

Wie da, wo man dem Staate eine ganz unbegrängte Gewalt 
in einer Hinficht zuerkannt, und das Prinzip der Gentralifation, wenn 








) Die Aufgabe, welche der Staat und bie einzelnen Gemeinden ımb Provinzen - " 


besfelben zu Iöfen haben, iſt zu analog, als daß die Bränzen zwifchen beiden be» 
flimmt gezogen und Eonflicte, die immer mit der Niederlage des Schwächeren enden 
müffen, ganz vermieden werben fönnen, 
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auch blos für die Adminiſtration, ftrenge befolgt, jede Selbftftändigfeit 
gefährdet ift, und 3. B. eine wirkliche Freiheit des Unterrichtes und 
der Kirche wenig Garantie hat, wenn alles Uebrige der Staatsgewalt 
unbedingt unterworfen bleibt, fo ift die Selbftftänpigfeit der 
Kirhe dem Staate gegenüber zugleich die Garantie jeder 
Selbftftändigkeit, welche die VBerfaffung einzelnen Theilen 
des Staate® eingeräumt. Die Freiheit der Kirche und der Ge- 
meinde ftügen ſich gegenfeitig , weil beide auf demfelben Prinzipe beru- 
ben, naͤmlich darauf, daß die Gewalt des Staates nur in einem 
gewiffen Kreife, und nit überall eine abfolute fein könne. 
Der Unterfchieb befteht blos darin, daß dieſes Prinzip da, wo es fidh 
von der Selbjtftändigfeit der Kirche Handelt, der Staatsgewalt gegen- 
über leichter durchzuführen ift, während da, wo man die höhere Madht 
des Staates, felbft in Dingen des Glaubens, einmal erfannt, alle An- 
fprüdhe auf Selbfiftändigkeit in anderer Hinficht der logiſchen Grund- 
lagen entbehren *). 


Daraus ergibt fich, daß alle Beftimmungen der Verfaſſung, durch 
welche man ven Einfluß der Staatögewalt auf ein beftimmtes Gebiet 
zu beſchraͤnken ſucht, und Die zweckmaͤßigſten Gefege, durch welche Die 
Entſcheidung controverfer Competenzfragen befonderen Gerichten übertra- 
gen wird, ihrem Zwede nur dann entfprechen Fönnen, wenn man das 
Prinzip, daß die Gewalt des Staates in Hinficht des Kreifes, 


*) Wie jene unendliche Berfchiedenheit, welche zwifchen den Staaten des Alters 
thums und jenen bes Mittelalters befteht, eben in der ſelbſtſtaͤndigen Stellung ber 
Kirche ihre befte Erflärung findet (mwenigftens muß Jeder befennen, daß ein Staat, 
wie ihn ſich das Alterthum gedacht, unter Verhältniffen, wie fie im Mittelalter zwi: 
chen Staat und Kirche beflanden, unmöglich war), fo ift der Einfluß jener Grund⸗ 
fäße unverkennbar, welche man feit ver Reformation in Hinficht der VBerhältnifie zwi⸗ 
fhen Staat und Kirche befolgt. Ueberall drängt ſich uns die Thatfache auf, daß 
mit der Selbftftändigfeit der Kirche jede Selbftfländigfeit der einzelnen Theile bes 
Staates, auch wenn biefelbe durch Geſetz und Gewohnheit noch fo gefichert fchien, 
ihrem Untergange zueilt, während die Selbftfländigfeit der Kirche ſelbſt wenig Sicher: 
heit befigt, wenn ſich die Gewalt des Staates einmal auf alles Mebrige ausge 
dehnt Hat. 
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anf welden fie fi erftredt, eine befchränfte fei, in Hinficht 
der Kirche anerfannt und praftifch Durdhgeführt hat. 

Die Freiheit der Kirche ift die höchſte, Die einzige, un: 
erfihütterliche, moralifhe Garantie, welche die Selbftftän- 
digfeit der einzelnen Theile des Staates der materiellen 
Gewalt der Gefammtheit gegenüber befigt. 


Ich habe im vorliegenden Buche jene Gründe angeführt, aus wel- 
chen wir mit der größten Wahrfcheinlichfeit annehmen können, daß durch 
das den einzelnen Theilen des Staates eingeräumte größere Maß der 
Selbftftändigfeit die Einheit des Staates in unferer Zeit nicht gefähr- 
det werde. 

Das Beftehen größerer Staaten ift mit den Bebürfniffen, die fich 
im Fortfchritte der Gefittung allmälig entwidelt haben, fo unzertrennbar 
verbunden, und die Macht, welche man der Staatsgewalt im Interefle 
der Selbftftändigfeit des Staates zu übertragen genöthigt ift, ift fo groß, 
daß wir biefen gegen jede Gefahr, womit Die bedingte Selbftftändigfeit 
ber einzelnen Theile des Staated denfelben zu bebrohen fcheint, als 
gefichert betrachten Fönnen, befonders da das Streben nad) individueller 
Sreiheit, deſſen Befriedigung eine gewiffe Selbftftändigfeit jener Kreife 
erfordert, in Denen fich das Individuum am meiften bewegt, wie ich 
gezeigt, zugleich die befte Garantie gegen das Uebermaß derfelben zu 
betrachten ift, und aud das allgemeine Streben unferes Jahrhunderts 
nach Gleichheit der Befeftigung fleinerer Gemeinfchaften, wo die Un- 
gleihheit der Stellungen am meiften auffällt, als Gegengewicht Die- 
nen muß. — 

Die ganze Richtung unſerer Zeit iſt dem Entſtehen und der Be⸗ 
feſtigung größerer Staaten fo entſchieden günſtig, daß jeder Zuſam⸗ 
menſtoß zwiſchen der Macht des Staates und der Selbftftändigfeit 
feiner einzelnen Theile in den meiften Fällen der lebteren, niemals dem 
erfteren gefährlich werden Fann. 

Hieraus ergibt fih, daß, wenn die Gliederung, die man dem Staute 
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in’ der Verfaſſung gegeben, von Dauer fein fol, für Inftitutionen 
geforgt fein müffe, durch welche jeder Conflict zwifchen dem Staate und 
pen einzelnen Theilen desfelben vermieden, und zugleich für jene SKreife, 
bie ihrer Natur nad nicht zu dem Gebiete der Staatsgewalt gehören, 
jeder Einfluß derfelben aufgehoben wir. 

Um das Erfte zu erreichen, muß für Gerichte geforgt fein, denen 
man die Entjcheidung controverfer Competenzfragen überträgt; das Zweite 
erfordert die vollfte Unabhängigkeit der Kirche vom Staat, weil ohne 
biefe der allgemein verbreitete Irrthum über die Allmacht des Staates 
nicht Togifch befämpft werden kann. 

Wohl fann der der richterlichen Gewalt übertragene Wirfungsfreis 
und die felbftftändige Stellung, Die man der Kirche im Staate ange- 
wiefen, die Achtung vor wohlerworbenen Rechten und die Macht, welche . 
die Religion auf das Gemüth der Menfchen ausübt, nicht erfeßen; wie 
überhaupt feine Snftitution dem Staate jene Feſtigkeit zu geben ver- 
mag, welche derſelbe nur in den Weberzeugungen der Menfchen- finden 
kann; doch wie das Gefühl der Achtung vor wohlerworbenen Rechten 
durch nichts mehr gewedt und befeftigt werden kann, als wenn der 
Stagt den Einzelnen hierin mit feinem Beifpiele vorangeht, fo ift auch 
jene Macht, welche die Religion auf dad Gemüth der Menfchen ausübt, 
großentheils durch die Unabhängigkeit der Kirche bebingt. — Nur wo 
der Staat die Rechte der Einzelnen als moralifche Schranken feiner 
Macht anerkennt und die Religion als das höhere, oder wenigiteng 
als etwas Derartiges zu würdigen weiß, worauf fid) feine Gewalt nicht 
erftreden darf, fann er auf jene Achtung vor dem Recht und der Re- 
ligion rechnen, die ihm zur Stüge dient. 

Wenn man jene Bortheile, welche das Syftem ftarrer Gentralifation 
dem Staate bietet, mit den Nachtheilen dieſes Syſtems vergleicht; wenn 
man bie Schwierigfeiten bebenft, mit weldyen Die vollkommene Durch— 
führung dieſes Prinzipes inmitten einer Civiliſation, welche mit dem⸗ 
ſelben im Gegenſatze ſteht, verbunden iſt, und wie ſchwer, ja faft un- 
möglich e8 ift, in der Anwendung eines Grundſatzes auf einem gewif- 
fen Bunfte ftehen zu bleiben; wenn man bie Richtigkeit desfelben ein- 
mal anerfannt, und alles Dasjenige, was ihm al8 Gegengewicht dienen 
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fönnte, zerftört hat; wenn man endlich die Erfahrung zu Rathe zieht, 
und fich überzeugt, wie die meiften Gefahren, durch welche wir den 
Staat bebroht fehen, großentheild dadurch hervorgerufen worden find, 
dag man die Schieffale großer Länder von einzelnen Ereigniffen, weldye 
fih im Mittelpunfte derfelben zugetragen, abhängig gemacht hat: fo 
muß man fich überzeugen, daß nichts mehr zur Beruhigung jener 
Wirren, in deren-Mitte wir uns befinden, beitragen Fönnte, ald wenn 
man ein Syftem aufgibt, durch welches der Staat zur Zielfcheibe Aller, 
die fi) mit ihren gegenwärtigen Berhältniffen unzufrieden fühlen, ge- 
worden ift, während ſich die Kraft Desfelben Doch nur fcheinbar ver: 
größert hat. | ; ' 
: Da jeder Staat nur daburd gegen Angriffe gefichert werden Fann, 
wenn derſelbe den Begriffen feiner Angehörigen entfpricht, und der 
herrfchende Begriff unferer Zeit die Freiheit ift, fo Fiegt fchon in den 
häufigen Angriffen gegen ven Staat, durch welche unfere Zeit beunru- 
higt wird, der Harfte Beweis, daß die gegenwärtigen Einrichtungen 
des Staates den Begriffen der Mehrheit über das Maß der Freiheit, 
zu dem fie fi berechtigt glauben, nicht entfpreche*), und daß den 
ſich im Staate offenbarenden Uebeln am beften dadurch abgeholfen 
werden fönne, wenn man das Maß der Freiheit, welches der 
Einzelne befipt, vergrößert. Weil aber dies im Gebiete des 
Staatslebens nicht möglich ift, und in den Riefenftaaten der Gegen- 
wart, befonders wenn man für Alle dasfelbe Maß der politifchen Be- 
rechtigung in Anfpruch nimmt; der Einfluß, den der Einzelne auf Die 
Regierung des Staates ausübt, unmöglich größer gemacht werden fann, 
fo ergibt fi von felbft, daß jene Anfprücde, mit welchen man bem 
Staate in unferer Zeit im Namen der Breiheit entgegen tritt, nnr da- 
durch befriedigt werden können, wenn man die Gewalt des Staates 
auf Dasjenige, was feiner Natur nad den ganzen Staat 
betrifft, befhränft, und in allen Kreifen das Brinzip der 
Selbftregierung in der Ausdehnung, in weldher basfelbe 


*) Den praltifchen Beweis hierfür Liefert ung bie Thatfache, daß alle beſtehen⸗ 
den Verfaſſungen immer im Namen der Freiheit angegriffen werden. 
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mit dem Beftehen eines einheitlihen Staates vereinbar 
ift, anwendet. f 

Wie nad) dem Zeugniffe der Gefchichte die einzige fichere Schuß: 
wehr gegen den Abfolutismus der Staatsgewalt — gleichviel ob dieſe 
nun durch einen Einzigen oder im Namen des Volkes ausgeübt werde 
— in der Anwendung des Prinzips der Selbftregierung zu finden ift, 
fo ift — und zwar eben darum — die Anwendung besfelben Prinzipes 
auch die befte, ja die einzige Garantie, welche größere Staaten gegen 
bie Revolution befigen, und es ift meine fefte Heberzeugung, daß es 
außer dieſem Fein anderes Mittel gibt, durch welches dem Uebel ver 
Gegenwart gründlich abgeholfen werden Fönnte. Doch bleibt hier immer 
noch die Frage: ob die Anwendung dieſes Mitrel8 möglich ſei, 
and nicht in den Verhältniffen. der Gegenwart und den 
Anfichten der Menfhen auf unüberwindlihe Hinderniffe 
ftoßen müffe? Z | 

Nichts ift leichter als das Eonftruiren eines Staatsiveald. Wenn 
man die natürlichen Triebe und Leidenfchaften ver Menfchen nicht be- 
rüdfichtigt, blos ihre materiellen Beduͤrfniſſe im Auge hält, oder fid 
diefelben blos durch die Vernunft geleitet denft, blos ihre Tugenden 
oder, wie Macchiavelli, blos ihre Laſter erfennen will, dann ift die 
Form leicht zu finden, nach welcher ſich ein Staat zwedmäßig einrichten 
laäͤßt. Es hat feinem Jahrhundert, und am wenigften dem unferen 
an Utopien gefehlt, und Cabet’8 Ikarien wird ſchwerlich der legte glän- 
gende Traum diefer Art gewefen fein, der durch Viele, wenn aud) 
nicht für wahr, wenigftens für bedeutungsvoll als Mahnung an die 
Zufunft gehalten wird. Der Name einer Utopie paßt aber nicht blos 
auf Vorfchläge, wobei man die natürlihen Anlagen und Eigenfchaf- 
ten der Menfchen unberüdfichtigt läßt: auch Dasienige, was wirklich, 
"beftand, ja was felbft im gegenwärtigen Augenblid noch befteht, Tann 
für eine gewiſſe Zeit oder ein gewiſſes Land eine Utopie fein. “Der 
praftifche Werth, die wiffenfhaftliche Begründung des Sapes: daß 
den Gefahren, welde den Staat bedrohen, am beften da— 
durch abgeholfen werden fönne, wenn man, ohne die Be- 
bürfniffe des Staates als eines Ganzen aus den Augen zu 
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verlieren, überall, wo die Gentralifation durch dieſe Rüd- 
fiht niht unumgänglicd nothwendig erfcheint, das Prinzip 
der Selbftregierung befolgt; hängt mithin ganz davon ab, in 
“wie fern Einrichtungen, wobei man von diefem Örundfag 
ausgegangen, in unferer Zeit praftifch durchzuführen find? 

Diefer Frage wollen wir unfere Aufmerkſamkeit im legten Buche 
zuwenden, 


Serhstes Buch. 


Einfluß der allgemeinen Geſetze des Fortſchrittes auf 
die Einrichtung des Staates. 


Erstes Kapitel. 


Die Menfchheit ift in ihrer Entwidlung gewiflen Gefegen unter- 
worfen, und diefe Gefege find durch die Bernunft ebenfo er- 
Tennbar als jene, nach welchen fich andere Weſen entwideln. 


Wenn wir das große Schaufpiel der Natur aufmerffam beobachten, 
brängt fi uns die teoftreiche Ueberzeugung auf, daß in dem unendli- 
chen Raume, der uns umgibt, nichts dem Zufall, nichts der Willkühr 
überlaffen ſei. Vom Athemzug des Heinften lebendigen Wefens bis 
zur Ebbe und Fluth des Dreans, vom geringften Staubforn bis zu 
den Aftralfoftemen ift jede Bewegung, jede Entwidlung beftimmten 
Gefegen unterworfen; wohin wir uns auch wenden, überall tritt ung _ 
pas Bild-der höchften Ordnung entgegen. Die fchönfte Aufgabe des 
Menfchen ift unftreitig die, daß er die Geſetze zu ergründen firebe, nach 
welchen fich Alles bewegt und entwidelt, — nicht damit er, wenn er 
einige Mufcheln am unendlichen Ocean der Wahrheit gefammelt und 
den Saum des Schleiers, der die Natur umgibt, berührt hat, ſich im 
thörichten Stolze als Gott der Erde fühle, fordern Damit er fich vor der 
Größe des Schöpfers, die fich eben in der wunderbaren Ordnung ber 
Katur am beften zeigt, ehrfurchtsvoll beugen lerne, und indem er einen 
Theil der Geſetze, denen Alles. unterworfen ift, erfannt, und diefelben 
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als Richtſchnur feiner Handlungen genommen, jene Herrfchaft über die 
materielle Welt gewinne, zu der ihn die Güte des Allmächtigen beru- 
fen bat. 
Sollte von allen Weſen der Menfch allein ein Spielball blinden 
Zufalls fein, oder follten von den Gefegen, welchen jede Greatur un- 
terworfen ift, nur jene für den Menfchen ewig unergründlich bleiben, 
deren Erfenntniß ihm vor Allem nothwendig ift? 

Keines von Beiden kann vernünftigermweife angenommen werden. 

So ftolz der Menfch fein Haupt auch erheben mag, mit taufend 
Banden fühlt er ſich an die Erde feftgebunden, überall drängt fich ihm 
Die Meberzeugung auf, daß er in feiner phyſiſchen Entwicklung den 
phyſiſchen Geſetzen unterworfen fei; ja daß durch die Geſetze des Den- 


Tens, nad) welchen fich fein Geift beivegen muß, und durch die Sinne, 


bie ihm die Gegenftände feines Denkens liefern, felbt feinem Geifte 
gewiffe Schranfen gefegt, jelbft feinen Gedanken beftimmte-Wege vorge: 
zeichnet find. — Ob man an eine Borfehung glaubt, oder fih den Men- 
fchen den blinden Geſetzen der Natur unterworfen Denkt: — in erfterem Falle 
muß man annehmen, daß die Vorſehung in der Regierung des Menfchen 
ebenfo nach gewiſſen Gefeben verfahre, wie bei der Regierung aller 
übrigen irdifchen Dinge, im letzteren find die Gefege der Natur für den 
Menfchen wie für alle Wefen anwendbar —, unter jeder Vorausfegung 
fann das Dafein beftimmter Gefeße für den Menfchen aber darum 
nicht geläugnet werden, teil in dem Augenblid, wo wir uns aud nur 
bie Entwidlung eines Weſens als Feinem Geſetze unterworfen benfen, 
die ganze Ordnung der Welt zerftört und Alles einem blinden Zufall 
anheimgegeben wäre. | 


Und warum follten jene Geſetze, denen die Menfchheit in ihrer 
Entwicklung unterworfen ift, für uns unergründlich fein, da uns doch 
hier ganz diefelben Mittel zu Gebote ftehen, deren wir uns überall 
bedienen, wo es ſich um die Erforfchung der Gefebe, nach welchen ſich 
andere Wefen entwideln, handelt? 

Eine genaue Beobachtung der einzelnen Thatfachen, der Verbin⸗ 
dung, in der fie zu einander ftehen, und der Reihe, in welcher fie fich 
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folgen, dies iſt der Weg, auf welchem wir zu jeder Erkenntniß gelangen 
koͤnnen; es iſt der einzige, der und auch auf dem Gebiet jener Wiſſen⸗ 
fhaften, die fih mit dem Menfchen befchäftigen, aus dem Kreiſe feerer 
Adftractionen in den der Wirklichkeit hinüberführen kann. AU jene 
Utopien, welche auf dem Gebiet der Staatswiffenfhaft erftanden find 
und alles Beftehende in unferer Zeit fo vielfach gefährden — müffen 
mit denfelben Waffen befämpft werden, mit welchen man den Stein 
ber Weifen und das Elixirium vitae aus dem Kreife der Naturwiffen- 
fchaften verdrängt hat. Da nun aber der Menfh und feine geſell⸗ 
ſchaftlichen Verhaͤltniſſe der Natur der Dinge nach ſeit jeher als der 
für den Menſchen wichtigſte Gegenſtand betrachtet wurden, mit dem ſich 
die ausgezeichnetften Perfönlichkeiten aller Zeiten befchäftigt haben, und 
über welchen uns in der Gefchichte von zwei Iahrtaufenden eine un- 
enbliche Reihe von Thatfachen vorliegt; da in dem Maße, als die ver- 
fhiedenen Theile der Erde mehr befannt werden, eine immer größere 
Berfchiedenheit gefellfchaftlicher Verhältniffe und Bildungsftufen fih un- 
ferer Beobachtung darbietet, fo daß wir alle Stufen, welche die Menſch⸗ 
heit in ihrer @efittung bis jet zurüdgelegt, gleichzeitig und durch un- 
mittelbare Anſchauung beobachten fönnen; du uns endlich in der Ge- 
genwart ein eben fo richtiger -Maßftab zur Erfenntniß aller Zeiten 
gegeben ift als die Selbiterfenntniß, und eine richtige Würdigung der 
Beweggründe unferer eigenen’ Handlungen der befte Schlüffel zur Er- 
fenntniß und richtigen Beurtheilung Anderer iſt: fo fönnen wir uns 
wahrlich‘ nicht darüber beklagen, daß uns die Mittel zur Erfenntniß 
jener Gefege, nach welchen fih die Menfchheit entwidelt, fehlten, und 
wir Dürfen, um uns vor Irrthum zu bewahren, zwei Dinge nie ver- 
geflen : 

1) Daß ſich durch die genauefte Beobachtung der einzelnen That- 
fachen, ihrer Verbindung und Reihenfolge, auch auf dem Gebiete der 
Staatswifienfchaften nie eine apodiktifche Gewißhelt, fondern immer nur 
ein gewifler Gras der Wahrfcheinlichfeit erreichen laͤßt, welcher mit der 
Zahl und Genguigfeit der einzelnen Beobachtungen, von welchen man 
ein Geſetz abftrahirt hat, im Verhaͤltniß fteht, und daß daher jedes 
auf diefe Art gefundene Gefeh nur fo lange als folches zu betrachten 
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ten ift, als e8 uns alle Erfcheinungen, auf welche es fich bezieht, zu 
erffären vermag *). | | | 
2) Daß fein Sab durch fo viele Thatfachen erwiefen fei als jener, 
daß der Menſch eine freie Wilfenskraft_beflge, und Daß ausgezeichnete 
Individualitäten für einige Zeit einen bedeutenden Einfluß auf die Ent: 
widlung einzelner Völfer, ja der ganzen Menfchheit ausüben können, 
daß mithin auch die Kenntniß jener Gefege, nach welchen ſich die 
Menſchheit im Allgemeinen entwidelt, zur Erklärung aller einzelnen 
Thatfachen nicht hinreiche, 
Schon Condorcet fpricht es als Vermuthung aus, daß durch eine 
richtige Kenntniß der Gefchichte, welche und den Weg zeigt, auf welchem 
fich die Menfchheit bis jetzt entwidelt hat, auch die Erfenntniß der Zu- 
funft möglich werde. Derfelbe Gevanfe ift bis jetzt in die neueſte Zeit 
oft wiederholt worden, übrigens muß jener Nugen, den und die Ger 
fehichte zur Erkenntniß unferer Zukunft bietet, der Natur der Dinge 
nach immer ein befehränfter bleiben. Denn wenn Gervinus **), wie ich 
glaube, richtig bemerkt, „daß alle Geſchichte, in größere Perio— 
den zufammengefaßt, das Bild fteter Schwanfungen zwi⸗ 
ſchen entgegengeſetzten Antrieben gewähre, die allem Ueber— 
gewichte einer einzelnen Idee, einer leitenden Macht oder 
Bewegung zuwider wirken“, und wenn „dieſer Wechſel von 
Ebbe und Fluth erſt dann wieder eine ſtarke Neigung nach 
einer beſtimmten Richtung, den Fortſchritt einer herrſchen- 
—den Idee erkennen läßt, wenn man den Verlauf der Jahr— 
hunderte ganz im Großen überſchaut“, ſo ergibt es ſich von 
ſelbſt, daß auch die genaueſte Kenntniß jener Thatſachen, aus welchen 
ſich die Geſetze der menſchlichen Entwicklung abſtrahiren laſſen, uns wohl 
über die Richtung, in der die Menſchheit im Verlaufe eines größeren 
Zeitraumes fortſchreitet, nie aber über Dasjenige aufklaͤren kann, was 
uns zunächſt bevorſteht; „da ſich alle Geſchichte, in kleineren Zeit—⸗ 
-räumen betrachtet”, zwar allerdings „in einem gleichartigen Charakter, 





*) Dasfelbe gilt auch im Kreife der Raturwiffenfchaften. 
“) „Einleitung in die Gefchichte des 19. Jahrhunderts‘, S. 12. 
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der von gewiffen vorherrfshenden Einflüffen geftaltet wird, bewegt” *), 
jedoh Niemand den Augenblid vorausbeftimmen‘ kann, in welchem 
eine jener großen Schwankungen eintreten wird, Die wie Ebbe und 
Fluth die Menfchheit bewegen. | 

So fange der Menſch die Kraft des freien Willens befigt, iſt die 
nächfte Zukunft immer von dem Gebrauche des Willens bedingt, und 
daher ungewiß; ganz etwas Anderes ift es, wenn es fich um Die Unter- 
ſuchung der Trage handelt,. auf welche Weife der Staat eingerichtet 
werden fol, damit derfelbe feinem Zwecke entiprechend ſei. 

Dem da das Maß der Befriedigung für den Menfchen wie für 
jede Greatur von dem Grade abhängt, in dem er feine Beftimmung 
erfüllt und jene Geſetze befolgt, weldye ihm eine höhere Hand vor: 
gezeichnet hat, fo kann uns nur die Erfenntniß dieſer Gefege ale SANE 
ſchnur dienen, deren Zwed die Befriedigung ift. 

Eben weil der Wille des Menfchen frei ift, weil fein Glud zwar 
immer davon abhängt, in wie fern er dem ihm von der Natur vor⸗ 
gezeichneten Geſetzen nachkömmt, er jedoch an die Beobachtung biefer 
Gefeße durch Feine phyſiſche Rothwendigfeit gebunden ift; weil wir uns 
die Frage, wie die Gefellfchaft einzurichten fei, ſtellen können, und 
hierbei nicht, wie Die Biene oder der Biber, durch unfern Inftinet an 
gewiffe Einrichtungen gebunden find; weil uns die Gefchichte Iehrt, Daß 
der Wille des Einzelnen die Schidfale der Menfchheit zwar nie beftim- 


men, und die Verirrungen des Volkes oder einer ©eneration Die 


Entwidlung des Ganzen nicht immer zu zerflören vermögen, daß aber 
Beides für eine gewiffe Zeit einen bebeutenden Einfluß ausübe, und 
bie endlichen Gefchide der Menfchheit zwar in der Hand Gottes liegen, 
jene des einzelnen Geſchlechts aber in feine eigene Hand gegeben find: 
eben darum ift die Erforfchung diefer Gefege unentbehrlich. Wie die 
Erfenntniß der Gefeße der Natur die Bedingung jener Macht ift, welche 
wir über die Kräfte der Natur ausüben, fo ift die Erfenniniß der 
Geſetze, nach welchen fih die Menfchheit entwidelt, die Bedingung 
unferes Glückes. 


*) „Ginleitung in die Gefchichte des 19. Jahrhunderts‘, S. 12. 
27 * 
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Die Frage, in wie fern die Politik den Namen einer wahren 
Wiffenfchaft verdiene”), hängt ganz davon ab, ob die Erfenntniß ber 
Geſetze, nach welchen ſich die Menfchheit entwidelt, möglich fei. Der 
praktiſche Werth aller Lehren der Staatswiflenfchaft ift Davon bedingt, 
in wie fern diefelben mit dieſen Gefegen übereinftimmen; darum iſt 
ber Weg, den die Staatswifjenfchaft, wenn fie zu befriedigenden Reſul⸗ 
taten fommen fol, befolgen muß, ganz derfelbe, auf dem fi alle in« 
buctiven Wiffenfchaften entwidelt haben, in deren Kreis ja auch diefe, 
bie fich nicht mit Ideen, fondern mit einem faßlichen Object, naͤmlich 
der menfchlichen Gefellfhaft befchäftigt, gehört: Erſt muß eine große 

"Reihe von Erfeheinungen erfannt und von allen Seiten beobachtet 
werden, dann iſt zu ermitteln, in weihem Zufammenhang biefe Er 
fheinungen mit einander ftehen, um jene Gefehe abzuleiten, welche 
denfelben zu Grunde liegen; nur wenn man diefe Gefehe erfannt, und 
in fo fern man fie erkannt hat, ift der weitere Kortfchritt, die Anwen- 
bung unferer Kenntniſſe, im praftifchen Leben möglich. Die richtige 
Erfenntniß der Gefege unferer Entwidlung fteht ganz in bemfelben 

Verhältniß zu den Staatswiffenfchaften, welches zwifchen der rein wiſ⸗ 
fenfchaftlichen und der zu praftifchen Zweden angewandten Chemie und 
Phyſik beiteht, Erſt wenn jene vorausgegangen, Fünnen diefe mit Nu— 

* Gen betrieben werben, und bie praftifchen Nefultate im Bereiche ber 

legteren hängen immer von den Yortfchritten ab, welche man auf dem 

Gebiete der erfteren gethan. 

Da man in der Gefchichte, ftatt der Erforfehung der Wahrheit, 
gewöhnlich. andere Zwede verfolgt, die einzelnen Thatfachen ungenau 
beobachtet, und oft wiſſentlich falfch dargeſtellt hat, ift uns nur ein Heiner 


*) Nur Dasjenige, was fi auf pofltive TIhatfachen gründet und was fich ale 
objectiv-wahr beweifen läßt, verdient den Namen einer Wiffenfchaft; nicht die ſyſte⸗ 
matiſche Form, fondern bie Nichtigkeit der Grundbegriffe, von welchen man ausge 
gangen, fl es, wovon ber Werth alles Dentens abhängt. — Man träumt oft im 
ſchoͤnſten Zufammenhang, doch wie diefe Folgerichtigfeit den Traum nicht zur Wahr: 
beit machen kann, fo wenig kann der Werth Desjenigen, was blos auf fubjectiver 
Ueberzeugung beruht, dadurch verändert werden, dag man es in am aufgezeich- 
nel oder vom Katheder gelehrt Bat. 


— 
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Theil jener Gefege, nach welchen fich bie Geſellſchaft entwickelt, bekannt, 
ja Vieles, was uns jetzt ald wahr erfcheint, mag fich fpäter als falfch 
erweifen. Wie fi, übrigens aus dem fchon vorliegenden Material von 
Erfahrungen gewiffe Geſetze ſchon jetzt als unzweifelhaft abſtrahiren 
Nlaſſen, fo bildet dieſe beſchraͤnkte Kenntniß Der Geſetze unſerer Entwick⸗ 
lung für den Augenblick doch die einzige Grundlage unſerer Staats⸗ 
wiffenfchaft, fie ift der einzige Maßftab, an dem wir die Säge, welche 
bie Wiflenfchaft aufgeftellt, prüfen müͤſſen. 

Dies ift es, was wir im lebten Buche diefes Werkes verfuchen 
wollen. 


weites Rapitel. 
Das Gefeg unferer Entwidlung. 


Man hat viel darüber geftritten, ob fi die Menfchheit im Kreiſe, 
in einer Spirale, in gerader oder diagonaler Richtung, fehnell oder lang- 
fam, vorwärts ober bloß, wie ein Perpendifel, von-einer zur andern 
Seite bewege. AU dieſe poetiſchen Bilder — denn mehr find all dieſe 
Theorien wahrlich nicht gu nennen — haben venfelben Werth, indem 
fie auf verfchiedene Weife die eine unläugbare Thatfache ausfprechen, daß 
fih die Menfchheit geiflig wie förperlicy-in einer beftändigen Bewegung 
befinde. | 
Hin und wieder zeigt uns die Gefchichte Epochen der Stagnation, 
body dieſe find der Zeit und dem Raume nach befchränft, im großen 
Allgemeinen tritt uns überall das Bild raftlofen Schaffens, großer 
Kämpfe, einer nie endenden Ihätigkeit, nirgends das ber Ruhe entge- 
gen. Ob aber al diefe Bewegungen als ein Fortfchritt zu betrachten 
feien, Dies ift eine Frage, die, oft erörtert, auf die widerfprechendften 
Arten beantwortet worden ift. | | 
Während Viele das Dafein eines Portfchrittes im Einzelnen an- 
erfennen, aber behaupten, daß derfelbe nur den Oscillationen des Per— 
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pendikels zu vergleichen ſei, welcher, durch eine unſichtbare Kraft bewegt, 
eben ſo wenig auf der rechten Mitte ſtehen bleiben, als ſich in irgend 
einer Richtung über einen gewiſſen Punkt erheben kann; während 
Viele die Ueberzeugung ausgeſprochen, daß man auf dieſer runden 
‚Erde, trotz aller Anſtrengungen, immer wieder auf den Punkt zurüd- 
fommen müffe, von dem man ausgegangen: haben Andere in der gan- 
zen Geſchichte felbft den Beweis eines fortwährenden Nidfchrittes, 
einer allmäligen Entartung und Erniebrigung des Menſchengeſchlechtes 
erblicken wollen. 

Wie man behauptet, — die Menſchheit in phyſiſcher Hinſicht im⸗ 
mer zurückgegangen und aus einem Rieſengeſchlechte zu ihrer gegen- 
wärtigen Schwäche entartet- fei, um endlich noch elender, zwerghafter 
zu werden, fo hat man diefelbe Anficht auch in Hinficht der fittlichen, 
ja der geiftigen Eigenfchaften theild aus ber Geſchichte, theils durch 
den Vergleich der Iiterarifchen und Fünftlerifchen Werke des Alterthums 
it jenen der Neuzeit beweifen wollen. Aetas parentum pejor avis 
tulit nos nequiores mox daturos progeniem vitiosiorem. 

In Momenten des Mißmuths haben beide Anfichten fehr viel 
Anziehendes. Wenn man fi in feinen Hoffnungen getäufcht fleht 
und zu der Meberzeugung gekommen ift, daß Die Zeit, in der man lebt, 
zur Begründung jener Verhältniffe, die und als die einzig zweckmäßi— 
gen ericheinen, noch nicht reif, das Volk zur Einficht feines eigenen 
Beften zu wenig gebildet fei; wenn man, feinen fchönften Vorſätzen 
entfagend, fich in fich felbft zurüdzieht und mit blutendem Herzen zum 
Egoiſten werden muß, weil man eingefehen, daß jene Zwecke, für die 
man bis jebt gelebt, unerreichbar, und alle Opfer, die man ver Menſch⸗ 
heit zu bringen bereit war, ganz nutzlos feien: da hat diefe troftlofe 
Anſicht über die Beftimmung der Denjchheit etwas Troftreiches für 
den Einzelnen, und darum finden wit, daß biefelbe in Epochen großer 
politifcher Kämpfe, welche immer auch jene großer Enttäufchungen find, 
gewöhnlich in den Vordergrund tritt. Wer Zeiten burchlebt, wo der 
Sat, daß der Menſch ein vernünftiges Weſen fei, fehwerer zu glauben 
war als alles Andere, was wir glauben follen, der findet eine Beru- 
bigung in dem Gedanfen, daß Dagjenige, was er erlebt, das Schickſal 


/ 
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Aller fei, die an eine höhere Beftimmung des Menfchen geglaubt 
haben. ; 

Betrachtet man den Gegenftand, ohne ſich durch trübe Stimmun- 
gen hinreißen zu laſſen und die Spanne Zeit, die man durchlebt, als 
den einzigen Maßſtab der Schidfale der ganzer Menfchheit anzufehen, fo 
wirb man einfehen, wie wenig Wahrheit folche Anftchten für ſich haben. 

Je länger fid) die Wiffenfchaft mit der Unterfuchung der Frage 
befchäftigt, welche Phafen die Erde durchlaufen hat, ehe fie fich zu ihrer 
gegenwärtigen Form entwidelte, defto mehr überzeugt man fi) davon, 
daß fich die Erde, die wir bewohnen, die ganze Schöpfung, Die ung 
umgibt, in einem beftändigen Bortfchritt befinde. Die Geologie und 
Betrefactenfunde ift zu neu, als daß und die Refultate, zu weldyen dieſe 
Wiffenfchaften bis jetzt gelangt find, befriedigen könnten, und fo manche 
der Lehren, die man aufgeftellf, wird Durch fpätere Forſchungen we- 
nigftend bedeutende Modificationen erleiden: fo viel fteht übrigens je- 
denfalls feft, daß in dem Maße, als wir ung von den erſten und 
und befannten geologifchen Epochen der gegenwärtigen Sormation nä- 
bern, die Organismen der Thier- und Pflanzenwelt, welche und ale 
Berfteinerungen erhalten find, immer mannichfaltiger, immer vollfom- 
mener werden. Die Art, auf welche diefe Vervollkommnung vor fid) 
gegangen, ift uns unbefannt und mag vielleicht außer dem Kreife des 
für den menfchlichen Geiſt Erfennbaren liegen; die Thatfache felbft fteht 
über allem Zweifel. Bon der filurifchen Formation, wo uns außer 
einigen Seepflanzen, Zoophyten und PBolypenarten und einer gewiffen 
Zahl von Mufchelthieren Feine Reſte organifchen Lebens erhalten find, 
bis zur gegenwärtigen Geftalt der Erde ift der Fortſchritt ununterbro⸗ 
hen. Mit jeder geologischen Epoche wird die Zahl der Dikotyledonen 
und Säugethiere.größer, bis endlich der Menfch, als das vollfommenfte 
lebende Wefen, von dem fich in Feiner früheren Bormation Reſte zei- 
gen, auf der Erde erfiheint. — Auch bei den einzelnen Thier- und 
Pflanzenarten ift diefer Fortfchritt erkennbar. Wenn wir die hundert 
Spielarten unferer Gartenblumen, das Objt und Gemüfe, die Getreide 
arten mit den Pflanzen vergleichen, aus welchen fich diefelben allmälig 
entwidelt haben, wird Niemand den Fortſchritt in diefer Hinficht läug— 


Sn 
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nen, eben fo wenig als die Thatfache, daß alle jene Thiere, deren fich 
der Menſch bedient, an Größe und Schönheit, überhaupt an all jenen 
Eigenfchaften, die uns diefelben werthvoll machen, im Vergleich zu ih- 
rem wilden Zuftande zugenommen haben. Da wir nun Alles auf 
diefer Welt, vom Kleinften bis zum Größten, vom Erhabenften bis zum 
Niedrigften durch diefelben Geſetze regiert finden, iſt e8 da vernünftig, 
anzunehmen, daß blos der Menfch von diefem allgemeinen Gefege des 
Tortfchrittes ausgenommen, daß blos er, der für fo viele andere Wefen 


der Natur ein Mittel des Fortſchrittes iſt, zu ewiger Stagnation ver- 


dammt fei, befonders da man feine Augen vor hundert unläugbaren 


. Thatfachen fehließen muß, um jene allmälige Bervollfommnung, welche 


wir bei anderen Wefen wahrnehmen, in el der Be zu 
läugnen? 

Wohl mag ſich der Menſch, wenn er gegenwärtig um iich blickt 
und ſeine Werke ſieht, mit Recht einen Herrn der Schöpfung nennen, 


doch hat er ſich dieſe Herrſchaft mit ven ihm von Gott gegebenen Kräf- 


ten erft langſam erworben, ja felbft diefe Kräfte haben fich erft all- 
mälig entwideln, felbft feine phyſiſche Natur hat erftarfen müflen, ehe 
er, zur Löfung der ihm gewordenen Aufgabe fähig ward. 

Ich weiß, daß das Lebtere von Vielen geläugnet wird, daß nad 
einer Anficht die Menfchen in grauer Vorzeit ein doppeltes und dreifa⸗ 
ches Lebensalter, eine Größe von zwölf und noch mehr Schuhen er- 
reicht haben follen; wenn wir ung aber aus den Alteften Gefchichte- 


‚quellen aller Völker davon überzeugt, daß Das Lebensalter des Men- 


fhen vor Jahrtaufenden nicht länger war als gegenwärtig”), und man 
uns nirgends die foſſilen Ueberrefte jenes Riefengefchlechtes zeigen kann, 
ja ſelbſt alles Dasjenige, was man über die außerordentliche Größe der 
Patagonier erzählt, bei genauer Kenntniß jener Gegenden immer mehr 


*) Aus Lib. Ecclesiastici Rap. 18, ©. 8 fehen wir, daß das hohe Lebens: 
alter der Patriarchen aud bei dem jüdiſchen Volke unter die feltenen Ausnahmen 
gehören müſſe. Numerus dierum hominum, ut multum centüm anni. Pfalm 90, 
10, Tefen wir Folgendes: „Dies annorum nostrorum in ipsis le anni. 
Si autem in notentatibiis octoginta anni.’ 
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in das Reich der Sagen zurüdtritt: fo wird man ben wahren Werth 
biefer Anficht würdigen fünnen, ohnehin muß uns Ddiefelbe auch in fich 
als abfurd- erfcheinen, wenn man bedenkt, daß man, um vernünftig 
behaupken zu koͤnnen, daß der Menſch ein mal, zwei, drei mal größer 
als jegt geweien fei, dies auch von den Aepfeln und Melonen, Hirfchen 
und Schafen, allen Thieren und Früchten, von welchen der Menſch 
feine- Nahrung nimmt; gleichfalls behaupten, daß man annehmen müſſe, 
ber Fluß, in dem der Menfch gebadet, fei doppelt fo tief, der Baum, 


in deſſen Schatten er geruht, fei doppelt fo hoch, oder kurz gefagt, die 


ganze Welt fei Doppelt fo groß geweſen, was offenbar ein Unſinn ift. 
Sp weit unfere Erfahrung reicht, finden wir eben das Gegentheit. 
Je beſſer ung die wirklichen Verhältnifie ganz roher Bölferfchaften 
befannt werben, defto mehr drängt fi uns die Neberzeugung auf, daß - 
die Cultur auf den Menfchen denfelben Einfluß wie auf andere orga- 
‚ nifche Wefen ausübe, und man braucht blos die Wilden Auftraliens — 
welche fih auf der nieverften Stufe der Gefittung befinden, mit dem 
Europäer, die Urbewohner Amerifas mit dem Gefchlechte, welches die- 
jelben allmälig verdrängt hat, zu vergleichen, um einzufehen, welchen 
Weg der Menſch auch in Hinficht feiner phyſiſchen Entwicklung zurüd- 
gelegt hat, wie ſich denn dies ſchon aus der Natnr ber Dinge ergibt, 
wonad die phyſiſche Entwidlung des Menfchen wefentlich von feinen 
Nahrungsmitteln bedingt ift, und dieſe großentheild von dem Grabe 
feiner Bildung abhängen. 

Die geiftige Thätigfeit deg Menfchen hängt aber zum Theil we- 
nigftens von der Entwicklung feiner phyſiſchen Kräfte ab, und der Fort 
ſchritt, der fich in dieſer Hinficht nachmeifen Täßt, iſt ficher nicht Fleiner 
als der, den wir in Hinficht der materiellen Kräfte wahrnehmen. 

Wenn man alles Dasjenige, was mit fo viel Aufwand von Geift 
und Bitterfeit gegen den geiftigen Fortſchritt des Menfchengefchlechtes 
angeführt worben ift, ruhig unterfucht, zeigt ſich, daß all dieſes auf 
einem der drei folgenden Irrthümer beruhe. 

1) Bergißt man, daß der menfchlidye Geiſt im Allgemeinen die 
Beſtimmung und Kraft, immer fortzufchreiten, befiben Förne, ohne daß 
hieraus nothwendig die Bolgerung gezogen werben muß, daß es nicht 
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einzelne Dinge gebe, in deren Erkenntniß wir bie Gränzen unſerer 
Geiftesfräfte fchon erreicht haben, woraus ſich ergibt, daß die Ueberzeu⸗ 
gung, die Menfchheit fei in der Erfenntniß gewifler Gegenftände feit 
2000 Jahren nicht vorwärts gefummen, uns nicht zu der Folgerung be⸗ 
rechtige, daß ſeitdem überhaupt Fein geiftiger Bortfchritt ftattgefunden 
habe. Ia felbft ein fcheinbarer Rüdfchritt im Einzelnen würde Dies 
nicht beweifen, ba jede Wahrheit durch Jene, die fie zuerft gefunden, 
gewöhnlid auch am beften ausgeprüdt wird, und in Dingen, wo ein 
weiterer Fortfchritt unmöglich ift, eben das Streben, weiter zu kommen, 
fehr oft zu Irrthümern führt *). 

2) Geht es bei der geiftigen Thätigfeit wie bei Gebäuden, je höher 
man fie erhoben, defto größere Anftrengungen erfordert auch der kleinſte 
Fortfehritt. Der langſame, ja faſt unmerfliche Fortſchritt, ven wir bei 
einzelnen Wiflenfchaften wahrnehmen, kann daher eben fo wenig als 
Beweis der Stagnation des menfchlihen Geiftes angeführt werden, 
al3 irgend ein vernünftiger Menſch daraus, weil das Wachsthum des 
Kindes in fpäteren Iahren langſamer ift, bie Behauptung aufftellen 
wird, daß fich Die Kraft zu wachſen blos auf die erften Jahre befchränfe. 
Endlich läßt fich 

3) die geiftige Thätigfeit. — einer Epoche niemals nach den 
ausgezeichnetſten Geiſtern, die in derſelben gelebt, beurtheilen, und es 
iſt eben ſo unvernünftig, wenn man — wie dieſes doch gewöhnlich der 
Fall iſt — die geiſtige Entwicklung des Alterthums nach den Werken 


*) Sp weit unſere Geſittung zuruͤckreicht, haben ſich die Menſchen auch mit trans⸗ 
ſcendentalen Gegenſtänden beſchäftigt, fie haben über die Gottheit, über die irdiſche 
Beſtimmung des Menſchen und ſeine Zukunft, über die Gegenſätze der menſchlichen 
Natur und jene moraliſchen Geſetze nachgedacht, denen er ſich zu ſeinem eigenen 
Wohl unterwerfen muß. Was man zu verſchiedenen Zeiten in dieſer Hinſicht er⸗ 
reicht, kann aber nicht als Maßſtab des Fortſchrittes dienen; theils weil dem menſch⸗ 
lichen Geiſt auf dieſem Gebiete zu enge Schranken gezogen ſind, theils weil jene mo⸗ 
raliſchen Geſetze, ohne welche keine Geſellſchaft auf die Dauer beſtehen kann (ob durch 
Offenbarung oder das Bedürfniß), früh erkannt worden ſind, und in ſo fern wir in 
dieſer Hinſicht Veränderungen wahrnehmen, die Frage, in wie fern dieſe Veränderun— 
gen als Ben zu betrachten find, nur durch den Glauben entſchieden werden 
fann. 
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Platon's, Ariftoteles’ oder Cicero's beurtheilen will, ald wenn man 
Kant, Humboldt oder Goethe als Maßſtab der gegenwärtigen Bildung 
Deuiſchlands nehmen wollte. 

Je mehr man fi von Diefen ganz falfchen Stanppunften, von 
welchen man die Frage zu entfcheiden pflegt, fern hält, defto leichter 
ift e8, fi davon zu überzeugen, daß der menfchliche Geift, fo weit 
wir die Spuren feiner IThätigfeit in der Gefchichte verfolgen Fönnen, 
faft in jeder Richtung fortgefchritten feiz einzelne transfcendentale Gegen - 
tände ausgenommen, wo der Fortſchritt nicht in den Werfen der Fach⸗ 
phi loſophen, ſondern darin zu ſuchen iſt, daß Ideen, zu denen ſich da⸗ 
mals nur die groͤßten Denker erheben konnten, zum ——— Aller 
geworden ſind. 

Ganz dasfelbe läßt ſich in Hinficht der Sittlichfeit — ——— — 
Es ift dem menſchlichen Gemüth Bedürfniß, das Ideal der hoͤchſten 
moraliſchen Vollkommenheit, wie jenes des höchſten Glückes, ſich nicht 
nur als möglich, ſondern als einmal dageweſen zu denken; und wie 
der Einzelne in ſpäteren Jahren auf die Tage ſeiner Kindheit als jene 
vollkommener Harmlofigkeit und Freude zurückblickt, fo finden wir dies 
bei Völfern. Die Sage vom Paradiefe ift fo alt als. die Gefittung, 
fie ift mit ein Beweis, daß wir zum Portfchritt berufen find, denn 
fie ift ein Ergebniß des Bewußtſeins, daß die Beftinmung des Men- 
chen eine höhere fein müffe Tritt man aber aus dem Gebiet der 
Poeſie auf jenes der Thatſache hinüber, fo muß man fidy bald über- 
zeugen, daß fait alles Dasjenige, was man fi über Die fittlichen 
Vorzüge früherer Zeiten mit fo viel rhetorifchen Aufwand erzählt, eben 
jo wenig durch die Wirflichfeit beftätigt werde als Dasjenige, was 
fo oft über dus Glüd eines durch die Givilifation noch unverborbenen 
Bolfes gejagt worden ift. 
jelbft das Thier Fönnte fich nicht zum Menfchen erheben, ohne einzelne 
Eigenfchaften zu verlieren, und fo mag man dem Wilden, wie wir 
ihn in den Urwäldern Amerifas finden, und unferen Vorfahren, wie 


ſie im Mittelalter gelebt, manche Tugenden zufchreiben, welche uns 


fehlen, man mag fie von manchen Fehlern, ja Laftern, welche die Ge⸗ 


Auch der Zuftand abfoluter Roheit hat gewiſſe Bi, und 
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genwart fchänden, freifprechen; wenn man übrigens zu der Einficht geko m⸗ 
men, daß der Maßftab der Sittlichfeit nicht in dem Mangel gewiffer 
Lafter, Ju welchen bei einer fehr nieberen Stufe der Gefittung die Mo— 
tive nicht vorhanden find, fondern in dem Grade zu fuchen ſei, in wel⸗ 
chem der Einzelne den thierifchen Trieb, durch welchen er zur Berfol- 
gung rein felbftifcher Zwede bewogen wird, zu beherrichen und feine 
Zufriedenheit in der Befriedigung Anderer zu finden verfteht, da wird 
man diefe Thatfachen leicht auf ihren wahren Werth zu reduciren wif- 
fen. Je niederer ein Volk oder Individuum an Bildung fteht, Defto 
efelhafter tritt und der craffefte Egoismus entgegen. Je weiter wir in 
der Gefittung fortfchreiten, defto mehr erweitert fich der Kreis Derje- 
nigen, deren Zufriedenheit zu unferem perfönlichen Glücke nothwendig 
ift; und ich glaube, daß Jeder, der das Mittelalter nicht aus Ritter- 
romanen und die Zeiten unſerer Großältern nicht aus den Erzählun- 
gen feiner Kinderfrau Fennt, zugeben wird, daß die Menfchheit ſeitdem 
an Sittlichfeit durchaus nicht zurüdgegangen fei, und daß troß Allem, 
was fich gegen die Demoralifation einzelner Regierungen, die Herzlo- 
figfeit der Beſitzenden und die Roheit des Volkes gegenwärtig vielleicht 
fagen läßt, auch der am meiften gefehmähte Minifter, der Fabrikherr 
oder Börfenmann, ja felbft der Pöbel mit den Staatsmännern des 15. 
und 16, Jahrhunderts, den vielgefeierten Rittern, die fich mit Wegela- 
gern befchäftigt, und dem Pöbel, wie ihn das Mittelalter und die Zeit 
ber Reformation gejehen, noch immer einen vortheilhaften Vergleich 
aushalten können. u 
Ze mehr man die Gefchichte ftudirt und fih über Die materiel- 
fen, geiftigen und fttlihen Zuftände der Vergangenheit ein klares Bild, 
zu verfchaffen fucht, defto mehr muß man fi überzeugen, daß jenes 
Ideal höheren Glüdes und größerer fittliher Vollendung, welches wir 
bei faſt allen Bölfern wiederfinden, nicht in der. Vergangenheit, fon- 
dern, wenn e8 auf Erben verwirklicht werben foll, nur in’der Zufunft 
zu ſuchen fei, und daß wir demfelben, wenn auch noch fo langfam 
entgegen gehen. Wer fich aber gegen all diefes auf die Lehren der 
Religion berufen wollte, wonach der Menfih durch den Sündenfall un- 
endlihem Elend verfallen ift, dem bemerfe ich, daß Derjenige, dir an 
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den Sündenfall glaubt, auch an dem großen Werke der Erlöſung und 
der Wahrheit all jener Stellen des Alten und Neuen Teſtamentes 
nicht zweifeln dürfe, worin nicht nur das Streben nach Vollendung 
als höchſter Zweck unferes irdiſchen Daſeins ausgeſprochen, ſondern der 
endliche Triumph des Guten auf Erden mit klaren Worten verheißen 
wird. Ich kenne nichts Gottloſeres als die Behauptung, der Allmaͤch⸗ 
tige habe den Menſchen auf die Welt geſtellt, ſich und den Engeln. 
gleichfam zum Zeitvertreib, daß fie an dem raftlofen Eifer, mit dem er 
ſich unbewußt im Kreiſe herumbewegt, an den ohnmaͤchtigen Anſtren⸗ 
gungen, womit er ſich aus dem Staube zu erheben ſucht, um mit 
ſchmerzlichem Yale immer wieder zuruüͤckzuſtnken, ihre grauſame Freude 
finden. 

Wer an die Guͤte und Gerechtigkeit Gottes glaubt, kann auch den 
Fortſchritt nicht in Zweifel ziehen, denn wie uns jene nicht zu denken 
erlaubt, daß der Trieb nach etwas Beſſerem, den wir in der Menſchen⸗ 
bruſt finden, eine von Gott der menſchlichen Natur eingegebene Täu- 
hung fei, dazu beftimmt, ihm das wenige Glück, was er auf Erben 
finden könnte, zu vergiften, fo tft es mit dieſer unvereinbar, daß wir 
die Anftrengungen eben der Beften, die fi zu allen Zeiten um 
den Fortſchritt der Menfchheit bemüht, als verloren annehmen. Es 
ift eine Anficht, die mit dem Chriftenthum im offenbaren Widerfpruch 
fteht; denn nur indem ſich der Menfch auf Erden erhebt, kann er fid 
bes Himmels, der ihm verheißen ift, würdig machen. 

sch Eenne jene Einwürfe, welche gegen all dieſes gemacht werben 
können. Ich felbft habe oft gefagt, daß die Staatswiffenfchaft nur 
in fo fern den Namen einer Wiflenfchaft verdiene, als jene Säbe, 
woraus weitere Folgerungen gezogen werben, auf pofitive Thatfachen 
begründet und nicht geglaubt, fondern klar bewiefen werden Fönnen. 

Iſt dies wohl in diefem Yale möglich? Wie weit gehen die An- 

fichten der Menfchen eben hierin auseinander? M 

Worin der Eine den größten Fortfchritt zu erfennen glaubt, darin 
fieht der Andere die höchfte Verderbniß. — Die Zeiten der Freiheit 
Roms und Griechenlands und der Beginn der franzöfifchen Revolution, 
die Jahrhunderte Auguftus’ und der Antonine, das Mittelalter und der 
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gegenwärtige Zuftand der amerifanifchen Breiftanten, ja die Anfänge 
der Gefittung und die patriarchalifchen Verhältniffe, in welchen fid) Der 
Beruine befindet, werden ung nach einander al8 diejenigen geſchildert, 
wo wir das hödjfte Maß von Glüd und Tugend zu ſuchen haben; 
wie fol uns das Wort Fortfchritt einen Haren, befiimmten Begriff 
geben, wenn uns zur Beurtheilung besfelben ein beftimmter Maßſtab 
fehlt? Meiner Meberzeugung nad) ift dies aber nicht der Fall, da wir 
allerdings einen Maßſtab befigen, nad) welchem fi die Fortſchritte 
der Menfchheit in den verfchievenen Epochen ziemlich genau beftimmen 
laſſen. 

Und worin beſteht dieſer? 

Meiner Anſicht nach läßt ſich die Geſittung verſchiedener Epochen 
nach drei Kennzeichen beurtheilen, dieſe find: 

1) das Maß der Macht, welche der Menfch auf die Kräfte ver 
materiellen Welt ausübt; j 

2) die Ausdehnung, in welcher ein gewifles Maß der Bildung 
unter den Menfchen verbreitet ift; 

3) das Maß, in dem wir die Würde des Menſchen erfannt und 
geachtet finden. i 

Je größer die Macht ift, welche der Menſch auf die phyſiſche 
Melt ausübt *), je Mehrere fich zur Bildung erhoben, je mehr wir die 
Würde des Menfchen geachtet finden, deſto weiter ift auch Die Gefit- 
tung vorgefchritten. Denn wie Die Erfenntniß der Natur und die Herr- 
fchaft über ihre Kräfte immer nur das Ergebniß einer höheren, geifti- 
gen Entwidlung fein Fann, fo ift die Achtung vor der Würde des 
Menichen das Ergebniß und zugleich die Bedingung einer höheren Sitt- 
fichfeit, und gleichwie fih das Meer nie im weiteren Kreife ergießen 





2) Da die materielle Welt, was wir auch thun mögen, immer einen @influß 
auf den Menfrhen ausüben muß, fo liegt das Mittel, um uns von biefen Feſſeln 
freier zu machen, nicht darin, daß man dem Geifte eine abfolute Herrfchaft zufchreibt, 
und, wie die Stoa, den Einfluß der materiellen Welt verachtet, fondern darin, daß 
man die Welt, die uns unıgibt, zu verftehen und durch den Verſtand zu beherrſchen 


fucht. 
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und früher trodene Geſtade mit feinen Fluthen überziehen kann, ohne 
daß es fich zugleich erhebe, ebenfo ift die Ausbreitung der Gefittung 
zugleich ein Beweis, daß fie ſich erhoben habe. \ 
Wenn wir ‚aber nun die angeführten Verhältniffe wirklich als den 
wahren, ja als den einzigen Maßftab der Gefittung betrachten müf- 
fen *), fann da wohl die Thatſache, daß die Menfchheit, ſo weit unfere 
Gefchichte zurüdreicht, beftändig fortfchreite, in Zweifel gezogen werden? 
Es ift nicht nothwendig, daß wir unfere Aufmerffamfeit jenen 
längft untergegangenen Gefittungen zumenden, deren Trümmer dem 
claffifchen Altertum, wie diefes der Neuzeit theils als Grundlage, theils 
als Stoff gedient haben, womit ein neues Geſchlecht den ſtolzen Bau 
einer. über die früheren hervorragenden Geſitttung aufgebaut **), Nur 
auf befanntem Gebiete brauchen wir ung zu bewegen, und jene gefchicht- 
lichen Thatfachen zu unterfuchen, welche jedem Gebildeten befunnt find, 
wenn wir und von dem Fortfchritt überzeugen wollen. Ober wird 


[4 


*) Ich halte es für überflüffig, in einen weiteren Beweis obiger Säße einzu: 
gehen, da mir fein ernflhafter Grund befannt ifl, der gegen die Behauptung, daß 
die angeführten Verhältniffe als Mapftab der Civilifation zu betrachten feiern, vorge: 
bracht werben fünnte. Ich muß die Mittheilung folcher Gründe von Jenen erwarten, 
die diefe Schrift einer Widerlegung würdigen. 

2 Db uns troß aller Fortfchritte, welche die Alterthumswifienfchaft feit einem 
halben Jahrhundert gethan; die Schriftvenfmale Aegyptens und Affpriens je in dem 
Maße zugänglich fein werben, daß uns dadurch in das geiftige und fociale Leben 
jener längft dahingegangenen Bölfer eine klare Einſicht eröffnet werde, fcheint mir 
nach Dem, was fchon Herodot über das geringe Verftändniß dieſer Denfmale, welches 
-er feiner Zeit felbft unter den Prieftern gefunden, fagt, wenigftens höchft zweifel- 
haft. Aus Demjenigen, was bis jegt vorliegt, müflen wir jedenfalls die Folgerung 
ziehen, daß die Bivilifation Aegyptens — auch wenn wir fie als die einzige Mutter 
der griechifchen betrachten wollten, weit hinter biefer zurüdgeftanden fei. Nach Allem, 
was und_über die Art, auf welche man diefe Riefendenfmale errichtet hat. befannt 
ift, find es nicht höhere mechanifche Kenntniſſe, fondern die maffenhaften Anftrengungen 
‘von Taufenden, deren man fich dabei als Werkzeuge bedient, denen wir diefe Werke 
zu banfen haben, fo daß mir diefelben nicht ale Beweis einer vorgefchrittenen Kennt: 
niß der Naturfräfte, fondern vielmehr als Zeichen einer unbefchränften Herrfchaft, 
d. 5. einer nur auf Wenige befchränften Bildung und der fehr geringen Achtung 
vor der Würde des Menfchen und feiner Thätigfeit, mithin auch einer niederen 
Stufe wahrer Culture betrachten müffen. 
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Jemand, der unjere Gegenwart trog aller Mängel und Leiden, die wir 
an ihr finden, mit den glängzendften Epochen des Alterthums, mit dem 
Jahrhundert Auguftus’, wo die römifche Gefittung ihren Gipfelpunkt 
erreicht, ruhig vergleichen will, den Fortfchritt Iäugnen Fönnen? - 

Diel Edles und Großes hat uns die Gefchichte Roms und Grie- 
chenlands aufbewahrt, und dieſe Erinnerungen, die bei ven Meiften von 
uns mit jenen der Kindheit zufammenfließen, wo wir uns an den Bor- 
bildern einer längft vergangenen Welt vielleicht zuerft zu edlem Streben 
begeiftert, vermögen uns leicht Dazu, daß wir die Vorzüge der alten Welt 
überfchägen. Viel hat hierzu auch jene Begeifterung beigetragen, mit 
der man ſich im Augenblide des Wiedererwachens der Wiflenfchaften 
dem Studium der Alten zugewendet, und jener Eifer, mit dem das 18. 
Jahrhundert Alles was nicht hriftlih war, und Daher auch Die antife 
Civiliſation zu erheben bemüht war. — Wer fich nicht felbft täufchen 
will, wird übrigens trog allem Diefem leicht einfehen, daß bie viel- 
bewunderte Zeit, die den Chriſtenthum vorangegangen, eben in Hin— 
ficht jener Dinge, die mir ald den Maßſtab jeder Gefittung annehmen 
müffen, weit hinter der Gegenwart zurüditehe. | 

Sch maße mir Fein Urtheil über den Standpunft der Naturwiſſen⸗ 
fchaften in der Epoche des «laffifchen Alterthums an, Männer von Fach 
mögen hierüber entjcheiden; daß aber unfere Zeit, was die Benugung 
ver befunnt geworbehen Raturfräfte betrifft, Alles, was das Alterthum 
in diefer Hinficht geleiftet, weit übertroffen, das kann auch durch den 
größten Bewunderer Strabo’s und Ptolemäus’ und des älteren PBlinius 
eben fo wenig geläugnet werden, als man die größten Werke des Al- 
terthums, in jo fern man von ihrem kuͤnſtleriſchen Werthe abftrahirt, 
Dem zur Seite ſtellen kann, was blos in Hinſicht der Eiſenbahnen nur 
in, den legten 25 Jahren geleiftet worden iſt. Es gibt Feine naturwif- 
fenfchaftliche Disciplin, wo der Fortſchritt nicht auch dem Laien augen- 
ſcheinlich wäre, felbft die Medicin, die Doch von all diefen Wiflenfchaf- 
ten im Berhältniß die Fleinften Fortfchritte gemacht, weil fie fich aus— 
fchließlich mit dem Menſchen befchäftigt, und daher mit all jenen Hin- 
derniſſen zu fämpfen hat, welche jeder Wiffenfchaft, die den Menfchen zum 
Gegenftand genommen, entgegenftehen, ift hiervon nicht auszunehmen, 
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und das Urtheil Cato's über die Aerzte feiner Zeit”) würde heutzutage 
ſchwerlich durch den größten Feind der Facultaͤt, oder auch nur im 
Scherze vorgebradht werden. — Man Fann diefen Fortſchritt einfeitig 
nennen, ja er mag ed fein, benn bie Herrfchaft über die materiellen 
Kräfte der Ratur iſt eine der Aufgaben des Menfchen, aber fie ift nicht 
feine einzige, und man kann zugeben, daß fich unfere Zeit zu ausfchließ- 
lich diefer einen Richtung zugewendet habe; wie aber ein fo großer, 
wenn auch einfeitiger Fortſchritt, auf eine große Entwidlung der geiftis 
gen Faͤhigkeiten fchließen laßt, fo hat der Fortſchritt in der Erkenntniß 
ber Natur das igenthümliche, daß das Maß, in dem der Fortichritt 
in der Gefittung überhaupt möglich ift, dur das Maß, in den wir 
uns die materielle Welt unterworfen haben, beftimmt wird *%), und daß 
jeder Fortfchritt, den die Menfchen in der Kenntniß und Benugung 
der Raturfräfte gethan, da berfelbe eine lange. Reihe von Erfahrungen 
und eine große Zahl intelligenter Menſchen vorausfegt, zugleich als ein 
Beweis der Ausdehnung, welche eine allgemeine Bildung gewonnen, 
zu betrachten ift ***), 

Vergleicht man ven engen Raum, auf den fich die Geftttung ber 
Alten Welt erſtreckt hat, mit jenem, den die chriftliche Civilifation ein- 
genommen, und innerhalb diefer Gränzen die Zahl Derjenigen, die an 
der Gefittung der Alten Welt und an jener der Gegenwart theilnehmen, 
fo fommen wir zu benfelben Refultaten. 


t 


*) Derfelbe fchrieb an feinen Sohn: „Jurarunt inter se barbaros necare 
omnes medicina. Et hoc ipsum mercede faciunt, ut fides iis sit, et facile 
disperdant. Nos quoque dictitant barbaros, et spurcius nos quam alios opicos 
appellatione foedant. Interdixi de medicis.“ Plin. XXIX, A. 

**) Mit unauflöslichen Banden ift der Menfch an die materielle Welt gebun⸗ 
den, er muß fie beherrſchen oder ihr Sklave fein, und nur in dem Maße, als er fie 
beherrfcht, kann er fich zu jener fittlichen Freiheit erheben, welche die Grundbedin⸗ 
gung einer höheren Geflttung iſt. ö 
9) Wie die Kortfchritte in der Kenntniß der Naturkräfte nicht das Wert Eins 
zelner find, und wie es 3. B. vieler Tauſend durch intelligente Menfchen gemachten 
Beobachtungen bedurfte, um nur eine Locomotive zu bauen, fo ift die Benußung 
biefer Kenniniffe unmöglich, wenn wir nicht eine große Zahl von Menfchen vorauss 
fegen, die ſich wenigſtens zu einer gewifien Stufe der Bildung erhoben haben. 
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Denn wenn man in feiner Begeiſterung für das Alterthum auch 
bie Behauptung aufgeftellt, daß die‘ Civilifation in neuerer Zeit nir- 
gends jene Höhe erreicht habe, wie fie das Altertum in Rom, Kar- 
thago, Athen u. f. w. gefehen, und daß die Maſſe der atheniſchen Bür- 
ger 3. B. im Durchſchnitt eine Stufe der Bildung erreicht habe, wie 
wir fie bei den Bürgern unferer Hauptftäbte umfonft firhen, fo kann 
alles dieſes — troß der gegründeten Einwürfe, die Jeder, der fih mit _ 
den Quellen der alten Geſchichte ohne Borurtheil befaßt, Dagegen er- 
heben muß —*) zugegeben werben, ohne den Sas, daß unfere gegen- 
wärtige Geſittung höher ftehe, im mindeſten zu entkräften. So wenig 
fih das Klima und die Fruchtbarkeit eines ganzen Landes nad) ein- 
zelnen, durch Natur oder Kunft befonders begünftigten Flecken beurthei- 
len IAßt, ebenfo wenig kann der Zuftand einzelner Mittelpunfte ber 
Gefittung für die Höhe derfelben in einem ganzen Zeitraume als Maß- 
ftab dienen, und man braucht fich blos an die Thatfache zu erinnern, 
daß die Eivilifation des Alterthums eben da, wo fie am hoͤchſten fand, 
ausfchließlich in die Städte zufammengedrängt war, während ſich die⸗ 


*) Zum Beweis der hohen Givilifation des Alterthums wird oft‘ die große Be⸗ 
völferung Siciliens, einzelner griechifchen Infeln und der durch Eolonien eingenom: 
menen Landftriche herausgehoben. Bine große Bevölferung iſt allerdings gewöhnlich 
ein Zeichen vorgefchrittener Agricultur, und m fo fern dieſe durch einen Höheren 
Bildungsgrad bedingt if, einer höheren Givilifation (bei handeltreibenden Bölfern 
und da, wo ein großer Theil der Bevdlferung, wie dies in Rom ber Fall war, 
durch fremde Arbeit ernährt wird, ift fie es nicht); übrigens kann die Benölferung 
Hollands und Belgiens, befonders wenn man die Elimatifchen Verhaͤltniſſe mit in 
Anfchlag bringt, jenen Angaben über die Bevölkerung Siciliens, vote ich glaube, gut 
zur Seite geftelt werben. Auch fcheint es mir nach all deu Klagen, die wir über 
die Entvölferung Italiens bei allen Schriftflelleen finden, gewiß, daß die Bevoͤlke⸗ 
rung Roms nur auf Koften des Lanbes zugenommen und biefes Damals eine Meinere 
Menfihenzahl ernährt habe, als das zum heil wenigftens fchlecht bewöllerte Italien 
in unferer Beit. Aus der Stärke der Heere, welche Griechenland in den Berfer- 
friegen und fpäter im Beloponnefifchen Krieg ins Feld geftellt, laͤßt ſich aber mit der⸗ 
ſelben Gewißheit fchließen, daß die Bevölkerung Griechenlands nebft feinen fo un⸗ 
glaublich bewälkerten Infeln im Vergleich feiner territorialen Ausbehnung in Hin: 
ſicht der relativen Bendlferung weder England noch Deutſchland ober "Frankreich 
gleichgeftellt werben koͤnne. 
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felbe jeßt auf ganze Länder erftredt, und daß die Zahl jener Bürger, 
über deren Kunſtſinn und politiſche Bildung fo viel gefprochen wird *), 
auch in der beflen Zeit nur einen Heinen Theil der Einwohner aus- 
gemacht habe, um fich zu überzeugen, wie felbft Italien und Griechen- 
im Vergleich mit den höher. gefitteten Staaten neuerer Zeit in Schatten 
treten. Was ift Griechenland und Italien, wenn wir es mit dem un⸗ 
geheueren Raume vergleichen, den die chriſtliche Geſittung eingenom- 
men bat? Sp firahlend wir uns die Givilifation des Alterthums, fo 
ſchwach erleuchtet jene der Neuzeit .venfen mögen, jo muß. fich die Maffe 
des ‚Lichtes Doch vermehrt haben. Jenes, welches bie Welt damals | 
erleuchtete, würde auch. zur fpärlichen Erleuchtung des weiten Raumes 
nicht genügen; denn waͤre es gemügend geweien, fo hätte es ihn auch 


#9 Oft if das Beifpiel jener Obftverfäuferin angeführt worden, bie an ber 
Ausſprache eines Käufers fogleich erfannt, daß er Fein Athener fei. Ich will dahin 
geftellt fein laffen, in wie fern diefes als ein Beweis hoher Volksbildung Betrachtet 
werden kann. Atticismus iſt freilich nur bei athenifchen Obfiverfäuferinnen zu fin 
den, übrigens glaube ich, daß eine parifer Obſtfrau Ienen, der aus ber Provinz fümmt, 
oder eine Wienerin den Sachfen oder Würtemberger an feiner Sprache auch erfennen 
würde. Wenn man aber biefer Thatfache fo viel Werth beilegt, fo follte man ſich 
doch auch des viel erwähnten athenifchen Vollbürgers erinnern, ber Ariſtides, als es 
ſich von befien Verbannung handelte, weil er nicht ſchrelben Fonnte, felbft feinen 
eigenen Namen auf den Scherben zu. fohreiben bat. — Veberhaupt wäre. es gut, wenn 
man, um fich nicht allzu glänzende Begriffe über die politifche Bildung des atheni- 
fihen Volkes zu machen, etwas feinen Ariſtophanes nachfchlagen wollte, wo ung ber 
Dichter ein vielleicht verzerrtes, doch ficher in feinen Grundzügen wahres Bild bes 
damaligen Epieier gezeichnet. Auch in Demofthenes und ben anderen Rednern iſt 
viel Belehrendes in dieſer Hinficht zu finden. Schmidt hat in einem geiftreichen 
Bud: „Die Gefhichte der Freiheit in den erften Jahrhunderten des 
Chriſtenthums“, mit vielem Scharfiinn den Beweis zu führen gefucht, daß die 
Literatur ber Alten Welt eben fo verbreitet, und daher von eben der Wirkung auf bie 
Gefittung gewefen fei, wie jene der Nenzeit. Sp geiftteich feine Gründe zufammten- 
‚geftellt find, und fo fehr fie den Sag beweifen, daß die Literatur damals in weiteren 

Kreifen gewirkt babe, als man gewöhnlich annimmt, fo bemerfe ich benfelben gegen- 
über blos die Thatfache, welche au) A. von Humboldt im „Kosmos“ (Br, 2, 
©. 224) angeführt, daß Strabo's grofies Werk in dem römifchen Alterthum bis in das 
d. Sahrhundert faft unbekannt, felbft von dem vielfaumelnden Plinius unbenupt ge- 
blieben fei. 
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erleuchtet, da es für die Aufklärung, die wir in einer gegebenen Zeit 
finden, wie für die Mafle des Lichtes, das ein Punkt ausftrahlt, feinen 
fiherern Maßſtab gibt als den Kreis, auf welchen . ihre Wirfung 
ausdehnt *). 

In fo fern das Maß, in dem wir die Würde des Menfchen er- 
fannt und geachtet finden, als Maßſtab der Gefittung zu betrachten iſt 
— und meiner Ueberzeugung nad) iſt e8 der richtigfte von allen, weil 
er uns den fittlihen Werth der verfchiebenen Epochen erkennen läßt — 
fo ift jeder Vergleich zwifchen der Gegenwart und dem Alterthum über- 
flüffig. — Die Achtung vor der Würde des Menfchen iſt eine noth- 
wendige Folge des Prinzipes der Gleichheit, und dieſes kann nur da 
praftifche Früchte tragen, wo über ber VBölferfchaft und dem Staat etwas 
Höheres fteht, was. allen Menfchen gemeinfam iſt. Wie der Begriff 
ber Gleichheit im Alterthum mit jenem des Bürgertfums verbunden 
war, und auch wenn man biefes allen Einwohnern eines Staates 
eingeräumt hätte, fi doch nur in fo fern auf die Bewohner eines 
fremden Gebiets erftreden konnte, al8 zwifchen den verfchledenen Staa: 
ten — wie 3. DB. in Griechenland — irgend ein: Band der. Gemein⸗ 
ſamkeit beftand, fo mußte auch die Achtung vor der Würde des Men- 
fhen ohne Rüdfiht auf feine Eigenfchaft als Bürger dem Alter⸗ 
thum unbefannt bleiben. Der Begriff der Menfchheit als eines 
großen Ganzen, defien Wohl und Wehe den Einzelnen berührt, und 
gegen welches er Berpflihtungen hat, ift mit Recht eine Errungen- 
[haft des Chriftentbums zu nennen. 


*) Wie die Stufe der Bildung, auf der ſich feine Umgebung befindet, immer 
einen bedeutenden Einfluß auf die geiflige Entwidlung des Einzelnen ausübt, fo ift 
dies bei ganzen Voͤlfern noch mehr der Fall. Eines kann allen übrigen vorausgehen, 
doch nur bis auf einen gewiffen Grad. "Das hoͤchſte Licht und vollfommene Finfter- 
niß Fönnen fich eben fo wenig berühren als eine hohe Givilifation und die größte 
Roheit; denn beide find in Wechfelmirfung, und wie wir die Eoloniften der gebildet 
ftien Bölfer durch den Einfluß ihrer Umgebung in der Civilifation zuruͤckgehen fehen, 
fo muß die Geflttung jedes Bolfes — auch wenn wir uns das Entſtehen einer höhe: 
ren Gefittung, die ſich auf ein einzelnes Voll befchränft, erklären Fönnten — in dem 
Maße ftationär bleiben, ja zuruͤckgehen, als jene willen, mit denen es in Berührung 
fömmt, in ihrer me tiefer Begen, 
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Ich laͤugne nicht, daß bei der Beobachtung des Entwidlungsgan- 
ges unferer Gefittung oft Momente einer Stagnation, ja des Rüdfchritts 
vorkommen. 

Wie die Schnelligkeit des Stromes nicht überall diefelbe ift, und 
in feinem langen Laufe Stellen vorfommen, wo Die Gewäffer desfelben 
zu ruhen fcheinen, fo ift die Schnelligkeit, mit der die Givilifation 
vorwärts fchreitet, nicht immer dieſelbe; es gibt Momente in der Ge: 
fhichte, wo uns das Gebiet der Gefittung das Bild eines mit dem 
Pflug frifch durchwuͤhlten Ackers zeigt, wo man die Vegetation einer 
frühern Epoche zerftört, und fich noch nichts Neues entwidelt hat. Wie 
aber eine foldye Stagnation des Stromes, wie Diefe Vernichtung aller 
grünen Keime dort nur fheinbar ift, fo tft Died auch bei der Gefittung 
der Fall, und wir brauchen blos etwas größere Zeiträume zufammten 
zu faflen, um uns zu überzeugen, daß bie Menfchheit troß dieſes fchein- 
baren Stillftandes doch allmälig fortgefchritten fei, und daß jede Stag- 
nation, jeder fiheinbare Rückſchritt, welcher gleichzeitig in einer anderen 
Hinficht gefchehen, compenfirt werbe. 

Nirgends wird uns das Flarer, als wenn wir unfere Aufmerffam- 
feit der Gefchichte des Mittelalters zuwenden. 

Es ift im 18. Jahrhundert zur Mode geworden, das Mittelalter, 
und zwar den ganzen Zeitraum, den man unter diefem Namen begreift, _ 
als eine Epoche der höchſten Finfterniß zu betrachten, und doch ift es 
unläugbar, daß, wenn wir unjere Aufmerkfamkeit nicht dem Zuftande 
einzelner römiſchen Provinzen, fondern der ganzen Menfchheit zumen- 
den, die Gefittung auch in dieſem Zeitraume zugenommen habe. 

Was vor Allem die Bor: oder Rüdfchritte jener Wiffenfchaften 
betrifft, die fich mit der Kenntniß der Naturkräfte befchäftigen, fo maße 
ich mir felbft fein Urtheil an und berufe mich auf Dasjenige, was A. 
von Humboldt im zweiten Bande des Kosmos’ über die allmälige 
Entwidlung der Raturwiffenfchaften im Mittelalter gefagt *). 


*) „Es liegt nicht in der Beflimmung des menfchlichen Gefchlechtes, eine Berfin- 
fterung zu erleiden, die gleichmäßig das ganze Gefchlecht ergriffe. Ein erhalten: 
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Betrachten wir die Baudenkmale beider Epochen, ſo mag man 
immerhin für jene des Alterthums einen viel höheren Kunſtwerth in 
Anfpruch nehmen; daß aber die flolgen Dome des Mittelalters, jene 
fchlanfen Thürme, welche die Höhe der Agnptifchen Pyramiden errei- 
chen, als Beweis Deſſen betrachtet werben müflen, daß man fich der 
dem Menfchen gegebenen Mittel zur Erreichung feiner Zwede auch im 
Mittelalter zu bevienen verftand, ift eben fo gewiß als die Thatfache, 
daß alles Dasjenige, was in dieſer Hinficht im Jahrhundert der Re⸗ 
naiffance geleiftet: worden ift, nur durch die im Mittelalter allmälig 
erworbenen Kenntniffe möglich ward *), und daß 3.2. die Peterskirche, 
wenn wir von dem Kunſtwerth abfehen, als technifche Leiftung alle 
Baudenfmale des Alterthums übertroffen hat. — Vergleichen wir bie 
beiden Epochen aus einem anderen Gefichtspunfte, fo ift der Kortfchritt 
unläugbar. 

Die Geftttung der Alten Welt war auf jeden Fall auf einen fehr 
engen Raum befchränft und kann in Hinficht ihrer Ausdehnung felbft 
mit der Civiliſation des 15. Sahrhunderts eben fo wenig verglichen 
werden, als die Givilifation irgend einer Epoche des Alterthums jener 
irgend eines fpäteren Jahrhunderts vorgezogen werben fann, wenn man 
den Mapftab der Gefittung in der Erfenntniß der Würde des Menfchen, 
und der Achtung vor derfelben fucht, und die Zeit der chriftlichen Ge⸗ 
fittung mit jener, die ihr vorangegangen, vergleicht. 

Selbft die Epoche der Völfermanderungen ift, aus diefem Stand- 
punkte betrachtet, als eine Epoche des Fortſchrittes zu bezeichnen. — 


des Prinzip nährt den ewigen Lebensprozeß ber fortfchreitenden Vernunft.” ‚Ross 
mos”, Bd. 2, ©. 268. 

*) „In jeder einzelnen Epoche des Völferlebens erfennt man, daß Alles, was mit 
den Foriſchritten der Vernunft, mit der Vervollkommnung ber Intelligenz im Zu⸗ 
fammenhange fteht, tiefe Wurzeln in ben vorhergehenden Sahrhunderten bat; und 
jene Eintheifung in Beitalter, welche durch die neueren Gefchichtfehreiber fanctionirt 
worden ift, führt nur zur Trennung von Erfcheinungen und Thatfachen, bie durch 
gegenfeitige Berfettung in Verbindung ſtehen.“ „Kritiſche Unterfuchungen über die hi⸗ 
ſtoriſche Entwicklung der gengraphifchen Kenntniffe von ber neuen Welt ıc.. Weber: 
feßt von 3. L. Ideler“, Bb. 1, ©. 70.. 
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Wie ein Ungewitter haben fi) ‚die wilden Horben germaniſchen Ur⸗ 
fprunges über das ganze Weſtreich ergoflen, und manche Werke der 
Kunft und Wiſſenſchaft find im Getümmel der Eroberung verloren 
gegangen; wenn man aber auch davon abfieht, daß die Welt damals, 
um fortzufchreiten, der verjüngenvden Kraft neuer Völker bedurfte, und 
das Chriftenthum, ohne die Zerftörung des weftlichen Reiches, wahr: 
fcheinlich auch hier für lange Diefelbe Form angenommen hätte, in wel⸗ 
cher wir e8 im öftfichen Weiche finden, fo ift es Doch eine unläugbare 
. Thatfache, daß all jene Völker, denen das römifche Reich erlegen ift, 
indem ſie die Gebilde der alten Gultur zerftört haben, zugleich in ihren 
Kreid gezogen wurden, und daß die Würde des Menfchen, wenn man 
biefelbe auch nur im Kreiſe der Sieger anerfannt hat, felbft in den 
toheften Epochen der Völferwanderung mehr geachtet war, als fie es in 
der hochgebildeten Zeit der römifchen Cäſaren gewefen ift. 

Nur in einer Hinftcht kann bei einem Vergleiche des Alterthums 
mit der Gegenwart jenem unbedingt die Palme gereicht werden: in 
Hinfiht der Kunft. Die Kunft ift aber wohl als Beweis eines ge: 
wiffen Grades der Gefittung, jedoch nie als Maßſtab der Givilifation 
verſchiedener Epochen zu betrachten, und wir brauchen blos Dasjenige, 
was die bildende Kunft im 15. und 16. Jahrhundert geleiftet, oder 
bie franzöftfchen Schriftfteler unter Ludwig XIV. mit jenen unter Lud⸗ 
wig Philipp zu vergleichen”), um uns zu überzeugen, daß, bei einem 
unläugbaren Bortfchritt in der Oefittung im Allgemeinen, in Hinficht 
der bildenden Kunft und jener, die fid) mit dem Ausdrud der Gedanken 
und Gefühle befchäftigt, bedeutende Rüdjchritte geſchehen können. Epo- 
hen großen allfeitigen Fortfchritted koͤnnen der Kunft nie günftig fein, 
da ihnen Dasjenige fehlt, was die Kunft nicht entbehren kann, ein 
beftimmtes Speal, und weil in dem Maße, als fi der Kreis der 
Gedanken ausvehnt und die Zahl neuer Begriffe, für die erft ein Aus- 


*) Der Sap, daß der Stil der Menfch fei, ift zum Theil richtig, läßt fich aber 
nie auf ganze Epochen anwenden. — Der Stil einer Epoche, nach welchem fich ihr 
Charakter beurtheilen ließe, ift in der Ausdrucksart des Volkes zu ſuchen, und nicht. 
diefe ift es, die wir in ber Literatur finden, 
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druck gefunden werden muß, größer wird, die Vollendung im Ausdruck 
immer verloren geht. — Auf jevem Gebiet menfchliher Thaͤtigkeit tritt 
uns bei jevem Iebhafteren Fortfchritt ein Schaufpiel entgegen, jenem 
ähnlich, welches uns Die Urwaͤlder Amerikas gegenwärtig zeigen. Der 
Sinn für das Schöne wird durch das Gefühl des Nothwendigen in 
den Hintergrund gedrängt. Epochen, wo die Kunft die größten Fort⸗ 
ſchritte gethan und ihre fchönften Leiftungen hervorgebracht, find immer 
erft Diejenigen, wo die Gefittung im Allgemeinen ihren ſchnellen Lauf 
für einige Zeit unterbrochen zu haben fheint und an einem ihrer 

Ruhepunkte angefommen ift”). 
Viele haben den Maßſtab der Geſittung auch in den politifchen 


*) Gewöhnlich behauptet man das Gegentheil. Die Saͤtze, daß die Kunft ber 
Wiſſenſchaft, die Poefle der Profa vorangehe, find eben fo allgemein angenommen 
als die Behauptung, daß Epochen höherer Gefittung immer auch Epochen des Zwei⸗ 
fels feien, womit man jene als unbezweifelt aufgeftellten Thatfachen zu motiviren 
fucht. — Da der Fortfehritt ein ununterbrochener ift, fo ift nichts fo ſchwierig, ale 
denfelben genau in gewiſſe Epochen zu theilen. Jedes Zeitalter trägt die Rechte des 
ihm vorangegangenen und bie Keime des zufünftigen in fi, und es ift faft immer 
unmöglich, den Punft zu beftimmen, wo die directe Wirkung einer frühern Enltur⸗ 
epoche aufhört, oder jene einer erſt in der Entwicklung begriffenen zuerſt beginnt. 
Daß übrigens troßdem die ganze Entwidlung unferer Geflttung in gewiffe Epochen 
getheilt werben Fann, deren jede uns mit einem befonderen Charakter entgegentritt, 
deren jebe nach den herrfchenden Begriffen (menigftens in Hinficht der Bedeutung 
und des Mafes, in den fie duch gewifle Begriffe beherrfcht wird) von allen ande- 
ren klar zu unterfcheiden ift, liegt außer allem Zweifel, und wenn man auch für den 
Moment, wo die Eivilifation der antifen Welt aufhört, eben fo wenig eine genaue 
Jahreszahl anführen Fann als für jenen, wo das Mittelalter als gefchloflen zu be⸗ 

. trachten ift und die Renaifjance beginnt, fo wird doch Niemand läugnen, daß jeder 
biefer Zeitabfehnitte im Ganzen von dem ihm vorangegangenen durch feinen ganzen 
Charakter unterfchieven werden Fönnen, und daß biefe Eintheilung der Gefchichte in 
Epochen, eben wo es fich von Eulturgefchichte Handelt, nicht zu entbehren fei. Wenn 
man aber bie Gulturgefchichte in Epochen theilt, muß die Unrichtigfeit der obigen 
Säge allfogleich einleuchten, da die Behauptung, daß die Poefle der Wiffenfchaft, 
das Funftreich Schöne dem praftifch Zweckmaͤßigen, der Glaube dem Zweifel voran⸗ 
gehe, nur in fo fern wahr ift, als man feine Aufmerffamkeit zugleich zwei Cultur⸗ 
epochen, ober richtiger geſagt, der Uebergangsperiode einer Culturepoche in die andere 
zuwendet. 
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Einrichtungen der Staaten zu finden geglaubt, und der unbedingte 
Vorzug, welcher der Geſittung des Alterthums über jene der Gegen⸗ 
wart eingeräumt worden iſt, muß großentheils dieſem zugeſchrieben 
werden. Abſtrahirt man von dem Verhältniß zwiſchen verſchiedenen 
Staaten und jenem, in welchem ſich die Zahl der Vollbuͤrger im Alter⸗ 
thum zur Geſammtheit der Bevölkerung befand, fo kann man den po- 
litiſchen Einrichtungen des Alterthums ihre Vorzüge ſchon darum ſchwer 
. abläugnen, weil diefelben mit den herrfchenden Begriffen des Zeitalters 
in größtem inflang ftanden, was bei den Staatseinrichtungen der 
Gegenwart nicht der Tal if. Da man aber, wenn es ſich von der 
Beurtheilung der Geſittung im Allgemeinen handelt, Feines dieſer Ver⸗ 
hältniffe unberüdfichtigt Taflen Fann; da über die Vorzüge verfchledener 
politifcher Einrichtungen die verſchiedenſten Anfichten beftehen, und ber 
Uebergang von der rein demokratiſchen Staatsform zur monarchiſchen 
von Manden ebenfo als Fortfchritt betrachtet wird wie von Anderen. 
das Gegentheil; da in allen Epochen der Gefchichte in verjchiedenen 
Staaten die verfchiedenften Formen der Verfaſſung gleichzeitig beftanden 
haben, ja faum ein einziger Staat zu finden ift, wo die Form der Staats⸗ 
einrichtungen in einem längeren Zeitraum nicht öfters verändert worden 
wäre: fo kann die Berfafiung — felbit wenn es fi nur von einem 
Bolfe handelt — nur einen unſicheren Maßſtab für die verhältnigmä- 
ige Eultur desjelben bieten. Auf mehrere Völker oder Die ganze 
Menſchheit während einer gefchichtlihen Epoche ift derfelbe aber durch⸗ 
aus unanwendbar, ja die Anftcht, daß aller Fortfchritt nach den flaat- 
lichen Einrichtungen gemeflen werden müffe, muß folgerichtig dahin 
führen, daß man endlich jeden Fortſchritt Iäugnet. 

Gervinus hat in neuefter Zeit”) den Sab aufgeftellt, daß in der 
Gefchichte, und zwar nicht nur in der Gefchichte einzelner Staa- 
ten, fondern in der Gefchichte der Menfchheit ein regelmä- 
Biger Bortfohritt zu gewahren fei, von der geifligen und 
bürgerlihen Freiheit der Einzelnen zu der der Mehreren 
und Bielen, wie da, wo die Staaten ihren Lebenslauf ganz 


*) „Einleitung in die Geſchichte des 19, Jahrhunderts“, ©. 13. 
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vollendet haben, wieder von dem Höhepunkt dieſer aufſtei— 
genden Linie der Entwicklung abwärts ein Zurückgehen 
der Bildung, Freiheit und Macht von den Vielen zu den 
Wenigen und Einzelnen zu beobachten ſei, und daß ſich die— 
ſes Geſetz in jedem Theile der Geſchichte vorfinde. 

Mir ſcheint dieſe Anficht eine irrige zu ſein, wenigſtens iſt dieſer 
Fortſchritt von der bürgerlichen Freiheit und Macht der Ein- 
zelnen zu der ber Mehreren und der Bielen weder aus dem Berlaufe 
der Staatenentwidlung im Alterthum noch aus jenem der neueren Zeit, 
wie Gervinus annimmt, zu beweifen. 

Schon der Ausgangspunkt tft meiner Anſicht nach ein falfcher, 
da ſich der Sab, daß die despotifche Staatsform allen übrigen voran- 
gegangen fei, weder aus der Natur der Dinge noch aus der Geſchichte 
beweifen läßt. Wie der Menfch, wenn wir uns benfelben feiner eige- 
nen Einficht uͤberlaſſen denken, fich zu der Idee eines einzigen höchften 
Weſens erft dann erheben kann, wenn er die innige Verbindung aller 
Dinge, die ihn umgeben, die Einheit der Natur begriffen hat, und der 
Monotheismus daher — in fo fern wir den Urfprung der menfchlichen 
Anfichten über die Gottheit nicht in der Offenbarung fuchen — immer 
als eine höhere Stufe : der geifligen Entwidlung zu betrachten ift, 
zu der man fih nur allmälig in dem Maße erhoben, als man den 
Zufammenhang der einzelnen Raturerfcheinungen eingefehen und end- 
lich das Weltall als ein Ganzes erfannt hat: fo ift Die despotiſche 
Staatsordnung des Orients, welche allen übrigen vorangegangen fein 
fol, wie jede menſchliche Staatöform nicht einmal als Begriff zu faflen, 
wenn wir ung nicht das Beftehen großer Staaten als vorhergegan- 
gene Thatſache denken. | 

Run tft aber jeder große Staat immer das Reſultat einer langen 
gefehichtlihen Enwicklung, durch welche Die Bereinigung. Fleinerer Ge- 
meinfchaften zu einem Ganzen allındlig vermittelt wurde; woraus fich 
ergibt, daß auch, info fern und die Gefchichte überall zur despotiſchen 
Form zurüdführen würde *), wir doch überall nothwendig das Beftehen 


) Dies iſt nicht der Fall. Unſere Kenntniſſe über bie Geſchichte des jüdifchen 
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anderer Verhaͤltniſſe, welche den uns durch die Gefchichte bekannt ge- 
wordenen vorausgegangen find, annehmen müffen. Wollen wir Ddiefe 
Verhaͤltniſſe nad) dem uns durch die Gefchichte befannt gewordenen 
Entwidlungsgang beurtheilen und annehmen, daß die Alteften großen 
Staaten des Orients auf eine ähnliche Art wie jene der antiken Welt 
und der Neuzeit entftanden feien, fo ift voraudzufeben, Daß jenen des⸗ 
potifchen Staatsordnungen, von welchen uns bie Ältefte Geſchichte be- 
richtet, Zuftänbe vorausgegangen find, wie fie uns Homer in Grie- 
chenland fchilbert, und wie wir fie bei den germanifchen Volksftämmen 
im Beginn der neueren Gefchichte finden; es ift mir aber unbegreiflich, 
wie man im Königthum, wie wir e8 aus ber Odyſſee kennen lernen, 
und überhaupt in der königlichen Gewalt, welche den Republifen des 
Alterthums vorausgegangen ift und durch viele Schriftfteller des Al- 
tertbums als die Altefte der Staatseinrichtungen bezeichnet wird, oder 
wie man in der altgermanifchen Stamm- und Heerverfaffung, welche 
uns Tacitus fchildert, das Analogon der bespotifchen Staatsordnung 
des Drientd finden fann, auch vermag ich nicht zu verftehen, worin 
von der erften Ausbreitung und Feftfegung der Germanen in Europa 
bis zur Begründung der Lehnsverfaffung der Fortichritt von der Herr- 
fchaft Einzelner zu der der Vielen beftanvden haben foll, da es ſich Doch 
geſchichtlich nachmeifen läßt, daß jene Herrichaft,-weldhe das altgerma- 
nifche Königthum ausgeübt, fich weder auf fo Viele ausgedehnt habe, 
wie fpäter jene einzelner Reichsvaſallen, noch felbft in dent Fleineren 
Kreiſe, auf den fie fich erftredt, intenfio größer. gemwefen fei. 

Aus der Geſchichte jeher Epochen, welche Gervinus. zum Beweiſe 


Bolfes reichen bei viel größerer Ausführlichkeit wenigftens eben fo. weit zurüd ale 
jene über andere Völker, und doch ift eben in der älteften Gefchichte dieſes Volkes 
feine Spur einer bespotifchen Staatsordnung zu finden. Eben ſo wenig Fann bie 
Briefterherrfchaft wie fle in Aegypten beftand, als die abfolute Gewalt eines Einzel 
nen bezeichnet werben, und Dasjenige, was Herodot III, SO—87 über bie, Art, 
in welcher die despotiſche Staatsordnung in Perſien entſtanden ift, erzählt, beweift 
— troß ber offenbar griechifchen Einkleivung — wenigftens fo viel, daß auch bie 
Staatseinrichtungen Perfiens nicht als die urfprünglichen Verhältniffe, mit welchen 
. die Staatsbildung in jenen Ländern begonnen hat, zu betrachten feien, 
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ſeiner Anſicht anführt, läßt ſich eben fo gut das Gegentheil heraus⸗ 
finden, ja bei der Geſchichte der Neuzeit iſt dies entſchieden der Fall, 
da von dem Augenblick, wo bei den germaniſchen Völkern, wie ung 
Tacitus berichtet, Alle zur Enfcheidung wichtiger Angelegenheiten zuge- 
zogen wurden, ja felbft von den politifhen Einrichtungen, welche wir 
zur Zeit Karls des Großen finden, durch die Lehnsverfaflung bis zum 
Beginne des 18. Jahrhunderts in allen Staaten, weldye durch Die 
germanifchen Voͤlker begründet wurden, gerade der entgegengefehte Gang, 
dv. h. ein Fortfchritt der Freiheit und Macht, von den Bielen zu den 
Wenigen und Einzelnen wahrzunehmen ift. 

Zwar geht Gervinus, um diefen Einwürfen zu begegnen, von 
der Anfiht aus, daß die Tyrannis in Griechenland und die Abfolutie 
in der neueren Zeit blos als das Mittel zu betrachten fei, Durch welches 
der Uebergang der Herrfchaft von der Ariftofratie zur Demokratie ver- 
mittelt wird, wenn wir died aber auch für Griechenland zugeben woll- 
ten — obwohl dies nicht füglich geichehen kann, da ja doch wenigftens 
für die dorifchen Staaten eine Ausnahme gemacht werden müßte und. 
eine Tyrannis, welche zwei Jahrhunderte gedauert, doch nicht blos als 
Uebergang zu einer Demokratie betrachtet werden Tann, die fic nicht 
einmal fo lange erhalten — doch wenn wir, wie gejagt, in der grie- 
chifchen Tyrannis auch durchaus nur die Propylaͤen der griechifchen 
Demofratie fehen wollten, wie kann diefe Anficht mit der Gefchichte Roms 
in Einklang gebradyt werden? 

Man bat über die fieben Könige Roms die verſchiedenſten An⸗ 
ſichten aufgeſtellt; man hat ſogar ihre Exiſtenz gelaͤugnet, und dieſelben 
blos als mythiſche Perſonen betrachtet; daß ihre Macht uͤbrigens keine des⸗ 
potiſche war, und daß daher durch die Begruͤndung der Republik — wenn 
wir hierin auch blos den Sieg der Ariſtokratie über ein unpopulaͤres König- 
thum fehen wollen — nicht eine despotifche Macht von dem Einzelnen 
auf die Mehreren übertragen worden ſei, ift eben fo gewiß, als daß 
bie römifche Demokratie, um fi) der Ariftofratie gegenüber geltend zu 
machen, nicht der Tyrannis beburft habe, daß ihr vielmehr dieſe erft 
gefolgt fei, fo daß wir hier, wennfchon eine Staatsform blos als 
Mebergangsftufe zu einer anderen betrachtet werden foll, eher bie 
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Demokratie als jene annehmen müflen, die mit ihrer kurzen Dauer 
blos der Despotie als Einleitung gedient hat. 

Die Gefchichte der Neuzeit kann aber darum nicht als Beleg dieſes 
Sates angeführt werden, weil fie nicht als abgefchloffenes Ganzes 
vor und liegt und man in Hinficht der Frage, zu welchen Endreſul⸗ 
taten die abfolute Monarchie führen werde, Die wir für den Augenblid, 
in den meiften Staaten wenigftens, als das Ergebniß ber politifchen 
Entwidlung der neueren Zeit anerfennen müffen, Wünfche, ja Hoff- 
nungen haben fann, aber durchaus Feine Thatfachen anzuführen ver: 
mag, nach welchen fich diefelbe mit Sicherheit entſcheiden Tieße. 

So wenig fi in der Geſchichte der Menfchheit im Allgemeinen 
ein regelmäßiger Fortſchritt von der bürgerlichen Breiheit der Einzelnen 
zu der der Mehreren und Bielen nachweifen läßt, da ja jene despoti⸗ 
ſchen Staatsorbnungen, von denen die Menfchheit zu den auf Skla⸗ 
verei und ‚Leibeigenfchaft gegründten Staaten des Alterthums und 
Mittelalters vorgefchritten fein fol, in denſelben Orten größtentheils 
auch noch jegt beftehen, und überhaupt ariftofratifhe, demokratiſche, 
deöpotifche und monarchiſche Staaten faft immer gleichzeitig beftanden 
haben, ebenfo ift kaum ein einzelner Staat zu finden, aus befien Ge- 
fchichte fich dieſer Fortfchritt, ohne den Thatfachen Gewalt anzuthun, 
beweiſen ließe. 

Alle politifche Gefchichte zeigt uns eine Menge Veränderungen, die 
aber nach feinem Geſetz in eine beftimmte Reihe gebracht werben Fön- 
nen. Wie die Staatögewalt oft von Einem auf Alle übergeht, fo 
gefchieht manchmal das Gegentheil, und was zu feiner Entwicklung in 
einem Fall mehrerer Sahrhunderte bedurfte, entfteht in anderen plößlich. 
Kaum ift eine Form der Staatseinrichtungen denkbar, die nicht ſchon 
praftifch verfucht worden wäre, jede kann als Mebergangsftufe zu 
welcher andern immer betrachtet werben, da ung ja die Gefchichte in den 
meiften Fällen den Beweis liefert, daß fie fchon ein mal dazu gedient 
hat. — Wer den Fortfchritt der Menfchheit nach den politifchen Einrich- 
tungen verfchiedener Epochen beurtheilen will, muß an demſelben endlich 
verzweifeln. Es ift allerbings eine Bewegung im Kreife, Die. ung hier 
entgegen tritt, ein vaftlofes Hin- und Herſchwanken, den Oscillationen des 
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Berpendifels vergleichbar. Folgt aber wohl hieraus ; daß e8 überhaupt 
feinen Fortſchritt gebe? 

Betrachtet euch einmal eine Uhr. Es ift Das. Geräufh und Die 
Schwingungen des Perpendikels, die unfere Aufmerkfamfeit zuerft: auf 
fich ziehen. Viele Reifende erzählen und von dem . Staunen, weldes 
der Anbli des Schiffschronometer8 bei Wilden, die in diefer Bewegung 
ein Leben zu ſehen glauben, immer hervorbringt; und Jeder, der den 
Gebrauch einer Uhr nicht fennt, wird gewiß lange Teine andere Be- 
wegung an ihr wahrnehmen. Se länger er ihren Gang betrachtet, 
defto mehr wird er fish gelangweilt fühlen, deſto weniger wird er bie 
Abficht des Meifters begreifen können, der mit.fo großer Kunft ein 
Inftrument zufammengefegt, wo fo viele Räder in einander greifen, 
um etwas Geräufch und eine ganz nutzloſe Bewegung hervorzubringen. 
— Ganz fo geht e8 uns mit der Weltgefchichte. Es ift das Geraͤuſch, 
bie raftlofe Bewegung politifcher Ereigniffe, die unfere Aufmerkſamkeit 
vor Allem auf fich zieht, und Jeder, der nichts als dieſes fieht, wird 
fihh von dem unerquidlihen Schaufpiel diefer ewigen Schwanfungen 
zwiſchen zwei Ertremen angeefelt fühlen. So wenig. aber die eigentliche 
Bewegung der Uhr in den Schwingungen des Perpendifels zu ſuchen 
ift, diefe vielmehr blos als Mittel zu betrachten find, durch welche der 
Zeiger, wenn auch kaum bemerkbar, immer vorwärts gefihoben wird, 
eben fo wenig ift der Fortfchritt, den wir in der Gefchichte der Menſch⸗ 
heit beobachten können, in den großen Oscillationen zu fuchen, in wel- 
chen ein einzelnes Volk oder Die ganze Menfchheit zwiichen entgegenge- 
ſetzten Staatsformen herumgeworfen wir. 

Troß diefer Schwanfungen, trotz der enigegengefehten Bewegungen 
auf dem Gebiete. des Staatslebens hat die Herrfchaft des Menfchen 
über die materielle Natur, es hat die Zahl. Derjenigen, die an der Bil- 
dung’ Theil nehmen, und das Gefühl der Würde des Menfchen immer 
zugenommen, und_eben diefes ift es, worin wir ben Maßftab ber Geftt- 
tung fuchen müffen. 

Es ergibt ſich hieraus, daß das Geſetz der menſchlichen Entwid- 
fung in dem allmäligen Fortſchritt in der Gefittung zu fuchen ſei. 

Die Beobachtung einer langen Reihe fi conftant gleichbleibender 
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Thatfachen hat und zur Erkenntniß diefes Geſetzes geführt. Es ift derſelbe 
Weg, auf dem die Wiflenfshaft ale und bis jetzt befannten Natur 
gefege gefunden, und daher kann die Eriftenz desfelben nur dann ver: 
nünftig in Zweifel gezogen werden, wenn man und Ihatfachen zeigt, 
welche mit diefem Geſetz im Widerfpruch ftehen. 

Welche Wichtigkeit die klare Erkenntniß dieſes Geſetzes für das 
praktiſche Leben haben müſſe, laͤßt ſich leicht ermeſſen. 

Wie von dem Augenblicke, als man ſich von der Bewegung unſe⸗ 
rer Erde überzeugt, die Möglichkeit, ja die Nothwendigkeit gegeben 
mar, auch die Richtung. diefer Bewegung zu erkennen, fo wird, ja fo 
muß, wenn man einmal die Thatfache des Kortichrittes erkannt hat, auch 
die Richtung dieſes Fortſchrittes mit der größten Sicherheit beftinmt 
werben Fönnen. Nur die Theorie der Stagnation muß uns in ewiger 
Ungewißheit erhalten. 


Brittes Bapitel. 


Geſetze des Fortſchrittes. 


Die Geſchichte der Menſchheit hat mit jener der Erde nicht nur 
Das gemeinfam, daß wir in beiden eine immerwährende Umgeftaltung, 
eine fortgefegte Entwidlung zu immer vollfommeneren Organismen 
finden; aud) in der Art, auf welche diefe Umgeftaltung vor ſich geht, 
ift zwifchen beiden eine gewiſſe Analogie. 

Wie uns die Erdoberfläche deutliche Spuren großer Revolutionen 
zeigt, durch welche ihre Geftalt verändert worben ift, wie es hier Epo⸗ 
chen gegeben hat, in weichen in Folge einer Iangen Reihe von Erfehüt- 
terungen riefenhafte Gebirgsfetten hervorgetreten find, Meere ihre Lage 
verändert haben und eine Menge neuer Organismen der Thier- und 
Pflanzenwelt entftanden, andere zu Grunde gegangen find; das Werk 
ber Umgeftaltung aber nicht auf diefe Epochen gewaltfamen Umſturzes 
befchränkt ift, fondern durch eine Reihe kleinerer Raturereignifie, ja durch 
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bie Ihätigfeit ftetig wirkender Naturkraͤfte immer allmälig fortgefebt 
wirb: dasfelbe finden wir auch in der Gefchichte des Menfchengefchleck- 
tes. Außer jenen großen Revofutioneu, durch welche die Geftalt aller 

menſchlichen Berhältniffe auf ein mal verändert wurde, werben alle 
Beziehungen des Dafeins auch durch Fleinere Ereigniffe, ja durch die 
allmälige Entwidlung ber menfchlichen Begriffe und ihre täglichen Be- 
ftrebungen unbemerft aber bedeutend umgeftaltet; und wer zwei Epo- 
hen aufmerkſam vergleichen will, wird finden, daß, wenn der zwifchen 
benjelben liegende Zeitraum auch noch jo ereignißleer zu fein fcheint, 
in den Anfichten und Verhaͤltniſſen, überhaupt in allen Beziehungen 
des menfchlihen Dafeins darum a große Veränderungen vor fich 
gegangen find. 

Auch die Schranfen welche — Geiſte in Hinſicht der Er⸗ 
kenntniß jener Geſetze gezogen ſind, nach welchen dieſe Veraͤnderungen 
auf dem Gebiete der Natur und im Kreiſe der Menſchheit vor ſich 
gehen, find ſich aͤhnlich. 

Durch die Kenntniß gewiſſer allgemeiner Naturgeſetze, durch die 
Beobachtung jener Erſcheinungen, welche die vulkaniſche Kraft erzeugt, 
überhaupt durch eine aufmerkſame Unterſuchung jener Kraͤfte, welche 
bei der allmaͤligen Umgeſtaltung unſerer Erdoberflaͤche thaͤtig find, koͤn⸗ 
nen wir uns auch über die Art, auf welche jene großen Erderſchütte⸗ 
rungen vermuthlic vor ſich gegangen find, Begriffe machen, genau 
läßt fich weder die Zeit noch die Art felbft in Hinficht der Vergangen- 
heit beftiimmen, noch viel weniger aber vorausfehen, welche Geftalt 
unfere Erdoberfläche im Fall einer neuen großen Kataftrophe annehmen 
wird, und fo ift der Kreis unferer Erfenntniß auch dann ein Außerft 
befchränfter, wenn er ſich der Erforfhung jener Geſetze zumendet, nad 
weichen die großen Revolutionen, durch welche alle Verhaͤltniſſe ver 
Menfchen auf ein mal umgeftaltet werden, vor ſich gehen. Auch hier 
find es diefelben Kräfte, die wir bei Heineren Ereignifien beobachtet, 
deren Wirkjamfeit im Großen zum Vorfchein fömmt, doch Die Zeit und 
Ausdehnung, in welcher dies gefchehen wird, ober die Refultate foldher 
Revolutionen liegen außer dem Sreife des Erfennbaren. Unfere Wif- 
fenfchaft beſchraͤnkt ſich in dieſer Hinficht darauf, daß wir aus der 
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Thatfache, daß die Menfchheit mehrere Revolutionen diefer Art erfah- 
ren, auf die Wahrfcheinlichfeit gleich großartiger Ereignifle für die Zu⸗ 
kunft fchließen Fönnen. 

Ein Anderes ift es, wenn wir unfere Aufmerffamfeit der Erfor- 
hung jener Geſetze zuwenden, nach welchen die allmälige Um- 
geftaltung der menfchlichen Verhältniffe, der allmälige Fortſchritt 
in der Gefittung vor fich geht. — Denn wenn wir aud in Folge des 
großen Einfluffes, welchen die Freiheit des Willens auf alle menfchli- 
hen Berhältniffe ausübt, hier niemals jene Regelmäßigfeit finden. fön- 
nen, welche uns bei der Beobachtung der Natur entgegen tritt, wenn 
die Portfchritte der Gefittung daher auch nie mit jener Genauigfeit 
berechnet werden koͤnnen, wie man z. B. den Rüdfchritt, welchen Die 
Kiagarafälle in einem Jahrhundert. gethan und im nädften thun, 
werben, berechnet hat; fo Liegt in der Geſchichte von zwei Jahrtaufen- 
den eine Reihe von Thatfachen vor. und, aus welchen ſich die Geſetze, 
nach welchen jeder uns befannte Fortfehritt erweislich gefchehen ift, mit 
eben der Sicherheit abftrahiren laſſen, mit: welcher wir. aus denſelben 
Thatfachen auf das Dafein eines Fortfchrittes überhaupt. — 
koͤnnen. 

Welche ſind nun dieſe Serher 


Viertes Kapitel. 


Erſtes Geſetz des Fortſchrittes: Jeder Fortſchritt iſt duch 
Berührung verfchiedener Individualitäten bedingt. 


Es ift eine durch die Gefchichte über alle Zweifel geftellte That⸗ 
ſache, daß jeder Fortſchritt immer nur durch den Gegenſatz verſchiedener 
Kraͤfte und Ideen geſchehe. — Es iſt nicht nothwendig, daß zwiſchen 
den ſich entgegen tretenden Kraͤften ein Gleichgewicht beſtehe; ſelbſt auf 
die Richtigkeit jener Ideen, die um die Herrſchaft ringen, koͤmmt es 
nicht an, und wie das Schiff auch bei ſchwachem, ja ſcheinbar entge⸗ 

I. 29 


' 


— 450 — 


gengefegtem Winde vorwärts fegeln kann, fo haben Ideen den Fort⸗ 
fehritt der Menfchheit weſentlich befördert, die man ſpäter als ganz falſch 
erfannt hat. Nur wo feine Gegenfäpe beftehen, hört auch der Fort⸗ 
fchritt auf; das Maß desfelben hängt aber immer von der Ausdehnung 
ab, in welcher dieſe Gegenjäge in einer Geſellſchaft zu finden find. 

Die Gefchichte aller Voͤlker ift ein fortlaufender Beleg der aus⸗ 
geſprochenen Säße. 

Der Fortſchritt Griechenlands ift immer bedeutender als jener Roms 
gewefen. Die Urfache ift aber — wie ih ſchon an einem früheren Drte 
bewiefen zu haben glaube — nicht fo fehr in der höheren Begabung 
des griechifchen Volkes als in dem Reichthum an Gegenfägen zu ſu⸗ 
hen, zwiſchen welchen fich dieſes Volk entwidelt bat. — Da die Reli- 
gion der Griechen eine Religion der Phantafle war, die weder den 
Geiſt nody das Herz jemals vollfommen befriedigen Eonnte, fo war ihr 
Einfluß auf die Gefelihaft auch nie jo groß, daß der Gegenfag, in 
welchen bie philofophifchen Ideen mit der Religion traten, einen allfei- 
tigen Hortfchritt hätte erzeugen koͤnnen ); deſto allgemeiner und kraͤf⸗ 
tiger war ber Gegenfap im Kreife des politifchen Lebens. Hier fand 
er fih in allen Theilen Griechenlands, zwifchen allen Schichten des 
Bolfes, darum Hat fih auch der Fortjchritt auf alle Theile der grie- 
chiſchen Welt erfiredt. In dem Augenblid, wo mit der allgemeinen 
Herrſchaft Roms über Griechenland dieſe Gegenſätze verſchwinden, hört 
audy der Fortſchritt auf, und befchränft fi auf das Gebiet ver Wif- 
fenfchaft, wo durch die Berührung griechifcher, orientalifcher und chriftli- 
cher Begriffe mächtige Gegenfähe entftehen, bis endlich der Sieg des 


.*) Diefer Eigenthümlichkeit der Religion des claſſtiſchen Alterthums, der wir auch 
bie Leichtigfeit, fich fremde Religionsbegriffe zu affimiliren, und bie vielgerühmte Tos 
leranz ber alten Welt zufchreiben muͤſſen, ift es zuzurechnen, daß die Gegenfähe 
auf diefem Gebiete immer fehr matt gewefen find, und die Religion damals nur 
wenig zum Wortfchritt beigetragen hat. Nur Religionen, welche, wie die chriftliche, 
pofitiv genug find, um nicht im Kampfe mit philofoppifchen Ideen in biefelben aufzus 
gehen, und die nicht nur die Phantafle, fondern. ben Geil und das Gemüth erfüllen, 
Tönnen fräftige Gegenſaͤtze hervorrufen, und fo ben Fortſchritt wahrhaft befördern. 











— 451 — 
Chriſtenthums felbft diefe Gegenfäbe und mit. ihnen den Fortfchritt 
auch auf dieſem Gebiete vernichtet hat. 

Auch in Rom ift es eine Reihe von Gegenfägen, denen wir die 
fo lange Epoche immerwährenden %ortichreitens zuzufchreiben haben. 
In Hinfiht feiner aͤußeren VBerhältniffe bat fih Rom erft mit ven 
fleinen Gemeinwefen, bie e8 umgaben, danı mit Italien, Karthago, 
faft mit der ganzen damals befannten Welt im Gegenfab befunden; 
im Inneren -treten ſich Königthum und Patricier, Patricier und Ple⸗ 
bejer, die befigenden Klafien und das Proletariat, Rom und die Pro⸗ 
vinzen, endlich die Republif und das Imperium in fchroffem Gegenfus 
entgegen. Als Rom fi nach 700Ojährigem Kampfe Die ganze Welt 
unterworfen, als mit dem Kaiſerthum die meiften inneren Gegenfäße 
aufgehört, war es auch mit dem Hortfchritt vorüber; der Weg, auf 
dem er gefchehen, warb mit den Pforten des Janustempels unter Au- 
gufins auf immer verichloflen. 

Mit dem Chriftentbum hat die Menfchheit neue Bahnen der Ge- 
fittung eingefchlagen, wenn aber der Fortſchritt im Verlaufe der chrift- 
lichen @ivilifation größer, wenn er allfeitiger gewefen ift, und ſich auf 
einen weit längeren Zeitraum als im Altertum erftredt hat, fo ift Die 
Urſache eben darin zu fuchen, weil es im Berlaufe unferer ganzen Ge- 
fittung nie an mächtigen Gegenfäben gefehlt. hat. | 

Bon dem Augenblid, als das Chriftenthum der heidnifchen Welt 
enigegen trat und der Kampf begonnen hat, in welchem bie alte Be⸗ 
herricherin der Welt der jugendlichen Kraft barbarifcher Völker erlegen 
ift, finden wir im ganzen Verlaufe der chriftlichen Gefittung eine Reihe 
von Gegenfägen, und zwar faft immer gleichzeitig in allen Streifen des 
Lebens, durch welche die Stagnation in jedem berjelben unmoͤglich ger 
gemacht wurde. 

Der Kaifer und der Papft, der Bapft und die allgemeine Kirche, diefe 
und die nationalen Kirchen, der Katholicismus und die Reformation, 
das Königthum und die Ariftofratie, die Ariftofratie und das Bürger 
thum, die Gemeinde und das Individuum, die Idee der Einheit des 
Menfchengefchlechtes oder wenigftens der EChriftenheit und das Streben 


nah Sonderftelung, welches fich bei jedem Volke ebenfo Außert, wie 
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der Idee des Volksthums die Anſprüche des Einzelnen nach voller 
Selbſtſtaͤndigkeit entgegen treten — im Verlaufe der ganzen chriſtlichen 
Civiliſation finden wir dieſe Gegenſätze, und es iſt eine unläugbare 
Thatfache, daß der Bortfchritt immer in dem Verhaͤltniſſe größer war, 
als diefelben fich Fräftiger entgegen traten *). 

Jeder Gegenſatz ift aber nur bann denkbar, wenn ſich —— 
Individualitäten als Träger einzelner Ideen oder Intereſſen entgegen 
ftehen, und hieraus ergibt fi, daß, wenn der Fortſchritt immer nur durch 
den Gegenfag verfchiedener Ideen und Interefien gefchehen kann, jeder 
Fortſchritt nur dann möglich werde, wenn verfchiedene Individua- 
litäten in gegenfeitige Berührungen treten. 

Und fo ift e8 auch. 

Die geiftige Entwidlung des Eingefum hängt immer von den 
Berührungen ab, in weldhe er mit anderen Individuen tritt. Mit fo 
ausgezeichneten Anlagen ihn die Natur auch ausgeftattet haben mag; 
diefe Eönnen ſich, fo lange er vereinzelt Dafteht, nie entwideln, ja auch 
bei dem fchon Gebildeten wird in dem Augenblid, wo er fich ifolirt, 
ein Stilftand, ja ein Rüdfchritt wahrzunehmen fein. Nur wenn er 
in Berührungen mit Anderen tritt, wird fi der Menfch feiner Kräfte 
bewußt, nur hierdurch werden feine Gemüthseigenfchaften in Bewegung 
gebracht, und nur dur das Gemüth Tann der Geift zu fruchtbarer 
TIhätigfeit gebrucht werden. — Die geiftigen Kräfte des Menfchen find 
wie der eleftrifche Funke, der fih aus der galvanifchen Batterie ent- 
widelt, und immer nnr durch die ——— verſchiedener Elemente 
hervorgerufen wird. 

Was wir bei Einzelnen ſehen, findet aber auch bei ganzen Völkern 
ſtatt. Keine Volksindividualitaͤt, wäre fie auch noch fo begabt, kann 


m 








*) Auch der Gegenfab von Intereffen kann, wie uns die Gefchichte Roms und 
Griechenlands zeigt, dem Fortſchritt als Hebel dienen, doch es liegt in der Natur 
der Dinge, daß jeder Kampf ber Intereffen zum endlichen Sieg des einen, und mit der 
Unterbrüdung ber übrigen zum Aufhören der Gegenfäße führen muß; nur Grund» 
fäße, welche die Religion geheiligt, laſſen fich beflegen, aber nie vernichten, ihr Einfluß 
auf ben Fortfchritt muß um fo größer fein, als jene Gegenfäge, welche fie zu befäms 
pfen haben, mächtig find. 
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fih, fo lange fie ifolirt dafteht, zu höherer Gefittung entwiceln, und 
auch ein ſchon höher gefittetes Volk wird von dem Wugenblide auf der 
Bahn der Gefittung ſtill ſtehen oder gar rüdfchreiten, als jene Be- 
rührungen, in welchen e8 mit Anderen fteht, feltener geworden find ober 
gänzlich aufgehört haben. Denn wie bei den Einzelnen, wenn ſie in 
Berührungen treten, die Zahl der Begriffe, die ein Jeder hat, nicht nur da- 
durch vermehrt wird, daß ſich Jeder fremde Begriffe aneignet, fondern auch 
dadurch, Daß durch das Zufammentreffen verfchiedener Begriffe immer 
neue Begriffe erzeugt werben; fo ift das auch bei Völkern der Hal. 
Iſolirte Völker befinden ſich immer auf der nievrigften Stufe der Eultur. 
— Mit den erſten Spuren der Gefittung finden wir aud) die Spuren 
früher beftandener Berührungen. Selbft bei den Sandwicinfulanern 
laſſen ſich dieſe nachweiſen; in Hinficht der in Merico und Peru vor- 
gefundenen Givilifation liegt Die Thatſache außer allem Zweifel, Da 
alte Sagen auf die Einwanderung eined fremden Volkes zurüdführen, 
"und die regelmäßige Einrichtung des Staates, die Religion, der Land⸗ 
bau, überhaupt Alles, worin Merico und Peru im Augenblid ihrer 
Eroberung andere amerifanifche Völker übertroffen haben, duch das 
Volk felbft dieſen Eroberern zugefchrieben ward *). 

Es ift nicht nothwendig, daß jene Berührungen verfchiedenartiger 
Elemente, durch welche jeder Fortfchritt bedingt iſt, direct zwiſchen Volk 
und Bolt ftattfinden. — Wie Zugvögel den Samen mander Pflanzen 
mit fih bringen und auf der Infel; wo fie ſich zu kurzer Raft nieber- 
ließen, die Keime einer fremden Vegetation ausftreuen, fo haben Einzelne 


*) Betrachten wie die über die Anfänge ber Gefittung bei den verfchiebenen 
Völkern beftehenden Sagen, fo finden wir, daß man die Eivilifation überall, wo dies 
felbe nicht von Göttern abgeleitet wird, als durch Fremde eingeführt annimmt. Da 
das Leptere, im Allgemeinen genommen, eben fo unmöglich als das Erftere if, da ja 
boch ein Bolf angenommen werden müßte, welches feine Gefittung allen übrigen mit⸗ 
getheilt, fo fcheint mir eben die Allgemeinheit der Sage, nach weldjer bie Civiliſation 
jeves Bolfes aus der Fremde gekommen fein fol, die Allgemeinheit der Thatfache 
zu beweifen, daß fi bie Spuren der Geflitung bei allen PVölfern nur bis zu dem 
Augenblid verfolgen laſſen, als es mit Fremden in Berührungen getreten, weil bie 
Gefittung eben erft durch diefe Berührungen entflanden ift. 
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oft die Begriffe eines Volkes zu anderen hinuͤber getragen, und die Sage 
hat eine tiefe Bedeutung, nach welcher alle großen Geſetzgeber und 
Denker des Alterthums den größeren Theil ihres Lebens auf Reifen 
zugebracht haben follen. Ohne folche directe oder indirecte Berührung 
ift aber nie ein wirflicher Fortſchritt nachzuweiſen, wie denn auch der 
Fortfchritt da am Tebhafteften war, wo es dieſe Berührungen gewefen 
find. Die Thatfache, daß continentale Völker im Vergleich zu Inſel⸗ 
bewohnern oder folhen, die weite und der Schiffahrt günftige Küften 
befaßen, immer an Gefittung zurüdgeftanden haben, läßt fich ebenfo 
nur aus dem Einfluß erklären, den die Berührung mit anderen Völkern, 
und daher die Leichtigkeit des Verkehrs auf die Gefittung haben muß, 
als man die größeren Fortfchritte, welche Mifchvölfer in der Civiliſa⸗ 
tion gethan, derfelben Urſache zufchreiben muß. Eben weil ſolche Voͤl⸗ 
fer -aus verfchlevenen Elementen zufammengefeßt find, und daher bie 
Berührungen verfchiedener Indivinualitäten hier am häufigften find, 
müffen bie Fortſchritte in der Geftttung hier lebhafter als bei Völkern 
eines Stammes fein. | 

Alles, wodurch die Berührungen verfchiedener Individualitaͤten 
feltener werben oder ganz aufhören, muß daher auch zu einem Still 
ftand oder Rüdfchreiten in der Geſittung führen. 

Die Folgen jever volllommenen Abfchließung find befannt, der 
Name China ift in dieſer Hinſicht fprüchwörtlich geworden, und 
alle Gefebgeber, Priefter und Regenten, die nach einer unveränderten 
Erhaltung des Beftehenden geftrebt, haben immer jede Berührung mit 
allem Fremden zu verhindern gefucht; eben weil fie davon überzeugt 
waren, baß die unveränderte Erhaltung des Beſtehenden (und das ift 
ja eben die Stagnation) nur dann möglidy fei, wenn man jede Berüh— 
rung mit frembartigen Elementen zu verhindern vermag. Der aner: 
fannt nachtheilige Einfluß, welchen despotifche Staatsformen auf den 
Hortfchritt ausüben, ift großentheils diefen Urfachen zuzuſchreiben. — 
Nur weil eine despotifhe Staatsform das Beftehen freier Individua⸗ 
fitäten unmöglid) macht, weil die Despotie jede individuelle Befonder- 
heit zu verwifchen und ſich gegen die Urfachen fremder Einflüfle zu 
fihern fucht, darum ift fie dem Fortfchritt hinderlich. Wo die abfolute 
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Gewalt eines Einzigen, entweber weil fie räumlich zu fehr begränzt 
war, oder aus anderen Urfachen *) das Beftehen fcharf ausgeprägter 
Individualitäten und die Berührungen zwifchen benfelben nicht zu ver- 
hindern vermocht, da ift durch biefelbe auch der Fortfchritt nicht unter- 
brochen worden, und wir finden 3. B. (um nur Wölfer verwandten 
Stammes und derfelben Zeit zu erwähnen) in Sicilien, troß ber Ty⸗ 
rannenherrſchaft, lebhaftere Fortſchritte ald in Sparta, weil die Herr- 
fchaft der Einzelnen dort Fürzer gedauert und fich auf ein engeres Ge⸗ 
biet befchränft hat, als daß ihr die Vernichtung der individuellen Bes 
fonderheiten auch im Kreife der einzelnen Staaten hätte gelingen oder 
die Abfonderung von fremden Staaten auch nur hätte angeftrebt werden 


können, während in Sparta durch den Einfluß der Lykurgiſchen Geſetz⸗ 


gebung Beides wenigftens in einem viel höheren Maße erreicht ward 
als in irgend einem Staate Griechenlands. 

Auch die Thaifache, die man gewöhnlich gegen den unbegrängten 
Fortfchritt anzuführen pflegt, und aufdie man in unferem Jahrhundert des 
MWeltfchmerzes mit befonderer Vorliebe immer wieder zurüdfömmt, daß jeve 
Givilifation, eben wenn fie ihren höchften Bunft erreicht hat, wieder Rüd- 
fehritte macht, die mit der Höhe, welche fie erreicht, inı Verhältniß zu ſte⸗ 
ben fcheinen, beweift nur dasfelbe; denn wenn irgend ein Volk fih alle 
übrigen, mit weldyen es früher in Berührung geftanden, unterworfen 
und ihnen feine Sprache, Religion, Sitten und Geſetze aufgedrungen 
hat, oder wenn eine Givilifation ſich almälig über alle Völker, zwifchen 
welchen gegenfeitige Berührungen beftehen, ausgebreitet hat, fo daß bie 
Eigenthümlichkeiten verfelben einer Allen gemeinfamen Cultur Pla 
gemacht haben, wie Dies 3. B. durch die Herrihaft Roms und bie 


*) Obwohl die despotifche Gewalt in Fleineren Staaten für den Einzelnen im⸗ 
mer am brüdenpften ift, fo ift das Beſtehen verfelben doch in folchen für den Fort⸗ 
fehritt niemals fo verberblih als in größeren, weil in kleineren Staaten eine Ab- 
fhließung gegen jede Berührung mit fremden Staaten nicht auszuführen iſt; doch 
eben dieſe Thatfache beweift ung, daß es nicht die Größe bes Drudes, fondern das 
Aufheben der Berührungen verſchiedener Elemente fei, Durch welche der Despotismus 
zur Stagnation führt. 
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allgemeine Verbreitung griechiſcher Cultur Eur vor dem Auftreten 
des Chriftenthums der Fal*): fo muß ber Kortfchritt aufhören, nicht 
darum weil die Givilifation eine Höhe erreicht, die zu überfchreiten dem 
Menfchen nicht gegeben ift, fondern darum weil mit dem Nivellement 
aller Claſſen und Nationalitäten auch die Bedingungen des Fortſchrittes 
zerftört find. 

Ob wir unfere Aufmerkfamfeit den Epochen des Fortfchrittes oder 
der Stagnation zuwenden, überall wird uns der Einfluß Kar, welchen 
die Berührung verfchiedener Individualitaͤten auf den Fortſchritt aus⸗ 
übt, auf beiden Wegen fommen wir zu derfelben Meberzeugung, Daß 
jeder Fortfchritt Das Ergebniß des Gegenſatzes verſchiede— 
ner Kräfte und Intereffen, oder was dasſelbe ift, ein Er- 
gebniß der ‚Perährnngen felbftftändiger Indivipualitäten 
fet. 

Und dies ift. das erfte Geſetz, das ſich uns bei einer gründlichen 
Unterfuchung der Culturgefchichte ganzer Wölfer oder Epochen zu er- 
fennen gibt. 





*) Da in allen Staaten des Alterthums das Individuum dem Staate vollfom- 
men unterivorfen war, fo mußte in bem Augenblick, als ein Staat alle übrigen unter» 
jocht, und dadurch die ihm entgegengefeßten. Richtungen vernichtet hatte, auch jeber 
Fortſchritt unmöglich werden. ine Civiliſation, wo man das Recht des Indivi⸗ 
duums auch dem Staate gegenüber anerkannt, ift frei von diefer Gefahr, denn wenn 
wir uns auch alle Völker zu einem einzigen Staate vereinigt denken wollten, fo 
würden, fo lange man die Individualität der Einzelnen, der Familien und Hleinerer 
Gemeinfchaften, die der Staat in ſich vereinigt, achtet, doch immer noch unzählige 
Gegenfäte der Anſichten und Intereſſen fortbeſtehen, durch welche der Fortſchritt moͤg⸗ 
lich wird. 
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Fünftes Rapitel. 


. Zweites Geſetz des Fortſchrittes: Die Richtung des Fortfchrittes 
wird immer durch die herrſchenden Begriffe beftimmt. 


E8 Tiegt in der Natur des Menfhen, daß er immer 
nach etwas ftreben muß, die Richtung jedes Strebens wird 
aber durch feine Begriffe über Dasjenige, was er für wahr, 
recht und zuträglich hält, beftinmt. 

Was für den Einzelnen gilt, gilt auch für Völker, ja für bie 
ganze Menfchheit. 

Die Weltgefchichte ift nichts als das fortgefegte Streben, gewiſſe 
Begriffe zu verwirklichen. 

Da nun die Richtung, in der man vorwärts fchreitet, immer von 
ber Richtung unferer Beftrebungen abhängt, fo müflen bie herrichenden 
Begriffe jeder Zeit auch auf die Richtung, in welcher der Fortſchritt 
geichieht, einen entfcheidenden Einfluß ausüben. 

Es ift unmöglich, den Menfchen als ein vernünftiges und mit 
einem freien Willen begabtes Wefen zu betrachten, ohne die Richtigkeit 
diefer Säde anzuerkennen, die ganze Entwidlungsgefchichte der Menſch⸗ 
heit ift ein Beweis dafür. 

Der Einfluß welchen die Religion auf den Fortfchritt, und befon- - 
ders auf die Richtung, in weldyer derfelbe gefchieht, ausübt, wird durch 
Niemanden geläugnet werden. So große Wichtigkeit man auch der 
nationalen Verfchiedenheit beilegen mag, fo ift doch der Einfluß welchen 
die Religion auf den Fortfehritt ausübt, unläugbar größer, und man 
braucht blos feine Aufmerffamkleit dem Islam und Chriftenthum, und 
im Kreiſe des letzteren den einzelnen Eonfefllonen zuzuwenden, um ſich 
zu überzeugen, daß auch Völker der verfchtedenften Nationalität unter 
dem Einfluß einer gemeinfamen Religion ganz diefelbe Richtung in 
ihrer Entwidlung befolgen. Jede Religion — in fo fern fie nicht zu 
einem gehaltlofen Formweſen herabgefunfen — ift aber immer bie 
Duelle oder das Refultat der herrfchenden Begriffe des Bolfed, und - 
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nur in ſo fern ſie dieſes iſt, in ſo fern ſie alle herrſchenden Begriffe in 
ihren Kreis aufgenommen, kann ſie auf die Richtung des Fortſchrittes 
einen Einfluß ausüben. In dem Augenblick wo Begriffe zur Herr⸗ 
ſchaft kommen, welche mit den durch die Religion aufgeſtellten im 
Widerſpruch oder mit der Religion in gar keiner Beziehung ſte⸗ 
ben, ift auch der unbebingte Einfluß, welchen diefe auf die Richtung 
bes Fortfchritted ausübt, vorüber, ja die herrichenden Begriffe der Zeit 
werden ihren Einfluß au auf die Religion ausüben, und entweder 
zur Aufftelung einer neuen Religion führen, oder wenigftens die Grund- 
fäße der beftehenden umgeftalten. Auch hängt ja der Einfluß, welchen 
bie Religion auf alle Berhältniffe des Lebens und durch fie auf ben 
Fortſchritt ausübt, nicht fo fehr von Dem ab, was fie in jevem einzel- 
nen Falle zu thun befiehlt, als vielmehr von den Begriffen, welche durch 
biefelbe zur Herrfchaft gelangen. — Es fei mir erlaubt, beifpielsweife 
hier blos eine Thatſache zu erwähnen, die Allen befannt ift. 

Es kann durch Niemand vorurtheildfrei geläugnet werben, daß 
durch die Reformation ber Kreis der weltlichen Gewalt im erfien Au- 
genblict erweitert wurde. So oft Luther den herrfchenden Clafien auch 
Milde gegen ihren Untergebenen geprebigt, fo hat er doch dieſen in 
Allem, was nicht direct gegen Gottes Gebot geht, den unbedingteften 
Gehorſam eingefhärft. Nie hat man über die unbefchränfte Gewalt 
der Fürften fühnere Behauptungen aufgeftellt, nie hat man die volls 
fommenfte Rechtlofigfeit des Volkes in allen ftaatlihen Beziehungen 
mit folcher Heftigfeit zu beweiſen gefucht, als dies proteftantifche Theo- 
(ogen im 16. und 17. Jahrhundert gethan. Alles was Bellarmin für 
die Unfehlbarfeit des Papftes gejprochen nnd gefchrieben, bleibt weit 
hinter Dem zuräd, was damals für die Rechte des Koͤnigthums in 
England vorgebracht wurde. — Während Derfelben Zeit wurbe von 
Seite Fatholifcher Theologen nädhft der Suprematie des Papftihums 
pas Prinzip des Volfsfonverainetät, und in Hinficht.der Beziehungen 
zwifchen Fürſt und Volk die Fühnften Behauptungen aufgeftellt *). 


) Um nicht zu mweitläufig zu werden, müflen wir ben Befer auf L. Ranke's herr: 
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Wenn man die Jeſuiten als die Vertreter des Katholicismus, als Die⸗ 
jenigen betrachten. will, die an den Grundſätzen dieſer Kirche mit der 
größten Zähheit feftgehalten — wie dies wenigftend von Jenen, Die 
gegen den Katholicismus feindlich aufgetreten, immer geſchieht —: fo 
muß man zugeben daß die Grundſätze, welche diefe Kirche aufgeftellt, 
der bürgerlichen Freiheit des Volkes um Vieles günftiger waren als 
jene, welche Luther und Die proteftantifchen Theologen verfündet, wenig. 
ftens Fann die Lehre, daß die weltliche Gewalt der geiftlichen unter- 
worfen, oder dieſe wenigftend von jener ganz unabhängig fein müfle, 
nicht als der abfoluten Gewalt des Zürftenihums förderlich betrachtet 
werden, wie e8 denn zur Zeit ber Reformation, wo es bie Gewinnung 
der Sympathien mächtiger Fürftengefchlechter galt, dem Katholicismus 
oftmals vorgeworfen ward, daß er die Unterthanen gegen ihre Fürften 
ungehorfam mache und zur Rebellion führe. — Und doch iſt e8, wenn wir 
den Einfluß betrachten, welchen beide Confeſſionen im Verlaufe von drei 
Sahrhunderten auf die Einrichtungen des Stantes hervorgebracht haben, 
eine unläugbare Thatſache, daß ein großer Theil jener Staaten, in 
weichen das Werk der Reformation damals vollbracht wurde, fich zu 
einem bedeutenden Grade bürgerlicher Freiheit erhoben hat, während 
wir faft alle Fatholifchen Völker mit wenigen Wisnahmen unter der 
Regierung abfoluter Fürften finden, und die weltliche Macht bei ugeh- 
teren berfelben felbft in geiftlichen Dingen praktijdy einen größeren Ein- 
fluß ausübt, als dieſes in proteftantifchen Ländern der Fall iſt. Diefes 
wirb aber nur dann erflärlich, wenn wir bedenken daß durch den Pro⸗ 
teftantismus das Prinzip der freien Forſchung, durch den Katho- 
licismus — befonders feit er mit jenem in Gegenfaß getreten — das 
ber Autorität zur Herrſchaft gefommen fei, und Daß Die entge- 
gengefeßte Richtung, in welcher proteftantifche und Fatholiiche Länder 
ſeitdem fortgefchritten, eben in dem Gegenſatz diefer Begriffe zu fürs 
chen fei. 





liches Werk: ß Die römifchen Päpfte im 16. und 17. Jahrhundert“ verweifen, 
wo im 6. Buch, Bd. 2, ©. 179 das hierauf Bezügliche meifterhaft zufammenges 
ftellt ift. | 


| 


=. 
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Da, wo Die Reformation die herrfhenden Begriffe nicht umzuge- 
ftalten vermocht, iſt durch diefelbe auch die Richtung, in der man ſich 
früher bewegt, nicht verändert worden, und wir fehen, daß durch Die 
Lehre von der Erlöfung blos durch den Glauben ohne Werke, über 
die man ſich dogmatifch fo viel herumgeftritten, im praftifchen Leben 
feine Gegenfäge zwifchen den Völkern, welche der Fatholifchen, und jenen, 
welche der proteftantifchen Kirche angehören, entftanden find. — Eben fo 
wenig wie im Kreife Der Fatholifchen Kirche, obwol Diefelbe an all ihren 
Lehren prinzipiell fefthielt, heutzutage jene Misbräuche der Ablaßprebigt, 
die man fi) im 15. und 16. Jahrhundert zu Schulden Fommen ließ — 
und die ſchon damals mit den Begriffen der Mehrheit im Gegenfahe 
ftanden — möglich wiren, eben fo wenig Tann man der Reformation 
vorwerfen, daß durch Diefelbe die Zahl der hriftlichen Werke abgenom- 
men habe, und proteftantifche Länder ftehen weder in Hinficht der 
Sorge für Arme noch in ihrem Befehrungseifer, ja nicht einmal in 
Hinfiht der Pracht und des Aufwandes, mit dem fie ihre Gotteshäufer 
erbauen, hinter jenen zurüd, wo der Katholicismus am fefteften fteht. 

Jener Einfluß, welchen die Religion auf die Richtung des Fort⸗ 
ſchrittes ausübt, ift nichts als der Einfluß der Begriffe, welche durch 
die Religion zur Herrfchaft gefommen find, nur wenn fich diefe um- 
gefalten, Tann auch die Richtung des Fortfchrittes verändert werben; 
denn wie Dasjenige, was auf dem Gebiete des. Denkens vollbracht ift, 
immer auch auf dem Gebiete des Lebens zum Vorſchein kommen muß, 
fo Eann jede dußere Erfcheinung nur in fo fern dauernde Refultate 
hervorbringen, als fie ann auf die Begriffe der Menfchen umgeftaltend 
eingewirft hat. 

Oder find nicht die feheinbar größten Ereigniſſe vorüber gegangen, 
ohne daß durch biefelben die Richtung des Fortfchrittes auch mur im 
mindeften. verändert worden wäre? Die zeritörende Macht des Er- 
oberer mag die Welt mit Trümmern bedeckt und durch die Verwir⸗ 
rung, die fie erzeugt, den Entwidlungsgang der Menfchheit für eine 
furze Zeit aufgehalten haben: die Richtung desfelben zu verändern ver- 
mag fie eben fo wenig, als bie Unterjochung eines gefitteten Volles, 








die es befolgt, verändern Tann, wenn das Volk, gegen welches es feine 
Selbftftändigkeit verloren, auf einer zu tiefen Stufe der Gefittung fteht, 
um auf feine Begriffe einen umgeftaltenden Einfluß auszuüben. 

Die Geſchichte des Papſtthums und Kaiferthums im Verlaufe des 
Mittelalters Tann uns hierfür einen anderen Beweis liefern. Jenes 
ift von den Fleinften Anfängen, mit rein geiftlihen Mitteln ausgerüftet, 
in einem Zeitalter materieller Gewalt zur höchſten Macht gelangt, die- 
ſes ift trog aller Macht, mit der e8 unter Karl dem Großen, unter 
den Dttonen und Hohenftaufen aufgetreten, faft zu einem bloßen Na⸗ 
men herabgefunfen. Wie follen wir ung dies erflären? Aus der In- 
bividualität der Kaifer und Paͤpſte? Es Kat weder dem Kaiſerthum 
an großen, noch dem Papſtthum an unwürbigen Vertretern gefehlt; 
dieſes ift im Verlaufe des Mittelalters öfters in die größte Erniedrigung 
und Abhängigkeit verfunfen, und doch hat dasſelbe endlich alle feine 
Gegner und Hinderniffe überwunden, und hat ſich allbeherrichend über 
alle Völfer des weftlihen Chriftentbums mit einer Macht erhoben, wie 
fie Fein Fürftengefchlecht je durch fo lange Zeit ausgeübt. 

Die Urfache liegt darin, daß die Suprematie ber chriftlichen Ge- ° 
walt den herrfchenden Begriffen des Mittelalters ebenfo entfprach, wie 
die Begründung einer abfoluten Staatsgewalt im Sinne des römtfchen 
Imperiums, wie fie Die deutſchen Kaifer angeftrebt, mit diefen Begrif- 
fen in Gegenfag ftanden, und daher mußte im Verlaufe des Mit- 
telalters jeder Fortfchritt Immer zur Vermehrung ber päpftlichen Ge- 
walt führen, fo lange in den herrfchenden Begriffen über das Ber- 
hältniß der geiftlihen und weltlihen Gewalt Feine Umgeftaltung ein- 
trat. Zr 

Wir Fönnten viele analoge Erfcheinungen anführen. So weit uns 
bie Gefchichte befannt ift, tritt uns überall bie Thatfache entgegen, daß 
bie Richtung, in der einzelne Völker fortgefchritien, öfters verändert 
wurde, doch nur wenn früher eine entiprechende Veränderung in den 
herrſchenden Begriffen vor ſich gegangen ift; woraus wir zu ber Ue- 
berzeugung geführt werden, daß Die Richtung des Fortſchrittes 
immer durch die herrfchenden Begriffe beſtimmt werde. 


Und dies iſt das zweite Geſetz des Fortſchrittes, welches fih aus 
den Thatfachen, die uns die Gefchichte gibt, abftrahiren läßt. 


Bechstes Rapitel. 


Drittes Geſetz des Fortfchrittes: Das Maß des Fortichrittes 
hängt von den Bedürfniffen ab. 


Was man auch über die Unruhe der Menfchen, über die Wan- 
velbarfeit ihrer Wünfche und Anfichten, und das Bebürfniß, ihre Lage 
immer wieder zu verändern, bie wir als bie Bedingungen des Fortſchrittes, 
aber auch zugleich als die Duelle aller Unzufriedenheit betrachten müf- 
fen, vorbringen mag, es bleibt darum nicht weniger gewiß, daß dem 
Menſchen von Natur auch ein gewiſſes Beharrungsvermögen eigen fei, 
eine Zrägheit, wonach er feine Stellung nie ohne dazu gezwungen zu 
fein verändert. 

Was das Gefeh der Schwere in der materiellen Welt ift, das ift 
bei allen menfchlichen Beziehungen dieſes Beharrungsvermögen. — Jede 
Bewegung Fann hier wie dort nur durdy einen Impuls erflärt werben, 
und diefer Impuls, Durch ‘welchen wir ung jede Bewegung, jeden Fort- 
Ihritt des Menſchen erklären müffen, ift das Bebürfniß. 

Eben weil nur durch die Berührungen verfchiedener Individuali⸗ 
täten, dur den Austauſch und die Wechſelwirkung verfchiedener Be⸗ 
griffe neue Bedürfniſſe entftehen, Darum ift jeder Hortfchritt von dem 
Beſtehen und ver Lebhaftigfeit diefer Berührungen bedingt, und bie 
Richtung deöfelben muß eben darum von den Begriffen abhängen, weil 
es ja die Begriffe find, durch welche alle jene Bebürfniffe — die nicht 
im ftrengften Sinn auf die Befriedigung unferer thierifchen Triebe ge- 
richtet find — erft allmälig entftehen; und wenn Bölfer auf einer ganz 
niederen Stufe der Geftttung und ohne fremde Berührungen Jahrhun- 
derte lang in benfelben Zuſtaͤnden verharren, während der Fortfchritr 
bei anderen um fo lebhafter ift, als fle einen hoͤheren Grad der Gefittung 
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erreicht haben und in lebhaftere Berührungen mit anderen getreten find, 
fo liegt die Urfache in beiden Fällen darin, daß die Zahl und Größe der 
Bebürfniffe mit dem Grade der Gefittung zunimmt, und bei ganz un- 
gebildeten Völkern mit ven Bebürfniffen auch der Impuls fehlt, durch 
welchen das dem Menichen eigenthümliche Beharrungsvermögen, bie 
urfprüngliche Trägheit desjelben erſt überwunden werben muß, wenn 
eine Bewegung, ein Fortfchritt entftehen fol. | 

Hieraus ergibt fih, daß das Maß der Bewegung — des 
Fortſchrittes (denn Fortſchritt ift nichts als die Bewegung in einer 
beftimmten Richtung) immer von den Bedürfniffen abhänge. 

Wie die Größe und Schnelligkeit der Bewegung in der materiellen 
Welt durch die Kraft und Schnelligfeit des Impulfes beftimmt wird, 
fo ift jeder Fortichritt der Menfchen durch die Macht jener Bedürfnifle 
bedingt, durch welche fie aus ihrer natürlichen Apathie herausgerifien 
werden. Mit dem Benürfnig hört immer auch die Bewegung in einer 
gewifien Richtung, d. h. der Fortſchritt auf”). Und jene Beweiſe, 
welche uns Phyſtk und Aftronomie für das Gejeg der Schwere liefern, 
find nicht zahlreicher als die Thatfachen, aus welchen wir fehen, daß man 
aud im Menfchen ein angeborenes Beharrungsvermögen annehmen müffe, 
wonach jeder Fortichritt als das Ergebniß gewiſſer Bebürfnifie, mit wel- 
chen das Maß desfelben in genauem Verhältniß fteht, zu betrachten fei. 

Seitdem man über die Urjachen der einzelnen wichtigeren Erfchei- 
nungen in der Geſchichte nachgedacht, hat Feine Trage den Scharffinn 
fo vieler Denker in Anfpruch genommen als bie, aus welchen Gründen 
man fich die auffallende Verfchiedenheit des Fortfchrittes in verſchiedenen 
Zeiten und bei verfchiedenen Völkern erklären folle; und doch braudjt 
man feine Aufmerffamfeit blos den Wirkungen, welche die Bebürfnifie 
auf den Fortfchritt immer hervorbringen, zuzuwenden, um dieſe Frage 
befriedigend zu Iöfen, während gegen jede andere Art, auf welche man 


*) Es verſteht fi von felbft, daß das Aufhören eines gewiſſen Bebürfnifies den 
Fortſchritt in einer gewiſſen Richtung nicht plößlich unterbricht. Die Wirkung des 
Smpulfes dauert Bier wie in der materiellen Welt fort, nur daß die Bewegung all 
mälig laugſamer wird, um fpäter in den Zuſtand vollfommener Ruhe überzugehen. 
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die Verfchievenheit des Fortfchrittes zu erklären fucht, eine ganze Reihe 
uniiderlegbarer Thatfachen angeführt werben Tann. 

Man hat vor Mlem den Grund der auffallenden Berfchiedenheit: 
des Fortfchrittes in der verfchledenen Begabung ver einzelnen Voͤlker 
gefucht. — Ich laͤugne dieſe Verfchievenheit nicht, obwohl fie meiner 
Meberzeugung nach mehr in den Gemüths- als in den Berftandesanla- 
gen zu fuchen ift, und bei Völkern auf jeden Fall Feiner al8 bei In- 
dividuen if. Wie wollen wir uns aber hieraus die Verfchiedenheit Des 
Maßes erflären, in welchem dasjelbe Volk in verſchiedenen Zeiten fortge- 
fehritten ift; wie den Umftand, daß dasſelbe Volk, welches unter gewiflen 
Berhältnifien Jahrhunderte lang ganz ftationär geblieben, wenn fich diefe 
Berhältniffe verändert, zum lebhafteften Fortſchritt übergeht; wie vor 
Allem die unläugbare Thatſache, daß im Berlaufe der Gefchichte nicht 
immer ein und dasſelbe Volk den übrigen vorangegangen, fondern 
daß wir abwechſelnd die verſchiedenen Völker an der Spitze der Geſittung 
finden, wenn wir nicht annehmen wollen, daß zu jedem Fortſchritt 
außer gewiflen Anlagen, welche man auf jeden Fall bei fehr vielen 
Bölfern vorausfegen muß, auch noch beſondere Verhältniffe nothwen- 
dig feien, durch welche dieſe Anlagen in Thätigfeit gefeht werden? 
Hieraus ergibt fih, daß aus der Hypotheſe einer verſchiedenen Bega- 
bung der Völker höchftens die Folgerung gezogen werben Tönne, daß 
gewiſſe Bolksindividualitäten für ven Fortfchritt weniger Anlagen befigen 
al8 andere — ohne daß hierdurch der große Unterfchien in der Schnel- 
figfeit, mit welcher der Fortfchritt zu verfchienenen Zeiten vor fich geht, 
erflärt, oder überhaupt etwas außer Phrafen, in welchen man fich 
über die Ungerechtigkeit des Schickſals ergeht, gefunden wäre. 

Ganz Dasfelbe gilt von jener vielbeliebten Theorie, wonad man 
den verfhievenen Grab der Macht und Geftttung, zu welchem fich ein 
zelne BVölfer erheben, ganz aus klimatiſchen Verhaͤltniſſen herzuleiten 
fucht. — Obwohl Montesquieu bei weitem nicht der Erfte ift, ber bie 
‚Behauptung aufgeftelt, Daß die Bewohner Fälterer Himmelsſtriche 
tapfer und tugendhaft, und daher auch zur bürgerlichen Freiheit fähig, 
jene wärmerer Zonen kraftlos und zur Sklaverei beftimmt feien, fo ift 
Doch diefe Anficht erſt Durch ihn zur allgemeinen Geltung gelangt, und 
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es iſt auf jeden Fall höchft merkwürdig, daß man eben in dem Jahr⸗ 
hunderte, wo män fich für die Freiheit begeiftert, und die Gleichheit 
aller Menfchen als unbezweifeltes Artom aufgeftelt hat, zugleich an 
einer Theorie fefthielt, welche mit beiden Grundfägen im offenbaren 
Widerſpruche fteht. Es ift und dies ein Beweis, wie gering der Einfluß 
einer firengen Logik felbft im Kreiſe der Wiffenfchaften ift, wie viel 
auch bier einzig und allein auf guten Glauben hingenommen wird, um 
dann mit der in Glaubensſachen gewöhnlichen Leidenfchaft vertheidigt 
und bis An die Gränzen des Abfurdums entwickelt zu werben. 

Wie oft haben nicht felbft ernfthafte Männer Die Verbreitung des 
Proteſtantismus aus der Eintheilung Deutfchlands in ein fühliches und 

nörbliches — wobei München, weil man ſich um die ifothermen Linien 
noch) wenig befümmerte, dem Süden zugerechnet wurde, zu erflären 
verfucht. — Selbft in England hat man das Iäugere Feithalten eini- 
ger füblicher Grafſchaften am Katholicismus ähnlichen Einflüffen zuge- 
fhrieben. Ein fünliches Volk bedarf einer Religion, welche mehr zu 
den Sinnen, zu dem Gemäthe fpricht, während der Norbländer vor 
Allem feinen Verſtand befriedigen will; und darum ift Defterreich und 
Baiern Eatholifch geblieben, während Preußen und Sachſen zum Prote- 
ftantismus übertraten *). 

Und kann irgend Jemand, dem bie Thatſache bekannt iſt, daß ein 
großer Theil der öſterreichiſchen Erblande ſich zum Proteſtantismus 
bekannt hat, und durch welche Mittel bier der Katholicismus zurück⸗ 
geführt, in anderen Staaten die Reformation begründet wurde, von 
einem nothwendigen Einfluſſe des Südens und Nordens reden, und 
3. B. den Proteftantismus Holands und den Katholicismus Belgiens 
hieraus erklären wollen, da uns doch in Frankreich die Verbreitung 
des Proteftantismus zu den entgegengefegten Bolgerungen führen muß, 
und die Thatfache, dag man in Polen, wo doch der Proteftantismus 
für eine Zeit eine entfchiedene Oberhand gewonnen hatte, den Katho- 


*) Sonderbar ift es, daß die Linie, welche den Süben von dem Norden trennt, 
ganz mit den politifchen Gränzen zufammentrifft: 
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licismus fo vollkommen herzuftellen vermochte, wohl nicht dem ‚zu ſüd⸗ 
lihen Klima diefes Landes zugefchrieben werben Tann. 

Man braudt bloß die territoriale Ausdehnung, der griechiichen, 
.. zömifchen und proteftantifchen Kirche, des Buddhaismus um Jslamismus 
zu betrachten, um ſich zu überzeugen, wie gering der Einfluß des Sü- 
dens und Nordens felbft auf die religiöfen Anfichten der Bölfer ift, 
obwohl bei dem innigen Zufammenhange zwifchen pen Naturerſcheinungen 
und den Begriffen über die Verhältniffe der Gottheit zu den Menichen 
diefer Einfluß doch hier am größten fein müßte. 

Oder ift Dasjenige, was man für die Sittlichfeit, die geiftige Ber _ 
gabung und Thatkraft der norbifchen Völker im Vergleiche zu ſüd⸗ 
licheren vorbringt, etwa befler zu begründen? Abgefehen von dem ent⸗ 
ſcheidenden Einfluffe, welchen die Religion -auf alles Diefes, und am 
meiften auf die Sittlichfeit ausübt, woraus fich ergibt, daß die Frage, 
wir weit all dieſe Dinge durch das Klima beftimmt werden, mit jener, 
welchen Einfluß der füdlichere oder nörblichere Wohnort des Volkes auf 
feine Religion ausübt, zufammenhängt, fo liefert und doch die Gefchichte 
unläugbare Thatfachen, woraus ſich gerade das Gegentheil erweiſen 
läßt. Wenn wir unfere Aufmerkfamfeit ausfchließlich dem gegenmwärs 
tigen Zuftande Europas und Amerifas zuwenden, fo ift e8 — falls 
wir nämlich Rußland ignoriren — ganz richtig, daß einzelne Bölfer, 
welche an Sittlichkeit, Bildung und Thatkraft anderen vorangehen in 
beiden Welttheilen den nördlichen Theil der gemäßigten Zone ‘bewohnen ; 
darf man aber wohl hierüber vergefien, daß dies in Aften auch gegen- 
wärtig nicht der Ball iſt und daß diefer Norden feine Givilifation eben 
jenen Laͤndern zu verdanken hat, wo man das verhältnißmäßige Zus 
rüdbleiben in ber Geſittung jetzt aus dem erfchlaffenden Einflufle des 
Klima erklären will? Oder ift die unermübliche Thätigfeit des phönici- 
fchen Volkes, Die wunderbare Energie, mit welcher die Söhne des glü- 
henden Arabiens den Islam verbreitet, und die Thatfraft des fpanifchen 
Volkes, mit welcher dasfelbe fich fein Vaterland zurüderobert, und dem 
Chriſtenthume und der europäifchen Gefittung einen neuen Welttheil 
eröffnet; ift Die Thatfache, daß jene Seewege, deren Entvedung die Böl- 
fer, die das Meer jetzt beherrfchen, das Aufblühen ihrer Seemacht zu 
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banken haben, durch die Portugiefen gefunden worden find, und daß 
Stalien im Berlaufe des Mittelalters allen anderen Völkern Europas, 
in Handel und Indufteie, in Kunft und Wiffenfchaft weit vorangegans 
gen ift, weniger befannt als jene, daß bie Suprematie Diefer Länder 
faft in all diefen Beziehungen jebt anf andere übergegangen iſt? In 
Hinfiht der Behauptung, daß der Sinn für bürgerlide Freiheit vor: 
züglich den Bewohnern nördlicher Himmelsftriche eigen fei, ein füblicheres 
Klima aber zur Knechtfchaft präbisponire, muß ich befennen, daß es 
mir ganz unbegreiflic, fcheint, wie man den großen Ihatfachen gegen- 
über, daß eben jenes Wolf, bei welchem wir in unferer Zeit Das ge- 
ringfte Maß der bürgerlichen Zreiheit und faft Fein Streben fidy die⸗ 
felbe zu erringen finden, dem Norden angehört, während wir unfere 
Begriffe über die Zreiheit und Die größten Beifpiele der Bürgertugend 
Griechenland und Rom, d, h. Staaten zu banken haben, welche dem 
Süden angehören: wie man, fage ich, den großen Thatſachen von Ruß» 
land und dem alten Rom gegenüber diefe Behauptung jemals auf- 
fielen Konnte. 

Die Geſchichte liefert uns eben fo viele Beweife dafür, daß ein 
milderes Klima den Fortſchritt begünftige, als für das Gegentheil, 
woraus fich ergibt, daß wir den verſchiedenen Grad, den die Gefittung 
bei verſchiedenen Völkern erreicht, eben fo wenig der fühlishen oder nörd⸗ 
lichen Lage ihres Wohnorts als ihrer von Natur aus verfchiebenen 
Degabung zufchreiben Eönnen. 

Der Einfiyß, welchen Elimatifche Verhaͤltniſſe, ober richtiger gefagt, 
der Einfluß, welchen die Beichaffenheit des Landes auf den Fortichritt 
feiner Bewohner ausäbt”), ift immer nur indirert, und je mehr 
man die einzelnen Thatfachen unterſucht, mit welchen man bie höhere 
Geſittung gewifler Völker aus ihrer geographiſchen Lage zu erflären 
ſucht, defto befier wird man fich hiervon übergengen. 

Es ift eine Thatſache, daß die Ertreme in den klimatiſchen Ver⸗ 


*) Es it unläugbar, daß die Bruchtbarfeit des Landes, die Stärke feiner Grän⸗ 
zen und bie natürlichen DBerbindungsmittel desfelben im Allgemeinen einen größeren 
Einflaß auf die Entwiglung ausüben als das Klima. 
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hältniffen der Entwidelung der menfchlichen Anlagen weniger günftig 
zu fein fcheinen, und daß jene Länder, in welchen vie Geftttung in ver- 
ſchiedenen Perioden der Gefchichte die höchften Stufen erreicht, größten- 
theils der gemäßigten Zone angehören; fo ſchwer, ja unmöglich es aber 
iſt, auch nur diefen Satz mit wiflenfchaftlicher Präcifion aufzuftellen, 
ba wir ja die Gränzen, innerhalb welcher der Fortſchritt allein möglich 
fein fol, weder im Süden noch im Norden anzugeben vermögen, fo 
wenig würde hierdurch für die Wiffenfchaft getwonnen fein, da ja da- 
durch, daß man die Gränzen kennt, über welche hinaus der Kortfchritt 
unmöglich ift, noch immer die Erſcheinungen innerhalb diefer Gränzen 
nicht zu erflären find, und man weder Das, warum fich die Gefittung 
in ganz nördlichen Gegenden, wie 3. B. Schweben, und in ganz ſüd⸗ 
fichen, wie 3.8. Indien, höher entwidelt habe als in.jenen, welche fi 
eines gemäßigteren Klima erfreuen, noch jenes zu verftehen vermag, 
wie ohne irgend eine Veränderung im Klima Gegenden, welche einft 
Die höchſte Stufe der Gefittung eingenommen, in die tieffte Barbarei 
verfinfen konnten. Die Berfchiedenheit der Elimatifchen Einflüffe auf - 
bie Gefittung bedarf vielmehr felhft einer Erklärung, und biefe licgt 
einzig und allein in dem Ginfluffe, welchen der fühlichere oder noͤrd⸗ 
lihere Wohnort des Volks auf die Bedürfniſſe desfelben ausübt. 
Da in füblihen Gegenden die materiellen Bepürfniffe Eleiner 
find und die Befriedigung berfelben ohne geiftige und Förperliche An- 
firengungen möglich ift, im hohen Norden aber der Thaͤtigkeit Des 
Menfchen, der nach einer Verbefferung feiner Lage ftrebt, fehr enge 
Bränzen gezogen find; weil dort die Bebürfniffe, bier die Möglich. 
feit diefelben zu befriedigen fehlen, um die Menfchen zur Ihätigfeit an⸗ 
zueifern: fo ift ed eben fo natürlich, daß der Fortfchritt in beiden Fällen 
fehr langſam fein maß, als es Leicht zu erflären ift, warum ſich die 
Gefittung in gemäßigten Zonen früher und ſchneller entwidelt habe, 
wo fowohl eine große Zahl von Bebürfnifien als die Möglichkeit fie 
zu befriedigen zu angeftrengter Thätigfeit aneifert. Der Einfluß des 
Klima iſt aber in all dieſen Faͤllen blos ein indirecter, und das ſüd⸗ 
lichſte Volk wird von dem Augenblick, wo ſich durch Berührungen mit 
andern die Zahl feiner Bebürfniffe vermehrt hat, eben fo gewiß Fort⸗ 
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ſchritte in der Geſtttung thun als die Bewohner des Nordens, wenn fie 
durch den Handel und die Schifffahrt — deren erfte Anfänge fie die 
Roth gelehrt — die Möglichkeit ihre Bedürfniſſe zu befriedigen erhal- 
ten haben. 

Hier wie im Kreife der gemäßigten Zone ift e8 immer das Be- 
dürfniß, wodurd das Maß des Fortſchrittes beftimmt wird, 
und diefes ift das dritte Gefes. 


. Biebentes BRapitel. 


Einfluß der Gefege des Fortichrittes auf die Einrichtungen 
des Staates, 


Eine ununterbrochene Reihe von Thatfachen zeigt und: 

daß jeder Zortfchritt durch die Berührungen verfchiedener Inpivi- 
dualitäten entftehe; 

daß die Richtung desfelben von den herrfchenden Begriffen ab- 
hänge; | 
daß endlich das Maß des Fortfchrittes durch die Bedürfniffe be- 
ſtimmt werbe. | 

So lange uns feine- Erfahrungen vorliegen, woraus ſich, die Un- 
richtigfeit dieſer Saͤtze folgern ließe, müflen wir in denſelben jene allge: 
meinen Geſetze erkennen, nach welchen jeder Fortſchritt gefchieht. 

Wenn nun — wie wir dies aus dem Gange unferer ganzen Ge: 
fchichte folgern müflen — die irdiſche Beftimmung des Menfchen im 
Fortſchritte zu fuchen ift, fo folgt hieraus: daß, da die Befriedi- 
gung jedes Weſens von dem Maße abhängt, in dem es feine Beftim- 
mung erfüllt, und jedes Verhaͤltniß nur in fo fern für Die Dauer be- 
ftehen kann, als es den für die Entwidelung der einzelnen Weſen von 
der Natur gegebenen Geſetzen entfpricht, auch nur jene Einrichtungen . 
des Staates von Dauer fein fönnen, welche mit dieſen Gefegen bes 
Hortfchrittes übereinftimmen. 


— 40. — 


Die Entfcheidung der Frage, in wie fern die im vorliegenden Werfe 
über die Einrichtung des Staates aufgeftellten Grundfäge richtig und 
befonders in wie fern biefelben. praftiich ausführbar feien, hängt mit- 
hin von der Unterfuchung der Frage ab, ob diefe Grundfähe mit den 
Geſetzen des Fortichrittes übereinftimmend, d. h. ob Einrichtungen, 
wobei man bie Gewalt des Staates blos auf Dasjenige beſchraͤnkt, was 
feiner Natur nad) den ganzen Staat betrifft, und in allen übrigen Krei⸗ 
fen das Prinzip der Seldftregierung befolgt, dem Beftehen Iebhafter 
Berührungen verfchiedener Individualitaͤten günftig, — ob Diefelben 
ben herrfchenden Begriffen der Zeit entfprechend, — ob fie den Bedürf⸗ 
niffen der Gegenwart angemefien feten. 

Diefe Frage ift es, der wir unfere Aufmerkſamkeit hier am Schluffe 
noch zuwenden müffen. 


Achtes Bupitel, 


Praktiſche Folgerungen, welche fich aus dem erſten Gefege des 
Fortjchrittes ergeben. 


— 





Wenn es wahr ift, daß jener Fortfchritt nur durch Individuen ge- 
fhieht, weil eine Menge — in geiftiger wie in materieller Hinſicht — fi) 
nur dadurch vorwärts bewegen kann, daß jeder Einzelne für ſich vor- 
wärts ftrebt, dieſes Streben aber blos durch die Berührungen verfdhie- 
dener Individualitäten hervorgerufen wird: fo laſſen ſich hiervon zwei 
Geſetze ableiten: 

1) daß jeder Fortſchritt nur in fo fern möglich fei, als befondere 
Individualitaͤten beflehen, und um fo lebhafter fein mäfle, als m 
Individualitäiten fchärfer ausgeprägt find; 

2) daß Alles, woburd die Berührungen zwifchen verfchiedenen 
Individualitäten vermehrt wird, den Kortichritt befördern, jede Ab⸗ 
fhließung aber immer eine Stagnation zur Folge haben müſſe. 

Wenn nun die Beftimmung des Menfchen wirklich in einer immer 
weiteren Entwidelung feiner geiftigen und materiellen Kräfte und der 
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Entfaltung feiner Gemüthsanlagen, d. 5. in feinem .allfeitigen %ort- 
fchritt zu fjuchen ift, und das Maß des Wohlbefindens bei ung Men- 
fehen wie bei. jeder Creatur von dem Grade abhängt, in bem wir 
unfere Beftimmung erfüllen; ja da Berhältniffe, welche mit den den ein⸗ 
zelnen Wefen durch die Natur gegebenen Geſetzen im Widerſpruch fte- 
hen, für die Dauer nicht einmal beftehen können: fo ergibt-fid von 
felbft, Daß alle Einrihtungen des Staates, wobei man auf 
bie Vernichtung der Individualitäten hinarbeitet oder Die 
Berührung verfhiedener Individualitäten zu verhindern 
ſucht, feine Befriedigung erzeugen, ja für die Dauer nicht ein⸗ 
mal beftehen können, indem das fortwährende Streben, foldhe Ein- 
richtungen zu zerftören, eigentlich nur al8 das Streben des Menſchen, 
die Hindernifle feiner Beſtimmung zu befeitigen, zu betrachten ift, und 
daher endlich immer zum Ziele führen muß. 

Die Gefchichte unferer ganzen Givilifation, befonders jener Theil 
berfelben, welcher fich, mit dem Staate befchäftigt, zeigt ung wenigfteng, 
daß zu allen Zeiten immer nur gegen ſolche Berhältniffe eine Reaction 
ftattgefunden,. welche mit dem im Obigen ausgedrüdten Gefehe bes’ 
Surtfchrittes im Gegenfage fanden. 

Wenn wir den Zuftand Europas im Mittelalter betrachten, finden 
wir einen Reichthum an fjcharf ausgeprägten Indivibualitäten. Wo 
wir jebt große Staaten fehen und das Bewußtfein einer gemeinfamen 
Rationalität viele Millionen zu einem Ganzen verbindet, da beftand 
damals eine Bielheit Kleiner felbfiftändiger Territorien, höchſtens durch 
pas Indere Band des Lehenweſens zufammengehalten, welches, praftifch 
genommen, öfter eine Veranlaſſung für NReibungen und Kämpfe als 
pas Mittel friedlicher Berührungen gewefen ift. 

Wie ſich in neuerer Zeit Die Herrfchaft der Schriftfprachen immer 
mehr ausgedehnt und mit der zunehmenden Bildung der Reichtum an 
verfchiedenen Dialeften abgenommen hat, und wie uns jegt In einem 
‚großen Theile Europas die Gleichmaͤßigkeit in Sitten, Anfichten, Le⸗ 
bensart, ja felbft in ver Kleidung auffallen muß, fo herrſchte Damals 
in all diefem die größte Verſchiedenheit. 

Was bei der Reichtigkeit unferer Berbindungsmittel Die größten 
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. Entfernungen, ja das Weltmeer nicht zu leiften vermag, das warb da⸗ 
mals durch eine Gebirgsfette, durch einen Fluß oder Wald, ja durch 
die Scheidewand eines Vorurtheild oder irgend einer Erinnerung er- 
reiht, und wir finden, daß ſich im Mittelalter felbft ganz Feine Ge⸗ 
meinden, ohne durch natürliche Graͤnzen getrennt zu fein, ja die Be 
wohner einzelner Burgen, auch wenn ſich ihre Gebiete gegenfeitig be- 
rühren, frember find als jest Die Bewohner verfchlevener Welttheile. — 
Aus den Trümmern des römifchen Reichs, welches, als es zufammen- 
brach, die verfchtenenen in ſich aufgenommenen Volfsindivipualitäten 
noch nicht volftändig zu affimiliren vermocht hatte, und durch ben ver- 
ſchiedenen Grad, in dem fich Die verfchiebenen Theile feines Gebietes 
die Sprache, Sitten und Begriffe Roms angeeignet, zum Entftehen fehr 
verjchiebener Bolfsindividualitäten Anlaß gegeben hat, und aus ben 
zerrifienen Theilen des großen germanifchen Volks ift im Mittelalter . 
eine Fülle individuellen Lebens hervorgegangen, wie wir fie in feiner 
anderen Zeit finden: das reichfte Materlal einer großen Givilifation, 
einer ber Factoren eines faft unbegrängten Fortfchritts. Damit aber bie- 
jer wirflich entftehen Eönne, war es nothwendig, daß dieſe Indivi— 
bualitäten in Berührung fommen; es. mußte alfo naturgemäß 
gegen all Dasfenige, was dem Entftehen ſolcher Berührungen im Wege 
fand, gegen die allzu enge Abfchließung, gegen den Individualismus 
des Mittelalters eine Reaction eintreten, und die ganze Gefchichte des 
Mittelalters, vom erften Beginne aller Staaten der Neuzeit bis in 
bie Gegenwart ift nichts als die Gefchichte dieſer Reaction, die fich in 
immer weiteren Kreifen ausgebreitet. Wie das Streben der römiſchen 
Kiche auf Die Bereinigung der ganzen Ehriftenheit zu einer kirchlichen 
Gemeinfchaft gerichtet war, fo finden wir in allen Feudalſtaaten in 
Hinficht der weltlichen Beziehungen ganz ähnliche Beftrebungen. 
Ueberall wird das Beduͤrfniß fich gegenfeitig zu nähern empfunden, 
überall arbeitet man daran, die Oränzen, in denen man fich früher be- 
wegt, zu erweitern und Dasjenige, was ben gegenfeitigen Berührungen 
ber Individuen im Wege ftand, wegzuräumen. Die Grundſaͤtze der 
Kirche und die Erinnerungen des Alterthums; der Wunfch jedes ein- 
zelmen Feudalherrn, feine Macht zu vergrößern, und das Bebürfniß des 
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Volks, fich gegen die Willkuͤr Einzelner, durch deren Selbftftändigkeit es 


fich gefährbet fieht, ficher zu ftellen; das Streben der einzelnen Staaten 
ihre Selbitftändigfeit zu bewahren, und jenes eben jo allgemeine, den 
Kreis ihrer Macht zu erweitern: Alles wirkte in derjelben Richtung zu- 
fammen. Und wenn uns im Beginn des Mittelalters überall die reichfte 
Fülle der Individualitäten entgegentritt, ein Grab der Selbftftändigfeit 
bed Einzelnen, wobei jede fefte Ordnung unmöglid war, fo finden wir 
in Folge fortgefegter Beftrebungen in derfelben Richtung am Ausgange 
des Mittelalters Die individuelle Freiheit ſchon fo weit befchränft, als 
e8 das Beftehen größerer Staaten erforberte. 

Die Reaction gegen die fchroffe Abfonderung der einzelnen Indi⸗ 
viduen hatte ihr Ziel erreicht, aus dem Chaos des Mittelalters hatte 
fich eine Reihe großer Staaten herausgebilbet,-in deren jedem wir eine 
Vielheit früher felbftftändiger Individualitäten zu einem Ganzen ver- 
einigt. finden. An die Stelle. der fchroffen Abfonderung der einzelnen 
Individuen war ein reger Verkehr derfelben getreten, und wenn im 
Verlaufe der neuen Zeit der Fortfchritt in Feiner Epoche ‚größer, in 
feiner allfeitiger gewefen ift als in jener, in weldde wir den Ausgang 
des Mittelalters feten, fo liegt die Urfache darin, weil eben damals 
die Bedingungen des Fortſchritts am meiften vorhanden waren und e8 
weder an einer großen Zahl ſcharf ausgeprägter Individualitäten, Die 
das Streben nad) Univerfalismus noch nicht zu vernichten SUN 
nody an Berührungen zwifchen denfelben gefehlt hat. 

Doc es liegt nicht in der Natur einer Reaction, daß diefelbe plög- 
lich aufhöre. Jede Richtung, in der man lange vorgefchritten und auf 
welcher man zu günftigen Refultaten gelangt ift, wird vielmehr gewöhn- 
lid). bis zu den Ertremen verfolgt, ehe man zur Einficht gelangt, daß 
man die Gränzen, innerhalb welcher das Befolgen derfelben der Ent- 
wicklung günftig war, lange überfchritten hat. Ganz fo ging es auch hier. 


Um die friedliche Berührung verfhiedener Individualitäten mög-, 


lich zu machen und jene Stetigfeit und Sicherheit der Berhältniffe zu 
erreichen, ohne welche Fein Fortſchritt denkbar ift, mußten größere Staa- 
ten begründet und Die unbegränzte Freiheit des Individuums dem 
Staate gegenüber beichränft werden. Jeder Bortfchritt in dieſer Rich 
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tung iſt im Verlaufe des Mittelalters auch ein Fortſchritt in der Ge⸗ 
ſittung geweſen und man befolgte dieſelbe um ſo conſequenter, als die 
Erinnerungen der Civiliſation des Alterthums, der man nachſtrebte, und 
die Intereſſen der Fuͤrſten, die als Repraͤſentanten des Staates bei 
jeder Ausdehnung der Staatsgewalt immer gewinnen mußten, gleich⸗ 
maͤßig auf eine immer engere Beſchränkung der individuellen Freiheit 
hinwirkten. — Mit dem Wiedererwachen der Wiſſenſchaften ſind auch 
jene Begriffe, welche das Alterthum über den Staat aufgeſtellt, zur 
Herrfchaft gefommen, und für das Königthum die Stellung der römi- 
fchen Imperatoren, für Jene, die ſich für bie Freiheit begeifterten, Die 
Freiheit, wie fie in der römifchen Republik beftand, das Ziel geworden 
nah dem man mit aller Anftrengung binftrebtee Immer mehr ver- 
breitete fich Die Ueberzeugung, daß wahre Ordnung und Sicherheit nur 
durd)- Die abfolute Gewalt des Staates zu erreichen ſei; daß die Frei⸗ 
heit des Einzelnen nur in feiner Theilnahme an der Staatögewalt be- 
ftehen Fönne, und der Kortfchritt des Ganzen, wie das Wohlergehen 
jedes Einzelnen, nur dann vollfommen gefichert fei, wenn man Die 
Sorge für Beides der Gefammtheit oder Jenem überträgt, welcher Die 
Geſammtheit — den Staat — repräfentirt. Man hatte die übeln. Fol⸗ 
gen einer unbegrängten Freiheit des Individuums im Mittelalter zu 
fehr erfahren, um in der darauf nädyftfolgenden Zeit nicht zu vergeflen, 
daß auch das Befolgen einer gerade entgegengefegten Richtung verberb- 
liche Folgen haben könne. 

Es iſt ein fortgefeßter Kampf gegen bie Sreiheit des Individuums, 
dem wir vom Beginne des 16. Jahrhunderts bis in die neuefte Zeit 
beimohnen. — Mit jedem Schritte ift die Macht des Staates größer, 
die Oränzen, innerhalb welcher. fi das Individuum felbftftändig be- 
wegen Fann, enger geworden. Erft hat man die Kirche dem Staate 
unterworfen, dann bie Selbftftändigfeit kleinerer im Staate befindlicher 
Gemeinſchaften — die Autonomie der einzelnen Gaue, Städte, Ge- 
meinden — auch in Hinficht der Verwaltung ihrer eigenen Angelegen- 
heiten zerftört, endlich den Aeltern felbft das Recht ihre eigenen Kinder 
zu erziehen genommen. — Handel und Gewerbe, Bauten und Com⸗ 
municationsmittel, das Recht ſich nieberzulafien, und die Pflicht für bie 





— 475 — 
Armen der Gemeinde zu ſorgen, Alles, was dem Einzelnen wichtig ſein, 
Alles, wodurch ſich derſelbe auch nur moͤglicherweiſe ſchaden konnte, 
hat man dem Staate übertragen. Fort und fort iſt das Prinzip der 
Freiheit durch jenes der Gleichheit mehr in den Hintergrund gedraͤngt, 
und Alles, was mil dieſem im Gegenſatze ftand, rückſichtsloſer zerftört 
worden. Jede Verfchtedenheit der Nationalität, jede Berechtigung ber 
Familie, jede Eigenthümlichfeit des Individuums warb als Gefahr für 
ben Staat betrachtet... Was ſich über das Gewöhnliche erhob, ſchien 
eine Erniedrigung Aller zu fein, was feft fland, eine Klippe, an der 
das Wohl der Geſammtheit ſcheitern konnte; und mit raſtloſem Eifer 
ward das Werk des Nivellirens vom Staat aus durch Jahrhunderte 
fortgeſetzt, bis der Communismus, weil ſeine Anhaͤnger mehr Conſequenz, 
oder weil ſie weniger Klugheit als Andere beſaßen, endlich mit den letz⸗ 
ten Folgerungen jener Grundſäͤtze, die man fo lange befolgt, auftrat 
und im Namen derfelben das. rechtliche Beftehen der Familie und des 
Privateigenthums läugnete: — — iſt ed da zu verwundern, wenn gegen 
diefe Richtung, welche endlich zur Vernichtung jedes individuellen Le⸗ 
bens führen müßte, nun ebenfo eine Reaction eingetreten ift wie da- 
mals, als das Uebermaß der individuellen Freiheit Das Beſtehen einer 
gefellfchaftlichen Ordnung unmöglich machte? ift e8 zu verwundern, fage 
ich, wenn angefidhts der unläugbaren Vebel und Gefahren, welche Die 
allzu große Ausdehnung der Staatögewalt erzeugt, im Namen der ein- 
seinen Nationalitäten Anfprüche an den Staat gemacht werben, welche 
zur Auflöfung besfelben führen würden? wenn das Behürfniß eines 
größeren Maßes individueller Freiheit, welches Alle empfinden, dahin 
geführt hat, daß man ſich nun auch gegen jene Beichränfungen ber 
Staatsgewalt auflehnt, weldye diefe dem Einzelnen nur im Jutereſſe 
Aller auferlegt hat? wenn endlich Proudhon das Beſtehen des Staates 
felöft für ein Uebel erflärt und die Anarchie als die einzige eines auf- 
geflärten und gefitteten Jahrhunderts würdige Staatsform verfündet? 
Der verpönte Sag des franzöfifchen Staatsphilofophen ift ja am Ende 
nichts als das Gegenftüd jener Behauptung: daß der Staat Alles 
regieren mäffe, und wie Biele find vor und nach Rouffeau mit bie- 
jem Sage aufgetreten, wie Viele haben ganz nad demfelben gehan- 
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beit, und find als große Philofophen und Staatsmänner ‚anerfannt 
worden! 

Man jagt gewöhnlich, daß jede Action eine Reaction zur Folge 
haben müfje; dies ift aber nur in fo fern wahr, als bie Action durch 
ihre Richtung ober weil fie zu heftig oder zu einfeitig geweſen iſt, mit 
dem natürlichen Entwidiungsgang der Dinge im Gegenfab ftand. 
Gegen Krankheit reagirt die Natur, nicht gegen Gefunbheit, und die 
Reaction, welche in unferer Zeit gegen die allzu große Erweiterung der 
Staatsgewalt eingetreten tft, wie jene, die früher gegen Die Berhältniffe 
des Mittelalters gerichtet war, ift und der Harfte Beweis, daß die ein- 
feitige Richtung, welche wir befolgen, eine eben fo verfehlte en wie es 
jene des Mittelalters geweſen ift. 

Da jeder Kortfchritt nur durch Die Berührung verfehiebener 
Individualitäten möglich ift, fo kann fi die Menfchheit in Verhaͤlt⸗ 
niffen, durch welche die felbftftändige Entwidlung des Individuums fort- 
während geflört wird, eben fo wenig beruhigen als in folchen, wo man 
die friedliche Berührung verſchiedener Individualitaͤten unmöglich ge- 
macht bat. Hier wie dort ift der Fortfchritt gehemmt, hier wie dort 
fieht fich der Menſch in der Erfüllung feiner irdiſchen Beſtimmung ge- 
hindert und die Reaction ift in beiden Fällen nothwendig, weil fie nur 
die Folge jener Geſetze if, nach welchen die Entwidlung der Menſch⸗ 
heit vor ſich geht. 

Für Die Dauer befriebigen können nur ſolche Einrichtungen des 
Stantes, durch Die weder das Beftehen befonderer Individnalitäten un- 
möglih gemacht, noch den Berührungen zwifchen venfelben Hindernifie 
entgegengeftellt werben; weil dieſes aber nur dann möglich ift, wenn 
man dem Indivibuum einen Kreis fichert, innerhalb deſſen es die zur 
Erhaltung und Entwidlung feiner Individualität erforderliche Selbft- 
ftändigfeit genießt, ohne‘ daß dadurch das Beſtehen des Staates gefähr- 
det wird, fo ergibt fi von felbft, Haß eine Befchränfung der Staats- 
gewalt auf Dasjenige, was feiner Natur nad den ganzen 
Staat betrifft, und das Befolgen des Prinzips der Selbft- 
regierung in jenen Kreifen, wo dasfelbe mit dem Beftehen 
bes Staates nicht ini Oegenfag’ ſteht, d. 5. daß bie praftifche 
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Anwendung jener Grundſaͤtze, welche wir im Verlaufe dieſes Werkes 
entwickelt haben, dem erſten Geſetze des Fortſchrittes entſprechend fei. 

Wenn man irgend eine Richtung durch längere Zeit verfolgt, ſo 
ift es immer mit großen Schwierigfeiten verbunden eine andere einzu- 
fchlagen, und eben darum ift e8 nicht felten, daß man eine Bahn, auch 
nachdem man einzufehen angefangen, daß fle nicht die richtige fet, in 
der Hoffnung, feinem Ziele auch auf ihr wenigftens nahe zu kommen, 
nicht alfogleich verläßt. Dasfelbe ift hier der Fall, Nachdem man in 
Hinfiht der dem Staate zu gebenden Einrichtungen durch Jahrhunderte 
in einer Richtung fortgefchritten; nachdem man fi) daran gewöhnt, den 
Fortfchritt immer blos in der Erweiterung der Staatsgewalt zu fuchen, 
und in Folge deffen al Dasjenige, woburd die abfolute Gewalt des 
Staates befchränft werben fönnte, zerftört hat: ift es ficher fchwer, neue 
Bahnen einzufchlagen. Wenn es übrigens wahr ift, daß die Beftim- 
mung des Menfchen der Fortſchritt jei, und baß jeder Fortſchritt nur 
durch die Berührung verfchiedener Individualitäten gefchehen Tönne; 
dag mithin — weil nichts, was mit der Beftimmung des Menfchen im 
Gegenſatz fteht, von Dauer fein kann — die gegenwärtigen Einrichtun- 
gen des Staates, Durch welche das Beftehen felbftitändiger Inbividualitäten 
vernichtet wird, endlich doch anderen Platz machen müfjen: fo kann 
man jene praftifchen Schwierigkeiten, womit das Betreten einer neuen 
den Geſetzen des Fortſchrittes entfprechenden Bahn verbunden iſt, nicht 
nur nicht für unüberwindlich halten, fondern das Veberwinden diefer 
Schwierigfeiten ift vielmehr als eine Aufgabe zu betrachten, deren 25- 
“fung ſich verfchieben, aber nicht umgehen läßt, denn das Erreichen Des- 
jenigen, befien wir, um unfere natürliche Beftimmung zu erfüllen, be- 
- dürfen, kann ſchwer, aber nie unmöglich fein *). 


x 


*) Um Misverfländniffen zuvorzukommen, fcheint mir hier eine Furze Bemerkung 
nothwendig. — Wie Ariftoteles den Sag aufgeflellt, daß die Tugend in ber rechten 
Mitte zu fuchen ſei fo hat man in neuerer Zeit behauptet, daß folche Inſtitutionen 
bie Wohlfahrt des Staates am meiften beförbern, bei denen man zwifchen ben ſich ent⸗ 
gegenftehenden Prinzipien die rechte Mitte zum halten verflanden hat. So wahr bie- 
fer Sag ift, fo oft hat man ſich in ber praftifchen Anwendung besfelben getäufcht, 
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Henntes Rapitel, 


Welche praktifche Folgerungen ergeben fich aus dem zweiten 
Geſetze des Fortichrittes. 


In der Bedeutung, welche die Mehrheit der Menfchen ben’ Begrif: 
fen Freiheit, Gleichheit und Nationalität beilegt und in welcher man 
diefelben daher al8 die herrfchenden Begriffen unferer Zeit betrach- 
ten fann: | 

ift die Freiheit die dem Einzelnen gegebene Möglichkeit, fo- 
wohl feine eigenen Kräfte als Alles, was ihn umgibt, felbftftändig zu 
gebrauchen; | 

das Prinzip der Gleichheit ift der Rechtsgrund, wonach Alle 
auf dieſelbe Freiheit Anſpruch machen; | 

das Prinzip der Nationalität die Anwendung bes Prin- 
zips der Freiheit auf jene Eigenfchaften, deren fich der Einzelne als 
Glied eines befonveren Volkes bewußt ift. 

Wenn nun die Richtung des Fortfchrittes immer von den herr- 


indem man angenommen, bie richtige Mitte fei dadurch zu erreichen, bag man fein 
Prinzip ganz ronfequent verfolgt. Nicht dadurch, dag man das Prinzip der Gentra- 
Iifation nirgends mit firenger Confequenz anwendet, Tann den Uebeln der Gegenwart 
abgeholfen werben, ja ich glaube bewiefen zu haben, daß das Aufgeben diefes Prin- 
zips innerhalb eines gewiſſen Kreifes die Vernichtung bes Staates, d. 5. die Ber: 
nichtung der erſten Bebingung der inbivibuellen Freiheit zur Folge haben würde. 
Dasjenige, worin meine Anfichten von denen, die man gewöhnlich befolgt, verſchieden 
find, befleht nur darin, daß ich den Staat nicht als einzigen Zweck, fondern vielmehr. 
nur als Mittel der Wohlfahrt aller Einzelnen betrachte und daher glaube, daß biefer 
Zwei nicht über die Mittel vergefien werben darf. Wie der Staat nur durch das 
Prinzip der Gentralifation erhalten werben kann, fo iſt es das Prinzip der individuel⸗ 
len Breiheit, worauf die Wohlfahrt bes Einzelnen beruht. Beide Prinzipien müflen 
mit der ſtrengſten Confequenz, doch jedes nur in einem beflimmten Kreife befolgt 
werben. Nur wenn in Allem was zum Kreife des Staates gehört, das: Marimum 
der Gentralifation, in Allem was außer biefem Kreife liegt, das Marimum der 
Derentralifation eingeführt ift, ift bas juste-milieu, bie rechte Mitte, gefunden. 
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fchenden Begriffen abhängt, fo folgt hieraus, daß die Schwierigkeiten, 
welche dem Fortfchritt in einer gewiſſen Richtung entgegenftehen, immer 
in dem Maße größer oder geringer fein müfjen, als diefe Rishtung mit 
ven Begriffen Freiheit, Gleichheit und Nationalität, in dem Sinne ge 
nommen, welchen man denfelben in unferer Zeit beilegt, mehr oder we- 
niger übereinftiimmen. Nur wenn die Richtung, in welcher man furt- 
fchreiten will, mit diefen Begriffen im Gegenfabe fteht, iſt der Fort⸗ 
fhritt ganz unmöglich. 

Denn wie bie Freiheit des menſchlichen Willens äußerlich durch 
jene Verhaͤltniſſe, in welchen er fich befindet, befchränkt ift, fo ift fie es 
Durch feine Vernunft, und der Menfch vermag Dasjenige, was mit feinen 
Begriffen über Das, was recht, nüglich und möglich ift, nicht überein- 
ſtimmt, nie ernftlich zu wollen. 

Sch habe im Verlaufe diefes Werkes öfterd auf den Unterfchien, 
ja Gegenſatz aufmerffam gemacht, welcher zwifchen dem Sinn, in wel- 
hem man die Begriffe Gleichheit, Freiheit und Nationalität im Staate 
zu verwirklichen gefucht, und jenem, welcher diefen Begriffen durch bie 
Mehrheit der Menfchen beigelegt wird, befteht. 

Bon feinem diefer Begriffe einzeln genommen läßt es fich fagen, 
daß ihre Verwirklichung in dem Sinne, dem man ihnen im Staate bei- 
gelegt, überhaupt unmöglich et. 

Im Berlaufe des ganzen Alterthums hat man die Freiheit in der 
Theilnahme an der Staatögewalt gefucht, und für dieſe eine abfolute 
Macht über alle Einzelnen in Anfprudy genommen. In jedem despo⸗ 
tifchen Staate ift das Prinzip der vollften Gleichheit, wenigftens was 
die Stellung der Einzelnen zur Staatsgewalt betrifft, verwirklicht, und 
auch für die Außerften Folgerungen dieſes Prinzips, das Uufhören des - 
Privateigentbums und der Samilie, fehlt e8 uns nicht an Beifpielen. 
Das Brinzip der Rationalität ift aber, wie uns die Gefchichte Tehrt, 
fehr oft als der Rechtsgrund der ausfchließlichen Herrfchaft eines Vol⸗ 
fes über alle übrigen betrachtet worden. — Woher kömmt e8 nun, daß 
die Verwirflichung dieſer Grundfäpe trotz der Confequenz, mit welcher 
man biefes Ziel verfolgt, troß der ungeheuren Mittel, welche dem 
Staate heutzutage zu Gebote ſtehen, und der Rüdfichtslofigkeit, wit 
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welcher man ſich derſelben in einer irreligiöfen Zeit bediente, wo man, fo oft 
es ſich vom Staate handelt, den Begriff ded Rechtes oder wenigſtens 
die Achtung vor demfelben verloren zu haben fcheint; woher Fömmt es, 
frage ich, daß trog al diefem Feiner dieſer Grundfäße im Staate ver- 
wirflicht werden Fonnte, ohne daß im felben Augenblid, wo man das 
Ziel fo langer Anftrengungen erreicht, zugleich eine Reaction gegen jene 
Berhältniffe, die man fo lange angeftrebt, entftanden wäre, nt das 
Beftehen derfelben wieder gefährdet wurde? 

Die erfte Urfache diefer unläugbaren Thatſache — ohne Zweifel 
darin, daß dieſe Begriffe in der Bedeutung, welche man denſelben in 
der Staatswiſſenſchaft beigelegt — wie ich im erſten Theile gezeigt 
habe — mit einander im Gegenſatz ſtehen; die zweite iſt aber ſicher 
darin zu ſuchen, daß Dasjenige, was man im Staate zu verwirklichen 
bemüht iſt, den Begriffen der großen Mehrheit nicht entſpricht. Eben 
weil jene Sreiheit, zu der ſich Die Mehrheit der Menfchen berechtigt 
glaubt, eine andere ift als jene, Die man ihr im Staate zu fichern 
fucht, ift die Mehrheit für den Genuß diefer politifchen Freiheit unfähig, 
und es ift unmöglich, diefelbe dauernd zu begründen, fo lange man 
hierbei eine Richtung befolgt, welche mit den SEIREDUNGEN aller Ein⸗ 
zelnen im Gegenſatz ſteht. - 

Allerdings koͤnnen fi) die herrfchenden Begriffe verändern, und 
bei dem bedeutenden Einfluß, welchen die Verhältniffe, in denen man 
fich befindet, auf die Geftaltung unferer Begriffe ausüben, Tönnen 
dieſe dadurch, daß der Staat mit der größten Confequenz eine ihnen 
entgegengefegte Richtung befolgt, allmälige Umgeftaltungen erleiden. — 
Selbſt die Möglichkeit einer vollkommenen Umgeftaltung läugne id) 
nicht. Wenn das Chriftenthum, wie Viele glauben, feine Macht auf 
das Gemüth der Menfchen verloren hat; wenn man bie Religion zur 
Dienerin des Staates gemacht, deren ſich diefer als Polizeiauftalt und 
zur VBerherrlichung feiner Befte bedient; wenn man den Kreis der 
Staatögewalt immer weiter ausdehnt, bis der Einzelne aller Mittel 
feine Selbftftändigfeit zu erhalten beraubt, Alles vom Staate zu erwar⸗ 
ten gezwungen ift; wenn man Alles, was mit diefer Richtung im Ge⸗ 
genſatz fteht, im Keime zu erftidden weiß, jeden Gedanfen als Staats- 


! 
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verbrechen erklärt, jede entgegengefehte Regung mit den dem Staate zu 
Gebote ſtehenden Mitteln materieller Gewalt niederfehmettert; wenn mit 
einem Worte der Cäfarismus — als die einzige Form, in welcher eine 
vollfommene Unterwerfung des Individuums unter die Staatsgewalt 
bei der Größe aller Staaten: der Gegenwart moͤglich ift — ſich für 
längere Zeit befeftigt *): dann werden auch jene Begriffe, weldye mit 
dem Cäfarismus im Gegenfate ftehen, allmälig anderen Pla machen. — 
Die Staatögewalt, die ſich das Recht ihre Staatsangehörigen zu er- 
ziehen, zugeeignet, hat alle Mittel in der Hand, felbft die Gefinnungen 
ber heranwachſenden Gefchlechter nad) ihren Beduͤrfniſſen zu geftalten, 
und es mögen Zeiten fommen, wo fi die Menfchheit in ihrer voll- 
fommenften Unterwerfung unter die Gewalt des Staates — oder des 
Einzigen, der dem Staate vorfteht — eben fo befriedigt fühlen wird, 
als dies im Jahrhundert der Antonine der Fall war; nur das darf 
man nicht vergefien, daß dieſes erft dann gefchehen fan, wenn ſich die 
herrſchenden Begriffe der Gegenwart vollkommen veraͤndert haben, und 
daß eine ſolche Veraͤnderung nur das Reſultat einer langen Zeit 
ſein kann. 

Wie die Reihenfolge, in der ſich die Gedanken des Einzelnen ent⸗ 
wickeln, keine willkuͤrliche iſt, ſondern von den Begriffen, von welchen 
er ausgegangen, den ihn umgebenden Gegenſtaͤnden, die er mit ſeinen 


M. A. Romieu bat-in einer ſehr geiſtreichen Schrift „L’ere des Césars“, 
welche vor ein paar Jahren viel Aufſehen gemacht, den Satz aufgeſtellt, daß es Epo⸗ 
chen gebe, wo der Bäfarismus als die einzig mögliche Form des Staates zu betrach⸗ 
ten fei, und die Aufgabe, die er fich geftellt, ift der Beweis, daß fi} wenigftens Frank⸗ 
reich gegenwärtig in einer biefer Epochen befinde, — Es ift nicht der Ort, in eine 
erfchöpfende Würdigung ber durch Romieu vorgebrachten Gründe einzugehen; nur fo 
viel muß ich bemerfen, daß die wohlthätigen Folgen bes Säfarismus nothwendig von 
ber ruhigen Fortdauer desfelben abhängen und daß eine folde nur dann vorauszu⸗ 
fegen ift, wenn wenigftens jene Bölfer, welche in nahen Berührungen flehen, einem 
einzigen Cäfar unterworfen find. Der Gäfarismus in mehreren an Macht faft 
gleichen Staaten ift praftifh ganz unausführbar, weil der Caͤſarismus ohne große 
vom Bolfe ganz getrennte Heere, diefe ohne Kriege, und Kriege ohne das Streben, 
die Macht des Gegners dadurch zu fchwächen, daß man bas Volk gegen die befte: 
bende Ordnung aufregt, nicht zu denken find, 

I. 31 
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Sinnen erfaßt, den Begriffen Derjenigen, mit denen er in Berührungen 
gefommen, vor allem aber von ben dem menfchlichen Geiſte gegebenen 
Anlagen abhängt, wonach alles Denfen nur nach gewiflen Gefegen ge- 
fchehen kann: ebenfo ift dies bei Völfern, ja bei der ganzen Menfch- 
heit der Ball. 

Die herrſchenden Begriffe jeder Zeit find das Ergebniß jener Be⸗ 
griffe, von denen man ausgegangen, der Verhältniffe die man durch⸗ 
lebt, der Berährungen, in welche verſchiedene Völker als bie “Träger 
verfehiedener Ideen mit einander gefommen, enplich der ewigen Gefeße 
alles menfchlichen Denkens, denen auch die Reihenfolge, in welcher fidh 
bie herrfchenden Begriffe ganzer Bölfer entwideln, unterworfen ift. 

Hieraus folgt, Daß fi die herrfchenden Begriffe einer 
Zeit nie plöglich verändern können, daß mithin auch jede 
plöglihe Veränderung der Richtung des Kortfchrittes, weil 
biefe immer von den herrſchenden Begriffen beſtimmt wird, 
unmöglid fei. 

Wenn wir und nun davon überzeugt haben, daß es der Begriff 
ber individuellen Freiheit fei, der im Verlaufe der chriftlichen Civiliſa⸗ 
tion die Richtungen aller Beftrebungen beftimmt hat; wenn uns bie 
ganze Gefchichte den unwiderlegbaren Beweis liefert, daß jeder Fort⸗ 
fhritt, den wir feit Iahrhunderten gethan, darin beftand, daß der Ge⸗ 
nuß der individuellen Freiheit immer Mehreren, und wo fich die Gefit- 
tung am höchften entwidelt, Allen gefichert worden iſt; wenn wir end» 
lich fehen, daß trog aller Anftrengungen, welche man feit Jahrhunder- 
ten gemacht, um die Grundfäge des Alterthums zu verwirklichen, troß 
ber allgemeinen Beiftimmung, weldye dieſe Grundfäße in ber Theorie 
gefunden, die praftifche Verwirklichung derfelben immer — eben in den 
Begriffen der Mehrheit auf unüberwindliche Hinderniffe geftoßen ift: 
da muß man diefen Begriffen wohl mehr Kraft zumuthen, als daß 
man eine plögliche Veränderung derfelben als wahrfcheinlich annehmen 
fönnte, und daher auch die Verwirklichung jener Theorien, welche nicht 
nur der Communismus, fondern all Jene befolgen, die die Gewalt des 
Staates immer mehr auszudehnen, das Individuum immer enger zu 
befchränten ftreben, al8 ganz unmöglich betrachten. 
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Auch im Fall der größten Umwälzungen müßte das Prinzip der 
individuellen Freiheit einen größeren Einfluß auf die Geftaltung der 
'Zufunft ausüben, als man bemfelben jest einräumen will. 

Es ift uns Feine größere Umgeftaltung in ber Gefchichte befannt 
als jene, weldhe damals geihah, als das römifche Reich zu Grunde 
ging. — Wie alle politifhen und focialen Verhältniffe durch die ges 
waltfame Hand barbarifcher Völkerſchaften zerftört wurden, das große 
Reich in hundert Trümmer fiel, und die ganze Welt, über welche Rom 
geherrfcht, äußerlich eine neue Geftalt annahm, fo ift Die Umwaͤlzung, 
welche gleichzeitig in den Begriffen vor fich ging, vieleicht noch größer 
geweſen. | | 
Der herrfchende Begriff jener Völker, welchen Rom erlegen ft, 
war das Bewußtſein ber volften individuellen Freiheit, als deren 
Schranke Jeder blos die Oränzen der eigenen Kraft erfannte; der herr- 
ſchende Begriff des Chriftentkums, welches feinen Einfluß gleichzeitig 
zu verbreiten begann, war der Begriff der geiftigen Freiheit des Indi⸗ 
viduums und die Idee der Einheit des Menfchengefchlechts, nicht wie 
fie Rom verftanden hatte, durch die Unterwerfung Aller unter Die Ty⸗ 
tannei eines Volkes, ſondern als Ficchliche Gemeinſchaft aller Völker 
der Erde, zu der die geiftige Freiheit, welche das Chriftenthum in An- 
foruch nahm, führen ſollte. — Diefe Begriffe, fo wefentlich von jenen 
des Alterthums verfchieven, haben einer neuen Geſittung ale Aus» 
gangspunfte gebient und die Richtung beftimmt, in welcher die Menſch⸗ 
heit durch ein Sahrtaufend fortgefchritten ift, — und doch hat alles 
Diefes die Wirkungen des Alterthums auf unfere Eivilifation nicht zer⸗ 
ſtören fönnen, und troß der ungeheuren Umgeftaltung, welche das Ehri- 
ftenthum auf die Begriffe und Anfichten der Dienfchen hervorgebracht, 
find uns doch auch in diefer Hinficht wichtige Reſte der antifen Welt 
übrig geblieben: Ruinen der geiftigen Thätigfeit des Alterthums, welche 
für und wichtiger geworden als jene Riefenbauwerke, die wir nad 
Sahrtaufenden bewundern und nachzuahmen fireben. Wer kennt den 
Einfiuß nicht, welchen die Erinnerungen des römtfchen Imperiums, bie 
Refte der municipafen Einrichtungen, welde ſich mitten im Getümmel 
der Bölferwanderungen erhielten, und das römifche Recht auf unfere 
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ganze Geſittung ausgeübt? Wer kann ed Täugnen, daß das Streben 
nach individueller Freiheit im Verlaufe des ganzen Mittelalters durch 
den Wunfch, einen Fräftigen Staat zu begründen, durch das Streben 
nach municipalen Einrichtungen und die Begriffe des römifchen Rechtes 
mobifieirt wurde; ja daß der Einfluß diefer Ideen des Altertbums mit 
dem Wiedererwachen der Wiffenfchaften endlich fo groß ward, daß felbft 
jene Begriffe, von welchen unfere Gefittung ausgegangen, dadurch in 
ven Hintergrund gedrängt ſcheinen? Iſt es, auch im Falle daß man 
glaubt, die gegenwärtige Eivilifation gehe ihrem nahen Untergange ent- 
gegen, anzunehmen, daß dieſe weniger Spuren ihres Dafeins hinter fid) 
laffen werde? kann man glauben, daß fi} von dem Ehriftenthume, auch 
wenn man fich von den Dogmen besfelben abgewendet, nicht wenig- 
ſtens die Erinnerung einer durch anderthalb Jahrtauſende von der 
weltlichen Gewalt unabhängigen geiſtigen Gemeinſchaft, daß ſich von 
unſeren Rechtsanſichten, unſerer Weltanſchauung, ja ſelbſt von unſeren 
ſocialen Verhaͤltniſſen nicht Reſte erhalten werden, wodurch jene Be⸗ 
griffe, welche unſerer Geſittung als Grundlage gedient hatten, ebenſo 
einen bedeutenden Einfluß auf die Geſittung, welche der unſeren fol- 
gen fol, ausüben werben, als den Begriffen des Alterthums ein folcher 
Einfluß auf die Gefittung der neuen Zeit zuerfannt werden muß? 
Selbſt im Sale wir uns an der Schwelle einer neuen Geflttung 
befänden und jene Begriffe, durch welche die Richtung, in der wir vor- 
gefchritten, bisher beftimmt wurde, andern Plab machen follten, wäre 
das Streben, die Freiheit des Individuums noch mehr als jet zu be- 
fhränfen, ein verfehltes. Da das Gebäude jeder neuen Givilifation 
immer großentheild aus den Trümmern derjenigen, bie ihr vorange- 
gangen, befteht, fo ift vorauszufehen, daß das Prinzip der individuel⸗ 
len Sreiheit auch im Kreiſe der Gefittung,. welche der unferen folgen 
wird, immer eine bedeutende Stelle einnehmen muß. Wie follte dieſes 
Streben jebt feinen Zwed erreichen, wo wir fehen, daß in dem Maße 
als die Macht des Staates abfoluter geworden, auch die Reaction ges 
gen diefe Macht immer ftärfer wird, daß auch durch. das Nivellement 
aller Klaffen, worurh man den Staat gegen die Möglichkeit jedes 
MWiderftandes fichern wollte, nichts erreicht worden fei, als daß das 


— 15 — 


Beduͤrfniß, die Staatsgewalt zu befchränfen, nun durch alle Klaſſen 
gleich gefühlt wird und der Drang nad) dem Genuß der individuellen 
Freiheit um fo heftiger geworben ift, als man ſich nach fo vielen traus 
rigen Erfahrungen davon überzeugt, daß bie politifche Freiheit, welche 
man als Erfat der individuellen Selbftftändigfeit betrachtet, in größe: 
ren Staaten unendlich fchwer zu begründen fei und dem Einzelnen we- 
niger gewähre, als er von ihr erwartet hat. 

Der unläugbare Charakterzug unferer Zeit ift ber Individualis⸗ 
mus. Alles, was ſie Großes geleiſtet und Alles, was wir an ihr ver⸗ 
dammen, iſt auf dieſelbe Quelle zurückzuführen. Ueberall tritt uns das 
Streben des Individuums ſich geltend zu machen, feine geiſtigen und 
materiellen Kräfte zu entwickeln, Alled, was es umgibt, feinem: Willen 
zu unterwerfen und zu feinen perfönlichen Zweden zu gebrauchen, ent- 
gegen. Jeder Bortfchritt, auf welchen Gebiete er auch ſtatt habe, ift 
ein Ergebniß des Strebens der Individuen nach immer größerer Macht, 
d. h. immer größerer Freiheit, es ift daher unmöglich anzunehmen, daß 
die Menfchheit da, wo es ſich vom Staate handelt, gerade die entgegen- 
geſetzte Richtung befolge, und die Befriedigung, die fie überall durch 
die Freiheit zu erringen a hier in ber en Unterwer- 
fung fudhe. 

Man kann diefe Richtung unferer Zeit ua kann die Größe 
des Altertbums bewundern, und fi in eine Zeit zurüdfehnen, wo fich 
Jeder als Theil eines Ganzen fühlte, dem er felbft fein Leben willig 
zum Opfer brachte; als Thatfache Iäugnen kann man den Individua- 
lismus unferer Zeit nicht, und aus diefer Thatfache folgt, Daß jeder 
Fortſchritt auh im Staate mit.um fo weniger Schwierig- 
feiten verbunden fei, als derfelbe der allgemeinen Richtung 
unferer Zeit mehr entfpricht, und es ift wahrlich fonberbar, wenn 
die Behauptung: daß eine Beichränfung der Staatsgewalt mit Demje- 
nigen, was man feit 50 Jahren gethan, im Gegenfab fiehe, als Grund 
gegen die Ausführbarkeit verfelben angeführt wird; da eben Das- 
jenige, was man feit 50 Jahren gethan, fich überall als unhaltbar, 
überall als eine Quelle fortwährender Umwälzungen erwiefen hat. 

Richt die Gleichheit in der Abhängigkeit von einer ganz abfo- 
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luten Staatsgewalt — die Gleichheit im Genufſe der indivi— 
duellen Freiheit iſt es, wonach das Streben Aller gerichtet 
iſt; nur wenn wir und in dieſer Richtung vorwärts bewegen, iſt der 
Fortſchritt mit den herrfchenden Begriffen im Einklang, und Daher ift 
auch der Fortfchritt für unfere Zeit nur in diefer, Richtung möglich. 
Da nun der Genuß einer gleichen individuellen Freiheit für Alle 
zwar das Beftehen einer flarfen Staatsgewalt erfordert, aber fo lange 
der Staat feine ganz abfolute Gewalt auf Alles erftredt und Jeder dem 
Staate vereinzelt und hülflos gegenüber ſteht, d. h. jo lange man an 
ben gegenwärtigen Einrichtungen des Staates fefthält, nicht zu erreichen 
ift, fo ergibt e8 fi von felbft, daß eine bedeutende Beichränfung der 
Staatsgewalt — nicht in Hinficht ihrer Macht, fondern in Hinſicht des 
Kreifes, auf den fidy Diefe Macht erftredt, fo Iange fich die herrſchenden 
"Begriffe der Gegenwart nicht verändert haben, als der.einzige Weg 
betrachtet werben müffe, auf welchem dem Kortichritt Feine unüberwind- 
lichen Hinbernifie entgegenftehen. 


Behntes Bapitel. 


Praktiſche Folgerungen des dritten Gefeges. Bebürfniffe, welche 
30 einer Beichränkung der Staatsgewalt führen werden. 


Ich habe öfters gefagt und wieberhole e8 — indem Die enige- 
gengefehte Anficht die Quelle großer Irrthümer ift — daß die Mehr- 
heit der Menjchen flatt, wie man behauptet, zu DBeränderungen geneigt 
zu fein, vielmehr immer an dem Beftehenden fefthalte Kür Einzelne 
mag der Sat gelten, daß das Beflere der Feind des Guten fei, im 
Allgemeinen ift das Entgegengeſetzte wahr, ja felbft Das Schlechtere wird 
fih dem offenbar Guten, das längft unpaflend Gewordene wird ſich 
der zweckmäßigen Neuerung gegenüber erhalten, fo. lange es nur eriräg- 
ich iſt. Ale, die fich je mit Neformen befchäftigt, haben es erfahren 
müflen, daß die Menfchen felbft das Vernünftige, wenn es mit ihren 


— 487 — 


Gewohnheiten im Gegenfag fteht, erft dann ergreifen, wenn fie dazu 
gezwungen find, und daß feine größere Veränderung für die Dauer 
möglich ift, ehe biefelbe zum unabweislichen Beduͤrfniß geworben ift. 

Wenn wir alfo auch davon überzeugt find, daß die Anwendung 
Des Prinzips der Selbftregierung (Selfgovernment) in all jenen Krei⸗ 
fen, wo diefes, ohne die Kraft des Staates zu gefährden, gefchehen kann, 
weil e8 die Entwidlung ſcharf ausgeprägter Individualitäten befördert, 
ohne die gegenfeitigen Berührungen derfelben zu hindern, dem Fort⸗ 
fehritt am günftigften fei, und fomit der Beſtimmung des Menfchen 
beffer entfpreche als jene Formen, welche man in den meiften Staaten 
gegenwärtig eingeführt; fo folgt hieraus noch nicht, daß wir eine Um- 
geftaltung der Verhältniffe in diefem Sinne als nahe bevorftehend be- 
trachten können. Ja es ift ganz gewiß, daß ſich das Beſtehende fo 
lange erhalten wird, als dies nur immer thunlich ift, und zwar um fo 
mehr, als mach einer Zeit großer Aufregungen und Kämpfe, wie jene 
die wir durchlebt, das Berürfniß nad Ruhe und Stetigkeit immer am 
größten iſt. Nur wenn man fih davon überzeugt, daß die Berände- 
rungen des Beftehenden zur unabweislichen Nothwendigkeit geworben, 
daß eine Befchränfung der Staatsgewalt ein Bepürfniß 
ber Gegenwart fei, dann mag ſich die Staatswiſſenſchaft und Kunft 
damit befchäftigen, wie biefe Veränderung in den einzelnen Ländern am 
leichteften gefchehen Fönne; denn nicht Darin, daß fie fich mit der Zu⸗ 
kunft befchäftige, liegt die Aufgabe der Staatswifienfchaft, nur in fo 
fern fie die Srage zu Iöfen vermag, wie den Bebürfnifien der Gegen- 
wart entiprochen werden Eönne, kann fle auf praftifche Bedeutung An- 
ſpruch machen. 

Um bei Beantwortimg dieſer lebten und wichtigften Brage, von 
welcher der praftifche Werth meiner Arbeit abhängt, Har zu fein, halte 
ich es für nothwendig, den Gegenftand zu theilen. 

Auch wenn wir die geiftige und materielle Entwidlung des Ein 
zelnen — bie größtmöglichfte Wohlfahrt Aller — ale das Ziel unferer 
Beftrebungen betrachten, fo tft doch der Staat — wie Ich gezeigt — 
die erfte Bedingung jeder individuellen Freiheit, und hierdurch der geiſti⸗ 
gen und materiellen Entwidlung aller Einzelnen; wir wollen Daher 
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vor Allem unſere Auſmerkſamkeit den Beduͤrfniſſen des Staates zu⸗ 
wenben. 

Dann fol unterfucht werden, in wie fern eine Beichränfung der 
Staatsgewalt ein Bedürfniß für die Einzelnen fei, indem wir erft 
bie materiellen, dann Die geiftig-fittlichen Bebürfniffe derfelben ins 
Auge faſſen. 


Elftes Kapitel, 


In wie fern die Beſchränkung der Staatsgewalt ein Bedürfniß 
für den Staat iſt. 


Damit der Staat ſeine Aufgabe, welche in der Sicherſtellung der 
materiellen und moraliſchen Güter aller Einzelnen beſteht, zu löſen ver⸗ 
möge, muß derſelbe: 

a) nach außen vollkommen ſelbſtſtaͤndig fein; 

b) im Innern nicht nur gegen Umwaͤlzungen, ſondern auch gegen 
bie öftere Wiederholung gewaltfamer Angriffe bewahrt werben; 

c) er muß endlich jene Stetigfeit befigen, welche bie, Bedingung 
jeder nüglichen Thätigfeit des Individuums und die Gatantie aller 
Güter iſt; da in einem Staate, wo fich der Rechtskreis der Individuen 
fortwährend verändert und jene Verhältnifie, von welchen der Einzelne 
in feinen Berechnungen ausgehen muß, immer wechleln, aud für bie 
materiellen und moralifchen Güter desſelben Feine Sicherheit befteht. 

Bei der Größe aller Staaten der Gegenwart bedarf jeder einzelne 
Staat bedeutender Mittel, um feine Selbftftändigfeit zu wahren, und nur 
in dem Maße, als er die Mittel, eine große Macht und zwar anhal⸗ 
tend zu entwideln, beit, ift feine Selbftftändigfeit als gefichert zu ber 
trachten. 

Soll der Staat vor gewaltfamen Angriffen innerer Feinde bewahrt 
werden, fo müflen die Urfachen folcher Angriffe entfernt und der Staat 
jo eingerichtet fein, daß das Gelingen derfelben möglichft unwahrfchein- 
lich gemacht were. 
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Die gehörige Stetigkeit in den Verhaͤltniſſen iſt aber nur da zu 
finden, wo praktiſche und ſociale Inſtitutionen beſtehen, welche ihrer Na⸗ 
tur nach dem ploͤtzlichen Wechſel entgegen wirken. 

Wenn es ſich erweiſen laͤßt, daß eine Beſchraͤnkung der Staats⸗ 
gewalt auf all dieſes eben ſo guͤnſtig einwirke, als das Syſtem ſtarrer 
Centraliſation, wie ich im Verlaufe dieſes Werkes bewieſen zu haben 
glaube, eben aus dieſem Geſichtspunkte betrachtet unſeren Anforderun⸗ 
gen nicht entſpricht, dann kann der Sag, daß die Beſchraͤnkung ver 
Staatögewalt ein wirkliches Bedürfniß des Staates. fei, nicht in Zwei⸗ 
fel gezogen werben. 

Ich muß bemerfen, daß, da der vorliegende Gegenftand mit je- 
nem, welchen wir im vierten Buche behandelt, in genauer Verbindung 
fteht, ich im Folgenden Manches Furz zu berühren genöthigt fein werde, 
was ich ſchon dort weiter entwidelt habe, wofür ich den Leſer im vor- 
aus um Entichuldigung bitten muß. 

Es wird, glaube ih, Niemand. behaupten, daß der Staat blos 
durch materielle Mittel und durch die zweckmäßige Organifation feiner 
adminiftrativen Behörden mächtig fein, ja daß er, wenn ihn nur dieſes 
hält, auch nur für die Dauer beftehen koͤnne. Die unläugbare That⸗ 
fache, daß der Einfluß, welchen einzelne Staaten ausüben, niemals im _ 
genauen Berhältniß zu ihrer Größe und zu den materiellen Mitteln, 
über die fie verfügen, fteht, beweift offenbar das Gegentheil. Jeder 
Staat bedarf einer Idee, wodurch feine materiellen ‚Kräfte zufammen- 
gehalten, wodurch fie zum gemeinfamen Zwede in Bewegung geſetzt 
werben. Sei es Die Begeifterung für eing große Berfönlichfeit, Die 
Treue, mit der alle Bewohner ded Staates ihrem Herricherhaufe 
in dem Bewußtfein ergeben find, daß das Recht, nad) welchen jenes 
den Thron befigt, nur Die Krone des Baumes fei, worauf alle Rechte 
‚der Einzelnen ſich entwidelt haben; fei es das Gefühl der Nationalität, 
deren Stellung von dem Beftehen des Staates abhängt, oder die Macht 
langer Erinnerungen, welche alle Bewohner des Staates zufammen- 
hält: ohne den Kitt einer Alles durchdringenden Idee kann fein Staat 
für die Dauer beftehen, ohne Gemeingeift, ohne PBatriotismus Feiner 
mächtig fein. Mens agitat molem, 
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Es ift nicht zu laͤugnen, daß wir in den Staaten der Neuzeit we⸗ 
niger Gemeingeift als in jenen des Altertbums, ja felbft in einzelnen 
Gemeinwefen des Mittelalters finden, und alle Wunder der Disciplire 
und des Ehrgefühls vermögen jene Begeifterung nicht zu erſeßzen, mit 
welcher der Bürger des Alterthums für feine Stadt geftorben iſt; üb⸗ 
rigens hat man Unrecht, wenn man biefe Erfcheinung der Entſittlichung 
unferer Zeit, ober gar, wie Viele glauben, dem Einfluſſe des Chriften- 
thums zufchreiben wil*). Die Urfache derfelben liegt theils in ber 
Größe der gegenwärtigen Staaten, theils darin, daß man durch Die 
Art, in welcher man Diefelben eingerichtet, das Entftehen eined Gemein- 
geiftes unmöglich gemacht hat. 

Ich glaube, daß die berühmten Worte des Dichters: „Nescio qua 
natale solum duloedine cunctos dueit”, auch damals als er fie fchrieb, 
trotz aller poetifchen Schönheit, etwas ganzes Unwahres ausgebrüdi 
haben. Wenn ber Menfch auch nur die erften Stufen der Gefittung zu⸗ 
rüdgelegt hat, ift jebes Gefühl mit feiner Ueberzeugung innig verwoben, 
ja zum Theil ein Ergebniß feiner Ueberzeugungen, und wenn der Bür⸗ 
ger des Alterthums fein Leben dem Baterlande willig zum Opfer brachte, 
fo mag das Berwußtfein, außer dem Kreife feines Staates auf Fein 
Recht Anſpruch machen zu Tönnen, und mit dem Untergang besfelben 
fammt Allen, die ihm theuer find, der Sklaverei verfallen zu fein, mehr 
dazu beigetragen haben als das unerflärliche Gefühl, welches Manche 
an ihren Wohnort gefeflelt. — Doch zugegeben, daß die Baterlands- 
liebe damals, als fi) das ganze Staatsgebiet vom nächften Hügel 
überfehen ließ, und die Bewohner eines unterjocdhten Staates nad) ber 
Willkühr des Sieged Ihrer Heimath entrifien werden Fonnten, blos 
eine Sache des Gefühle, eine Folge jener Anhänglichkeit geweſen fei, 
die Jeder für den Ort, wo er fein Leben zugebradht, empfindet, fo iſt 
dies doch für die Gegenwart unmöglich. 

Die Liebe zu einen Staate, von dem wir höchſtens die Karte voll- 
fommen fennen, ift eine andere ale die, mit der wir uns an Hain und 
Flur des Geburtsortes erinnern; bie Begeifterung, mit der man das 
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Vaterland jetzt vertheidigt, wo ſich bei feinem Untergang im naͤchſten 
Kreife des Einzelnen wenig verändert und nur das Heimweh nadı 
der verlorenen Freiheit die Bruft erfüllt, muß andere Grundlagen haben. 

Da der Staat der Gegenwart, zu ausgedehnt um mit den Sinnen 
erfaßt zu werben, uns nur als Begriff erfcheint, fo kann auch die An- 
hänglichkeit an denfelben nicht blos ein Ergebniß des Gefühle, es muß 
vielmehr größtenteils daß Refultat unferer Ueberzeugung fein. — Das 
Baterland ift viel zu groß, um als Ganzes durch Alle geliebt zu wer- 
den, nur weil es alled Dasjenige umfchließt und fichert, was jedem 
Einzelnen theuer ift, wird ſich die Mehrheit für dasſelbe begeiftern, 
und dad Maß der Baterlandsliebe hängt immer von der Zahl und 
Bedeutung jener Gefühle und Interefien ab, deren Befriedigung durch 
die Erhaltung des Vaterlandes bedingt ifl. Hieraus ergibt fih nun, 
daß, je mehr die Zahl jener Kreife, in welchen fich der Einzelne frei 
bewegen, die er überfehen, auf die er wirfen und für bie er daher auch 
empfinden kann, durch eine vernünftige Befchränfung der Stuatsge- 
walt zunimmt, auch die Anhänglichfeit an den Staat, und mit ihr 
die wahre Kraft desfelben zunehmen müſſe. 

Richt der Mechanismus der Staatsmafchine ift es, durch welchen 
der Staat feine Beftigfeit erhält. Die eine Kette, und wäre fie nod 
fo ftarf und fehwer, ift zu brechen, befonders da fortwährend an tau⸗ 
fend Orten unbemerft an ihr gefeilt wird; Die hundert und taufend 
Bande, welche die Bürger unter fih und Jeden an feinen engeren 
Kreis binden, bilden ein undurchdringliches Neb, eben weil Riemand 
die einzelnen Fäden, aus denen es befteht, zerreißen will. — Da nichts 
im Staate ift, was nicht in irgend einer Verbindung mit bemfel- 
ben fände, fo wird der Einzelne Durch jene Bande, Die ihn an 
feine Smilie, feine Gemeinde oder Grafſchaft, an eine induftrielle 
Geſellſchaft oder die Kirche binden, zugleich fefer an den Staat ges 
kettet. Je freier er ſich fühlt, je weniger er durch äußere Zeichen 
an feine Abhängigkeit vom Staate erinnert wird, deſto größer ift 
biefe, denn nur wenn er alle Bande, die ihm heilig find, zerriflen, Fönnte 
er fih von derfelben befreien. Uebrigens muß uns ja das Beifpiel der 
Schweiz im Mittelalter, Hollands im 16. und 17. Jahrhundert, Eng- 





a ae 


— 492 — 


lands und der Nordamerikaniſchen Freiſtaaten in der Gegenwart am 
beſten davon überzeugen, daß eine vernünftige Beſchraͤnkung der Staats⸗ 
gewalt zu Gunften einzelner Theile. und Gemeinden des Staates, weit 
entfernt, die Einheit des Staates jedem dußeren Angriff gegenüber zu 
(odern, vielmehr ein Gefühl der Einheit hervorrufe, wie wir es nur 
in fo eingerichteten Staaten finden. 

Doc laſſen wir das; die Politik hat ſich mit Thatfachen, nicht 
mit Gefühlen zu befchäftigen. Den fehlenden ‘Batriotismus wird Das 
Eonferiptionsgefeß und eine gute Disciplin, die Liebe zum angeflamm- 
ten Herrfcherhaus eine wohlorganifirte Polizei erfegen. Der ift ein 
Thor, der die Selbftftändigfeit des Staates heutzutage auf die Bater- 
Iandeliebe baut, ihre Garantie, die einzige, deren wir bedürfen, ift eine 
gut gefchulte Armee. 

Ob Biele meiner Leſer diefe Anfichten theilen, ift mir unbekannt, 
daß fie bei Einigen vorherrfcht, deſſen bin ich gewiß. Faſſen wir daher 
den vorliegenden Gegenftand aus biefem Standpunkte ins Auge. 

Zugegeben, daß die Selhftftändigfeit des Staates ausſchließlich 
von dem Beftehen einer großen wohlgeorbneten Kriegsmacht abhinge, 
die Bedingung einer georbneten Kriegsmacht — find wohlgeordnete 
Finanzen; je weniger Wichtigkeit man daher der Baterlandsliebe und 
den geiftigen Potenzen zufchreibt, je materieller man den Staat ing 
Auge faßt, deſto mehr muß man zugeben daß die Selbftftänvigfeit 
desfelben wie die des Einzelnen vor Allem durch feinen Haushalt be⸗ 
dingt fei. - he, _ 

‚Bei der großen PVerfchievenheit der finanziellen Lage, in welcher 
fich die verfchledenen Staaten befinden, und der Weitlaͤufigkeit, die es 
erfordern würde, wenn man auch nur jene finanziellen Schwierigkeiten 
aufzählen wollte, die allen Staaten gemeinfam find, Fann ich hier nicht 


‚ näher in dieſen Gegenftand eingehen; es wird, wie ich glaube, auch 


ohne fpeciellen Beweis zugegeben werben, baß die Adhillesferfe aller 
Staaten neuerer Zeit in deh Finanzen zu fuchen fe. Wer daran 
zweifelt, den kann das Beſtehen des Börfenfpield in allen neueren 
Staaten von diefem Optimismus heilen. | 
Daß man in. Staaten, wo Alles, was die öffentliche Sicherheit 
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auch nur im mindeſten gefährden könnte, verhindert wird, wo man Jene, 
Die gegen bie öffentliche Verwaltung in irgend einer Art Mistrauen zu 
verbreiten fuchen, ftrenge beftraft, jeben Verein, um den ‘Preis der Ar- 
beit zu fteigern, unterfagt, und Geſetze gegen den Wucher madıt: daß 
man in folchen Staaten Vereine duldet, die über den Credit des Staa- 
te8 unumfchränft entfcheiden, durch Gerüchte das öffentliche Vertrauen 
untergraben, Vereine, bie den Preis des Geldes zu beftimmen fuchen, 
und in Hinficht ihres Gewinnes größtentheild auf Dasjenige angewie- 
fen find, um was ber Zinsfuß, für welchen man dem Staate borgt, 
den durch das Geſetz für die Einzelnen feitgefeßten überfteigt; daß man 
in Staaten, wo man Alles centralifirt, eben die Regelung der Geld- 
verhältniffe der Gewinnſucht Einzelner überlafien hai, die zum Theil 
nicht einmal einem gewiſſen Staate angehören, und bei jeder Finanz⸗ 
noth, zu deren Erzeugung man ihnen alle Mittel an die Hand gege- 
ben, oft am meiften gewinnen, und alles Diefes duldet, blos weil man 
Dazu gezwungen ift und der gegenwärtige Zuftand der Finanzen die 
Börfe unentbehrlih macht: das ift eine Thatfache, die jeden Beweis des 
Sapes, daß ſich die Finanzen der verfchiedenen Staaten in feinem 
glänzenden Zuftande befinden, überflüffig macht. 

Alle Staatsmänner haben ihre Aufmerkſamkeit diefem Punkte zu- 
gewandt, Niemand Täugnet, daß es für den Staat Fein dringenderes 
Bedürfniß gebe als jenes, daß das zerftörte Gleichgewicht zwifchen den 
Einahmen und Ausgaben hergeftellt werde, 

Wie Fann dies gefchehen? 

Ich Habe alle Achtung vor der Finanzwiſſenſchaft und Finanzkunft, 
übrigens hat uns die Erfahrung beiiefen, daß es hierzu nur zwei Jeder⸗ 
mann befannte Mittel gibt, die Feine Kunſt erſetzen kann. 

Man muß die Einnahmen vergrößern oder die Ausgaben reduciren, 
alles Webrige ift — man verzeihe mir den Ausdrud — eine Schwin- 
delei. 

Die Behauptung, daß die finanzielle Lage des Staates blos von 
dem Bertrauen abhänge, und weil der Staat unfterblich tft, der Aus- 
fall in den Einnahmen immer durch Anleihen gededt werden Fönne, 
ft nichts als eine Zäufhung. — Wie Neder, fo haben viele Finanz⸗ 
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minifter nach ihm, die man, als fie ihren Plag einnahmen, mit Jubel 
“ begrüßt, erfahren müflen, daß das öffentliche Vertrauen, beſonders wenn 
es einmal wanfend gemacht worden ift, reeller Stützen bebürfe, und 
daß der Staat, eben weil er unfterblidy ift, den Banfrott erleben müſſe 
und die Abrechnung mit feinen Gläubigern nicht weinenden Erben 
überlaflen könne. 

Durch weldyes der beiden Mittel kann nun wohl das geftörte 
Gleichgewicht der Finanzen hergeftelt werden? 

Da die direrten nnd indirecten Einnahmen in mehreren Staaten 
faft die Hälfte, in manchen faft die ganze Summe des in denſelben 
. eirenlirenden Geldes ausmachen, und die Eintreibung diefer Steuern 
im Berhältniß mit geringen Schwierigkeiten verbunden ift, ja felbft ver 
Drud weniger empfunden wird, als dies früher bei viel geringeren 
Staatseinnahmen der Fall war, fo können wir und damit fehmeicheln, 
daß wir e8 in der Kunft der Befteuerung ziemlich weit gebracht haben. 
Ja ich gebe zu, daß wir hierin noch immer nicht die äußerfte Graͤnze 
erreicht haben. Bei der Schnelligkeit der irculation kann auf dem 
Wege indirecter Steuern eine im Bergleiche des im Staate circufiren- 
den Geldes unglaubliche Summe aufgetrieben weten. Nur ift hierbei 
nicht zu vergeflen, daß die Eintreibung jeder inbirecten Steuer mit gro- 
fen Ausgaben verbunden ift, und weil fie eine Bertheuerung jener 
Gegenftände zur. Folge hat, Die man damit belegt, nicht nur die Ein- 
nahmen, fondern zugleich aud die Ausgaben des Staates vermehrt; 
daß die Bergrößerung der meiften Steuern über ein gewilfes Maß, 
ftatt die Einnahmen des Staates zu vermehren, wie wir dies an Zöllen, 
Wein- und Bierfteuer jehen, diefelben vermindere, daß endlich ein Zu⸗ 
ftand, wo Die laufenden Ausgaben blos Dadurch gebedt werden können, 
dag man die reelle Steuerkraft des Staates in Anfpruch mimmt, noth- 
wendig zu einer Störung des finanziellen Gleichgewichtes führen müfle, 
da jeder Staat zu gewiflen Zeiten zu außerordentlichen Anftrengungen 
genöthigt if. Aus allem Diefem ergibt fi, daß die Herftellung des 
finanziellen Gleichgewichts Durch Die Vermehrung der Staatseinnahmen, 
wenn and möglich, Doch immer mit großen Schwierigfeiten verbunden 
fei, um fo mehr, als jede Vermehrung der Steuern die Staatsgewalt 
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depopulariſtrt und den Feinden der Ordnung als Agitationsmittel 
dient. 

Der ſichere Weg iſt gewiß der der Reductionen, und daher ſehen 
wir auch, daß trotz des unangenehmen Klanges, welchen dieſes Wort 
für Viele hat, doch jede Finanzverwaltung nach verſchiedenen Verſu⸗ 
chen immer am Ende auf die Nothwendigkeit der Reductionen zurüd- 
koͤmmt. 


Doch worin ſollen dieſe Reductionen beſtehen, welchen Theil jener 
ungeheueren Laſt, welche den Staat gegenwärtig faſt erdrückt, können 
wir abwälzen, ohne daß die Ehre und Sicherheit des Staates gefähr- 
det werden?! 


Bon jener Laft, welche wir in Folge der Staatsfchuld zu tragen 
haben, kann feine Rede fein. Auch abgefehen von jeder moralifchen 
Rückſicht ift jeder Staatsbanfrott für den größeren Theil der Staats: 
angehörigen mit größerem Schaden verbunden als jene Laft, bie fie 
zur Berzinfung der Staatsichuld zu tragen haben. Es ift Die Rebuc- 
tion der Kriegsmacht, die man gewöhnlich als das Mittel, Durch wel⸗ 
ches die Franken Sinanzen bergeftellt werben follen, vor Allem anzu- 
führen pflegt. 

Daß eine Reduction ver flehenden Heere überall wünfchenswerth _ 
wäre und man jeden Staat beneiven Tann,’ ber durch feine ifolirte 
Lage, wie England, oder weil er allein fteht, wie die Norbamerifani- 
fhen Freiſtaaten, nur einer geringen bewaffneten Macht bedarf, Tiegt 
außer allem Zweifel; eben fo gewiß ift es aber, daß fich bie meiften 
"Staaten Europas in einer ganz verfchiedenen Rage befinden, und daß, 
fo lange der Friede der Welt bebroht fein kann, eine bedeutende. Re⸗ 
duction der bewaffneten Macht um fo weniger möglich fei, al® bie 
jebige Kriegführung Waffengattungen erfordert, die, um ihrem Zwed 
zu entfprechen, einer längeren Bildung bevürfen, und daher nicht erft 
im Augenblid der Gefahr eingereibt werben können. — Ob und auf. 
welche Art Erfparniffe in dem Kriegsmaterial bezweckt werben Fönnten, 
ift mir unbefannt, Daß aber der Sol und die Verpflegung kaum nie- 
driger geftellt werben kann, ſcheint mir gewiß, und ich bezweifle fehr, 
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ob unter den gegebenen Berhältniffen felbft Jene, die fi am meiften 
“gegen die Größe des Kriegsbudgets erhoben, in den metften Ländern 
Veränderungen vorzufchlagen im Stande wären, durch welche, ohne Die 
Stellung des Staates zu gefährden, ein bedeutendes Grfparniß in die⸗ 
fen Ausgaben erreicht würde, 

Bon der Givillifte, die man mehr um gegen das Königthum zu 
agitiren als im Intereffe der Finanzen hervorhebt, wird jeder Unbefan- 
. gene zugeben, daß diefelbe in Heineren Staaten, bejonders nachdem man 
die Staatsdomäne und das Privateigenthum der herrfchenden Familie 
veräußert, öfters drückend fei; daß aber in größeren die Eivillifte einen 


fo Kleinen Ouotienten der Staatsausgaben ausmache, daß es bei dem. 


unläugbaren Einfluß, welchen eine Hofhaltung auf das Entftehen meh- 
rerer Duellen der Einnahmen ausübt, noch zweifelhaft bleibt, ob durch 
bie Erfparung der 30 Millionen Francs bei einem Budget von 1500 
Millionen die Finanzen des Landes im Ganzen etwas gewinnen 
würben. 

Je länger man die einzelnen Auveige der Staatsausgaben im De- 
tail unterfucht, defto mehr wird man fi) Davon überzeugen, Daß der 
einzige, wo unter den gegenwärtigen Berhältniffen eine beveutende Re⸗ 
duction der Ausgaben, ohne die Würde und Selbftftändigfeit des Staa⸗ 
tes zu gefährben, möglich ift, in dem Departement der inneren Berwal- 
tung zu fuchen fei. 

Man nehme das Budget irgend eines Staates zur Hand, den 
man nad den durch Die franzöfifche Revolution aufgeftellten Berwal- 
tungsgrundfäßen eingerichtet hat, und fehe einmal die einzelnen Po- 


ften durch. Man wird überall eine im Vergleiche ver Zeit, welche der 


Revolution vorausgegangen iſt, ungeheure Bruttveinnahme finden. 


Die Ausgabe, welche die Berzinfung der Staatsfchuld erfordert, ift. 


überall fehr bebeutend; die Flotte und das Heer nehmen große Sum: 
men in Anſpruch, und obwohl man dem Königthum in neuerer Zeit 
vielleicht nirgends der Vorwurf machen Fann, daß es, wie Ludwig XIV. 
gethan, die Einfünfte des Staates für feine eigene Pracht und Ver⸗ 
grügungen vergeubdete, jo kann man auch die Eivillifte zu hoch finden; 
bie bei weiten größte Ziffer ift aber auf jeden Fall jene, die für die 
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innere DBerwaltung des Staates im weiteften Sinne in Anfprudy ge 
nommen wird ®). ur 

Es ift der Unterfchied zwifchen der Brutto- und Rettoeinnahme, 
durch die ungehenern Verwaltungsfoften erzeugt, woran bie Finanzen 
aller Staaten leiden. 

‚ Denken wir uns irgend einen Privatmann in berfelben Lage **). 
Wenn er fi) davon überzeugt, daß er troß ungeheurer Einnahmen 
faum fo viel zu erübrigen im Stande iſt, daß er die auf feinem Ei- 
genthum laftende Schuld zu verzinfen und eine feinen Berhältnifien 
angemefjene Stellung einzunehmen vermag, vor jedem Unfall, jeder un- 
vorhergefehenen Ausgabe aber zittern muß, weil feine gewöhnlichen 
Bebürfnifje feine ganzen Einnahmen erfchöpfen, daß mit einem Worte, 
in feinem Haushalte Veränderungen nothwendig geworben find, ba 
würde wohl jeder vernünftige Menfch, weil es beſſer ift eine befchei- 
denere Stellung mit Sicherheit einzunehmen als die höchfte, die uns 
dem Untergange entgegen führt, im äußerften Fall felbft jene Ausgaben 
befchränfen, von welchen feine Stellung bebingt ift, doch ficher erft 
dann, wenn er fidy überzeugt, daß ihm Fein anderer Ausweg geblieben 
if. So lange durd) eine Veränderung in dem Verwaltungsſyſtem Die 
Nettoeinnahmen vermehrt, und dadurch das richtige Verhältniß zwifchen 
Einnahmen‘ und. Ausgaben hergeftelt werben kann, wird fein Ver⸗ 
nünftiger feine Stellung aufgeben wollen. 

Und ift dies nicht auch bei dem Staate der Fall? - Eine Stellung, 
welche die finanziellen Kräfte des Staates überfteigt, Tann für bie 
Dauer nicht behauptet werden, und es ift immer befler, ſich eher zu 


*) Hierunter find die Ausgaben für den Eultus, den man in manchen Staaten 
auch ſchon mit der Polizei vereinigt, für den öffentlichen Unterricht, den man ver: 
möge bes Zweckes, welchen man dabei verfolgt, füglich demfelben Departement zus 
zählen könnte, und für die durch ben Staat geleiteten Arbeiten zu verflehen. 

»9) In Hinficht der Finanzen find die Verhältniffe des Einzelnen nicht nur als 
ein Bild für jene des Staates zu betrachten, deſſen man ſich zu Gleichniſſen bedie⸗ 
nen kann, ſondern als die beſte Schule. Wo es ſich von Zahlen handelt, verändert 
die Größe derſelben nichts, wenn nur das Verhaͤltniß dasſelbe bleibt, und das Ein⸗ 
maleins bleibt wahr, auch wenn man jeder Einheit fechs Nullen beifügt. 
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befchränfen, als man dazu gezwungen iſt. Doch iſt es wohl anzuneh⸗ 
men, daß man dieſes aͤußerſte Mittel, durch welches ſich das Ober⸗ 
haupt des Staates, ja aud der legte Bürger in feinen Gefühlen ver- 
legt, und in feinen Interefien beeinträchtigt fühlen muß, früher ergreift, 
als man fi) davon überzeugt, daß durchaus fein anderes übrig fei; 
daß man ernftlih an eine Reduction der Kriegsmacht oder gar an 
eine Devälvation der Staatsichuld denken fönne, d. b. daß man bie 
Ehre und Selbftftändigfeit des Staates aufs Spiel ſetzen werde, ehe 
man das große Buch des Staatshaushaltes poftenweis nod ein mal 
geprüft? Und es ift unmöglid,, dies zu thun, ohme zur Ueberzeugung 
zu fommen, daß man durch das Syſtem übermäßiger Gentralifation 
dem Staate gegenwärtig Laſten aufgebürbet hat, welche ihrer Natur 
nach nicht den ganzen Staat betreffen und ohne die minbefte Gefahr 
für denfelben Anderen übertragen werben fönnen. 

Jeder, der über die finanzielle Lage eben jener Staaten, die in 
diefer Hinfiht mit den größten Schwierigkeiten zu fämpfen haben, 
ohne vorgefaßte Meinung nachgedacht, muß zur Einſicht kommen, daß 
das Verhältniß zwifchen der Brutto- und Nettoeinnahme des Staates 
blos dadurch jo ungänftig geworben fei, weil man in ber Nothmendig: 
feit, die Einnahme übermäßig zu vermehren, auch foldhe Quellen ber 
Einkünfte in Anfpruch nehmen mußte, bei welchen die Eintreibungs- 
foften den größten Theil der Einnahme verzehren. 

Sch habe wenig Vertrauen auf theoretifche Gründe in der Politik. 
Auch der Flarfte Beweis, daß irgend etwas dem allgemeinen Beten 
förderlih fei, hat nur in fo fern einen Einfluß, als man fehr viele 
Einzelne davon zu überzeugen vermag, Daß dasfelbe auch zu ihren 
eigenen Laſten diene; deſto mehr baue ich auf den Einfluß zwingender 
Thatſachen. — Eben in der Größe der Staatsſchuld, in der Nothwen⸗ 
„digkeit, mächtige Heere zu halten, in der Schwierigkeit, die Einnahmen 
zu vermehren, und der Unmöglichkeit, die Ausgaben in dieſer Hinficht 
‚zu vermindern, in der finanziellen Lage der Staaten fehe ich die Ge- 
wißhelt der Veränderungen ihres Verwaltungsmehanismus: nur weil 
es ein unabweichliches Bedürfniß des Staates ift, wird die Staats⸗ 
gewalt in Hinficht des Kreifes, auf welchen fie fich erftredt, beſchraͤnkt 








— 419 — 


werden. Es iſt eine Revolution, die in jedem Staate der Finanzmi⸗ 
nifter vollbringen wird, und der wir um fo ficherer entgegen gehen, 
wenn wir in Außerer Hinficht der Ruhe genießen und fidy die Staats- 
verwaltung in der Hand eines abfoluten Monarchen befindet, deſſen 
Intereſſen mit jenen des Staated eben fo identifch, als von fenen der 
Bermaltung unabhängig find, und der, wenn ed feine Macht erfordert, 
fih in der Verfolgung feiner Zwede nicht durch Theorien ftören laſſen 
wird, die wahrlich nicht im Intereſſe des Königthums in die Politik 
eingeführt worden find. 


Wann man zu diefer Einficht Fommen wird, vermag wohl felbft 
in ben einzelnen Ländern Niemand zu beftimmen, nur fo viel ift gewiß, 
daß in dem Augenblid, wo durch bie finanziellen Schwierigkeiten die 
Frage entfteht, ob man die Mauern der Feftungen vernachläffigen ober 
die Actenftüde, mit denen man den Staat ummwallt, fchwinden laſſen, 
ob man die Zahl der für den Staat bewegten Federn ober jene ber 
- Bayonnette vermindern folle, auch die gegenwärtige, Negierungsform 
ihr Ende erreichen werde, ba dieſelbe, wenn fie auch alle anderen 
Vorzüge beftbt, auf jeden Fall die Foftfpieligfte von allen if. Eben 
weil die Politik nicht in die Reihe der fpeculativen, fondern in jene der 
praftifchen Wiflenfchaften gehört, wird man fich daher auch durch die 
große Idee, Alles aus einem Mittelpunfte zu leiten, von welchen Se- 
der, der an der Regierung Theil genommen, weiß, daß fie auch in 
centralifirtten Staaten ypraftifch unausführbar bleibt*) — nicht zur Be: 
folgung einer Richtung binreißen laſſen, welche mit ben un 
des Staates im Gegenſatz fteht. 


Idh Fenne jene Gründe, mit welden man zu bemeifen fucht, daß 


) Es mag in der Idee fehr ſchoͤn fein, daß die Angelegenheiten aller Gemein- 
den durch den Minifter des Iunern geleitet, oder wenigftens überwacht werben follen ; 
ich frage, ob es einen Minifter des Innern in größeren Staaten gibt, der jene Ge⸗ 
meinden, beren Berhältnifie ihm, wenn feine Leitung zwedmäßig fein fol, befannt 
fein müflen, auch nur ihrem Namen nad) herzuzaͤhlen vermöchte? — gi für 
das Departement des öffentlichen Unterrichtes u. ſ. w. 
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das Syſtem firenger Eentralifation eigentlich nur ſcheinbar Foftfpieliger 
als andere fei*); der wichtigfte ift gewiß der folgende. 

Da Dasjenige, was jebt durch den Staat geleiftet wird, wenn 
es nicht ganz unterbleiben joll, Anderen übertragen werden muß, fo 
fönnen die Erfparniffe der Staatsfafle den einzelnen Bürgern nicht zu⸗ 
gute Fommen, weil diefe Dasjenige, was fie jegt dem Staate geben, 
dann in bie Kafle jener Gemeinden und Genoflenfchaften bezahlen müf- 
fen, auf die man alle dem Gefammtftaate abgenommenen Functionen 
übertragen hat, ja es ift anzunehmen, daß durd das Aufgeben jener 
Einheit, welche jet in der Verwaltung herrſcht, die gleichen Refultate 
im Ganzen genommen größere Koften erfordern werben als gegen- 
wärtig. 

Ich antworte hierauf: 

1) Daß e8, wenn man Dasjenige, was durch Die Stantögewalt 
gegenwärtig an Wegebauten, Schulen, Errichtung öffentlicher Stellen 
u. f. w. angeblich blos im Intereſſe der einzelnen Gemeinden gefchicht, 
‚betrachtet, allerdings anzunehmen fei, daß Manches diefer Dinge, die 
wir blos der Borliebe einzelner Regierungsbeamten für gewifle Ver⸗ 
befierungen ober der Zubringlichfeit einzelner Gemeinden verdanken, bie 
dem Staatsſchatz gegemüber Feine Gränzen in ihren Forderungen ken⸗ 
nen, unterbleiben würde, wenn man das Recht, über die Nüplichkeit 
folder Einrichtungen zu entfcheiden, aber zugleich die Pflicht, die Aus- 
lagen derfelben zu beftreiten, den einzelnen Gemeinden übertragen würde. 
— Die Summe der Erfparniß, welche fih auf diefem Wege erwarten 
laͤßt, würde aber vielleicht Doch gering fein, da die einzelnen Gemein- 
ben flatt Defien, was jetzt angeblich in ihrem Intereffe durch den Staat 
‚ geihieht, manches Andere, von deſſen Nugen, ja Nothwendigkeit fie über- 


”) Wer Thatfachen mehr als Redensarten glaubt, braucht, um den wahren Werth 
biefer Gründe zu beurteilen, blos die Gefammtfumme Desjenigen, was bie Berwal- 
tung in England ober Ymerifa mit Dem, was fie in Frankreich Foftet, zu vergleichen, 
oder das Verhaͤltniß, welches zwifchen der Brutto und Nettoeinnahme irgend eines 
Staates, feit man das franzöftfche Verwaltungsſyſtem angeführt, und welches in dem⸗ 
felben Staate früher befand, zu beobachten. 
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zeugt ſind, und was ſie jetzt, trotz. aller Bitten, nicht erreichen koͤnnen, 
unternehmen wuͤrden; die Wichtigkeit ſolcher Erſparniſſe iſt aber ein⸗ 
leuchtend, da eben dadurch, daß man das weniger Rothwendige hint⸗ 
anſetzt, die Errichtung des Rothwendigen, oder wenigſtens durch die 
Gemeindeglieder fuͤr nothwendig Gehaltenen erſt moͤglich, und hierdurch 
die Wohlfahrt, oder wenigſtens die Zufriedenheit in den einzelnen Ge⸗ 
meinden befoͤrdert wird. 

2) Iſt es eine unlaͤugbare Thatſache, daß ſich zur Annahme von 
Gemeindeaͤmtern um einen im Verhaͤltniß viel geringeren Preis taug- 
Kiche Indivinuen finden laſſen, als zum Staatspienft, und das Beifpiel 
Der englifchen Friedensrichter zeigt, Daß dieſe Willigfeit, fich öffentlichen 
Geſchaͤften zu widmen, nicht von der Wahl abhinge, fondern vielmehr 
von dem Bedürfniß, in dem Kreife, wo man lebt, eine ausgezeichnetere 
Stellung einzunehmen, und dem Intereffe, welches die Bewohner einer 
Grafſchaft oder Gemeinde an der zwedmäßigen Leitung der öffentlichen 
Angelegenheiten haben, zuzufchreiben fei. Wie groß die Ausgaben find, 
welche unter den gegenwärtigen Berhältniffen blos durch das Bedürf⸗ 
niß, eine fo ungeheuere Zahl von Staatsbienern zu tontroliren, entftes 
hen, ift Senen, die fih mit dem Mechanismus der Verwaltung befaßt 
haben, eben fo befannt, als e8 Jedem klar fein muß, daß alle viele 
Ausgaben großentheild zu erfparen find, wenn man die Controle über 
bie Berwaltung ber Gemeinde, Grafichaft oder Provinz. Jenen über: 
trägt, die Dadurch zunächft berührt werben. 

3) Iſt die Behauptung, daß die Verwaltung dadurch Foftipielig 
werde, daß man ein großes Gebiet vertheilt, welches man früher aus 
einem Mittelpunkt verwaltet bat, ganz falſch. — Wie e8 in der Land⸗ 
wirthſchaft einen Grad der Zerfplitterung gibt, bei welchem die Bebau- 
ung des Bodens einen zu großen Aufwand an Zeit erfordert, d. h. 
zu Foftfpielig ift, ohne daß man darum behaupten könnte, die Verwal⸗ 
tung werde um fo wöhlfeiler, als das Gut größer ift, jo ift Dies bei 
jeder Verwaltung überhaupt der Kal. 

4) Würde auch, wenn man annimmt, daß die Verwaltung durch 
die Provinz, Grafſchaft oder Gemeinde um nichts wohlfeiler, ja daß 
fie Eoftfpieliger fei, eine Beichränfung der Stantsgewalt noch immer 
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vortheilhaft erfcheinen, und zwar Darum, weil die Schwierigfeiten bei 
der Eintreibung der Steuern nicht fo fehr von der Möglichkeit der ein⸗ 
zelnen Bürger, die Steuern zu bezahlen, abhängen, als ‚vielmehr von 
der Möglichkeit, diefelben von der Nothwendigfeit ihrer Steuern zu 
überzeugen, und weil es, wenn eine Weberlaftung des Einzelnen nicht 
vermieden werben kann, von ber höchſten Wichtigkeit für den Staat 
ift, daß dieſe Meberlaftung nicht der Staatsgewalt zugefchrieben werde. 
Kein praftifcher Staatsmann wird diefes Iäugnen. Es gibt That- 
fadhen, die fich nicht durch Ziffern ausprüden laflen, und die von ber- 
felben, ja oft von einer größeren Wichtigkeit für den Staat find als 
jene, welche wir in unferen ftatiftifchen Tafeln verzeichnet finden, und 
unter diefe gehört auch jene, ob man ſich den öffentlichen Laften mit 
mehr oder weniger Widerftreben fügt. — Die unläugbare größere Ber 
fteuerungsfähigfett in conftitutionellen Staaten ift ganz als das Er- 
gebniß dieſer Thatfache zu betrachten. Wenn nun die Beftenerungs- 
fähigfeit in dem Maße zunimmt, ald man fich den öffentlichen Laften 
williger unterwirft, diefes aber immer davon abhängen muß, in wie 
fern man von der Nothwendigkeit folcher Laſten überzeugt ft, fo muß 
dadurch, daß man alles Dasjenige, was nicht Direct zu den Beduürf⸗ 
niffen des Gefammtftaates gehört, von dem Budget Ddesfelben trennt 
und den im Staate befindlichen Heineren Gemeinfchaften überträgt, 
auch wenn. hierdurch die Geſammtſumme der Ausgaben nicht Kleiner 
würde, die Befteuerungsfähigheit des Ganzen zunehmen, da es nur 
hierdurch möglich wird, daß ſich jeder Einzelne von der Nothwendig- 
feit jener Ausgaben, die ihm vielleicht drüdend fcheinen, überzeuge. 
Jede Steuer ift drüdend. Wenn man Dasjenige, was felbft in 
Augenbliden großer Begeifterung für die Bedürfniſſe des Staates, ober 
irgend einer Gemeinfchaft, überhaupt für irgend einen öffentlichen Zwed 
in Folge öffentlicher Aufforderungen, durch willige Gaben zuſammen⸗ 
fließt, mit der Summe der öffentlihen Laften vergleicht, fo über: 
zeugt man fih, um wie Vieles das öffentliche Bedürfniß Dasjenige 
überfteigt, was felbft gute Bürger aus eigenem Antrieb beitragen wür- 
ben; jede Steuer muß daher jene Gewalt, durch welche diefelbe aufer- 
legt, und befonders diejenige, durch welche biefelbe unmittelbar eingetries 
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ben wird, nothwendig Depopularifiren. Ich frage nun, ob es, auch 
wenn wir annehmen, daß die Berwaltung durch die Gemeinde Foftfpie- 
liger, daß die Vertheilung ver öffentlichen Laften ungleicher fei, nicht 
höchft wünfchenswerth für den Staat fein müßte, wenn der größte 
Theil des mit jeder Befteuerung überall verbundenen Odiums von 
demſelben auf’ die einzelne Gemeinde, Grafichaft oder Provinz übertra- 
gen wird? | 

Ich babe im vierten Buche gezeigt, daß durch das Syſtem ſtarrer 
Centraliſation, welches man in Frankreich ſeit der Revolution befolgt, 
die Zahl der dem Staate drohenden Gefahren nur vermehrt, die Mittel 
des MWiderftandes vermindert werden. — Alled Dasjenige, dem wir 
den revolutionären Charafter unferes Jahrhunderts direct oder indirect 
zuzufchreiben haben, ift entweder als unmittelbare Folge der dem Staate 
gegebenen Einrichtungen zu betrachten, oder mit denſelben wenigitens 
im genauen Zufammenhang *). 

Unftreitig hat Dasjenige, was man zu thun genöthigt war, um 
das Brinzip der Gentralifation mit allen Folgerungen durchzuführen, 
die Achtung vor dem Geſetze, Die mit der Achtung des hiftorifchen Rechtes 
innig zufanmen hängt**), und den moralifchen Einfluß der Religion, 


*) Nichts Tann für den Staat gefährlicher fein als die Weberzeugung, daß 
Dasjenige, was der Berfafiung als Grundlage ober Zwed dienen follte, eine Fictivn 
fei, die mit der wirklichen Lage der Dinge im Gegenfaß ſteht. Wenn man daher 
in einer Monarchie der Staatögewalt nicht nur die Leitung der Gefanmtangelegen- 
heiten des Staates, feiner Berhältniffe gegen außen, und das Mecht der oberftien Auf: 
ficht, fondern die ganze Verwaltung, d. h. einen Kreis angewiefen hat, welchen aud) 
der größte Monarch nicht ausfüllen fann, und wo bas Meifte im Namen, aber nicht 
ducch die perfünlichen Entſchließungen des Fürſten geleitet wird, fo faun dies eben 
fo wenig zur Befeftigung biefer Staatsform dienen, als ein Staat, welcher politiſch 
frei fein fol, als gefichert zu betrachten iſt, wenn bie Freiheit, welche der Einzelne 
genießt, wie in den meiften Staaten der Gegenwart, nur als eine Fiction zu betrach⸗ 
ten if, — Nicht für Das, was man durch die politifche Freiheit direct erhält, für 
den geringen Antheil au der Regierung, fondern nur wegen Defien, was Ieber von 
ihr erwartet, hält der Einzelne feft an ihr. In dem Maße, als man, um. die poli- 
tifche Freiheit zu verwirklichen, die Freiheit des Individuums befchränft, Hat auch 
jene allen Werth für den Einzelnen verloren. 

*) Man hat oft behauptet, daß bie. politifche Freiheit nur da möglich fei, wo 


* 
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der nur da zu finden iſt, wo dieſe, von jeder Dienſtbarkeit des Staates 
frei, über dem Gewirr der politiſchen Parteien ſteht, ſtark erſchüttert; 
die meiſten Angriffe gegen die Staatsgewalt ſind aber ſicher den finan⸗ 
ziellen Einrichtungen des Staates und Dem zuzuſchreiben, daß bei einer 
Organiſation, wo man jeden Verwaltungsbeamten als Organ der Cen⸗ 
tralgewalt betrachtet, auch jeder Fall, wo ſich der Einzelne durch die 
Verwaltung in irgend einem Kreiſe verletzt oder beeintraͤchtigt fühlt, 
immer der Centralgewalt zugeſchrieben und als Mittel der Agitation 
gegen dieſelbe gebraucht wird ®). 


diefelbe ein Refultat der gefchichtlichen Entwicklung if. Im neuefler "Zeit ift ſo⸗ 
gar ein ganzes Buch zum Beweife des Sapes gefchrieben worben, daß die conſtitu⸗ 
tionelle Monarchie in feinem Staute Europas, außer England, möglich fei. Die Ur⸗ 
fache, der wir die geringe Dauer aller in neuerer Zeit gewaltfam, oder wenigftens 
plöglich eingeführten Verfaſſungen zuzuſchreiben haben, liegt darin, daß man dort, 
wo dem Gefek die Sanction der Gewohnheit fehlt, die Achtung vor demfelben durch 
Mittel materieller Gewalt erzwingen, und auf diefe Art, indem man ben Staat fichert, 
die Freiheit gefährden muß. Meberall, wo geordnete Nechtsnerhältniffe beſtehen — 
alfo in jeder Monarchie — iſt auch die conflitutionelle Freiheit, welche nur bie größte 
Garantie aller Rechtsverhältniffe fein fol, möglich; nur kann biefelbe Dadurch, daß 
man alle Rechtsverhältnifie plößlich verändert, daß man mit der Vergangenheit auf 
einmal bricht, nicht begründet werben. Die Hoffnung, daß da, wo man das Meifte, 
was durch Jahrhunderte als recht anerkannt wurbe, plößlich zerflört, irgend ein Ges 
feß, blos weil es vernunftgemäß ift, bei Allen ben gehörigen Grab der Achtung ges 
nießen werbe, ift eine täufchende. Wenn das Ideal Platon’s, daß der Staat durch 
Philoſophen regiert werden folle, nicht zu verwirklichen ift, um wie viel weniger 
ſiſt es zu erwarten, daß fich irgend je ein ganzes Volk von Philofophen zufammens 
finden werde! 

) Man hat den Feudalſtaat oft einer Kette verglichen, worin mehrere niebere 
Glieder immer von einem höheren abhängen, bis man endlich zu ben wenigen koͤmmt, 
bie in biefer Meihe am höchkten fiehen und von dem Königthum, welches als letzter 
Ring das Ganze zu tragen hat, unmittelbar abhängen. Ich glaube daß diefer Ber: 
gleich weniger auf den Feudalſtaat als auf den Beamtenflaat unferer Zeiten paßt, 
wo bie legten Glieder, da ihnen jede Grundlage im Volke fehlt, mit ihrer ganzen 
Schwere auf jener Kette laſten. Die complisirte Gliederung ber Verwaltung, weit 
entfernt, dem Staate als Stübpunft zu dienen, muß durch denfelben vielmehr getra- 
gen werben. Daß das Königthum da, wo es eine religidfe Sanction befigt und mit 
ber ganzen Gefchichte des Volkes ibentificirt ift, auch diefe Lafl zu tragen vermag, 
ift durch die Erfahrung bewiefen, doch ebenfo hat «8 füch gezeigt, daß ber innige 
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Da num diefe Hauptquellen fortwährender Aufregung gegen ben 
Staat durch nichts befier abgeleitet werben Fönnen, ald wenn man den 
Staat von jenem Theil der Ausgaben und der Verwaltung, welche 
nicht den gefammten Staat betreffen, befreit, jo muß eine Befchränfung 
der Staatögewalt in diefem Sinne zur Befeftigung des Staates beitra: 
gen, und in einer Zeit, wo die Aufregung gegen bie Staatsgewalt 
fo gefahrbrohend geworben ift, als ein wahres Beduͤrfniß anerkannt 
werden. 

Sehr Biele glauben, das Beſtehende könne nur durch den Einfluß 
einer mächtigen Stantsgewalt erhalten werben, und wenn das Spftem 
der Gentralifation unter Staatsmännern fo viele Vertheidiger findet, 
fo iſt dies großentheils dieſer Anficht zugufchreiben. Diefelbe beruht 
jedoch auf einem Irrthum: das Beſtehende kann nicht durch den Staat 
gegen Beränderungen gejchügt werben, es ift vielmehr das unwandel⸗ 
bare Beftehen vieler anderen Verhältniffe, durch welche ver Staat felbft 
vor Umwälzungen bewahrt werden muß. Jedes wohnliche Haus, wel- 
ches ein Bürger auf dem Staatsgebiet erbaut, ift nicht nur eine Stufe, 
auf der ſich Mehrere zu höherer Geftttung erheben, fondern zugleich ein 
Befeftigungswerf für die bürgerliche Gefellichaft, jedes Recht, deſſen 
Beſitz der Staat dem Einzelnen garantirt, ift eine Garantie der bür- 
gerlihen Geſellſchaft, jede feft organifirte Gemeinde ift ein Stein, durch 
welchen das große Gebäude befeftigt wird: je befler man biefen dem 
Gebäude einzufügen, je mehr man das Befondere ald einen wefentli- 
chen Theil des Gunzen zu ie verftand, deſto unerfchütterlicher 
fteht der Staat”). 


Zufammenhang der nieberften VBerwaltungszweige mit ber hoͤchſten Staatsgewalt 
biefer nie als Stüße dienen Eonnte; die unterften Glieder find vielmehr immer dazu i 
gebraucht worden, auch das Höchfte, mit dem fie in fo innigem Zuſammenhang ftehen, 
in den Staub zu ziehen. 

) Es ift nicht genug, wenn ber Staat bie in feinem Kreife befindlichen Eleis 
neren Gemeinfchaften blos duldet, er muß fie auch gebrauden. Denn jede Kraft, 
bie vom Staate nicht gebraucht wird, ift für denfelben ein Element der Schwäche. 
Wenn Dasjenige, worauf fi der Staat flähen follte, blos getragen wird, muß ders 
felbe — wie der Baum, bei dem man auf ähnliche Art verfahren würde — unter 
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Die Erfahrungen der legten SO Jahre, haben, wie ich glaube, Die 
Leichtigkeit plöglicher Veränderungen in centralifirten Staaten eben fo 
unwiderlegbar bewiefen, als durch die Gefchichte aller Zeiten und Län- 
der die Thatfache feftgeftellt wird, daß es nichts fo Conſervatives gibt 
als municipale Einrichtungen, daß daher in neuerer Zeit, wo in Folge 
allgemeiner Aufregung Alles ſchwankend geworden ift und der allzu 
ſchnelle Wechſel der Berhältnifie das Beſtehen des Staates und die 
Wohlfahrt der Einzelnen gefährdet, die Befeftigung municipaler Ein- 
richtungen ebenfo als ein Bedürfniß des Staates zu betrachten fei, 
al8 da, wo man ſich von der Nothwendigkeit großer Veränderungen 
überzeugt, das Prinzip der Gentralifation am beften zum Zwecke füh- 
ren wird. 


Swölftes Rapitel. 


In wie fern die Befchränkung der Staatögewalt ein Bedürfniß 
für den Einzelnen ift, 


Da die Aufgabe des Staates darin befteht, daß er dem Einzelnen 
den Befitz aller moraliſchen und materiellen Güter fichere, nnd da der- 
felbe zugleich als eine Geſellſchaft zu betrachten ift, durch welche Das⸗ 
jenige angeftrebt wird, wozu die Kräfte Eleinerer Vereine, in welche bie 
Menfchen zufammengetreten find, nicht ausreichen, fo ift die Befeftigung 
des Staates auch das Berürfniß jedes Einzelnen, ia vielleicht das 
größte, wichtigfte von allen. Wenn daher, wie ich im vorigen Haupt⸗ 
ftüd zu zeigen gefucht, eine Befchränfung der Staatsgewalt ein unab- 
weisliches Bebürfniß des Staates ift, fo muß diefelbe ſchon aus dieſem 


der Laft feiner Stützen zufammenbredhen. Gegen alle Gefahren, womit das Befte- 
hen felbfifländiger Gemeinfchaften im Staate diefen bedroht, Tann man fih fhügen, 
doch am beften auf biefelbe Art, welche wir bei Strömen, die ihre Ufer manchmal 
zu überfleigen pflegen, befolgen, indem man das Gefahr — Element zu ge⸗ 
brauchen weiß. 
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Gefihtspunft als das Bedürfniß aller Einzelnen anerfannt werden. 
So wichtig das Beftehen eines wohleingerichteten Staates und Die 
zwedmäßige Verwaltung aller öffentlichen Angelegenheiten für den Ein- 
zelnen aber auch fein mag, fo Fönnen doch die moralifchen und mates 
riellen Bebürfniffe des Einzelnen durch den Staat allein nicht befries 
Digt werben. 

In Folge des faft unbegrängten Einflufies, — die politiſchen 
Ideen des Alterthums vom Zeitalter der Renaiſſance an im Kreiſe der 
Wiſſenſchaft erlangt haben, iſt man auch im praktiſchen Leben von der 
Anſicht ausgegangen, daß der Staat der Neuzeit, wie jener des Alter⸗ 
thums, für alle Benürfnifie feiner Bürger direct zu forgen habe, und 
hat in der irrigen Ueberzeugung, die Entwidlung müſſe um fo fchneller 
gehen, wenn fie durch den Staat vermittelt werde, demfelben eine Be⸗ 
weglichfeit gegeben, woburcd die Hauptbedingung jeder nüglichen Thä- 
tigfeit des Individuums, die Stetigfeit der beftehenden Verhältniffe, zer 
ftört und der Staat aus einer Bedingung des Fortſchrittes, Die er fein 
foßte, zu einem Hinderniß deöfelben gemacht wurde. Daß Rouſſeau 
durch die unmiberftehliche Logik eines großen aber einfeitigen @eiftes 
endlich zur Meberzeugung geführt wurde, das wahre Glück fönne nur 
im Urzuftand der Natur gefunden werden, daß Proudhon behauptet, 
der einer höher entwidelten Menjchheit einzig würdige Zuſtand fei die 
Anarchie, und daß beide Paradoren einen unläugbaren Einfluß aus- 
geübt, ift blo8 Dem zuzufchreiben, dag man dem Staate eine Aufgabe 
geftellt, deren vollfommene Löfung gegenwärtig eben fo unmoͤglich ift 
als die Verwirklichung jener Theorien, die man bekämpfen wollte, und 
weil man in Folge der ungeheuren Aufgabe die man dem Staate ge 
ftellt, auch den Kreis feiner Thätigfeit in einem Maße ausdehnen mußte, 
wodurd die Freiheit des Individuums zu fehr befchränft wurde, 

Die Aufgabe des Staates ift nicht die, daß er für die moralifchen 
und materiellen Bebürfniffe des Einzelnen forge, fondern nur jene, daß 
er ihm den Beſitz Deſſen, was er fich felbft erworben, fichere; woraus 
fi ergibt, Daß die Art, in der man den Staat eingerichtet, nur in fo 
fern befriedigen könne, ala durch jene Mittel, Die man zur Befeftigung 
des Staates angewendet, dem Einzelnen Die Möglichkeit ‚für Die Befrie— 
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bigung feiner moralifhen und materiellen. 0 zu forgen nicht 
entzogen wird. 

Kein vernünftiger Menfch überläßt ich größeren Theil feiner 
Gefchäfte, als unumgänglich nothwendig ift, Anderen, nicht blos darum, 
weil das Recht freier Selbftbeftimmung und die Möglichkeit fid feiner 
Kräfte felbftftändig zu bevienen (die Möglichkeit einer nützlichen Thaͤ⸗ 
tigfeit) der moralifchen Bedürfniſſe Höchftes ift, fondern auch darum, 
weil uns die Erfahrung zeigt, daß Die Verwaltung durch Fremde im- 
mer fehlechter und Eoftfpieliger fei. — Die Angelegenheiten des Staates 
find die Angelegenheiten der gefanımten Staatsbürger, und fönnen da- 
her nie ohne Schaden einzelnen Theilen des Staates übertragen wer⸗ 
den. Die Verwaltung der Angelegenheiten des Staats durch eine ein- 
zelne Provinz, Grafihaft oder Gemeinde ift eine Verwaltung durch 
Sremde und wird Daher all die Nachtheile einer ſolchen Verwaltung nach 
ſich ziehen. Doch folgt wohl daraus, daß die Verwaltung durch den 
Staat auch in Hinſicht jener Angelegenheiten, welche nur einen Theil 
des Ganzen direct betreffen, jeder anderen vorzuziehen ſei? — Sicher nicht. 

In all dieſen Fällen iſt die Verwaltung durch den Staat ebenſo 
eine Verwaltung durch Fremde, als wenn man die Angelegenheiten des 
Einzelnen einer Gemeinde überträgt, und bie Erfahrung hat gezeigt, 
daß die Bevormundung in beiden Fällen für den Mündel gewöhnlich 
nur um fo foftfpieliger wird, ald man den Bormund öfter zur Re⸗ 
henfchaft zu ziehen pflegt. 

Wenn wir den Gang unferer Gefittung im Ganzen, wenn wir 
bie Fortfchritte, welche Die Menfchheit in einzelnen Zweigen der Kunft 
und Induſtrie gethan hat, betrachten, oder das Maß des materiellen 
Wohlftandes in verfchiedenen Ländern und in jedem derfelben das Wohl- 
befinden der einzelnen Klaſſen mit einander vergleichen, ſo finden wir 
überall, daß der Grad des materiellen Wohlftandes in dem Maße zu- 
genommen, als man ber felbftftändigen Thätigfeit der Einzelnen weitere 
Kreife eröffnet hat, woraus ſich ergibt, daß von Allem, was der Staat 
zur Beförderung des materiellen Wohlftandes feiner Angehörigen thun 
fann, nichts wohlthätigere Folgen hervorbringe, als wenn er fich felbit 
befchräntend Jedem — ob e8 nun ein: Einzelner oder eine unter Dem 
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Schutze des Staates beſtehende Vielheit fei — die Beforgung feiner er 
nen Angelegenheiten überläßt. 

Trotz des Einflufies, welchen materielle Bebürfnifle in unferer zeit 
auf alle Berhältniffe des Lebens ausüben, ift e8 jedoch eine Täufchung, 
wenn man glaubt, daß man bei den dem Staate zu gebenden Einrich⸗ 
tungen blos diefe zu berüdfichtigen brauche. - So weit die Gefchichte zu⸗ 
rüdreicht, von den erften Schritten, welche die Menfchheit auf den Bah- 
nen der Gefittung getban, haben moralifche Bepürfniffe einen eben fo 
wefentlihen Einfluß auf ihre Geftttung ausgeübt. — Meber jedem Zeit- 
alter erhebt fich eine Idee, die verevelnd auf alle Beftrebungen der 
Menichen wirkt, der gegenüber felbft die materiellen Bedürfniſſe in den 
Hintergrund treten, und nur in fo fern man biefe verwirklicht, ober 
wenigftens den fchroffen Gegenjab zwifchen dem Beftehenden und die⸗ 
fer Idee auszugleichen verfteht, ift eine Befriedigung denkbar. 

Was die Idee des Chriftentbums, der Gedanke das Grab des 
Erlöferd aus den Händen der Ungläubigen zu befreien, die kirchliche 
Reformation des 16. und die politifche des 18. Jahrhunderts für ihre 
Zeit gewefen find, das ift Die Idee der Nationalität für die unfere. 
Die Verwirklichung diefes Begriffes ift zum moralifchen Bebürfniß des 
Sahrhunderts geworden, und wie das Beftehende, aud) wenn es den 
materiellen Bebürfnifien entfpricht, nicht gegen Angriffe gefichert ift, 
wenn basfelbe mit diefem Begriffe im Gegenfab fteht, fo ift jede Ver⸗ 
änderung nur dann ausführbar, wenn durch dieſelbe dem moralifchen 
Bedürfniß, den Begriff der Rationalität zu verwirklichen, befier als durch 
das Beftehende entfprochen werden kann, woraus fidh ergibt, daß Die 
Frage: welchen Einfluß eine Beihränfung der Staatsge- 
walt auf die Berwirflihung der nationalen Beftrebungen 
unferer Zeit ausüben würde? in fo fern es ſich von ber praf- 
tischen Ausführbarfeit der im Verlaufe dieſes Werkes entwidelten Orund- 
füge handelt, als eine der. wichtigften zu betrachten ift. 
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Mreizehntes Kapitel. 


Nur durch die Beſchränkung der Staatögewalt Tann jenen 
Anforderungen, welche man im Namen des Prinzips der 
Rationalität an den Staat geftellt, entfprochen werden. 


Faſt Alle, die den erften Theil diefes Werkes ihrer Aufmerkſamkeit 
gewürdigt, haben mir vorgeworfen, daß ich den Einfluß der Rationa- 
litaͤt unterfchäge. Ich glaube, daß man fich hierin getäufcht habe. 

Da uns die Gefchichte überall darauf aufmerffam macht, daß 
Staaten und Völker viel weniger in Folge materieller Bedürfniffe als 
darım große Umwälzungen erlitten haben, weil man die moralifchen 
Bedürfniſſe der Zeit nicht zu würdigen oder zu befriedigen verftand, fo 
fann Niemand über die Wichtigkeit des Prinzips der Nationalität in 
unferen Tagen in Zweifel fein, am wenigften, wenn er wie ich einem 
Volfsthum angehört und. unter Verhältniffen gelebt hat, wo alle an- 
deren Bebürfniffe und Rüdfichten durch das Streben, die Anfprüche der 
Rationalität zu verwirfliden, in den Hintergrund gebrängt worben find. 

Es ift meine fefte Ueberzeugung, daß das Prinzip der Nationa- 
lität, weldyes in der nädyften Vergangenheit das Beftehende erfchüttert 
und fo viel zur Verwirrung aller Verhaͤltniſſe beigetragen hat, auch 
auf die definitive Geftaltung der Staaten einen bebeutenden Einfluß 
ausüben werde; um aber diefen Einfluß richtig zu würdigen, ift es 
aothwendig, daß man über Die Bedeutung, in der man fi für 
das Prinzip der Rationalität in unferer Zeit begeiftert hat, 
und über jene Anfprübe im Klaren fei, mit welden man 
im Namen des Prinzips der Nationalität dem Staate ent- 
gegentritt, und ich glaube, daß es wenige Tragen gibt, worüber eine 
größere Zahl ganz verfchiedener Anfichten und eine fo allgemeine Ber- 
wirrung der Begriffe beftände, als eben diefe. 

Man hat diefen Gegenftand, der in unferer Zeit fo tief ins praf- 
tifche Leben eingegriffen, mit einer Fülle von Poefie und Einfeitigfeit 
behandelt, bei weldyer durchaus Feine praftifchen Refultate zu gewinnen 
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waren, und blos Dem ift es zugufchreiben, wenn praftiiche Staatsmän- 
ner die Frage der Nationalität blos als ein Mittel der Agitation be- 
trachtet haben und vergaßen, daß Grundfäße, die jo bedeutende nega- 
tive Wirkungen hervorgebracht, auch eine pofitive Seite haben müffen, 
die richtig verftanden im Intereffe der Ruhe und Wohlfahrt des Staates 
gebraucht werden fann. 

Nur wenn wir die wahre Bebeutung des Prinzips der Nationa- 
fität und die Anfprüche, welche in feinem Namen erhoben werden, rich- 
tig erkannt, laſſen ſich die praftifchen Folgen der nationalen Beftrebun- 
gen unferer Zeit würdigen. 

Ich werde verfuchen, meine Anfichten über dieſen Gegenftand Klar 
zn entwideln. 

Fragen wir zuerft: was unter dem Begriff der Nativna- 
lität, für den man ſich fo fehr begeiftert bat, eigentlich zu 
verftehen fei? 

Ich bin weit davon entfernt, die verfchiedene Begabung verfchie- 
dener Racen läugnen zu wollen. Wie in Hinfiht der phyſiſchen und 
moralifhen Eigenfchaften der kaukaſiſchen und malaifchen, der mongo⸗ 
liſchen und aͤthiopiſchen Race große Verſchiedenheiten zu finden find, 
fo finden wir auch zwiſchen den Völkern, weldye die Wiflenfchaft der⸗ 
felben, 3.3. der kaukaſiſchen Race beigezählt, ſicher ſehr bedeutende Un- 
terfchiebe, welche zum Theil ebenfo der Vererbung gewifjer Eigen- 
fhaften von den Heltern auf die Kinder zuzuſchreiben find, als dies bei 
einzelnen Familien ver Fall iſt; eben fo gewiß fcheint es mir aber, 
dag man diefen Einfluß der Abftammung, wenn badurd) Die zwifchen 
verfchiedenen Völkern gegenwärtig beftehende Verſchiedenheit erflärt 
werden joll, bedeutend überfchägt, da das nationale Bewußt- 
fein der einzelnen Bölfer durchaus nicht auf die Ueber: 
zeugung einer gemeinfamen Abftammung begründet ift. 
Abgefehen davon, daß nicht einmal in den Sagen der meiften Völker 
des weftlihen Europas irgend etwas zu finden ift, was einer ſolchen 
Ueberzeugung als Grundlage dienen Fönnte, fo ift auch die Thatſache, 
daß alle Nationalitäten aus der Vereinigung verfchiedener Volkselemente 
entftanden find, viel zu befannt, die Unterſchiede zwiſchen den verfchte- 
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denen Theilen jeder größeren Rationalität viel zu auffallend, die Fälle, 
daß einzelne Individuen, ja ganze Benölferungen — wie 3. B. Die 
flawifchen Elemente in Sachſen und Preußen — indem fie ihre Sprache 
verändert, zu einer früher feindlichen Rationalität übergangen find, viel 
zu neu, als daß die Idee einer gemeinfamen Abftammung felbft auf 
das Volk einen großen Einfluß ausüben Fönnte, | 

An die Stelle der Verſchiedenheit der Racen ift die Verſchieden⸗ 
heit der Sprachen getreten und diefe ift es, welche in den meiften Zäl- 
len zu den nationalen Beftrebungen neuerer Zeit Veranlaſſung gege- 
ben hat. 

"Alle Erfcheinungen jenes großen Kampfes für nationale Berech- 
tigung, dem wir beigewohnt, die auffallenden Widerſprüche jener Be⸗ 
ftrebungen, weldye alle-die Verwirklichung des Prinzips der Nationalität 
zum Zwecke haben, laſſen fi) aber auch aus der Verſchiedenheit der 
Sprache allein nicht erklären ®), und jedem Unbefangenen muß es Flar 
fein, daß wir hier noch Die Wirkungen eines andern fehr beveutenden 
Moments vor uns fehen. 

Ich habe im erften Theile dieſes Werkes **) auf die Analogie auf: 
merkſam gemacht, welche zwiſchen dem Streben einzelner Familien, eine 
privilegirte Stellung im Staate zu erhalten, und dem gleichen Streben 
ganzer Nationalitäten beiteht. 

Es ift. die Meberzeugung von einer höheren Begabung und in 
Folge deſſen das Streben nad einer größeren Berechtigung, welche wir 
bei Bölfern wie bei Familien finden. Ihr Zwed iſt in beiden Fällen 
die Herrſchaft. Die Art, auf welche man zur Theilnahme an natio- 
nalen und Bamiliens-Borrechten gelangt, ift die Erblichkeit. 

Diefe Analogie geht aber noch weiter, indem die Ueberzeugung 
einer höheren Begabung und Berechtigung bei Völkern wie bei Fami⸗ 
lien viel weniger auf einer wirklichen Verſchiedenheit der angeborenen 


*) Um nicht weitläufig zu werben, muß ich ben Leſer, der einen ausführlicheren 
Beweis diefer Säge fucht, auf meine Schrift verweifen: „Ueber die Gleichberech— 
tigung der Nationalitäten in Defterreih" (Wien, Manz, 2. Aufl.). 

*) 1. Theil, Cap. III, Seite 53. 
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Eigenfchaften, ald auf der Stellung die fie gegenwärtig einnehmen und 
auf Erinnerungen beruht. 

Wie die Stellung, welche der Einzelne in der Gefellfchaft einnimmt, 
zum Theil von den Anfichten der Menfchen über feine Fähigkeiten, 
mehr aber noch von dem Selbftbewußtfein abhängt, mit dem er ben 
Platz, den man ihm eingerdumt, ausfült, oder fich einen höheren zu 
gewinnen fucht; fo iſt dies bei Völfern der Kal, und dieſes Selbft- 
bervußtfein ift bei Völkern wie bei Einzelnen größtentheild Das Ergeb- 
niß ihrer Vergangenheit. So lange ed Völker gibt, die für Die Menfch: 
heit mehr al8 andere geleiftet, die der Freiheit anderer durch Jahrhun⸗ 
derte als VBormauer gedient, und durch Das, was fie gethan oder erbul- 
det haben, anderen gezeigt, wie man groß werden oder wenigſtens edel 
bleiben kann, fo lange ſich bei den einzelnen BVölfern die Erinnerung 
an Zeiten erhält, wo ihre Stellung glängender als in der Gegenwart 
gewefen ift, wird ſich auch die Ueberzeugung einer befonderen Berech⸗ 
tigung und das Streben, dieſe geltend zu machen, erhalten. 

Je höher ein Volk in fittlicher Hinficht ſteht, je weiter es in der 
Bildung fortgefchritten, defto mehr wird der moralifche Einfluß, welchen 
die Geſchichte auf die Anfichten und Handlungen desſelben ausübt, 
jenen, der auf der Berfchienenheit der Race beruht, überwiegen, befon- 
derö wenn, wie dies im Weften Europas der Fall ift, der Unterfchieb 
der Racen duch das Jahrhunderte lange Beftehen von Staaten, welche 
verfchievene Völker zu einem Ganzen vereinigt haben, und eine Reihe 
fortgefegter VBermifchungen und Berührungen auf das möglichft Hleinfte 
Map zurüdgeführt ift, und nicht einmal nach der Verſchiedenheit der 
Sprade, weldhe man als eines der charafteriftifchen Zeichen eines bes 
fonderen Volksthums betrachtet, beurtheilt werden fann. 

Frägt man, woran ſich eine nationale Indivinualität erkennen 
lafie, fo antworten wir, einzig und allein an dem Bewußtfein der 
individuellen Befonderheit und dem Bedürfniß dieſe gel- 
tend zu machen. Jedes Volk, ob es aus Millionen oder Taufenden 
befteht, felbftftändig ober einem anderen Volke unterworfen ift, wird 
fih, wenn dieſes Bewußtfein bei ihm erwacht ift, als befondere Natio- 
nalität fühlen, und muß als folche anerfannt werden. Da nun aber 
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biefes Bewußtſein nicht‘ blos das Ergehniß der gegenwärtigen Lage, 
oder der Sprach: und Racen-Verſchiedenheit des Volkes ift, fondern in 
vielen Fällen auf feiner Vergangenheit beruht, jo kann die Bebeutung, 
in welcher fich jedes einzelne Volk für den Begriff der Nationafität be- 
geiftert, auch nur dann richtig erfannt werden, wenn man hierbei des 
wichtigen Moments der Gefchichte nicht vergißt. 

Kennt man die Bedeutung, welche dem Begriff ver Rationalität 
durch einzelne Völker beigelegt wird, fo laſſen ſich auch die Anſprüche, 
mit welchen man im Namen biefes Begriffes in einzelnen Faͤllen dem 
Staate gegenüber tritt, leicht erfennen. 

Die Forderungen einer nationalen Individualität und Die, mit wel- 
hen der Einzelne dem Staate gegenüber tritt, find iventifh. Es ift 

. die Freiheit, d. h. die Möglichkeit, fowohl die eigenen Kräfte als 
Alles, was fie umgibt, zur Erreihung feldftgewählter Zwecke ſelbſtſtaͤn⸗ 
Dig zu gebrauchen, worauf das Volk wie der Einzelne Anfprud macht. 

Das Streben nad) Freiheit und Herrfchaft flehen fich zu nah (das 
Letztere ift ja eigentlich nichts als das Streben nach dem höchſten Maße 
der Freiheit), als daß das Streben jeder nationalen Individualität nad 
Freiheit nicht eben fo wie das gleiche Streben Einzelner zu einem 
Streben nad) Herrfchaft führen follte, welches eben fo wie das Aähn- 
liche Streben des Einzelnen feine Schranfe nur in dem gleichen Stre- 
ben aller Anderen und in den Begriffen finden kann, weldye dad ein- 
zelne Voll über den Kreis feiner Berechtigung und die Möglichkeit 
feine Anſpruͤche geltend zu machen befikt. 

Da nun die Begriffe des Volks in Teßterer Hinftcht von verfchie- 
denen Berhältnifien abhängen Fönnen, da viele jener Nationalitäten 
welche gegenwärtig um Anerkennung ringen, blos das Product ber 
Geſchichte find, und ihre Forderungen auf eine höhere Berechtigung nur 
auf die Vergangenheit gründen, während ſich andere auf ihre geiftige 
und numerifche Bedeutung berufen, fo muß das Streben nad Ratio: 
nalität in einzelnen Fällen zu einem Kampfe für das hiftorifche Necht, 
in andern zu einem Ringen gegen basfelbe werben. — Wie aber das 
Bewußtſein der Rationalität bei jedem Volke auf das Bewußtfein in: 
bividueller Befonberheit begründet ift, fo find alle Anfprüche nach natios 
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Anerkennung ihrer Individualität. 

Hieraus läßt fich der Einfluß, weichen die DBegeifterung für das 
Prinzip der Rationalität auf alle Staaten unferer Zeit ansüben muß, 
ohne Schwierigkeit vorausfehen. 

Bor Allem ift ed in fich Far, daß alle Anſprüche auf eine befon- 
dere Berechtigung der Rationalität bei der gegenwärtigen Organifation 
des Staated nicht zu befriedigen find. 

Wenn fich die abfolute Gewalt, welche ver Staat im Kreife feiner 
Thaͤtigkeit befigen muß, auf Alles erfiredt, und die Freiheit bes Indi⸗ 
viduums blos in der Theilnahme an der Staatögewalt beftehen fol, 
fo fönnen in Staaten, wo mehrere Nationalitäten zu einem Ganzen 
vereinigt find, höchftens die Anſprüche einer einzigen befriedigt werben. 
Je freier der Staat in dem Sinne ift, den man der Freiheit in neuerer 
Zeit beigelegt hat, d. h. je mehr Einfluß die Majorität auf Die 
Handlungen der Staatsgewalt ausübt, defto rüdfichtölofer werben bie 
Anſprüche aller Nationalitäten, jene ausgenommen, weldye ald Majo- 
rität den Staat beherrfcht, verlegt werben, defto mehr muß das Prinzip 
ver Rationalität dem Staate gefährlich fein; denn es liegt in der 
Natur der Dinge, daß fi) in dieſem Falle alle jene Nationalitäten, die 
ſich durch Die abſolute Herrichaft eines Volksthums verlegt fühlen, ge- 
gen dieſes, d. h. gegen ven Staat verbinden. 

Wenn wir aber bedenfen, daß die Gränzen der einzelnen Natio- 
nalitäten nirgends jenen der gegenwärtigen Staaten entfprehen; daß 
mit fehr wenigen Ausnahmen faum eine einzige Rationalität zu finden 
ift, welche blo8 einem Staate angehört; ja daß eine Theilung Europas 
nach den verfchievdenen Nationalitäten nicht nur darum unmoͤglich tft, 
weil bei der bunten Vermiſchung verfchiedener Sprachen fein Staat 
zweckmaͤßig begränzt werben Fönnte, fondern auch darum, weil das Be- 
wußtfein, eine nationale Individualität zu bilden, zum Theil auf den 
Erinnerungen der Bergangenheit, zum Theil aber auch auf der Der: 
jchiedenheit der Sprachen beruht und beide Arten von Anfprücen oft 
im Gegenſatz flehen, und daher weder durch eine Eintheilung der Staaten 
nach den Sprachen, nody durch eine nach dem hiftorifchen Recht ganz 
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befriedigt werden koͤnnten: fo ergibt fidy von felbit, daß Jeder, der von 
der Anficht ausgeht, das Beftehen größerer Staaten fei nur unter ber 
Form, in welcher man den Staat gegenwärtig eingerichtet, möglich, 
alle feine Anftrengungen auf die Vernichtung jedes nationalen Bewußt- 
feins richten müſſe. Je befler die Anfprüche der einzelnen Nationali- 
täten durch ihr numerifches Verhaͤltniß, duch ihre Bildung oder ihre 
Vergangenheit begründet ſcheinen, deſto nothwendiger ift e8, daß man 
benfelben mit Seftigfeit entgegentrete, denn defto geführlicher find fie 
für den Staat. Wenn der Einzelne nad den Anfichten Ronfleau’s 
alle feine Rechte dem Staate übertragen, um von demfelben mehr, als 
er ihm gegeben, nämlich einen Antheil an der Herrfchaft zurüdzuerhal- 
ten, fo tft das Beftehen von Rechten, auf welche man nicht al8 Bür- 
ger des Staates, fondern als Glied einer Nationalität Anſpruch macht, 
ein Unding. — Die Idee der Gleichberechtigung aller Nationalitäten, 
überhaupt die Idee jeder befonderen Beredhtigung einer Na— 
tionalität, fteht mit dem Begriff eines abfoluten demokra— 
tifhen Staates in directem Widerfprud, und nur in fo fern 
man den Einfluß diejer Idee zerftören ann): ift die Verwirklichung 
diefer Staatsform möglid). 

Hieraus ergibt ſich aber noch etwas, 

Eben dieſer Gegenſatz, welcher zwifchen den im Numen des 
Prinzips der Nationalität gemachten Anſpruͤchen und den gegenwär- 
tigen Einrichtungen des Staates befteht, muß uns nämlich zur Ueber- 
zeugung führen, daß, im alle die Macht, welche das Prinzip der Na- 
tionalität in unjerer Zeit auf das Gemüth der Menfchen ausübt, größer 
it, als daß fie durch den Willen der Regierungen oder die Decrete 
einer gefehgebenden Verſammlung vernichtet werden Eönnte, eben die 
allgemeine Begeijterung für das Prinzip der Nationalität zur Verände- 
rung jener Einrichtungen des Staates führen müffe, welche mit den 
Anfprüchen ber einzelnen Nationalitäten im Gegenſatze ftehen.- 

Und worin kann nun diefe Veränderung beftehen? 

Jeder Staat bedarf, wenn er feine Aufgabe löfen fol, der hödy- 
ften Einheit. So weit ſich die Ihätigfeit des Staates im Intereſſe 
Aller erftreden, muß, ift, wie ich gezeigt, Die höchfte Gentralifation eine 
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Nothwendigkeit; es ergibt fich hieraus, daß, ſo weit fi) Die Ge- 
. walt des Staates erftredt,. von einer befonberen Berechtigung 
einzelner Nationalitäten nieht die Rede fein kann, daß daher, wenn 
das in unferer Zeit fo mächtig erwachte nationale Bewußtfein, um für 
Den Staat gefahrlos zu fein, befriedigt werden muß, der Kreis, auf 
welchen fih die Staatsgewalt gegenwärtig erſtreckt, befchränft und ein 
- Raum gefchaffen werben müſſe, auf welchem die Anfprüche ver einzel- , 
nen Nationalitäten ohne Gefahr für den Staat befriedigt werden Fönnen. 

Das Mittel hierzu kann aber blos in der Anwendung des Prin- 
zips der Selbftregierung geſucht werden. 

Keiner der größeren wefteuropäifchen Staaten hat feine gegenwär- 
tige Größe dem allmäligen Wachsthum eined Volfes zu danken.‘ Alle 
find durdy Bereinigung mehrerer durch lange Zeit, wenigftend großen- 
theild unabhängiger Gemeinweſen entftanden, und in jedem Diefer ein-- 
zelnen Theile hat fi) das Bewußtfein ihrer Eigenthümlichkeit, das Ge⸗ 
fühl einer befonderen Indivipualität und das Streben, ſich als folche 
geltend zu machen, wach erhalten. Diefes Bewußtſein ift ein 
Ergebniß der gefhichtlichen Entwidlung, das Streben nad) 
nationaler Berehtigung in dieſem Kreiſe ift nichts als 
ein Kampf für das hiftorifhe Recht. 

Doc) diefe einzelnen Theile, aus welchen alle größeren Staaten 
- der Gegenwart entftanden, find felbft in fehr vielen Faͤllen blos Agglo- 
merate Fleinerer Gemeinwefen, die in dem Augenblide, als fie zu einem 
größeren Ganzen verbunden wurden, die in ihrem Sreife beftehenden 
Verfchievenheiten noch nicht zu affimiliren im Stande gemwefen find ;. 
— und wie fi) in der Provinz dem Staate gegenüber das Bewußt> 
fein der Individualität erhalten hat, fo hat ſich in vielen Fällen in ein- 
zelnen Gemeinden dasſelbe Bewußtfein der Provinz gegenüber erhalten, 
nur mit dem Unterſchied, daß diefes Bewußtfein hier feltener auf hifto- 
riſchen Erinnerungen als auf der Thatfache eines verfchievenen Volks⸗ 
thums, als deflen Beweis man die Verſchiedenheit der Sprache betrach⸗ 
tet, beruht. | 

Um beide Arten von Anfprüchen zu befriedigen, ift ed nothwendig, 
daß man durch die der einzelnen Provinz eingeräumte bedingte Selbft- 
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ftändigfeit jenen Anfprüchen, welche auf das hiftorifche Recht begründet 
find, und durch die Sefbftftändigkeit der Gemeinde innerhalb eines be- 
ſtimmten Kreifes jenen, wozu bie Verfchiedenheit der Sprache Anlaß 
gegeben, einen Raum fich geltend zu machen gewähre Indem Maße . 
als man das Prinzip der Selbftregierung befolgt, wird und muß auch 
das Prinzip der Nationalität für den Staat gefahrlofer werden; weil 


‚ durch den Gegenfab, in welchem die nationalen Beftrebungen in Hin- 


ficht ihrer Grundlage mit einander ftehen, jenen Gefahren, mit welchen 
eine ausſchließliche Berüdfichtigung des hiftorifhen Rechtes den Staat 
bedroht, durch die den einzelnen Gemeinden gegebene Möglichkeit ihre 
fpradhliche Berfchtedenheit zu beivahren, und jenen, welche aus ber aus⸗ 
fchließlichen Berüdfichtigung der Sprachenverwandtfchaft entftehen Fönn- 
ten, dadurch, daß man dem hiflorifchen Rechte feinen Einfluß in der 
Provinz gefichert hat, begegnet wird. 

Da das Prinzip der Selbitregierung nichts als die Anwendung 
des Prinzips der individuellen Freiheit auf moraliſche Inpividualitäten 
ift, fo kaun aud den Anfprüden einzelner Nationalitäten — welche 
durch das Bewußtſein ihrer Befonderheit zur moralifchen Perfönlichfeit 
werden — nur durch die Anwendung dieſes Prinzips entfprocdhen wer: 
den, und die Erfahrung zeigt und, daß das Beftehen verfchienener Na- 
tionalitäten im Staate Immer nur in dem Maße für das Beftehen 
desfelben gefährlih ward, als man fih von dieſem Prinzipe ent- 
fernt hat. 

Wie fih die Anſprüche verfchiedener Nationalitäten überall erft 
dann feindlich gegen den Staat erhoben haben, als man den Kreis der 
Staatsgewalt ins Unendliche erweitert und jeder Nationalität den 
Raum, innerhalb deflen fie ſich früher geltend machen konnte, entzogen 
hat, fo liefert ung die Stellung, welche Amerifa und befonders bie 
Schweiz in der lebten Zeit eingenommen, den Flarften Beweis, welchen 
Einfluß die Anwendung des Prinzips der Selbftregierung in diefer Hin- 
ſicht ausübe, — Mitten in der allgemeinen Aufregung für das Prin- 
sip ber Nationalität haben ſich dieſe Länder ruhig verhalten, einzig und 
allein darum, weil man der Flut, die fonft überall fo verheerend ge- 
wirkt, hier den Raum fich auszubreiten gegeben und Gewäffer, welche 
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enigegengefepte Richtungen befolgen, nicht in ein Bett zu leiten ge 
fucht hat. 

Es efgibt fich hieraus, daß die Befriedigung jener Anfprüche, mit 
denen man im Ramen des Prinzips der Nationalität dem Staate in 
unferer Zeit enigegentritt, blos durdy die Anwendung verfelben Mittel 
möglich ift, welche wir, auch abgefehben von den nationalen Beitrebun- 
gen unferer Zeit, im Interefie des Staated und aller Einzelnen ergrei- 
fen müſſen. Rur durch die Befchränfung der Staatsgewalt Fann die- 
fen moralifhen Beduͤrfniſſe unferer Zeit wie allen übrigen abgeholfen 
werben, und eben hierin liegt die große Wichtigfeit, welche das Prinzip 
der Nationalität für unfere ganze Zufunft hat. 

Wenn es wahr ift, daß alle Anftrengungen, die Freiheit zu ver- 
wirkliden, blos darım ohne Erfolg geblieben find, weil man diefem 
Begriff eine Bedeutung beigelegt, in welcher die Verwirklichung desſel⸗ 
ben in den Riefenftaaten der Gegenwart eine Unmöglichkeit ift *); wenn 
jener Gegenſatz, welcher zwifchen dem Staate und der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft befteht, dadurch hervorgerufen wurde, daB man im Staate 
die Ideen des Alterthums zu verwirklichen gefucht und dadurch eine 
Richtung eingefhlagen hat, welche mit jener, die unfere ganze Gefittung 
befolgt, im Gegenſatze ſteht; — wenn jene Reihe großer Ummwälzungen, 
welche Sranfreich eröffnet, in deren Folge nicht nur Throne, fondern 
felbft der Begriff des Rechts und Alles, was den Menſchen heilig: 
war, wanfend gemacht worben ift, dem zugefchrieben werden muß, daß 
man den Staat fünftlich fo eingerichtet hat, daß der Pöbel der Haupt- 
ftabt über die Regierungsform einer großen Nation zu verfügen ver- 
mag: dann müflen wir in dem Erwachen bes Prinzips, der Nationa- 
fität die wunderbare Fügung der göttlichen Vorſehung erfennen, Die 
und nach ſchweren Verirrungen eben durch diefes Prinzip auf eine 
Bahn zurüdführt, wo der Sortfohritt und die ruhige Entwidlung wie 
der möglidy werben. 


*) Dasjenige, was noch niemals gewefen, ift vieleicht nicht als abfolut un⸗ 
möglich, aber jedenfalls als fo höchſt unmwahrfcheinlich anzunehmen, bag man bie 
Derwirflichung besfelben vernünftigerweife nicht ale Zweck verfolgen fann. 


— 59 — 


Die Begeifterung für ven Begriff der Nationalität ift nichts als 
eine feierliche Proteftation aller Völker im Namen des chriftlichen Prin⸗ 
zips der individuellen Freiheit gegen das Prinzip der Allmadıt des 
Staates, welches wir dem Heidenthum entlehnt; aber daß jene An- 
forüche, die fi im Namen der Nationalität erheben, unabweisbar find, 
daß die Verwirklichung des Prinzips der Gleichberechtigung ein Be- 
bürfniß ift, dem früher oder fpäter entfprochen werden muß, darin Liegt 
die Gewißheit, daß wir eine Bahn verlaffen werden, die zum Caͤſaris⸗ 
mus oder zur Anarchie, und daher jedenfalls zum Untergange ber 
hriftlichen Geftttung führen müßte. | 

Die Begeifterung für das Prinzip der Nationalität und die Ber- 
wirflichung der im Namen desfelben gemachten Anſprüche muß aber 
außer dieſem noch andere für das Beftehen jedes einzelnen Staates 
und die Entwicklung unferer ganzen Gefittung höchſt wohlthätige Re- 
fultate zur Folge haben, die ich hier, wenn auch nur kurz, berüh- 
ren will. | 

Es ift ganz gewiß eine der größten Gefahren unferer Zeit, baß 
in ihr die confervativen Elemente im Vergleich zu jenen, welche vor- 
wärts drängen, zu ſchwach find. — Die Mäßigung ift eine jener 
Eigenfchaften, die auch bei Einzelnen felten, bei Maſſen aber nie zu 
finden find, und da jeder Fortfchritt nur in fo fern wohlthätig wirfen 
fann, als derfelbe allmälig ift und die Verbindung, in welcher bie 
Gegenwart mit der Vergangenheit immer ftehen fol, durch denfelben 
nicht zerriffen wird, fo bevarf jeder Staat eben in Epochen lebhafter 
Bewegung gewiffer Factoren, welche der Erhaltung des Beftehenden 
als Stüge dienen. — Eben darin liegt der große Vortheil, welchen ein 
erbliches Königthum und eine erbliche Ariftofratie befonderd politiſch 
freien Staaten bietet, daß fie als natürliche Vertreter des hiftorifchen 
Rechtes dem raftlofen Drange vorwärts zu ſchreiten Schranken fegen, 
und eben dadurch den Fortfchritt erft möglich machen; denn ein wirk- 
licher Fortfchritt ift bei Völkern wie bei Einzelnen nur dann möglich, 
wenn man mit einem Fuße feft fteht, während man den andern vor- 
wärts bewegt. | 

Man hat ganz Recht, wenn man die wohlthätigen Solgen der con- 
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ftitutionellen Negierungsform in England der politifhen Vernunft 
diefes großen Volkes zufchreibt, übrigens täufht man ſich, wenn 
man dieſes höhere Maß der Bernunft bei den einzelnen ‘Barteien 
fuchen will. 

Keine Partei kann fih — in England eben fo wenig als auf 
den Gontinent — felbft ald Schranfe dienen; und der Drang, immer 
fortzufchreiten, würde England längft dahin gebradyt haben, wo fein 
eontinentaler Nachbarſtaat angefommen ift, wenn das Beftehende — 
das Hiftorifche Recht — dort nicht mächtige Stügen hätte, die dem 
Drange nach Beränderungen zu wiberfiehen fähig find. Nur darin, 
dag man die Nothwendigkeit folcher Stüten einfah, und dag das Volt 
jene Mächte, mit denen es fi) im fortwährenden Kampfe befindet, zu 
befiegen, aber nicht zu vernichten fucht, dadurch bewährt ſich die hohe 
politifche Vernunft der Engländer, — Die Frage, ob die conftitutios 
nelle Regierungsform in anderen Staaten Europas möglich fei und 
wie wir zu derfelben gelangen können, rebucirt fidh darauf: ob in den 
einzelnen Staaten Berhältniffe beftehen oder gefchaffen werden Fönnen, 
wodurch das Beftehende eben fo feſte Stuͤtzen erhält, als dasſelbe in 
England beſitzt. 

Das Beftehen einer Ariftofratie wie die englifche, die Durch ihren 
Beſitz mit den Intereffen ber Gegenwart und durch die Geſchichte mit 
der Vergangenheit bes Staates verbunden ift, ift ohne Zweifel die befte 
Garantie ber politifchen Freiheit. Rom hat die Dauer feiner republi- 
kaniſchen Einrichtungen dieſem zu danken und jede Demofratie, der Die- 
ſes Gegengewicht fehlt, wird eben fo ficher zur Despotie führen, ale 
eine Ariftofratie, wenn ihr nicht ein politifh berechtigtes Wolf zur 
Seite fteht, immer zu einer Oligarchie zufammenfchrumpfen muß. Ich 
halte das Entſtehen einer ſolchen Ariftofratie für ein nothwendiges Er- 
gebniß jeder ruhigen Entwidlung und bin daher überzeugt, daß man 
blos jene Maßregeln aufzugeben braucht, welche man eben um das 
Entitehen einer Ariftofratie zu verhindern ergriffen hat, damit in jedem 
einzelnen Staaie an die Stelle jener Ariftofratie, die man vernichtet 
hat, eine neue entflehe, wodurch diefem Bedürfniffe entfprochen wird. 
Eben fo ficher ift es aber, daß Inftitutionen, wie die englifchen, im 
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den meiſten Staaten Europas und vor Allem in Frankreich für den 
Augenblid unmöglich ſeien. 
Es find nicht fo fehr die materiellen als die moralifchen Verlufte, 
welche die Ariftofratie in Frankreich erlitten hat; es tft die unläugbare 
Thatfache, daß die Ariftofratie in der Entwidlung der legten 60 Jahre 
feinen wefentlichen Einfluß genommen, wodurch das Einnehmen ihrer. 
früheren Stellung unmöglich wird; denn man kann fidy über das Bor- 
urtheil der Ahnen, was Einzelne betrifft — wie uns das Beiſpiel Eng- 
- Iands zeigt — hinausfehen, die Ariftofratie als Ganzes muß, wenn fe 
ihre politifche Aufgabe Iöfen fol, immer eine ununterbrochene Reihe von 
Vorfahren aufzumweifen haben. | 

Hieraus ergibt fih, daß, da ver Drang nad Veränderungen 
eben in unferer Zeit eines feften Dammes, das Beſtehende eben jebt, 
wo e8 von allen Seiten angegriffen wird, eines ſtarken Schubes be- 
darf, wir biefen nicht in der Ariftofratie fuchen Fönnen. — So lobens- 
werth die Verſuche, eine Ariftofratie zu fchaffen, oder die Stellung jener 
Elemente, aus welchen fich eine Ariftofratie entwideln Tann, zu Träf- 
tigen, fein mögen, fo laſſen ſich die Refultate diefer Anftrengungen erft 
für Die Zufunft erwarten, während das nächfte Refultat all diefer Ver⸗ 
fuche für den Augenblid nur die Vermehrung der politifchen Aufregung 
zu fein pflegt. 

Die einzige Stübe des Beftehenden, das einzige Band, wodurch 
die Gegenwart mit der Vergangenheit zu verbinden, und Die Gewalt, 
welche theoretifche Syfleme auf die Einbildungsfraft der Bölfer aus- 
üben, zu zügeln ift, Tann nädıft dem erblichen Koͤnigthum für unfere 
Zeit nur im Prinzip der Nationalität gefucht werden. 

Der Einfluß, welchen die Begeifterung für das Prinzip der Ratio- 
nalität im erften Augenblid ausgeübt, ift ein revolutionärer gewefen. 
Jede Idee, welche mit den beftehenden Verhaͤltniſſen im Gegenſatz fteht, 
muß, bis fie fich geltend gemacht hat, einen foldhen Einfluß ausüben; 
nichtödeftoweniger ift das Prinzip der Nationalität feiner Natur nad 
ein confervatives, und zwar jelbft in jenen Fällen, wo die An- 
fprüche einzelner Nationalitäten blos auf numertiche Verhältuifie bes 
gründet find und im Namen bed Prinzips der abfoluten Gleichheit 
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auftreten. — Denn wenn auch diefed Prinzip ficher das allerrevolu⸗ 
tionärfte ift, weil die Berwirflihung einer abfoluten Sleichheit mit 
den fih aus der Natur der Dinge allmälig entwidelnden Verhaͤlt⸗ 
niffen immer und überall im Gegenfat ftehen muß; fo werden doch 
felbft durch die Berwirkfichung des Brinzips der Gleichberechtigung nur 
die confervativen Elemente im Staate befeftigt, und dadurd) der Staat 
felbft vor Erfchütterungen bewahrt. Da die Verwirklichung des Prin- 
zips der Gleichberechtigung, ohne die Einheit des Staates zu ge- 
faͤhrden, nur dadurch möglich wird, daß man für einen Raum forgt, 
auf welchem fich jede Nationalität innerhalb eines beftimniten Kreifes 
geltend machen Tann: fo muß das Prinzip der Rationalität auch in 
diefem Fall zu Einrichtungen führen, weldhe, wie uns die Gefchichte 
(ehrt, die confervativften von allen find und immer das Entſtehen einer 
Ariftofratie zur Folge haben. 

Das Bemwußtfein, eine befondere Rationalität zu bilden, ift aber, 
wie ich gezeigt, in fehr vielen Fällen das Ergebniß der Gefchichte. 

Die Anfprüche auf eine befondere Berechtigung find in dieſen Fäl- 
fen nichts als die Anfprüche auf die Erhaltung des hiſtoriſchen Rechtes; 
wie wäre es möglich, daß das Streben, ſich als Nationalität geltend zu 
machen, da, wo es ausjchließlich anf die Geſchichte begründet ift, ‚nicht 
die Achtung vor dem hiftorifchen Recht und all Demjenigen, was dar- 
auf begründet ift, zur Folge haben follte? 

In Augenbliden großer politifcher Aufregung iſt freilich Alles 
möglich; wir haben es erlebt, daß Völker, die ihre Anfprüche ausfchließ- 
lich auf das hiftorifche Recht begründet, fich zugleich mit derſelben Be- 
geifterung für das Prinzip der abfoluten Gleichheit ansgefprocgen, und 
es ift eben fo möglich, daß das SKönigthum für einige Zeit die Ver- 
nichtung des biftorifchen Rechtes anftrebt, als ja Bölfer für ihr hiſto⸗ 
rifched Recht zu den Waffen gegriffen und dasſelbe doch eben in dem 
wichtigſten Punkt — in dem Rechte der Krone — verlegt haben. Für 
die Dauer ift es aber unmöglich, fo ganz entgegengefegte Richtungen 
zu verfolgen, und es wäre eben fo thöriht, aus den Creignifien des 
Jahres 1848 auf die natürlichen Folgen der auf Die Geſchichte begrün- 
deten Anfprüche einzelner Nationalitäten zu fchließen, ald wenn man 
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aus der Tharfache, daß ſich bie Ariftofratie in einzelnen Fällen gegen 
das Königthum aufgelehnt, ja ſelbſt das Prinzip der Erblichfeit bes 
Throne angegriffen hat, das Prinzip einer erblichen Ariftofratie als 
dem Königthum gefährlich betrachten wollte. 

Wie fi) die Beftrebungen einzelner Nationalitäten und jene der 
erblichen Ariftofratie in Hinficht ihrer Grundlage und in Hinficht ihres 
Zwedes gleichen, fo gleichen fie fich in Hinficht des Einfluffes, welchen 
fie auf das monardifche Prinzip ausüben. Alles, wodurch die Achtung 
por dem hiſtoriſchen Recht befördert wird, muß die Befeftigung des 
monarchifhen Prinzips zur Folge haben, der Unterfchied beſteht nur 
darin, daß Nationalitäten dem Prinzip des hiftorifchen Rechtes zu einer 
fefteren Stüge dienen Eönnen als jede erbliche Ariftofratie. 

Da fih im Jahre 1848 fowohl das Brinzip der Nationalität, als 
jenes der Gleichheit im Gegenfage gegen das Beftehende befanden, fo 
ift e8 nicht zu verwundern, wenn der Gegenjab, welcher zwiſchen den bei- 
den Principien befteht, für einige Zeit überfehen wurde, übrigens hat 
fi diefer Gegenfag auch ſchon damals Far geäußert und wäre ficher 
in den Vordergrund getreten, wenn das Beftehende den Angriffen fei- 
ner Gegner erlegen wäre; und Die Zukunft Europas wäre dadurch be- 
ftimmt worben, ob in dieſem neuen Kampfe das Prinzip der Natio- 
nalität oder jenes der Gleichheit, ob das hiftorifche Recht ober jene 
Theorien, welche die franzöftifhe Revolution verkündet, bie N 
gewonnen hätten. 

Sedem Unbefangenen muß fich die Ueberzeugung aufbrängen, daß 
es eben fo unmöglich fei, die hiftorifchen Rechte einzelner Nationali- 
täten in Europa, wo jedes hiftorifche Recht mit dem Königthum fo 
innig verwoben ift, geltend zu machen, ohne daß das monarchiſche Prin⸗ 
zip zugleich befeftigt würde, al wir uns den Triumph des Prinzips 
abfoluter Gleichheit und die Vernichtung des hiftorifchen Rechtes der 
Nationalitäten nicht ohne Gefahr für das monarchiſche Prinzip denken 
fönnen. 

Wer für das hiftoriihe Recht einzelner Nationalitäten in Die 
Schranken tritt, hat, wenn auch unbewußt, der Monarchie, Jeder, der 
das Hiftorifche Recht auch da, wo es mit den wirklichen Beduͤrfniſſen 


ber Gegenwart nicht im Gegenſatz fteht, vernichten will, hat gegen 
alles Beftehende und vor Allem gegen die monarchiſche Form gefämpft. 
Die Wahl zwifchen beiden Richtungen mag Jedem freiftehen, Doch bie 
endlichen Ergebniffe hängen nicht von unferem Willen ab; denn es 
ftehteniemals in der Macht des Menfchen, die Folgerungen feiner eige- 
nen Prinzipien auf Dasjenige zu befchränfen, was er durch fie zu er- 
reichen wünſcht. 

Sp fehr die Ruhe, ja die Eriftenz einzelner Staaten durch die Ber 
geiſterung für das Prinzip der Nationalität auf einige Zeit bebroht 
ſchien, fo muß doch der Sieg dieſes Prinzips innerhalb der Schranken, 
wo wir einen ſolchen Sieg bei den gegenwärtigen Berhältniffen Europas 
als möglich annehmen Fönnen, in jedem einzelnen Staate die Befefti- 
gung der Ruhe und Ordnung zur Folge haben, dasfelbe muß aber 
nicht nur auf die Zukunft .einzelner Staaten, jondern auch auf jene 
unferer ganzen Entwidlung einen wefentlihen Einfluß ausüben, und 
auch dieſer kann meiner feften Meberzeugung nad nur ein wohlthä- 
tiger fein. 

In den meiften Fällen ift die Grundlage des nationalen Bewußt- 
feins in der Gefchichte zu fuchen, auch da, wo einzelne Theile eines 
Volkes durch längere Zeit ein getrenntes Leben geführt haben, find es 
die Erinnerungen einer ferneren Zeit, worauf man fi beruft, und 
es kann ohne Ausnahme behauptet werden, Daß da, wo auch dieſe feh- 
len, das Gefühl einer gemeinfamen Rationalität, wenn es fidy blos auf 
die Einheit der Sprache flügt, nie fehr lebhaft fei *); übrigens kann 
nicht geläugnet werden, daß aud die Einheit der Sprache — ja des 
Sprachſtammes, auch wo diefer in Die vwerfchiedenfte Dialekte getrennt 
ift, manchmal als Grundlage des nationalen Bewußtſeins diene; daß 
daher das Streben nad nationaler Berechtigung nicht ausichließlich 
als ein Kampf für das hiſtoriſche Recht betrachtet werben könne. 


*) Die Urfache diefer Erfcheinung liegt zum Theil darin, daß bei der großen 
Beweglichkeit der Sprache bie einzelnen Theile desfelben Bolfes, wenn fie feit vielen 
Sahrhunderten ein ganz getrenntes Leben geführt, fich auch in ihrer Sprache von 
einander entfernen müſſen. 
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Man hat — wie uns die Geſchichte der letzten Jahre zeigt — im 
Namen der nationalen Einheit Verhaͤltniſſe zu begründen verſucht, für 
welche in der Vergangenheit der einzelnen Völker Fein Beifpiel zu finden 
war, ja überall, wo ein Volk feine nationalen Anſprüche auf Das ge- 
fehichtliche Recht begründet hat, ift man diefen Anfprüchen mit Forde- 
rungen nach nationaler Berechtigung entgegen getreten, welche mit dem 
gefchichtlihen Recht in offenem Widerſpruch fanden. 

Der Kampf zwiſchen verfchievenen Rationalitäten, dem wir beige- 
wohnt haben, ift, aus diefem Gefichtspunfte betrachtet, nichts als Die 
Fortfegung jener ungehenren, durch Jahrhunderte vorbereiteten Schlacht, 
in welcher am Ende bes vorigen Jahrhunderts das Prinzip der aus- 
fchließlichen Berechtigung einzelner Klaſſen durch jenes ber Sigbern: 
tigung Aller beflegt ward, 

In dem Augenblid, wo das Prinzip der Gleichheit in Hinficht 
ber Rechtöverhältnifie zwilchen Einzelnen als vernunftgemäß anerkannt 
wurde, war der Kampf für dasſelbe Brinzip im Kreife der Nationali- 
täten unvermeidlih. Hier wie dort hat man mit denfelben Waffen 
gefämpft, hier wie dort mußte der Kampf diefelben Erjcheinungen her: 
vorrufen. | 

Die Begriffe der Freiheit und SHerrfchaft ftehen ſich zu nah, als 
daß fih Das Streben nad) Freiheit in der Begeifterung des Sieges 
nicht in das Streben nad) Herrichaft umgeftalten follte; aus der For- 
berung einer vollfommenen Gleichheit der Rechte geht die Forderung 
einer vollkommenen Gleichheit der Stellungen hervor, und die Roth: 
wendigfeit, einen Theil des Beſtehenden anzugreifen, der Sieg, ben 
man barüber errungen, erzeugt faft immer Die Ueberzeugung, daß alles 
Beftehende mit der Wohlfahrt im Gegenſatz ftehe, daß Alles, was die 
Geſchichte gefchaffen, ganz zu vernichten je. Wie man im Jahre 1789 
im Namen der Menfchenrechte erft die politifche Freiheit Des dritten 
Standes, dann die ausfchließlihe Herrſchaft desſelben in Anſpruch 
genommen, und als die Gleichheit der Rechte errungen war, die voll- 
fommenfte ©leichheit der Stellungen zu begründen fuchte und, um biefe 
zu erreichen, das Königthum vernichtete, das Recht des Beſitzes mit 
Füßen trat und auf den Trümmern der ganzen Vergangenheit eine 


Zukunft begründen wollte, weldhe mit allen BVerhältniffen der Gegen- 
wart im Gegenfape ſtand: fo haben im Jahre 1848 einzelne Völker im 
Ramen der Freiheit nach unbebingter Herrfchaft getrachtet, andere die 
factifche Gleichheit Aller angeftrebt, jedes hiſtoriſche Hecht geläugnet 
und im Kreiſe der Völker die Lehren des Communismus befolgt. 

Die unmittelbaren Folgen find in beiden Fällen diefelben geweſen. 
Ein Kampf gegen jedes Recht muß Immer zur Rechtlofigfeit Aller füh- 
ren, Doch ebenſo müſſen ſich die endlichen Refultate gleichen, und id) 
glaube nicht, daß irgend ein Unbefangener Iäugnen wird, daß die Re⸗ 
fultate, welche der Kampf für das Prinzip der Gleichheit zwifchen In⸗ 
dividuen hervorgebracht, für die Entwidlung der Menjchheit im Ganzen 
günftig geweſen find. 

Die Welt befchuldigt Nero, Rom ben Flammen preiögegeben zu 
haben, und von allen Thaten des Wütherichs ift Feine, auf welche die 
Welt mit fo ungetheiltem Abſcheu zurüdbliden würde. Nero find an- 
dere Tyrannen gefolgt, ganz dazu geeignet, die Verbrechen ihrer Bor- 
fahren zu verbunfeln, und doch erinnert fih die Welt mit Entfeben der 
ſchauerlichen That, über die faft zwei Jahrtaufende vergangen find, ohne 
das Urtheil der Welt zu mildern. Er wollte, wie man fagt, Die Ewige 
Stadt einem Phönix glei aus ihrer Afche fchöner erftehen laffen, er - 
wollte Alles, was er zerfiört, großartiger und regelmäßiger erbauen, 
Paläfte gründen, wo früher befcheidene Bürgerwohnungen geftanden. 
Wer wird die That wegen der Abficht entfchuldigen, und dem Tyrannen 
verzeihen, der feiner Eitelfeit das Glück fo vieler Taufende zum Opfer 
gebracht, und um feine erträumten Meifterwerfe aufzubauen, Dasjenige, 
was Jahrhunderte gegründet, und worin fo Viele ihren Frieden fanden, 
zu zerftören wagte? — Wenn die Gegenwart und Zukunft über Dies 
jenigen, die im Kamen eines Prinzips die Fackel des Bürgerfrieges 
mit folcher Kühnheit gefhwungen, und im Rauſch ihrer unbegrängten 
Gewalt Alles, was die Gefchichte gefchaffen, rüdfichtslos zerftört haben, 
um auf diefen Trümmern, wie fie verfünden, das Gebäude einer ſchö⸗ 
neren Zukunft zu errichten, ein aͤhnliches Urtheil fprichts fo ift Dies. 
ſes Urtheil nur gerecht; doch ift das Streben nach Gleichheit, welches 
eine Folge der Durch das Ehriftenthum aufgeftellten Grundfäge ift, darum 
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weniger edel, weil im Namen desſelben Schandthaten begangen wur⸗ 
ben, oder Fönnen wir Die wohlthätigen Folgen dieſes Strebens darum 
läugnen, weil dasſelbe oft eine falfche Richtung befolgt, und bann zu 
vielen Leiden Beranlafiung gegeben hat? 

Man hat, um die Gefellfchaft von jenen Uebeln zu befreien, Die 
die Selbftfucht Einzelner über fie gebracht, den Neid der Maflen auf: 
geregt, und fich diefes unebelften aller Gefühle ald Waffe bedient; man 
hat jene Stellung, welche die am niederften ftehenden Klafien unferer 
Geſellſchaft gegenwärtig einnehmen, ald das Niveau angenommen, zu 
welchem Alle zurüdgeführt werben follen, und die Verwirklichung des 
Prinzips der Gleichheit darin gefucht, daß man alles Höherftehende in 
den Staub gezogen. 

Wäre uns das Streben, immer fortzufchreiten, nicht angeboren, fo . 
£önnte die Gleichheit allerdings auch auf Diefem Wege erreicht werben; 
doch fann man darum fagen, daß es der einzige iſt, auf den uns das 
Streben nach Gleichheit führen muß? Nicht nur im Augenblid der 
Ebbe, auch wenn die Fluth am höchften fteht, gleichen fich die Gewäſſer 
aus, nicht nur Durch Erniedrigung, auch dadurch, daß ſich das nieberer 
Stehende allmälig erhebt, Tann eine Gleichheit hergeftellt werben, und 
ift e8 wohl zu läugnen, daß, in fo fern das Streben nach ‚Bleichheit 
in unferer Zeit dauernde Refultate hervorgebracht, dieſelben alle in bie- 
fer Richtung erreicht worden find? 

Mit blutiger Hand hat es der Convent verfucht, jede hervor⸗ 
ragende Stellung unmöglicd zu machen, das Ideal, wofür der Eonı- 
munismus fehwärmt, ift die Gleichheit in diefem Sinne, und wenn 
wir die Mittel betrachten, durch welche das Beftehende in den meiften 
Staaten erfchüttert worden ift, die Gefinnungen Derjenigen, durch die 
fo viele NRevolutionen gefiegt haben, fo wird man einfehen, daß es 
weder an Verſuchen noch an der nöthigen materiellen Gewalt gefehlt 
hat, um das Prinzip der Gleichheit in diefem Sinne zur Herrfchaft zu 
bringen; und doch haben alle Anftrengungen des Convents Fein anderes 
Refultat hervorgebracht, als daß an Die Stelle der rechtlichen Unter: 
ſcheidung durch die Geburt der. factifche Unterfchied der Begabung und 
des Eigenthums getreten ift, und alle Revolutionen, welche im: Namen 
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des bemofratifchen Prinzips geftegt, haben dazu geführt, daß fich Die 
Zahl Derienigen, die ſich über die niederfte Stellung erheben, größer, 
dag das Streben, fich zu erheben, immer allgemeiner ward; — ein 
klarer Beweis, daß das Streben nach Gleichheit nur in der Richtung 
dauernde Ergebniffe zu erzeugen vermag, als e8 dem und ‚angeborenen 
Trieb immer fortzufchreiten und uns zu erheben entfpricht. — Daß 
aber dieſe Ergebniffe für die Menfchheit im Ganzen genommen wohl- 
thätig find, kann nicht in Zweifel gezogen werden, da ja Alles, worin 
unfere Zeit Die Vergangenheit übertroffen, auf dieſe Quelle zurüdzu- 
führen ift. 

Wie der Fortfchritt, den wir in allen Richtungen menfchlicher Thä- 
tigfeit wahrnehmen, Dem zuzufchreiben ift, daß man durch die Anerfen- 
nung des Prinzips der Gleichheit jene Schranken vernichtet, welche der 
Thätigfeit Einzelner im Wege fanden, und das Streben nad) dem Höch⸗ 
ften Allen möglid gemacht hatz fo ift das Gefühl größerer Humanität 
— das Einzige, worauf unfer Jahrhundert flolz fein fann — als ein 
Reſultat, und zwar ald ein dauerndes Refultat des Prinzips der Gleich: 
heit zu betrachten, welches, wenn man dasſelbe auf die Stellung ver- 
ſchiedener Nationalitäten anwendet, nothwendig zu ganz ähnlichen %ol- 
gen führen muß, | 

Der Kampf für die Berechtigung der Nationalität hat Das vor 
dem SKampfe für die Berechtigung des Individuums voraus, daß er 
für den Einzelnen ein Kampf für Ipeen und nit ein Kampf, für 
materielle Interefien iſt. Diejenigen, die fh in Diefem Kampfe gegen- 
über ftehen, find zu ftarf, al daß irgend Einer, nachdem er die Kraft - 
des Gegners erprobt, fich mit der Hoffnung eines volftändigen Sieges 
ſchmeicheln Fönnte, und je länger der Kampf gedauert, je heftiger er 
geführt wurde, defto mehr muß das Bebürfniß der Verföhnung empfunden 
werben. Ich glaube, daß fich der Einfluß diefer Verhältniffe ſchon jetzt 
fühlbar macht. 

Je größer die Begeifterung war, mit der fo viele Völfer für ihr 
nationales Recht im Jahre 1848 die Waffen ergriffen, je hartnädiger ber 
. Kampf gewefen, je mehr jedes berfelben für die Verwirklichung feiner 
Anſprüche Alles aufs Spiel gefegt, Alles geopfert hat, deſto mehr hat ihr 
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Haß abgenommen, deſto mehr haben ſie ſich wenigſtens achten gelernt, 
deſto mehr hat ſich jedem derſelben die Ueberzeugung aufgedrungen, 
daß ſeine Anſprüche nur innerhalb jenes Kreiſes, wo dies die gleichen 
Anſpruͤche anderer geſtatten, zu verwirklichen find. — So beklagens⸗ 
werth ung die Ereignifle der lebten Zeit jcheinen mögen, ein Refultat 
haben fie auf jeden Fall hervorgebracht, und dieſes ift Die Ueberzeugung, 
daß es unter allen Völkern des weſtlichen Europas Feines gibt, welches 
nicht dey Begeifterung für feine Rationalität fähig wäre, feines, wel- 
ches die Herrfhhaft eines anderen ruhig ertrüge, Daher = feines, 
welches man ungeftraft unterhrüden Fönnte. 

Das Refultat der nationalen Kämpfe. ded Jahres 1848 ift Die 
Meberzeugung, daß die Bürgfchaft des Friedens der Zukunft nur in 
der Gleichberechtigung aller Bölfer zu fuchen fei, und Diefer Grund⸗ 
fa fann wohl für einige Zeit zu dem Kampfe um die factifche Gleich⸗ 
heit der Stellungen Veranlaflung geben — wie ja dies auch hei dem 
Grundfag der Gleichberechtigung der Individuen ver Ball ift —: das 
endliche Ergebniß muß aber nothwendig das Streben aller Nationa⸗ 
Kitäten, fich zu erheben, e8 muß der Triumph des Gefühle der Huma⸗ 
nität zwifchen Bölfern fein, und nur wenn jebes Volk mit allen feinen 
Kräften nad dem höchften Ziele firebt, wenn jede Nationalität bie 
Rechte anderer ebenfo achten lernt, als der Einzelne ſchon jetzt gewifle 
Rechte Anderer nicht zu läugnen wagt, wird die ganze Menjchheit mit 
Riefenfchritten fortſchreiten. 

Wenn wir die Berhältniffe/ der einzelnen Staaten Europas in 
ethnographifcher Hinficdyt beobachten, wird e8 uns klar, daß bie Bewe⸗ 
- gungen, zu welchen Das‘ Erwachen des nationalen Bewußtfeins in der 
neueften Zeit Veranlaffung gegeben, auch auf die Beziehungen zwifchen 
verfchledenen Staaten einen Einfluß ausüben müflen, und auch dieſer 
wird fich, wie ich glaube, wenigftens in der Zufunft als wohlthätig 
erweifen. 

Liebe zu einer gewiflen Nationalität ift, wie die zum Vaterland, 
ein Gefühl, welches nicht blos auf Die Anhänglichkeit, welche man für 
ein Land oder Volk empfindet, fondern zum Theil auf ven Gegenfas 
begründet ift, in welchem ein gewified Land oder Volf mit anderen 
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fteht, ja es ift nicht zu laͤugnen, daß das Gefühl ber Nationalität, 
wie das der Vaterlandsliebe, erft dann zur Leidenfchaft werde, wenn 
eben die negative Seite besfelben — dieſer Gegenfat gegen das Fremde 
- — in den Vordergrund getreten ift. — Da das Erwachen nationalen 
Selbftbewußtfeing — wie ich bemerft — großentheils als Ergebniß 
einer Reaction zu betrachten ıft, fo ift es leicht zu begreifen, daß in 
unferer Zeit eben dieſes der Fall war, und daß daher die Bewegung 
für das Prinzip der Rationalität für die Fortdauer der einzelnen Staaten 
in dem Maße gefährlicher fein mußte, als die Bevölferung derfelben 
‚eine gemifchtere war, und das Gefühl der Nationalität, eben weil man 
es verlegt hatte, mehr den Charakter des Hafled an fh trug. — 
Müpten wir das gegen einzelne Nationalitäten früher und zum Theil 
auch jebt befolgte Verfahren für ein Durch das Beduͤrfniß, die Einheit 

zu erhalten, gebotenes anfehen, fo müßten wir das Beftehen verfchie- 
dener Nationalitäten in demſelben Staate als das größte Unglüd 
betrachten, welches den Staat betreffen kann, da Berlegungen die Keime 
des Hafles entwideln müffen, die jenes flarfe Gefühl in fid trägt, und 
das Beftehen eines Fräftigen Staates unmöglich iſt, wo ſich die einzel- 
nen Theile desſelben feindlich gegemüber fiehen. ben fo nachtheilig 
müßte aber das Prinzip der Nationalität auf die Entwidlung der 
Menfchheit dann wirfen, wenn wir uns Die Gränzen der einzelnen 
Staaten und ber einzelnen Rationalitäten als ibentifch denken. — Daß 
jeder Staat für fich flärfer fein würde, wenn er aus einem einzigen 
Volke beftände und diefes ganz umfchlöffe, liegt außer allem Zweifel, 
eben fo ficher ift es aber, daß aͤhnliche Verhältniffe die einzelnen Staa- 
ten fich gegenfeitig noch mehr entfremden, zur gegenfeitigen Abfchließung 
und (weil, was fich nahe fteht und Doch fremd bleibt, ſich feindlich 
gegenüber ftehen muß), zu einem nie endenden Kampfe führen müßten. 
Je Fräftiger jeder einzelne Staat allen anderen gegenüber ftehen würde, 
beito geringer würde die Zahl ihrer Berührungspunfte, und in Folge 
defien auch der Fortſchritt fein, Defto mehr würde das Gefühl der Ge- 
meinfamfeit, deſſen Verwirklichung das höchfte Ziel der chriftlichen 
Givilifation ift, und dem wir fehon jebt fo Vieles zu danken haben, in 
die Reihe der Utopien gerüdt werben. 
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Betrachten wir Die ethnographiſchen Verhältnifie der einzelnen Staa⸗ 
ten wie fie find, fo überzeugen wir uns, daß der Einfluß des Prin- 
zipes der Nationalität eben zu den entgegengefebten Refultaten führen 
müſſe. 

Ich glaube daß es eine große Illuſton war, ber ſich ſowohl Jene, 
bie im Jahre 1848 und fpäter für, als Jene, die gegen das Prinzip 
der Nationalitäten in die Schranken getreten find, hingegeben, wenn 
fie geglaubt, die Aufregung für dieſes Prinzip könne die Auflöfung der 
gegenwärtigen Staaten oder gar die Begründung einer neuen, auf Die 
ethnographifchen Verhaͤltniſſe Europas bafirten. Stanteneintheilung zur 
Folge haben. Gefühle haben einen großen Einfluß auf Thatſachen, 
Doch diefe Thatfachen zu vernichten, die Ergebnifle einer langen Zeit 
plößlich zu zerftören, vermögen fie nicht, und das Beifpiel Deutfchlands 
in der legten Zeit zeigt uns am beften, was wir vom N der 
Rationalität in diefer Hinficht zu erwarten haben. 

Bon allen Bölfern, welche ein ftaatlich getrenntes Leben führen, 
ift Feines, bei welchem ſich fo viele Elemente der Einheit fänden, als 
das deutfhe. — Nur fehr kurze Zeit — von der Aufhebung des Römi- 
fhen Kaiferthums bis zur Errichtung des Bundestages — waren Die 
Bande, welche das deutſche Volk zu einem Ganzen vereinigt, ganz zer: 
riffen, und wenn auch diefe Verbindung eine Iodere war, fo mußte 
fie doch viel zur Erhaltung des Gefühls der Gemeinfamfeit beitragen; 
trog aller Berfchiedenheit der Dialekte ift Doch felbft die Sprache des 
Bolfes in den einzelnen Theilen Deutfchlande mit wenigen Ausnahmen 
Allen verftändlich und durch eine gemeinfame Literatur, auf welche das 
Volk mit Recht ftolz ift, verbunden, und doch iſt Die ftaatliche Einheit 
Deutfchlands im Jahre 1848, wo ihr feine muteriellen Hinbernifie im 
Wege ftanden, nicht nur nicht erreicht, fondern, wenn wir nad) dem 
Auftreten der Abgeorbneten von Preußen, Defterreich und Baiern, und 
nad den Manifeftationen in einzelnen Theilen Deutſchlands urtheilen, 
nicht einmal ernſtlich angeſtrebt worden. 

Deutſchland ſollte Eins werden, aber ohne daß — 7 die Bande, 
durch welche ſich der Einzelne an ſein engeres Vaterland gebunden 
fühlte, zerriſſen, ohne daß die durch die Geſchichte im Kreiſe des 
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deutſchen Volkes geſchaffenen Staatengebilde zerftört würden — d. h. 
man wollte eine engere Bereinigung, ohne die beſtehenden Einzelſtaaten 
zu vernichten. 

Man kann dieſes unlogifch nennen, daß fich aber der Einfluß, 
welchen das Prinzip der Rationalität in Deutfchland ausgeübt, wenn 
wir denfelben nicht nach all dem Ueberfchwänglichen, was barüber ge- 
fprochen und gefchrieben worden ift, ſondern nach Thatfachen beurthei- 
fen, wirklich hierauf befchränkt hat, ift eben fo gewiß, als daß das 
Brinzip der Rationalität auch anf die gegenfeitigen Beziehungen an- 
derer Staaten einen ähnlichen Einfluß ausüben wird. 

Eben weil es in Europa fehr wenige Nationalitäten gibt, die nur 
einem Staate angehören, da alle größeren Staaten aus mehreren Na⸗ 
tionalitäten zufammengefebt find, und Jeder, der die ethnographifchen 
Berhältnifie unferes Welttheils kennt, eine ftaatliche Eintheilung nad 
den Nationalitäten ohne eine neue WBölferwanderung als unmöglich 
annehmen kann, jo muß das Prinzip ber Rationalität auf bie fried- 
lichen Beziehungen zwifchen verfchledenen Staaten einen wohlthätigen 
Einfluß ausüben. 

Je mehr in den flaatlich getrennten Theilen desfelben Volfes das 
Berwußtfein einer gemeinfamen Nationalität erwacht, je mehr fie fid) 
als die Zweige eines Stammes fühlen, der, einer Wurzel entfproffen, 
wenn auch ein Theil ber Krone über die Oränzen eines Staates hin- 
ausragt, al feine Blüthen und Früchte doch nur zum Schmude des 
Ganzen trägt, defto näher müflen ſich auch die Staaten treten, je mehr 
die Bewohner eines Staates einen Theil der Bevölkerung ihres 
Nachbarſtaates als Brüder betrachten, defto mehr muß das Bedürfniß 
frienlichen Zufammenlebens, und felbft bei. Eonflicten das Bedürfniß, 
den Streit ohne Waffen auszugleichen, gefühlt werden. 

Ohne Zweifel kann diefer Einfluß des Prinzipes der Nationalität 
nicht überall derfelbe fein. Die Wirkungen Fönnen ſich bei Staaten, 
deren Bevölferung nur einem Fleinen Theile nad) dem Bolfe des 
Nachbarſtaates angehört, auch nur in geringerem Maße äußern, 
und die Garantien, welche das Gefühl der Nationalität für die Erhal- 
tung des Friedens 3. B. zwiſchen Deutfchland und Frankreich bietet, 
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fönnen jenen, weldye dasſelbe Gefühl für das Beitehen friedlicher Be: 
ziehungen zwiſchen einzelnen Staaten Dentfchlands gibt, nicht verglichen 
werden; auch kann das Bewußtſein nationaler Einheit zwiſchen den 
Bewohnern verfchiedener Staaten den Krieg nicht unmöglich machen, 
fireiten fi ja Doch die Kinder derfelben Mutter, wenn ihre Intereſſen 
im Gegenſatz ftehen und eine friedliche Ausgleihung nicht möglich ift. 
— Daß aber das Prinzip der Rationalität ‚überall, wenn auch in ver- 
fhiedenem Maße, zu diefen Ergebniffen führen muß, ift meine fefte 
Ueberzeugung, und daher glaube ich auch, daß wenn eine Begründung 
friedliher Beziehungen zwifchen verſchiedenen Staaten als die hödhfte 
Aufgabe unferer Gefittung und als Bedingung der allfeitigen Wohl- 
fahrt des Menfchengeichlechtes zu betrachten ift, wir in dieſer Hinficht 
viel mehr von dem natürlichen Einfluß des PBrinzipes der Nationalität 
al8 von den Bemühungen jener höchſt achtungswerthben Männer zu 
erwarten haben, die den Weltfrieven durch die Thätigfeit von Privat- 
vereinen zu begründen fuchen. 

Soll das Prinzip chriſtlicher Brüberlichfeit auf Erden je verwirf- 
licht werden, fo ift der erfte Schritt hierzu, daß zwifchen den einzelnen 
Staaten Bande entftehen, welche nicht jeder Gegenſatz der Intereffen 
zu zerreißen vermag, und ift das Bewußtſein einer gemeinfamen Na⸗ 
tionalität die Meberzeugung, daß man in einem Theile der Bürger des 
Nachbarſtaates Brüder erfennen muß, nicht eben ein ſolches Band, 
welches nicht durch die Funftreiche Hand der Diplomatie gefchlungen, 
und welches auch nicht Durch ihre Fehler auf immer zerriffen werben 
kann? 

Die Menſchheit iſt nie allgemein durch eine Idee erfaßt worden, 
welche nicht einen weſentlichen und am Ende günftigen Einfluß auf 
den Gang ihrer Entwidlung ausgeübt hätte. Oft feheint die Idee un- 
praftifch, ja fie fcheint für das Beftehen ver Gefellfchaft gefährlih. Die 
menschliche Klugheit weiß hundert Gründe dagegen anzuführen, und 
doch zeigt fih am Ende, daß fie heilfam auf die Entwidlung des 
Ganzen eingewirkt. So war es mit dem Ehriftenthum, mit den Kreuz: 
zügen, mit der Reformation, jo wird es meiner — MeDergeugung 
nad) mit der Idee der Nationalität gehen. 
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Es liegt in unſerer Natur, daß der Egoismus nie ſchwerer zu 
befämpfen ift als da, wo ihm edle Beweggründe als Entſchuldigung 
dienen. Auch der beſſere Menſch wird Die Gerechtigkeit fremder An- 
fprüche ſchwerer anerkennen, wenn dieſelben mit dem Wohl feiner Fa⸗ 
milie, mit der Groͤße ſeines Vaterlandes, als wenn ſie blos mit ſeinem 
perſoͤnlichen Vortheil im Gegenſatze ſtehen, und es gibt vielleicht ſehr 
Wenige, die in der Frage der Nationalität ſchon jetzt ganz vorurtheils⸗ 
frei denken, noch weniger handeln könnten. — Jeder möchte das Volk, 
dem er angehört, groß und mächtig ſehen, Jeder möchte ihm die erſte 
Stelle unter anderen Völkern, die Herrſchaft über alle übrigen einges 
räumt fehen. Diefe Wünfche find eben fo natürlich als jene Vorſaͤtze, 
mit welchen begabtere Individualitäͤten ins Leben treten. Es bebarf, 
und bei Manchem bedarf es vieler Erfahrungen, che er dieſen Träumen 
der Jugend entfagen und fih in ber Stellung, die er im Kampfe 
mit tanfend ähnlichen Anfprücden Anverer zu behaupten vermag, zu- 
frieden fühlen fann. Die Gewalt der Thatfachen führt aber endlich 
unfere Beftrebungen immer auf das Maß des Möglichen zurüd, und, 
diefes wird auch in Hinficht der Beftrebungen ganzer. Völker, oder um 
mich richtiger auszudrücken, in Hinficht jener Beftrebungen der Indivi⸗ 
duen ber Fall fein, welche bie Größe und Macht einzelner Nationali- 
täten zum Zwecke haben, und die weltgefchichtliche Bedeutung der Er- 
eignifle des Jahres 1848 ift zum Theil Darin zu fuchen, daß fie fehr 
viel zur Berichtigung der Anfichten in dieſer Hinficht beitragen. 

Wie die Erfahrungen, die man damals gemacht, auch den Befan- 
genften davon überzeugen müflen, daß die Macht der Sitten und Ge- 
fühle des Volkes immer größer als jene politifcher Theorien fei, fo 
mußte der Einfluß, weldyen die Begeifterung für das Prinzip der Na- 
tionafität auf alle Berhältnifie Damals ausgeükt, auch zur Erkenntniß 
der Gränzen führen, innerhalb welcher biefes Prinzip nie ohne Gefahr 
verlegt, und jener, über die hinaus dasfelbe nicht zu verwirklichen if. 
— Eben weil die nationale Bewegung das Beftehen fo vieler Staaten 
gefährdet, und weil es nirgends zu dem erwünfchten Reſultate geführt 
bat, mußten Sene, von denen die Leitung des Staates abhängt, zur 
Einfiht fommen, daß fie im Prinzip der Nationalität ein Moment 
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vor ſich haben, welches nie ohne Gefahr unberüdfichtigt bleiben darf, 
während bie Allgemeinheit feiner eigenen Gefühle jedes Volk davon 
überzeugen mußte, daß die Verwirklichung feiner eigenen Anfprüde nur 
innerhalb gewiffer Schranken möglich fei. 

Das Prinzip der Rationalität ift, weil wir es als eine nothiwendige 
Folgerung des Begriffes ver inbivinuellen Freiheit betrachten müſſen, ein 
wefentliches Clement unferer Gefittung und zu innig mit den evelften 
Gefühlen der Menfchen verbunden, als daß wir felbft nach den mis- 

lungenen Berfuchen, dieſes Prinzip zu verwirklichen, annehmen koͤnn⸗ 
ten, dasſelbe habe feinen Einfluß auf die Zukunft verloren; wahrfchein- 

. lich aber ift es, daß die Erfahrungen der legten Zeit darum doch ihre 
Früchte fragen werben. 

Der Kampf für das Prinzip der Rationalität, in der Bedeutung, 
bie man ihm. beigelegt, hat allen Völkern zu viel gefoftet, ald daß wir 
eine Erneuerung desſelben befuͤrchten müßten, und in dem Yugenblid, 
wo die Rationalität aus einer Veranlaffung zu Kämpfen, wobei Fein 
befinitiver Sieg möglich ift, zu Demjenigen wird, was, da es allen 
Völfern gemeinfam tft, überall die. Richtung des Fortfchrittes beftim- 
men muß, wird auch der wohlthätige Einfluß, welchen biefes Prinzip 
auf Die Einrichtung der Staaten, auf die Befeftigung der beftehenden 
Rechtöverhältniffe in den einzelnen Staaten und auf die Befeftigung 
des allgemeinen Friedens, wie ich gezeigt, ausüben muß, ſich Allen zu 
erfennen geben. 


Ich glaube im vorgehenden Buche bewiefen zu haben, daß eine 
Beſchraͤnkung der Staatögewalt, wie ich fie im Berlaufe Diefes Werkes 
als das einzige Mittel, den in allen Staaten beftehenden Schwierig. 

keiten abzubelfen, angegeben habe, dem Beftehen Iebhafter Berührungen 
zwiſchen verfchledenen Individualitäten günftig, den herrfchenden Be- 
griffen entfprechend und den Bebürfnifien der Gegenwart angemefien ſei. 

Wenn nun — wie ich gleichfalls bewiefen zu haben glaube — 
die irdifche Beftimmung des Menschen im Yortfchritt zu fuchen ift, die 
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Bedingung jedes Fortfchrittes aber in der Möglichkeit häufiger Berüh- 
rungen zwifchen verfchiedenen Individualitäten befteht, die Richtung 
des Fortſchrittes von ben berrichenden - Begriffen abhängt, und das 
Maß desfelben durch die Bedürfniſſe beftimmt wird: fo kann eine 
Einrichtung des Staates, welche diefen Geſetzen des Fortſchrittes ent: 
fpricht, nicht nur nicht für undusführbar gehalten werden, ſondern 
wir müflen fle vielmehr für bie auf bie Dauer allein mögliche er- 
fennen, da nur Dasijenige, was den. Gefegen entfpricht, nach wel- 
chen jedes irdifhe Weſen feine Beflimmung erfüllt, für die Dauer 
beftehen Tann. 


Schluss. 


Die Richtung, in der wir fortfchreiten, wird immer durch unfere 
Begriffe beftimmt. Um die Richtung zu erfennen, in welcher der Fort- 
fhritt ganzer Völker in einer beftimmten Zeit gefchehen muß, ift es 
daher nothwendig, daß man über die herrfchenden Begeife, wodurch 
dieſe Richtung beſtimint wird, im Klaren ſei. 

Wenn wir nun unſere Aufmerkſamkeit jenen Staaten Europas zu⸗ 
wenden, die fi unter dem Einfluß des weftlichen Chriſtenthums ent- 
wickelt haben, zeigt ſich uns die auffallende Erfcheinung, daß man ſich 
in al viefen Staaten für die Begriffe Freiheit, Gleichheit umd 
Nationalität begeiftert; daß aber Dasjenige, was man im Namen 
ber Freiheit und Gleichheit im-Staate zu verwirklichen ſucht, mit dem 
Sinn, welchen man diefen Begriffen in allen anderen Beziehungen des 
Lebens beilegt, in fchroffem Gegenſatz ftehe. 

Indem man ber Freiheit, in fo fern es fi) von der Verwirklichung 
dieſes Begriffes im Staate handelte, ganz jene Bedeutung beigelegt, in 
welcher derfelbe durch, das Altertum anfgefaßt wurde, und im Staate 
das Prinzip der abfoluten Unterwerfung des Individuums unter den 
Willen der Gefammtbeit zu verwirklichen gefucht hat, ift zwifchen ber 
Richtung, welche man im Staate befolgt, und jener, in welcher fich alle 
anderen Beziehungen des Lebens entwidelt haben, derfelbe Gegenfas 
eingetreten, welcher zwifchen den Ideen des Chriftenthums und jenen 
der antifen Givilifation befteht, und eben diefer Gegenſatz, dieſer nicht 
zu löfende Conflict zwifchen den Einrichtungen des Staated und ben 
Grundlagen unferer ganzen Gefittung ift es, dem wir alle Leiden und 
Unruhe der Gegenwart zufchreiben müflen. 
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Da e8 nun ganz unmöglich, ift, Daß Begriffe, welche miteinander 
in ſchroffem Gegenſatz ftehen, für die Dauer gleichzeitig ihre Herrfchaft 
behaupten, und der Kampf entgegengefegter Richtungen immer zum 
Siege der einen führen muß: fo tft e8 mit der größten Gewißheit an- 
zunehmen, daß, fo lange diefer Kampf auch noch dauern möge, endlich 
boch entweder jene Grundfäge, welche wir für den Staat aufgeftellt, 
auch in unferer ganzen gefelfchaftlichen Ordnung, oder daß die Prin⸗ 
zipien unferer gefellfchaftlihen Ordnung auch im Staate zur Herrfchaft 
fommen müffen; daß entweder der Staat der Gefeflfchaft, ober dieſe 
dem Staate fich affimiliren werde, d. h. daß wir entweder ganz zu ben 
Grundfägen des Alterthums zurüdfehren, oder die Grundfäge der chrift- 
lichen Gefittung auch im Staate verwirflichen müffen. 

Wie der Sieg des Chriftenthums jene Grundſaͤtze verdrängen 
mußte, welche das Alterthum in Hinſicht des Stantes befolgt, fo ift 
die Verwirklichung der Grundfäbe des Alterthums in unferen Staaten 
nur durch die Vernichtung des Chriſtenthums möglih. Die Begriffe 
einer ganz abfoluten Staatögewalt und der geiftigen Freiheit des Sn: 
dividuums ſtehen jetzt wie damals im Gegenſatz, und daher muß die 
Bewegung, in deren Mitte wir uns befinden, entweder zur Vernichtung 
unſerer auf das Prinzip der individuellen Freiheit begrändeten Civili⸗ 
fation oder zur Verwerfung jener Grundſätze führen, welde wir bis 
jest im Staate befolgt haben. | 

Wir haben und im erften Theile diefes Werkes mit den herrfchen- 
den Begriffen ausfchließlich in jener Bedeutung befchäftigt, in welcher 
man biefelben bis jebt im Staate zu verwirklichen gefucht hat. Sch 
glaube bewiefen zu haben, daß die Begriffe Freiheit, Gleichheit und 
Rationalität, in diefer Bedeutung genommen, gegenfettig im Widerfpruch 
ftehen *), daß ihre Verwirklichung nothmwendig zur Anflöfung aller grö- 
Beren Staaten führen müfje*®), und daß die Menfchheit durch die Ver- 
wirffihung dieſer Begriffe feine Befriedigung finden könne **®), 


*) Theil I, Kap. 2 und 3. 
*)) Theil I, Rap. 3 und 4. 
»**2) Theil I, Kap. 6 und 7. 
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Große Ereigniſſe, welche kurze Zeit, nachdem der erſte Theil dieſes 
Werkes erſchienen war, in Frankreich eingetreten ſind, ſcheinen zu be⸗ 
weiſen, daß meine Anſicht, welche ich über den Einfluß der herrſchenden 
Begriffe auf den Staat dort ausgefprodhen*), die richtige gewefen fei; 
und daß das Streben, die Begriffe Freiheit und Gleichheit in jenem 
Sinne zu verwirklihen, den ihnen die Staatswiflenfchaft und Staate- 
funft beigelegt, wirklich den Untergang jeder Sreiheit und die abfolute 
Gewalt eines Einzigen im Staate zur Folge haben müfle. 

Ehe wir und jedoch in dieſes Schidfal fügen, ehe wir den Cäfa- 
rismus, der unter gewifien Verhaͤltniſſen allerdings die einzig mögliche 
Sorm der Gefellfchaft fein mag, aber immer nur dann, wenn der 
(ugenblid ihrer Auflöfung gefommen ift, al eine Nothwendigkeit hin- 
sehmen, ehe wir befonders felbft an den Grundlagen unferer Gefittung 
rütteln, und um für das Gebäude der Zukunft Plag zu machen, den 
ſtolzen Bau unferer Givilifation zerftören helfen, müffen wir vorher da⸗ 
von überzeugt fein, daß der Untergang diefer Givilifation eine unab- 
wenbbare Nothwendigkeit feiz es ift alfo vor Allem zu unterfuchen, ob 
jene Begriffe, deren Berwirflihung den Untergang unfe- 
ver Eivilifation zur Folge haben würde, in der Bedeutung, 
die man ihnen beigelegt, wirkli als die herrſchenden Be- 
griffe des Jahrhunderts, d. h. als diejenigen zu betrachten 
feien, dur welche die Richtung, in der wir nothwenpig 
fortfehreiten müffen, beftimmt wird. 

Eine ruhige Unterfuchung diefer Trage hat uns zur Ueberzeugung 
geführt, daß dies nicht der Kal fett), — Der Entwidlungsgang un⸗ 
ferer ganzen Gefittung, die Anftrengungen der Gegenwart, welche alle 
auf die Erreichung von Dingen gerichtet find, welche mit der im Staate 
befolgten Richtung im Gegenfage ftehen, der entichievene Widerſtand 
gegen die abjolute Gewalt des Staats und die Begeifterung für das 
. Prinzip nationaler Berechtigung zeigen uns Har, daß wir das Prinzip 
abfoluter Gleichheit als den herrſchenden Begriff ver Schule und Sour: 


*) Theil I, Kap. 11. 
) Theil II, Buch I. 
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naliftif, nicht aber al8 den herrfchenden Begriff des Jahrhunderts bes 
trachten Fönnen; daß daher auch die Richtung, welche man befonders 
feit der franzöflfchen Revolution im Staate befolgt, nicht nur nicht als 
die nothwendige Folge der herrfchenden Begriffe unferes Jahrhunderts 
zu betrachten fei, fondern ſich mit diefen Begriffen vielmehr im birecten 
Gegenſatz befinde. 

- Da nun jeder Fortfchritt in einer Richtung, welche mit den herr- 
fhenden Begriffen im Gegenfat fteht, immer unmöglich ift, fo ergibt 
ſich von felbft, daß jene Schwierigkeiten, in deren Mitte wir uns be- 
finden, auf dem Wege, den wir bisjegt befolgt, nicht zu Löfen find. 

Richt dadurch, dag man das Prinzip der vollfomntenen Unterwer- 
fung des Individuums unter eine Geſammtheit als Regel annimmt, 
nach welcher auch alle anderen Beziehungen der Menfchen eingerichtet 
werden follen, fondern dadurch, daß wir das Prinzip der individuellen 
Freiheit auch als Regel für die Einrichtungen des Staates erkennen, 
kann jener Gegenfag aufgehoben werben, welcher zwifchen den Einrich⸗ 
tungen des Staates und den Beftrebungen aller Einzelnen befteht, und 
den wir als die Duelle der meiften Uebel und Gefahren der Gegen- 
wart betrachten müflen. Die Aufgabe der Staatöwiffenfchaft in unferer 
Zeit kann daher auch Feine andere fein, als daß fie uns die Mittel 
zeige, durch welche dieſes Ziel zu erreichen iſt. 

Wie die Richtung des Fortſchritts durch die herrſchenden Begriffe 
beftimmt wird, fo tft das Maß besfelben immer durch die Bebürfniffe 
bedingt *). 

Es folgt hieraus, daß bei der Löfung der Frage: in welcher Aus- 
behnung und durch welche Mittel das Primip der individuellen Srei- 
heit im Staate zu verwirklichen fei, immer die Bebürfniffe des Staates 
zu berüdfichtigen find. 

Da nun eben in Hinficht ihrer Bebürfniffe bedeutende Verſchieden⸗ 
heiten zwifchen den einzelnen Staaten beftehen, fo ift es unmöglich, bie 
Mittel im Allgemeinen genau anzugeben, durch welche dieſes in jedem 
einzelnen Staate gefchehen fol. Eine für alle Staaten gleich zweck⸗ 


*) Theil II, Buch VI, Rap. 6. 
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mäßige Stantswifienfchaft it eben fo wenig zu finden als ein Staats⸗ 
mann, ber jeden Staat gleich gut zu leiten im Stande wäre; übrigens 
ift e8 gewiß, daß es Bebürfniffe gibt, welche allen Staaten des weft- 
lihen Chriftenthums eben fo gemeinfam find als jene Begriffe, von 
welchen ihre Civiliſation ausgegangen ifl. 

Eın folches, al diefen Staaten gemeinfames Bebürfniß iſt das Be- 
ftehen größerer Staaten und einer flarfen Staatsgewalt. 
Die praktiſche Aufgabe der Staatswiffenfchaft, auch wenn fie fi nur 
mit dem Aufitellen allgemeiner Grundfäge befchäftigt, Fann daher nur 
dann als gelöft betrachtet werben, wenn fie uns zu zeigen vermag, wie 
das Prinzip der individuellen Freiheit im Staate zu verwirklichen fei, 
ohne daß dadurch die Erhaltung größerer Staaten und das Beftehen 
einer Träftigen Staatsgewalt gefährdet wird. 

Meine Anfichten, die ih im Verlaufe diefes Werkes zu begründen 
gefucht, find folgende: 

Der Zweck des Staates ift die Sicherheit der materiellen und 
moralifhen Güter -aller Einzelnen. Das Beſtehen des Staates ift 
mithin die erfle Garantie ber individuellen Freiheit *). 

Um anderen Staaten gegenüber feine Selbftftändigfeit zu erhalten, 
und im Innern die Güter jedes Einzelnen fchüben zu Tönnen, bedarf 
der Staat eines beveutenden Maßes der Kraft *"). 

Da nun jede Kraft nur da moͤglich ift, wo ein Wille und Die 
Macht, zur Durchführung diefes Willens ſich gewiſſer Mittel zu bedie- 
nen, zu finden iſt; bie Einheit des Willend und der That bei einer 
Vielheit, wie es der Staat ift, aber nur durch Gentralifation zu errei- 
chen ift: fo Fann der Staat nur in fo fern feinem Zwecke entfprechen, 
als man bei der Einrichtung desfelben das Prinzip der Gentralifation 
befolgt hat **). 

Die Orängen, innerhalb weldyer diefed Prinzip befolgt werben fol, 
find mit jenen, bis zu welchen wir bie Ihätigfeit des Staates für noth- 


*) Theil U, Buch II. 
“*) Buch III, Kap. 1. 
“) Buch III, Kap. 4. 
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wendig halten, identiſch. So weit ſich die Gewalt des Staates er⸗ 
ſtreckt, muß dieſe Gewalt überall eine en d. b. fie muß überall 
eine centralifirte fein *). 

In der Idee ift der Staat nichts als Die — aller ſeiner 
Angehörigen; die Intereſſen des Staates ſind jene aller Einzelnen, der 
Wille des Staates muß daher immer als auf das Wohl der Geſammt⸗ 
beit gerichtet gedacht werben. Aus dem rein ibealen Standpunfte be- 
trachtet, ift Daher in Staaten, wo alle. Einzelnen einen Einfluß auf Die 
Leitung des Stanted ausüben, jede Garantie ded Individuums der 
Stantsgewalt gegemäüber. überflüflig. 

Aus dem praftifchen Gefichtspunfte betrachtet ift dies nicht fo. 

Da die Ausübung der Stuatögemwalt einem Einzelnen oder Meh- 
teren übertragen werden muß, und aud Da, wo Die gefeßgebende Ge- 
walt und die Regierung. vom Volke ſelbſt ausgeht, der Wille des 
Staates immer nur der Wille der Mehrheit ift, ergibt es ſich von felbft, 
daß die Breiheit des Einzelnen gegen Die abfofute Gewalt ded Staates 
unter jeder Form, welche man dem Staate geben kann, gewiſſer Ga⸗ 
rantien bebürfe; und es ift der Befig folcher Garantien und der Werth 
berfelben, wonon das Maß der individuellen Freiheit, welche der Ein- 
zelne im Staate genießt, eigentlich abhängt *). 

Da der Staat die erfte Bedingung jeber individuellen Freiheit ift, 
fo dürfen diefe Garantien nicht fo geartet fein, daß dadurch die Einheit 
bes Staates und mit ihr fein Beftehen gefährbet würde. Die Garantie 
der individuellen Freiheit kann daher nicht in der Theilung der Gewal⸗ 
ten, welche praftifch verwirklicht Die Vernichtung der Staatsgewalt zur 
Folge bat **), fie muß ‚vielmehr in einer Organifation der Staats- 
gewalt gefucht werben, durch weldye man, ohne Die. Einheiffderfelben zu zer⸗ 
ftören, ohne die abfolute Gewalt, deren fie bedarf, zu gefährden, Dafür 
gefichert wird, daß die Gewalt des Staates nur im Interefle des 
Staates gebraucht. werden könne, und ich glaube bewieſen zu haben, 


I) 


*) Buch II, Kap. 5. 
*) Buch III, Kap. 9. 
*9) Buch III, Kap. 7. 
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daß dieſe Garantien der individuellen Freiheit durch die innere Einrich⸗ 
tung der Staatsgewalt nirgends beſſer als unter der conſtitutionell⸗ 
monarchiſchen Staatsform zu erreichen feien*), übrigens kann die Frei⸗ 
heit des Einzelnen auch durch die zweckmäßigſte Einrichtung der Staats- 
gewalt nie vollfommen gefichert werben. 

Da der Einfluß, welchen der Einzelne auf die Gefehgebung und 
Regierung größerer Staaten ausüben kann, dußerft gering iſt, und das 
Prinzip der Refponfabilität da, wo ſich die Staatsgewalt auf Alles er- 
„ftredit, eben in Hinficht jener Gegenftände, deren zwedmäßige Leitung 
dem Einzelnen am nächften Tiegt, praktiih unanwendbar ift, fo muß 
jene Garantie, welche der Einzelne dur das Recht der Theilnahme 
an der Gefebgebung und durch die Refponfabilität der Verwaltungs⸗ 
organe gewinnt, ungenügend fein *. 

In Allem, worauf fi die Staatsgewalt erftredit, ift der‘ Einzelne 
auch da, wo man ihm auf die Gefeßgebung und Regierung des Staates 
einen Einfluß eingeräumt hat, der Staatsgewalt Doch immer unbedingt 
unterworfen. Die einzig fihere Garantie feiner individuel— 
len Freiheit muß daher nothwendig darin gefucht werden, 
daß man den Kreis, innerhalb deffen der Staat feine abſo— 
Iute Gewalt ausübt, befhränft**"). \ 

Der Grad der Freiheit, welche der Einzelne im: Staate genießt, 
hängt von dem Verhältniß ab, welches zwifchen dem Einfluß, ven er 
auf die Staatsgerwalt ausübt, und dem Maße, in dem er derſelben 
unterworfen ift, befteht; da nun in den Staaten der Gegenwart ber 
Einfluß, welchen der Einzelne auf die Leitung des Staates praftifch 
ausübt, in dem Maße Eleiner ift, als die Staaten felbft größer find, 
fo kann die Freiheit des Einzelnen nur dadurch vermehrt werden, daß 
man den Grab feiner Abhängigkeit vom Staate vermindert, d. h. den 
Kreis der Staatögewalt befchränkt. 

Die Frage, in wie fern das Maß der Freiheit, welches der Ein- 


*) Buch III, Kap. 11. 
“*) Buch II, Kap. 14. ne 
*4) Buch IE, Kap. 15. 
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zelne im Etaate genießt, vermehrt, d. h. in wie fern der Staat fo ein- 
gerichtet werden könne, daß derſelbe den herrfchenden Begriffen unferer 
Zeit mehr entfpreche, iſt daher mit jener identiſch, ob eine foldye Be⸗ 
fchränfung der Stantsgewalt möglich ſei. 

Ich glaube im vierten Buche beiwiefen zu haben, daß alle jene 
Gründe, weldhe man für das in Frankreich befolgte Syſtem ftarrer 
Gentralifation anzuführen pflegt, auf Irrthümern beruhen, und daß 
durch eine Beichränfung der Staatögewalt auf Dasjenige, was nur 
den Staat betrifft vder nur durch den Staat geleiftet werden kann, 
weber die Macht des Staates*), noch die Zreiheit der Einzelnen **), 
noch der Fortfchritt **) gefährdet werbe; ich habe gezeigt, Daß all jene 
Gefahren, welche Die bürgerliche Geſellſchaft in unferer Zeit bevrohen, 
daher entftanden find, Daß man dem Staate eine Aufgabe geftelt, 
welche größere Staaten niemals zu löfen vermögen: das einzige Mittel 
venfelben zu begegnen, liegt daher auch meiner feften Ueberzeugung nad) 
barin, daß wir eine Bahn verlaflen, die mit jedem Schritt, den man 
auf ihr weiter fortgefchritten, in allen uns befannten Staaten ftatt 
Ruhe und Befriedigung nur eine Reihe von Ummälzungen oder wenig- 
ftend eine immer — Oppoſition gegen den Staat zur Folge 
gehabt hat. 

Wie es nur ein Mittel gibt, wodurch das Beſtehen groͤßerer Staa⸗ 
ten möglich wird und die Staatsgewalt das ihr nothwendige Maß der 
Kraft erhält: die Centralifation, fo Fenne ih nur eines, wodurch 
größere Staaten gegen jede Despotie und jede Revolution gefchüßt 
werden Fönnen, nämlid; die Anwendung des Prinzips der Selbft- 
regierung. 

Die Entfcheldung der Frage, in wie fern eine dem Zweck vplifom- 
men entfprechende Einrichtung in einzelnen Staaten praftifch zu ver- 
wirflichen fei, hängt davon ab, ob es möglich fei, in Demjenigen, mas 
den Staat al8 Ganzes unmittelbar betrifft, das Prinzip der Gentr a- 


*) Bud IV, Kap. 3 his 11. 

“) Buch IV, Kap. 12 bis 14. 
»*2) Buch IV, Kap. 16. 
I. 35 
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liſation, in allem Uebrigen aber jenes der Selbſtregierung confe- 
quent anzuwenden. | 

Da nichts fchwerer ift ald die Wirkungen eined Prinzips auf einen 
beftimmten Kreis zu befchränfen, und es mithin als wahrfcheinlich an- 
genommen werden muß, daß die Grängen der fich entgegenftchenven 
Prinzipien der Gentralifation und Selbftregierung, wenn aud) im An- 
fange noch fo richtig beftimmt, fpäter verrüdt werben, fo mußten aud) 
noch jene Verhaͤltniſſe unterfucht und jene Inftitutionen bezeichnet wer- 
den, wodurch zwiſchen beiden Prinzipien das gehörige Gleichgewicht er- 
halten und jedes derfelben in feinem Kreife gefichert werden Tann, e8 
mußte endlich gezeigt werden, ob das Einfchlagen einer andern Rich⸗ 
tung, als die man im Staate bisjetzt befolgt, nicht mit unuͤberwind⸗ 
lichen praftifchen Schwierigkeiten verbunden. fei: Aufgaben, bie ich im 
fünften und fechsten Buche zu Töfen verfucht habe. 

Sch bin weit entfernt, für die im Verlaufe dieſer Arbeit. ausgefpro- 
chenen Anfichten dad Verdienſt der Originalität in Anfpruch zu neh 
men. Da uns die Erfahrung der lebten Zeit gezeigt, daß eben 
jene Staaten, wo man die durch die neuere Staatswiflenfchaft aufge 
ftellten Orundfäbe befolgt und ftreng an dem Prinzipe der Eentralifa- 
tion feftgehalten hat, die größten Ummälzungen erlitten haben, während 
andere eben in dem Maße von diefen Gefahren frei geblieben find 
und ſich eines allfeitigen Fortfchrittes erfreuen, als man in denfelben 
bas Prinzip der Selbftregierung mit den Bebürfnifien des Staates 
zu vereinigen verjtand: fo befteht das einzige Lob, worauf meine Ar- 
beit vieleicht Anfpruch machen kann, darin, auf die Urfachen jener That- 
fachen, die Allen- befannt find, aufmerffam gemacht und in einer Wiſſen⸗ 
fhaft, welche ihrem Objecte und ihrem Zwede nad) in Die Reihe der 
Erfahrungswifienfchaften gehört, ftatt ded Weges der Speculation jenen 
ber Erfahrung befolgt zu haben. Doc, eben, weil die im Verlaufe Dies 
fes Werkes aufgeftellten Grundfäße nicht neu find; weil jene Refultate, 
zu welchen ich gekommen, Jedem Far werden müflen, der ohne wiſſen⸗ 
fhaftlihe Vorurtheile und Parteirüdfichten die Wahrheit aus That- 
ſachen zu finden ſucht; weil endlich die Aufgabe jeder Eivilifation in 
der Vermittlung der im Kreife derfelben beftehenden Gegenfäge zu 
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fuchen ift, und wir daher eine Vermittlung des Prinzips der inbivi- 
duellen Freiheit mit den Bebürfniffen eines geordneten Staates als bie 
unabweisliche Aufgabe unferer Gefittung erfennen müffen: darum glaube 
ich nicht an die Zufunft dieſes Werkes, wohl aber an die Zukunft je- 
ner Grundſaͤtze, die ich in demfelben ausgefprochen habe. 

Das Bedürfniß feftbegründeter Stunten, welches wir als das Re⸗ 
ultat der antifen Civilifation empfangen, hat zu tiefe Wurzeln gefchla= 
gen, ald daß Dasjenige, was mit demfelben im Gegenfat fteht, nicht 
ebenfo eine Reaction zur Folge haben follte wie Dasjenige, wodurd) 
das Prinzip der individuellen Freiheit verlegt wird. Das Endziel un- 
ferer Civiliſation muß Daher in der Verwirklichung der indivi— 
duellen Freiheit im Staate gefucht werben. 

Wohl fcheint ſich in diefer traurigen Zeit Vieler Die Ueberzeugung 
bemächtigt zu haben, daß der Augenblid gefommen fei, wo der Fort⸗ 
fehritt im Kreife unferer Civiliſation unmöglich wird. 

Die Gegenwart hat Vieles, was uns an die fucchtbare Zeit erin- 
nert, wo die Givilifation des Alterthums ihrem Untergange entgegen 
ging. Es ift dasſelbe Streben nach materiellem Genuß, diefelbe Grund- 
faglofigfeit bei Einzelnen und Maſſen, diefelbe niedrige SKriecherei vor 
jeder Macht, diefelbe Vernichtung Desjenigen, was Jahrhunderte für 
heilig gehalten und an deſſen Stelle man nichts als einen leeren Zwei⸗ 
fel zu ftellen vermocht hat. 

Für die größten Ereigniffe der Gegenwart Iafjen fi ‚in der Epoche 
des Uebergangs der römifchen Republif zum Imperium ebenfo Analo- 
gien finden, wie und manche ausgezeichnete Individuen unferes Jahr⸗ 
hunderts an die Kührer der römifchen Bürgerfriege erinnern; wer aber 
tiefer fieht, wird fich Durch dieſe Aehnlichkeit über den ganz verfchiedenen 
Charakter der Gegenwart und jener ewig merkwürdigen Zeit nicht tau⸗ 
ſchen laſſen. 

Als die antike Civiliſation zu Grunde ging, war der herrſchende 
Begriff derſelben, die Unterwerfung des Individuums unter den Staat, 
verwirklicht: der Begriff der individuellen Freiheit, welcher unſerer Civi⸗ 
liſation zu Grunde liegt, iſt es nicht; — damals hatte die Religion 
den praftifchen Einfluß, welchen diefelbe auf das Leben ausgeübt, vers 
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‚Toren, und nur ihr Schaugepränge war geblieben: jebt ift es hoͤchſtens 
der Cultus, wogegen ſich eine Gleichgültigfeit zeigt, das Gefühl ver 
HSumanität, weiches das Chriftenthum ind Leben eingeführt, ift mäch⸗ 
tiger als e8 jemals gewefen; — jene Ideen, für welche ſich pas Alter- 
thum begeiftert hat, in weldyen wir das belebende Element der ganzen 
antifen Givilifation erfennen müflen, Baterland und politifche 
Sreiheit hatten ihren Reiz für die Menfchen verloren: jest ift das 
Streben nad) inbivinneller Freiheit, welches wir vom Beginne der chrift- 
lichen Eivilifation als den Hebel bes Fortſchritts betrachten Fönnen, _ 
weit entfernt, feine Macht auf das Gemüth der Menfchen zu verlieren, 
nur noch mächtiger, nur allgemeiner geworden. Im Kampfe um Gleich 
heit, im Ringen um Rationalität, in Allem, was im Kreife des Staats 
und mas gegen denfelben unternommen wird, iſt es immer dieſer Be- 
griff, der uns entgegen tritt. Eine Civilifation, die fih für den Be- 
griff, der ihr als Grundlage gevient, noch fo lebhaft zu begeiftern ver- 
mag, kann fchivere Kämpfe zu beftehen haben, doch untergehen wird fie 
nicht. Wie die Erfcheinungen der Gährung, der Faͤulniß und jener, 
wo ſich der Wein Flärt, ähnlich find, fo fönnen und die Erjcheinungen 
unferer Zeit an den Untergang der antifen Civilifation erinnern, das 
Refultat diefer Erfeheinungen wird ‘aber ficher ein anderes fein. Denn 
jede Gefittung kann nur mit den Begriffen, welche ihr zu Grunde lie- 
gen, vernichtet werben. 

Es ift ganz wahr, daß jene Aufregung, welche alle Schichten ber 
Gefelfchaft ergriffen hat und, weil fie Alles bedroht, felbft den Kühn- 
ſten mit Bangen erfüllt, nicht eine einfach politifche fei, wie fle im 
Berlaufe unferer und jeder anderen Eivilifation: öfters vorzufommen 
pflegen. Es ift nicht ein Kampf zwifchen zwei Parteien, es ift ein 
Kampf zwifchen zwei Civilifationen, dem wir beiwohnen. Es ift ber 
Begriff der vollfommenen Unterwerfung des Individuums unter den 
Staat und der Begriff der individuellen Freiheit, die Idee, welche Rom, 
und jene, welche Die germanifchen Völfer vertraten, Die Civififation ber 
alten Welt und jene des Chriftentbums, die Despotie und die Freiheit, 
die noch einmal um bie Herrfchaft der Welt ringen. 
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Doch ſo drohend uns die Erſcheinungen dieſes Kampfes dünken 
moͤgen, dem endlichen Ergebniß koͤnnen wir mit Ruhe entgegen ſehen. 

Was in dem natürlihen Entwicklungsgange der Menſchheit liegt, 
das kann dur) die Verirrungen der Wiffenfchaft, durch Die Verbrechen 
Einzelner und die böfen Leidenfchaften ganzer Gefchlerhter verfpätet, aber 
nicht auf immer vernichtet werden. Wo man, wie in Frankreich, alle 
im Staate beftehenden Organismen zerftört, den Einzelnen an die Be: 
vormundung durdy den Staat gewöhnt und dem Volke fo zu fagen bie 
Fähigkeit fich felbft zu regieren genommen hat, faun ber Uebergang 
von dem jebt befolgten Syfteme zu anderen Einrichtungen nur allınd- 
lig geſchehen. 


Der Baum, ven man durch ein halbes Jahrhundert Fünftlich ber 


fchnitten, kann nicht in einer Nacht neue Aeſte treiben, und es wird 
lange dauern, ehe man ſich wieder feines Schattens erfreuen Tann. 
Es bedarf vieleicht überall der Zeit, ehe in den gegenwärtigen Einrich⸗ 
tungen des Staates Umgeftaltungen eintreten Tönnen, doch in dem 
Augenblid, wo man fi} von ihrer Nothwendigkeit überzeugt, ift auch 
nichts als Zeit dazu erforderlich, denn man braucht blos jene Fünft- 
lichen Mittel, womit man vie Entwidlung felbftftändiger Organismen 


im Staate zu verhindern fucht, aufzugeben, und dieſe Organismen ent- 


ſtehen von felbft. 

Wie die herrfchenden Begriffe des Alterthums über den Staat 
endlich zu jener Form geführt haben, unter welcher die Verwirklichung 
derfelben allein möglich ift, und wie in Sranfreih, wo man ganz zu 
denfelben Begriffen zurücigefehrt ift, die Erneuerung des Cäfarismus 
lange vor dem Decemberereigniß mit der größten Gewißheit voraus- 
zufeben war; fo kann man, in fo fern wir uns über bie Bedeutung, 
die man ben Begriffen Freiheit, Gleichheit und Nationalität gegenwär- 
tig beilegt, nicht getäufcht haben, mit der größten Sicherheit voraus- 
fagen, daß ung die Macht dieſer Begriffe nothwendig zu jenen Formen 
führen werde, die wir aus der Natur der Sache und der Erfahrung 
als die einzigen erfennen müflen, unter welchen die Verwirklichung des 
Prinzips der individuellen Freiheit möglich if. Darin Tiegt eben der 
Einfluß, welchen die herrfchenden Begriffe auf den Staat aus- 
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üben, daß fie immer die Formen erzeugen, unter welchen bie 
Berwirklichung berfelben möglich if. 

Nicht der Untergang, fondern die Vollendung der chriſtlichen Ge- 
fittung ift e8 Daher, der wir entgegengehen. — Je größer uns die Ge⸗ 
fahren fcheinen, welche das folge Schiff unferer Gefittung im gegen- 
wärtigen Augenblide umgeben, je wilder die Brandung droht, defto ficherer 
find wir, daß wir uns dem. Geftade nahen. 

Sn wie fern ed mir. gelungen, dem Leſer meine Ueberzeugungen 
- mitzutheilen, und ob. diefe Arbeit etwas dazu beitragen wird, Die in der 
Staatswiſſenſchaft herrſchende Verwirrung der Begriffe aufzuklären, 
ift mie unbefannt; doch eben die Größe jener Verwirrung, in deren - 
Mitte wir uns befinden, das allgemeine Bedürfniß, aus einer Stellung 
herauszufömmen, wo Jeder Alles, was ihm heilig ift, bedroht fteht, 
gibt uns die Gewißhelt, daß wir und dem Augenblide der Löfung un- 
ferer Schwierigfeiten nahen. — Vielleicht bedurfte es all der Leiden, 
all der fchmerzlichen Enttäufchungen der letzten Zeit, ‚damit wir zur 
Meberzeugung fommen, daß die Bahn, welche die Wiflenfhaft und 
Staatskunft durch Jahrhunderte befolgt, eine irrige fei, doch eben biefe 
Ueberzeugung tft der erfte nothwendige Schritt, der uns einer befleren 
Zufunft entgegen führt, denn was Alle fuchen, wird immer auch ge: 
funden werden. on 

Schwere Leiden mögen uns noch bevorftehen; in dieſer großen 
Schlacht, wo fi das Iegitime Königthum und der Cäfarismus, die 
conftitutionele Monarchie und die despotiſche Gewalt der numeriſchen 
Majoritäten, die Republik, wie fie in Amerifa befteht, und die Poöbel⸗ 
herrfchaft ver Hauptftädte, wo fih Alles, was auf das Recht begrün- 
det ift, und Alles, was ſich nur auf materielle Gewalt beruft, gegen- 
über ftehen, mag der Kampf noch lange unentſchieden bleiben; doc 
ber Sieg gehört ficher jener Sache, für die alle ebleren Gefühle der 
Menſchen zu Felde ziehen, denn nur auf fittlichen Grundlagen und 
durch reine Hände kann d | e einer dauernden Zukunft errichtet 
werben. 











Drud von F. A. Brockhaus in Leipzig. 
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